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Indem ich dein Publikum in dieser dritteft 
Abtheilruig die Fortsetzung Und ä€h J&iluJfe 
der Staatsverwaltungslehre tibergebe, 
daube ich, in soferne vielleicht Manther nach 
Ansicht der Inhaltsanzeige einige Hauptmo- 
mente auf ser Acht gelassen vermuthen könnte» 
zum voraus aufmerksam darauf machen zu 
missen, dafs die Tbätigkeit des Staats für die 
Bildung sowohl, als seine Thätigkeit für 
en Wohlstand seiner Glieder (was man 
>nst unter der Staatswirthschaft im weiteren 

* 

Jine zu verstehen pflegte) , — in wieferne 
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konsequente Tendenz auf den wahren 
Staatszwek die erstere und leztere Klasse der 


Wirksamkeit des Staats anspricht , — von mir 
in das Gebietb der Polizey gewiesen, und 
dafs in dem , diesem Zweige der Staatsverwal- 
tung gewidmeten , (fünften) Abschnitte die 
Motive dieser Einreihung zu finden seyen. 

Dafs im Systeme der Staatsverwaltung 
dem Finanzwesen die lezte Stelle ange- 
wiesen ist, hat seinen natürlichen Grund darin, 
weil er$tn&qh vprgängiger vollständiger Zeich- 
nung atyer, zur Erreichung des Staatszweks 

* 

erforderlichen , Wirksamkeit , was in die Kate* 
§ojie des Staatsbedarf s aufzunehmen sey ? sich 
bestimmen , und ein genuiner Maßstab .fiir 
die Gröfse des Staatsbedarfs sich fixiren läfst; 
weil vor allein vollständig bestimmt seyn mufs, 
was die Regierung, .um ihrer Bestimmung, zu 
genügen, zu leisten habe? ehe bemessen wer- 
den kann , welche Bey träge sie , damit sie den 


Anforderungen an sie zu entsprachen wmöge» 
au verlangen berechtigt sey?/ - 
,. J$, jffiwgejr ( äj>ngens, di^ einzelnen Afa 
schnitte dieses Systems» aU voi£ Zeniralpünktt 

* 

auskonstruirteTheile ein es Ganzen» unte* 

sich verkettet sind, desto dringender mufs ich 

» 

bitten» hey Beurtheilung der einzelnen Ab- 
schnitte nie den Standpunkt dieses Ganzen 
aufser Acht zu lasssen; und je wesentlicher 
die Art und Weise , wie hier die Polizey und 
das Finanzwesen bearbeitet sind» von der bis« 
her gewöhnlichen Behancüungsweise dieser 
Zweige der Wissenschaft differirt , desto mehr 
mufs ich wünschen, dafs einseitige Gelehrte 
imGebiethe der Polizey- oder der Staats wirth- 
Schaftswissenschaft das Publikum und mich 
mit absprechenden Urtheilen ihrer Art ver- 
schonen möchten. 

Hiermit empfehle ich dieses Werk zur 
wohlwollenden Aufnahme $ und die darin 
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gemacht«« t'öWtWäg^ iöi Talle sjc sich 
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als wohl begründet imd dem Wohle der 


Menschheit smtÄgiich bewähret! sollten / zur 
«mdlUt^n, aüP ^Tifcsds wirksamen, Be- 
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Fünfter Abschnitt. 

Von der Polizeygesezgebung und Ver- 
waltung. 

T i t e 1 I. 

Von der Polizeygesezgebung, 

Notwendigkeit — Begriff — Zwek — Sphäre—- 
allgemeine und besondere Prinzipien— Theile und ' 
Hauptobjekte der Polizeygesezgebung, 

§• 511. 
Indem die Staatsgewalt durch die uivil- 
gesezgebung den Staatsgliedern die Normen 
der Verträglichkeit ihres gegenseitigen Freyheits- 
gebrauchs zu erkennen gibt, und einen zurei- 
chenden Mafsstab ihres Rechtsgebieths unter 
allen Verhältnissen vorhält, aber auch durch die 
Civilrechtspflege das, in concreto etwa 
streitig gewordene, Recht eines Jeden unverzüg- 
lich reguliert, und so das gesezmäfsige Rechtsge* 
bieth Aller gegen ungegründete Einsprüche 
oder entstandene Kollisionen sicher stellt, ist 
unstreitig e i ri e der Hauptbedingungen der Er- 
reichung des Staatszweckes von ihr realisirt» 
Indem überdiefs die Staatsgewalt der nächsten 
Quelle möglicher Verletzungen des Rechts, 
nämlich dem rechtswidrigen Willen und der 


4 

rechtsgefährlichen Unbesonnenheit, durch die 
Strafgesezgebung unmittelbar entge- 
genwirket, und diesem ihrem Wirken durch 
die Straf r e chtspf leg e den möglich höch- 
sten Grad von Kraft und Ausdehnung gibt, hat 
sie zur Begründung und Handhabung der recht- 
lichen Sicherheit des Staats und seiner Glieder 
unstreitig viel geleistet , dem Ziele ihrer Be- 
stimmung sich wesentlich genähert: jedoch im- 
mer nur genähert; denn vergebens würde die 
vollständige Geltung des Rechts als das Produkt 
einer , auf jene beyden Verwaltungszweige allein 
beschränkten, Thätigkeit erwartet werden. Die 
Vollständigkeit jener Rechtsgeltung, wel- 
che durch die Macht des Staats bewirkt werden 
soll , ist unverkennbar an weitere Bedingungen 
geknüpft , und so lange irgend eine dieser Be- 
dingungen, welche von der Staatsgewalt reali- 
sirt zu werden vermag , unerfüllt ist , hat lez- 
tere entschieden ihrer Bestimmung noch nicht 
genügte 

§.'512. 
Es sey auch die Strafandrohung noch so 
streng, und die Hoffnung auf Straflosigkeit, so 
viel möglich , aufgehoben , die Menschen sind, 
wie di^ Erfahrung lehrt, eines solchen Grads 
von Bosheit »Leidenschaft, und selbst von Unbe- 
sonnenheit fähig, der sie, selbst des bewufsten 
kommenden Uebels nicht achtend, zum Begehen 
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von Verbrechen forlreifst: in jedem Falle eines 
begangenen Verbrechens aber ist der Zwek des 
Staats vereitelt, die dem Staate obliegepde 
Schnzpflicht nicht erfüllt, und ihr wird, we- 
der durch Bestrafung des Verbrechers , noch 
durch den Ersaz des Schadens f wo auch dieser 
möglich ist , vollkommen Genüge geleistet. Je 
seltener jedoch die volle Reparation der zuge- 
fugten Verletzung möglich ist, desto deutlicher 
erhellt die Unzulänglichkeit der Strafandrohung 
allein, um die Schulpflicht in ihrem ganzen 
Umfange auszufüllen — die Strafzufügung sezt 
ohnediefs schon die Verletzung des Rechts» und 
in ihr den Mangel der gefordertem Sicherheit 
voraus — und desto deutlicher ist durch die 
Bestimmuno; der Staatsgewalt ihre Verpflichtung 
ausgesprochen, weitere, ihrer Kraft mögliche, 
Mittel in Wirksamkeit zu setzen, wodurch die 
Verletzung irgend eines Rechts unmöglich ge- 
macht, das Begehen eines Verbrechens behin- 
dert, also- seiner Existenz so vorgebeugt 
zuvorgekommen werde, dafs der, in der 
Wirksamkeit der Strafandrohung erscheinende, 
Mangel ersezt sey. — Das Recht der Staatsglie- 
der, sein Besiz und Genufs ist überdiefs nicht 
etwa nur gefährdet durch den möglichen rechts- 
widrigen Willen und die mögliche Unbesonnen- 
heit, sondern allerdings auch durch willenlose 
Naturgewalt, in soferne auch von dieser Stö- 
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rangen im Besitze und Genasse des Rechts, 
und Beschädigungen der Person und Habe von 
mancher Art zu befürchten sind, und es ist also 
die Rechtssicherheit der Staatsglieder durch den 
Schuz gegen solche mögliche Störungen und 
Beschädigungen in gleichem Grade bedingt, wie 
durch den Schuz gegen die Aufserungen des 
rechtswidrigen Willens und der Unbesonnenheit, 
Ist es nun Bestimmung der Staatsgewalt, das 
Recht der Staatsglieder vollkommen und in jeder 
Hinsicht zu sichern , so hat sie unleugbar auch 
die gleiche Verbindlichkeit , wie der Gefahr auf 
rechtswidrigem Willen und Unbesonnenheit, so 
auch der Gefahr aus blofser Naturgewalt in dem 
höchsten Grade ihr möglicher Wirksamkeit 
zu begegnen, und da der, der Sicherheit der 
"Staatsglieder drohenden, Gefahr der lezteren Art 
weder durch die Civil * und Strafgesezgebung, 
noch durch die Civil* und Strafrechtspflege ent- 
gegengewirkt wird , so kann die Notwendigkeit 
eines weiteren Wirkungskreifses der Staatsgewalt, 
damit diese ihrer Bestimmung entspreche, um 
so weniger einem Zweifel unterliegen« 

§, 515. 
Als eines der durchgreifendsten Mittel, die 
Wirksamkeit der Strafgesezgebung zum Behuf* 
der Sicherung des Staats und seiner Gliedergegen 
Verletzungen zu ergänzen , stellt sich auf den 
ersten Anblik dar ein , jeder auf das Begehen 



eines Verbrechens gerichteten Hattdftntg «ange« 
gen zustellen der 9 zureichender p h y £ i $chr er 
Zwang , d. i. die stäte Bereitschaft und Wirk- 
samkeit einer , der Vereitlung jedes, auf die 
Existenz eines Verbrechens ausgehenden , Ver- 
suchs oder Unternehmens gewachsenen , phy- 
sischen Kraft, um vermittelst ihrer in allen 
den Fällen 9 in welchen der vorhandene psy- 
chologische Zwang den rechtswidrigen Wil- 
len an sich nicht wirklich zu unterdrücken, 
die zur Sicherheit Aller erforderliche Beson- 
nenheit nicht zu erzeugen vermochte, wenig- 
stens den faktischen Ausbruch des rechtswi- 
drigen Willens, die rechtsgefahriiche Th st- 
au fs e r u n g der Unbesonnenheit zu tfcbterdniik- 
ken, oder doch in ihren Fortschritten äu> hem- 
men. Es kann nicht mifskaent werden', dafs 
durch eine Wirksamkeit der unterstellten Art der 
Existenz von Verbrechen am sichersten' frorge- 
beugt« die Rechtssicherheit des Staats und sei- 
ner Glieder am kräftigsten gehandhabt zu wer- 
den vermöge» dafs sonach dife, um dieser Si- 
cherheit willen vorhandene, Staatsgewalt die Ver- 
pflichtung habe, zu dem, unserer Voraussetzung 
nach bereits realiszrten, psychologischen 
•Zwang den eben unterstellten physischen 
Zwang hinzuzufügen. Es würde mit dieser Ver- 
anstaltung auch die Staatsgewalt ihrem Zwecke 
, vollkommen genügen, wesm es ihr nur möglich 
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wäro, .jedes Unternehmen eines Verbrechens, 
weiches künftig gewagt werden könnte, be- 
stimmt vorherzusehen, und die für den unter- 
stellten Zwek nÖthige Kraft in dem zureichen- 
des Mafse aufzubringen, um an allen Orten im 
Staute j und in jedem Momente der Zeit , jeden 
Versuch eines Verbrechens ohne Ausnahme ver- 
-mitteUt physischen Zwanges vereiteln zu kön- 
nen. Um der physischen Zwangsmacht eine sol- 
che Ausdehnung zu geben, würde sicher ein 
-uWrrn äfsiiges Opfer von Kraft auf Seite der 
. Staatsglieder gefordert, und, gesezt, dafs auch 
das Volk solches leisten wollte und könnte« so 
bliebe 1 die Erreichung jener Absicht dennoch 
-immer:;!*) soferne zweifelhaft, als Menschen 
anfser Stand sind, künftige Äusserungen freyer 
Wesen vorherzusehen. 

: : , ■ $.514. 
••::. Demzufolge ist die Staatsgewalt, nm den- 
noch ihrer Bestimmung zu entsprechen, ohne 
jenes-übermäfsigen Opfers zu bedürfen, verbun- 
den, diejenigen Mittel in Wirksamkeit -zu setzen, 
durch -welche (neben und mit dem psychologi- 
schen Zwange) selbst die Gefahr des Eintreten^ 
verbrecherischer Versuche und Unternehmungen 
ja selb.-t blofser Recbtskottisionen , die eben- 
mafsig im .Staate nicht statt finden sollen, so 
viel möglich vermindert und* beseitigt werde, 
der Staatsgewalt zu Gebothe stehenden. 
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wirksamsten Mittel Site' diesen "Zweie sind i 
Erstens die Führung einer ununterbrochenen, 
für den Seh uz, des Hechts thätigen, Aufsicht auf 
alle diejenigen Handlungen, Geschäfte , Verhält- 
nisse und Ereignisse, bey welchen ohne diese 
ordnende und vorbeugende Aufsicht, Beschädi- 
gungen, Störungen und Verletzungen des Recht! 
wahrscheinlich zu befürchten wären. Zwey» 
t e n s , die Beseitigung alles dessen, was seiner Nar 
tur nach unmittelbare Gelegenheit oder Veranlas- 
sung zu Störungen oder Verletzungen des Rechts 
gibt, oder solche erleichtert, oder den Schux 
des Rechts erschwert« Endlich drittens die 
Verstopfung der mittelbaren, entf erntereif 
Quellen von Rechtskollisionen und Verletz urigen, 
durch Entfernung alles dessen, woraus nach der 
Natur des Menschen , in der Regel die Rechts- 
Widrigkeit seines Willems npd die Unbesonnen- 
heit in seiner Handlungsweise hervorgeht. — 
Sehr grofs und umfassend ist freylich der hier- 
durch für die Staatsgewalt sich öffnende Wir- 
kungskreis: aber es ist unverkennbar , dafs in 
demselben Grade, in welchem sie diese, eben 
angezeigten, Mittel in Wirksamkeit sezt, {He 
Gefahr des Eintretens Rechte störender oder 
verletzender Versuche und Unternehmungen 
vermindert , also auch die Staatsgewalt in dem- 
selben Mafse fähiger werden mässe , mit völlig 
verhältnifsmäfsiger Kraftanstrengung den weni- 
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tat Sprachgebrauch bezeichnet wird, und et ge- 
schieht lediglich au» Nachgiebigkeit für die Allge- 
meinheit des Sprachgebrauch» , wiewohl sehr ungern, 
dafs auch ich mich diese« (fremden und schwankenden) 
Ausdruks bediene. Für die Adoption de», von Hm» 

Butte beliebten Zusatzes „Einwohner -Ord- 

» ... 

nungspflege" finde ich keinen befriedigenden 
prund ; denn entweder bezieht sich jener Zusas auf 
die Einwohner des Staats» als solche Überhaupt, und 
dann ist er überflüssig , weil es sich Ton selbst ver- 
steht» dafs der Staat nur unter seinen Einwohnern 
Ordnung zu begründen und zu erhalten habe ; oder er 
bezieht sich nur auf das Beysammen wohnen der 
Staatsglieder in besonderen Orten (z, B. in StUdten 9 
Flecken, Dörfern), und dann ist die Beziehung nicht 
umfassend genug , da auch in jedem , ganz unbe- 
wohnten, aber besuchbaren Theile des Staats so gu{» 
wie auf offenen. Strafsen aufser den Städten und Dör- 
fern die Ordnung im oben erwähnten Sinne gehend- 
habt werden mufs, ■ — TJebrigens wird man bey eini- 
ger Reflexion über den in den $. }. 5i2 — 5i5 an- 
gegebenen , Zwek und Umfang der Polizey Grund ge- 
nug für die Wahrheit der Behauptung finden, dafs 
dieser Zweig der Staatsverwaltung alle übrigen an 
Wichtigkeit wie an Umfang Übertreffe, und dafs 
demnach, wenn unter den verschiedenen VerwaU 
tungszweigen durch das Mafs ihrer Wichtigkeit in 
Beziehung auf den Staatszwek eine Rangstufe be- 
gründet werden sollte, derfolizey, wenigstens unter 
allen Zweigen der inneren Verwaltung, entschie- 
den der Vorrang gebühre, indem ihr keiner der lez- 
teren in der angegebenen Hinsicht gleich kömmt. — 
$chade nur! da£s so wenige Folizeyen durch die Art 
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de» Bfhandelns ihres Objekts diesen Vorring fak- 
tisch verdienen) indem die wenigsten ihre Sphäre 
wirklich zu keuneu scheinen, keine aber dieselbe aus- 
füllt. 

§. 51fr 
Dtet" Inbegriff sowohl derjenigen Nornjen 
(üt die Handlungsweise der Staatsglieder als aucK 
der Bestimmungen aller der Veranstaltungen uAd 
Mittel, durch deren Befolgung und Wirksam« 
keil (mit und neben der Civil- und Straf reöh'ts- 
pHege) jede Gefahr für das Recht im Inneren 
des Staats beseitigt, die Integrität des gesezittäs- 
sigen Rechtszüstandes verbürgt, also die Ord- 
nung (im oben bestimmten Sinne) im Inneren 
des Staats vollendet werden soll ; die Zeichnung 
und Regulierung alles dessen, wodurch die Er- 
reichung des, im Endzwecke des Staats ent- 
haltenen, Mitte lzweks der Polizey bedingt 
ist, heifst die Po jizeygesezg eJbung. — 
Dafs die Staasgewält denjenigen Wirkungskreifs 
welchen der Sprachgebrauch mit dem Namen 
Poiizey bezeichnet, ausfüllen müsse, ist voraus 
nachgewiesen. . Damit aber ebeii dieser Wir- 
kungskreifs seinem Inhalte und Umfange 
nach bestimmt sey , damit die , zur Aus- 
füllung desselben erförderliche , Thätigkeit 
zwekmäfsig angeregt werde, und ein bestimm- 
tes Regulativ habe, damit diese Thätigkeit 
denjenigen Impuls und diejenige Richtung er- 
halte, wovon die Erreichung ihres Zweks die 
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notwendige Folge seyn müsse , und ohne wel- 
che jene Erreichung unmöglich wäre, kurz zu 
sagen, damit es auch dem hier unterstellten 
Zweige der Staatsverwaltung nicht an einer si- 
cheren Basis und bestimmt bezeich- 
neten Bahn fehle, (damit auch die Polizey- 
p r a xi s eines Staats nicht ohne zureichende, sie 
positiv leitende , Theorie sey), ist das Da- 
seyn einer vollständigen Polizeygesezge* 
bung unerlafsliche Bedingung, und in ihrem 
Mangel , oder in ihrer Lückenhaftigkeit linden 
die (in der Anmerkung zum vorigen §. beziel* 
ten) Polizey Verwaltungen zureichende Entschul- 
digungsgründe. 

Anmerkung. Viele meiner Leser möchten mir wohl 
gerne das Nachweisen der Noth wen digkeit einer 
vollständigen Poliseygesezgeburtg erlassen haben: Aber 
wie viele Regierungen gibt es denn» welche Jena 
Notwendigkeit praktis ch anerkannt haben ? Und* 
hat doch erst im Jahre 1809 in einer gewissen Lit* 
teraturzeitun" der Rezensent eines» in das Fach der 
Polizey einschlagenden » Werkes sich nicht geschämt, 
zu behaupten , dafs es eigentlich gar keine Polizey« 
gesezgebung geben könne ! f ' 

§. 517. 

Anregung und zwekmäfsige Leitung 
derjenigen Wirksamkeit, wodurch (in Verbin- 
dung mit der Civil- und Strafrechtspflege) jeder 
Störung und Verletzung des Rechts, jeder Be- 
schädigung der Person und Habe eines Staats* 




glteds (im Inneren des SlaatK) mit sicherem 
Effekte vorgebeugt, oder -wenigstens jede sol- 
che» wenn sie unabhaltbar hereingebrochen ist, 
in den -eagsten Schranken gehalten werde, isU 
dasjenige, dessen Vorstellung , die Polizeyge- 
sczgebirag üa retflisiren, bestimmen ruufs , die 
der eigentliche Z w e k djesoa Zweigs der Gesez- 
gebnng. — Normirung und BegulieruugaHesdesv 
sen, wodurch die Erreichung dieses ihres 
ZwekfiiÄedingt int, gehört zurSphäre derPo- 
lizeygesezgebung; alles andere liegt au f ser 
ihren Grenzen. Einheimisch nnd zuläfeig in 
ihrem Gebisthe ist also nur jede (aufser den, 
durch die Civil- und Strafgesezgebnng bereits en t- 
' schöpften , Rüksithten -nöthige) 'Büksicht auf 
alles und jedes , -wodurch die Rech tssich er- 
be i t der Staatsglieder , einzeln und in ihrer 
Gesammtheit, gefährdet, und die möglichst 
vollkommenste Beseitigung jeder solchen 
Gefahr bedingt ist- Ausgeschlossen von ihrem 
Gebiethe ist dagegen jede Büksicht auf direkte 
Beförderung, z. B. desGlüks, der Bequem- 
lichkeit, des Vergnügen», der Religiosität u. s. w. 
der Staatggüederj denn alle diese Dinge liegen 
nicht im Endzwecke des Staats , können sonach 
auch nicht vom Zwecke der Polizey — der nur 
ein Mittelzwek für jenen Endzwek seyn 
kann — umfafst, mithin auch nicht zuläfsige Ob- 
jekte ihres Erstreben* seyn. Der Staat räum« 
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Hör j'efle Gefahr ftlr i*$ Recht hinweg, und 
sichete den rechtlichen Erwerb« und den recht-* 
liehen Genufs des Erworbenen gegen jede Be- 
hinderung , Störung und Beeinträchtigung, und 
es werden sich alle jene Dinge bey der 
rechtlich • freyen Thütigkeit der -Staatsglieder 
selbst unfehlbar in einem ungleich höheren 
Mafse linden, und der Staat selbst wird sie durch 
Konzentrirung seiner Kraft auf jene Sicherung 
des Rechts ungleich wirksamer mittelbar un- 
terstützen, als wenn er auf ihre unmittel- 
bare Beförderung einen Theil seiner Kraft ver- 
wendet, die, der Sicherung des Rechts entzo- 
gen, die allererste Bedingung alles Glüks 
und Vergnügens, aller Bequemlichkeit u, s. w. 
unerfüllt lassen mufs. 

An'merkbng. Die kommende Erörterung 'wird den zu«, 
reichenden Beweia liefern, dafi die Aufgabe der, 
auch auf den oben von mir bestimmten Zwek 
beschränkten , Polizey von einem solchen Umfange 
sey, dessen vollständige Entschöpf ung ohne die höchste * 
Xraftansirengung 3es "Staats unmöglich ist* Wenn 
41 un die Reälisirung dieses Zweks der Polizey an 
eich schon alle (von den andern Verwaltungszwei* 
£eta noch Übrige) Spannkraft des Staats in Anspruch 
nimmt * so könnte, offenbar ein Theil dieser Kraft nur 
auflösten der Rechtssicherheit für die 
oben genannten heterogenen Zwecke verwendet 
werdeu > also nur mit Versäuronifs der Pflicht» 
welche auf jeden Fall die erste ist, und et würde 
also' das Wenige , was mit der einen Hand gereicht 

werden 
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Werde« k3nnl«, durch den Verlust, der im' dem 
Entziehen der anderen erwächst, sicher libeiwogen.— , 
Kann man wohl lagen , dir« irgend eine det Regie* 
rungen, welche so grofsmUthig für die Wohlfahrt, 
die Bequemlichkeit, du Vergnügen ihrer Untertha- 
nen , fUr Verschönerungen u. s, w. torglen und ver- 
wendeten, den RcehtunfVjtderuögen an sie voll- 
kommen genügt habe? Muh man nicht vielmehr 
glauben , dul'i jene Bemühungen und Verwendungen 
Mols dazu bitten dienen sollen, um d«a, durch den 
Anblik det erbärmlichen Rechts zustandes beleidigte^ 
Aug und Gefühl tu blenden und zu bestechen]?—-- El 
ist, wie ich in det Vorrede zur ersten Abtheilana' 
schon einmal bemerkt habe,. in der Thal noch nicht 
die Zeit für die Regierungen gekommen, wo es ihnen 
vergönnt wäre, die Kräfte der Staaten aufzwecke 
det Edel- und Gtofimuth zu verwenden, indem 
jene für den Zwek de* Rechts noch nirgends au er* 
klecken scheinen, 

fc 518. 
Dals der, im vorigen §. bezeichnete, Zwek 
der Polizeygesezgebung* ihre ganze Sphäre hin- 
durch» bestimmt festgehalten werde, ist durch 
die Natur der Sache selbst gerechtfertigtes Prin- 
zip aller Polizeygesezgebung, welches allen an- 
deren um so mehr vorausgestellt zu werden ver- 
dient, je entschiedener durch dessen Befolgung 
die Befriedigung der obersten und allgemeinsten 
Anforderung an sie, nämlich die Forderung 
ihrer durchgängigen Zwekm äf sigkeit be- 
dingt. , und je weniger in den , in der Erfahrung 
Hehr Sujtskui.it, III, Abth, % 
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gegebenen $ Polizeygesezgebnngen «lieber For- 
derung wirklich genügt ist. Keiner Norm / kei- 
. ner Anordnung und Verfügung darf demnach in 
der Poiizeygesezgebung Raum gegeben werden, 
welche sich nicht als Mittel für ihren bestimm- 
ten Zwek bewährt hätte, denn nur daher kann 
sie ihre innere Sanktion erhalten , eben darauf 
beruht die Bedingung ihrer inneren Gültigkeit, 
und der Zulässigkeit ihrer Aufnahme in diesen 
Zweig der Gesezgebung. — Tauglichkeit 
der Mittel für den bezeichneten Zwek der Po- 
iizeygesezgebung ist, der Natur der Sache nach, 
die zweyte Bedingung der Zwekmäfsigkeit der 
lezteren , woraus , als weiteres Prinzip für die* 
selbe der Grundsaz hervorgeht: Unter den mög- 
lichen , für ihren Zwek ihr zu Gebothe stehen- 
den , Mitteln nur diejenigen zu wählen, welche, 
den Forderungen des Rechts genügend, am 
leichtesten, abei auch am sichersten zu 
ihrepi Ziele führen müssen, daher in gleichem 
Grade der Klugheit entsprechen. Die Klassen 
der, von der Poiizeygesezgebung zu wählenden, 
Mittel sind nun zwar bereits in den §. §. 513 
und 514 angegeben , und werden in der Folge 
näher entwickelt werden; hier scheint es mir 
aber nöthig, auf einige Rüksichten besonders 
aufmerksam zu machen, durch welche die Wahl 
und Detailbestimmung der tauglichsten Mittel 
für den unterstellten Zwek überhaupt bedingt ist. 
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§.-519. 

tn sofern e nämlich durch die Polizey jeder 
Störung und Verletzung des Rechts vorge- 
beugt, zuvorgekommen werdet! soll, wird 
die Gesezgebung nicht umhin können > auch 
den. an sich zulässigen* d. i* mit der Möglich- 
keit der Freyheit Aller nicht unmittelbar 
kolüdirenden, Frey hei tsgebrauch der Staatsglie- 
der in mancher Hinsicht fcu modifiziren und zu 
beschränken, um selbst die, ohne diese Modi« 
ßkation durch jenen Freyheitsgebrauch gegebene, 
G e fahr der Störung und Verletzung zu beseiti- 
gen. Gerade aber hiebey läuft die Gesezgebung 
selbst am meisten Gefahr, statt Rechtsstörungen 
und Verletzungen ztt verhüten, selbst das Recht 
zu stören und zu Verletzen, statt die Freyheit 
gebührend fcu schützen , sie ungebührlich zu 
unterdrücken, und einen wahren Despotis- 
mus zu begründen , der um so drückender seyn 
tnufs, je reizbarer und empfindlicher der natür- 
liche Frey^eitssittn der Menschen auf seiner 
äufsetsten Scheidelinie zwischen dem erlaubten 
und unerlaubten ist» und je mehr sich derselbe 
jedem unnöthigen Überschreiten dieser Linie 
au seiner Beschränkung entgegensträubt. Eben 
diese Scheidelinie nicht ungebührlich zu über- 
schreiten d, i. den an sich zulässigen Freyheits- 
gebrauch der Staatsglieder nicht weiter zu be- 
schränken, als es um der Erreichung des be- 
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stimmten Zweks der Pollzey willrn erlieiw^clit 
wird» ist so äufserst schwer, und doch um des 
angeführten Grundes willen so sehr notwen- 
dig. — Folgende Prinzipien dürften , nach mei- 
ner Überzeugung, der Polizeygesezgebung das 
Auffinden der gesuchten richtigen Grenze er- 
leichtern, und sie gegen die bezeichnete Gefahr 
am meisten sichern : E rst e n s darf sie nie aufs er 
Acht lassen» dafs das Bestehen des Rechts eines 
Jeden bedingt sey durch die Möglichkeit des 
Bestehens auch des wirklichen Rechts jedes 
anderen, dafs demnach in der Regel nie das Recht 
des^Einen geschüzt werden dürfe, auflösten 
des Rechts des Anderen: (Nur der absolute Kol- 
lisions- und Nothfall kann eine Ausnahme" be- 
gründen.) Zweytens der an sich zulassige 
Freyheitsgebrauch der Staatsglieder darf nur 
dann beschränkt werden , wenn, oliire diese Be- 
schränkung, durch jenen die Gefahr einer 
Rechtsstörung oder Verletzung, bis zum Grade 
der Wahrscheinli chkeit begründet, 
also nicht blofs eingebildet, oder auch nur denk- 
bar ist: Drittens: dafs unter jener Voraus- 
setzung die Beschränkung des an sich zulässigen 
Freyheitsgebxauchs nicht weitergehen dürfe, als 
sie zur Beseitigung der W a h r s c h e i n 1 i c h k e i t 
der Gefahr gefordert wird (denn um alle denk- 
bare mögliche Gefahr aufzuheben, müfste 
schlechterdings alle Freyheit aufgehoben wer« 
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den.) Viertens: endlich, dafs die blofse Er- 
leichterung des um der Erreichung ihres Zweks 
willen nöthigen, Geschäfts der Polizey, oder deren 
Gemächlichkeit, nie ais zureichender Grund gelten 
könne von denStaatsgliedern auch nur das geringste 
Opfer von ihrem t mit dem Bestehen der Freyheit 
Aller nicht unmittelbar unverträglichen, Prey- 
heitsgebrauche zu forderen. — Es wird in der 
Folge Gelegenheit geben, um von diesen Prin- 
zipien Anwendung zu machen, und die Richtig« 
keit derselben zu bewähren, 

.Anmerkung. Dafs die meisten Polizey Verwaltungen ihre 
Sphäre ungleich seltener vollständig ausfüllen, als 
die Grenze derselben überschreiten, und in wahren 
Polxzeydespotiftnus ausarten* ist ein hingst beklagtet» 
aber bis auf -diese Stunde , leider ! eher noch vermehr- 
tes» a^s vermindertes Uebel, und es wäre ein leich- 
tes , mehrere zur Kegel gewordene Polizey Akte aufzu- 
zählen , die sich nur aus Rüksichten der Gemächlich- 
keit der Polizey erklären lassen, wejl sonst kein aus« 
reichender Grund für ihre Rechtfertigung zu finden 
ist i Es wäre jedoch in der That endlich einmal Zeit» 
den grellen Widerspruch, in welchem > unter jenen 
Voraussetzungen, dies erZweig der Staatsverwaltung mit 
.seiner eigenen Bestimmung erscheint, aufzuheben» und 
dazu mufs natürlich durph die Pplizeygesezge bung 
der erste Schritt geschehen ; er wird aber nur dadurch 
geschehen, dafs leztere die, im fi. angegebenen, Grund- 
sätze als vorzügliche Maximen ihres Verfahrens adop- 
tirt, und unverbrüchlich befolgt. 
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§. 520, 
Dafs der Staat, und also auch die Polizey, 
die einzelnen Staatsglieder nur unter sich, und 
.also jedes nur gegen andere, und überhaupt gegen 
äufsere Gewalt, nicht aber gegen sich selbst 
£U schützen und zu sichern habe , ist eine wei* 
tere für die PoUzeygesezgebung unerlafsliche 
Büksicht, auf Welche die Aufmerksamkeit aus- 
drüklich zu richten um so nöthiger ist, je mehr 
.sie» ob sie sich gleich von selbst verstehen 
dürfte, bisher vernachlässigt worden zu seyn 
scheint. Die unmittelbare Folge jener Prämisse 
ist: dafs die Polizeygesezgebung in Ansehung 
derjenigen Modifikationen der eigenen Thätig- 
keijt jedes Einzelnen in Beziehung auf sich 
selbst, wodurch das Bestehen seines Bechtszu- 
staudes bedingt ist , schlechterdings nicht befeh- 
len, keinen Zwang statuiren, sondern, wenn 
sie denn doch um des mittelbaren Einflusses 
jener Thätigkeit auf Andere willen darauf ein« 
wirken zu müssen glaubt, höchstens rat he n, 

> ■ 

und ihren Bath durch Gründe und Belehrung 
geltend zu machen suchen dürfe; denn jeder 
{Volljährige und seines Verstandes mächtige we* 
nigstens) ist Herr seiner ÄechtssphHre, und mufs 
darüber frey disponiren können, in sofernedio 
Wirkung dieser Disposition sich blofs auf ihn 
selbst beschränkt. — Dafs die Polizeygesezge* 
bung in dasjenige, was sich am bebten von selbst 
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macht« sich gar nicht mischen sollt«; da alles 
Zwanges sich enthalten müsse, wo nur Beleh- 
rungen fruchten» Drohungen aber verderben; 
in solche Dinge« welche ihr einziges kompetentes 
Forum nur in tLem Gewissen , dem Glauben, der 
Einsicht und Überzeugung eines jeden Indivi- 
duums selbst haben, sich jedes Eingriffes zu ent- 
halten, habe , intellektuell mündige Wesen nicht ' 
, als unmündige Geschöpfe behandeln dürfe u.s.w. 
sind fernere Rtiksichten, durch deren scharfe 
Beachtung die Zwekmäfsigkeit der Poiizeyge- 
sezgebung unverkennbar bedingt ist, und deren 
zureichende Gründe durch die angegebenen Mo- 
mente selbst zu deutlich ausgesprochen, sind» 
als dafs sie einer besonderen Nachweisung be- 
dürfen könnten, 

§. 52t 

Vollständigkeit ist die, der Zwekmäs- 
£igkeit zunächst stehende , allgemeine Anfor* 

jderung an die Polixeygtwezgebung ; dieser An- 
forderung aber wird dadurch genügt, daß die» im 

.§. £17 bezeichnete, Sphäre derselben ausge- 
füllt, d f i. dadurch, dafs alles dasjenige normirt 
und reguliert, dafs Jcein Mittel unbestimmt ge» 
lassen wirdi durch dessen Wirksamkeit die Er- 
reichung des, dem unterstellten Zweige der 
Staatsverwaltung eigenen , Mittelzweks bedingt 

. ist. Hiermit soll jedoch nicht gesagt seyn , dafs 
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jeder einzeln© Fall , welcher die Thätigkeit der 
Polizey um ihres Zweks willen ansprechen könn- 
te , mit allen seinen in concreto möglichen Mo- 
difikationen, von der Polizeygesezgebung be» 
rüksichtigt werden müsse $ — - eine Vollständig- 
keit derselben in diesem Sinne wäre ebenmäfsig, 
und zwar noch weniger möglich , als eine so ver- 
standene Vollständigkeit irgend eines anderen 
Zweigs der Gesezgebung — - sondern es wird 
durch die, im §. 516 bezeichnete, Bestimmung 
der Polizeygesezgebung nur gefordert dafs durch 
sie alle diejenigen Normen, nach welchen jedes 
Staatsglied seine Handlungsweise dem Polizey- 

i 

zwecke gemäfs einzurichten wisse, und alle 
diejenigen Regulative gegeben seyen, welche 
die Polizey Verwaltung in den Stand setzen» in 
jedem, ihre Thätigkeit erheischenden konkre« 
ten Falle, vermittelst einer richtigen Subsum« 
tion, dem Polizeyzwecke vollständig genügen 
zu wissen. Hat also die Polizeygesezgebung alle 
Vorschriften aufgestellt , bey deren Befolgung 
das Reehtsgebieth jedes einen Staatsglieds durch 
die Handlungsweise aller anderen ungefähr« 
det bleibt} hat sie die Mittel, von deren Wirk- 
samkeit die Sicherung aller Schuzgenossen gegen 
Störung und Verletzung ihres Rechts, gegen 
jede Beschädigung ihrer Personen wie ihres 
Eigenthums abhängt, ihren Klassen nach ent- 
schöpfend bestimmt, und endlich die Bedingun- 
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gen ihrer Anwendbarkeit überhaupt, und die 
besonderen Bedingungen der Anwendbarkeit der 
bestimmten Mittel jeder Klasse gezeichnet, so 
hat sie auch ihre Sphäre befriedigend ausgefüllt, 
somit der Forderung ihrer Vollständigkeit ent- 
sprochen. — Ein, für den Entwurf der Folizep- 
gesezgebung unerlafsliches, aber auch in einem 
hohen Mafse erleichterndes, Mittel, sich eines 
vollständigen Ausmessens der Sphäre dieses 
Zweigs der Gesezgebung zu sichern, ist die 
vorläufige Fixirung aller der Subjekte und O b~ 
jek te* welche durch die Poli^ey zu schützen 
und zu sichern sind , und alles dessen , woge^ 
gen die Polizez, damit ihr Zwek erreicht sey 9 
zu schützen habe« 

§♦ 522. 
Die von der Polizey zu schützenden S u b #* 
jekte sind 2 alle wirklichen a) und präsum- 
tiv - künftigen b) Glieder (Individuen) dt* 
Staats; alle, vom Staate anerkannten Personenv 
Gemeinheiten , als solche c); alle aktiven Or- 
gane des Staats , als solche, einzeln sowohl > als 
in ihren besondern organischen Verbindungen 
d); die Gesamt« theit der Staatsglieder, als zum 
Staate konstituirte juridische Person; und end» 
lieh Fremde, mit Erlaubnifs des Staats in seinem 
Gebiethe sich aufhaltende, Privat« oder offene 
liehe (z.B. Gesandte anderer Staaten) Personell« 
«~* Diejenigen Objekte, welche in Ansehung 
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dieserSubjekt^diePolizey ata schützen hat, sind, 
in Ansehung aller Individuen im Staate» die 
bey Erörterung der Civilgesezgebung durch den, 
in den §. §. 422 — 4^4 gezeichneten , Umfang 
des Privat- Personen- und Sachenrechts begrün- 
deten Rechte» also das Leben, die Gesundheit 
und Freyheit , die gesezmäfsige Sphäre der kör- 
perlichen und geistigen Thätigkeit , endlich der 
rechtmäßige ßesiz und der gesezmäfsige Ge* 
brauch und Genufs alles Sacheneigenthums: In 

• 

Ansehung der unterstellten Personen* Ge- 
meinheiten» die» vom Staate begründeten 
oder anerkannten» besonderen Standes* Corpo- 
rations- Gemeinheits* und Gesellschaftsrechte: 
In Ansehung der aktiven Orga ne des Staats 
(nebst den» diesen als Staatsgliedern überhaupt 
° zuständigen» Rechten noch besonders) die» ihnen 
durch die Konstitution oder durch die organische 
Gesezgebung übertragenen« besonderen Rechte; 
In Ansehung der Gesammtheit der Staatsglie- 
der » die Beständigkeit und Integrität der Staats- 
verfassung im Ganzen # wie in ihren Theileo: 
Endlich in Ansehung der Fremden, die diesen 
als rechtsfähigen Wesen und Weltbürgern über- 
haupt , oder in Gefolge besonderer Verträge und 
.Verhältnisse zuständiger) » Ur- oder erworbenen 
fechte. — Wogegen endlich die Polizey (um 
in der, neben der Civil- und Strafrech'tspftegfc 
erf ordetlkhen , Art die Sicherheit des Hechts 
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zu vollenden) zu schützen hat, sind, alle mög- 
N liehe , sowohl beabsichtigte Störungen und An- 
griffe ungezügelter Leidenschaft , als auch uar 
beabsichtigte , aber dennoch gefährdende , Um 
t ernehmungen Regelwidriger Nachlässigkeit , 
Unbesonnenheit und Unwissenheit von Seite dar 
Menschen» so wie alle, von Seite der leblosen, 
oder z war lebendigen * aber willenlosen Natur 
zu befürchtenden, oder unaufhaltbar wirklich 
hereingebrochenen Uebel, 

a) Darunter sind auch in gewisser Bezie- 
hung die legal abwesenden wirklichen Glieder, 
und die sogenannten cives fo.renses des Staats 
begriffen. 

b) Was ich darunter verstehe, ist bereits 
in der Note c) zum J. ^65 bemerkt. 

c) Dahin sind zu rechnen alle, vom Staat« 
anerkannten, besonderen Stande, Korporationen, 
Gemeinheiten und Gesellschaften, z, B. religiöse* 
Handlungs - Assekuranz - Gesellschaften u. s. w, 

d) Dahin gehören das Staatsoberhaupt» und 
alle von ihip angeordneten Beamten und Diener 
des Staats, als solche, einzeln* und in ihrem 
kollegialischen Verbände. , 

§. o%3; 

Es begreift sich von selbst , dafs die Pol$« 

zeygesezgebung nur dann auf den Karakter der 

Vollständigkeit gegründeten Anspruch habe f 

wenn sie alle diejenigen Normen festgestellt» 


28 

und alle diejenigen Mittel bestimmt hat, durch 
deren Befolgung und Anwendung (mit und neben 
der Civil- undStrafr^cbtspflege) die vollständig© 
Sicherheit des Rechtsgebieths aller eben be- 
zeichneten Subjekte, in Beziehung auf die be- 
bemerkten möglichen Störungen , Verletzungen 
und Beschädigungen desselben bedingt ist. In 
gleichem Mafse begreift sich aber auch, dafs alle 
jene postulirten Normen und 'Bestimmungen 
nicht willkühriich vereinzelt , oder chaotisch 
hingeworfen werden dürfen , .sondern vielmehr 
nach bestimmten , den Geist einer systema- 
tischen Ordnung erzengenden und erhalten- 
den, Prinzipien zu sondern und zusammenzu- 
stellen seyen. Diese Prinzipien bestehen darin: 
dafs erstens alle gleichartigen Normen und Mit- 
telbestimmungen zusammengestellt, urid,daraus 
eigene, von allem Heterogenen reine, Klassen, 
als eben so viele Theiie der Polizeygesezgebung, 
gebildet, und dafszweytens eben diese K las- 
sen selbst in einer natürlichen Ordnung einan- 
der angereiht werden. Das Prinzip der zuerst 
geforderten Ausscheidung ist gegäben durch die 
verschiedenen Mittelzwecke, durch dereit 
Realisirung die Erreichung des Gesammt z weks 
derPolizey bedingt ist, und alles dasjenige* 
wovon die Erreichung eines solchen bestimm- 
ten Mittelsweks abhängt, bildet, mit Aus- 
schliefsung alles anderen, eine eigene Klasse. 
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So Viele besondere d 4 i. spezifisch -differente Mit» 
telzweke sich demnach aus dem Gesainmtz wecke 
der Polizey entwickeln lassen, in so viele Ab- 
teilungen tmifs die Polizeygesezgebuttg zer* 
falten. Wie vielerley und welche die fraglichen 
Mittelzwecke seyen ? ist bereits in den $. $, 
513 und 514 angedeutet. Die Ordnung des 
Aneinanderreihen* der verschiedenen Abthei* 
lungen selbst scheint mir am schiklichsten 
bestimmt zu werden durch den näheren oder 
entfernteren Bezug, in welchem die Mittel- 
Zwecke zum Gesammtzwecke stehen, so, dafs 
also diejenige Klasse von Mitteln vorausgeht, 
wodurch den Störungen und Verletzungen des 
Rechts unmittelbar entgegengewirkt wird* 
dieser diejenige Klasse von Mitteln folgt, durch 
weiche die blöfse Gefahr des Eintritts von 
Störungen und Verletzungen vermindert und 
beseitigt werden soll, und diejenige Klasse von 
Mitteln schliefst, welche die Versiegnng der 
Quellen jener Gefahr, und damit der Ur- 
quellen von Rechtsstörungen ütid Verletzun- 
gen, damit aber auch zugleich die Begründung 
der Möglichkeit bezielen, dafs die beyden er- 
steren Klassen von Mitteln ihren Zwecken voll- 
ständig genügen können. 

Anmerkung. Bey der beynan* endlosen Menge der 
roaimichfaltigsten Materialien, welche die Polizeyge- 
itigabung zu umfanon hat, iit, Wenn diefi ändert 
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ittit Ordnung geschahen toll» fUr sie mehr, als Irlr 
jeden anderen Zweig der Gesezgebnng, daa Aufsuchen 
und Festbalten einet wahren und richtigen Thei- 
luhgsgrurtdes unerlafsliche Bedingung. Et ist 
möglich, data ich mich irre; aber mir scheint es, 
dafs alle bisher adoptirten Theilungtarten mehr oder 
minder willkUhrlich seyen , indem sie alle von 
Aufsendingen hergenommen sind* keine aber aus 
dem Wesen der zu th eil enden Sphäre telbtt ge- 
schöpft ist» oder, wenn auch eine diesem Wesen 
eich etwas ' nähert , dennoch dasselbe bey weitem* 
nioht entschüpft» Am unhaltbarsten ist die blofse 
Theilung nach den Objekten: diese gleicht in der 
That der Ordnung eines Kramladens , in welchem 
zwar auch die verschiedenen Kramwaareu in beson- 
dere Kästchen gebracht, aber diese Kästchen selbst 
übrigens auf die willkührlichste , oft sonderbarste^ 
Art neben - und untereinender gestellt sind , weil eä 
dem Kaufmanne gleichgültig ist , in welcher Ordnung . 
die Waaten stehen , Wenn er nur weils > wo er sie 
tu höhn habet Eine solche Ordnung kanh dem . 
Polizeygesezgeber unmöglich genügen , weil er seine 
Materialien selbst formen rnufs) und Weil das Prinzip 
seiner Abordnung zugleich Basis und Regulativ seiner 
trschaffung seyn soll, welche er keineswegs in den.« 
zu regulierenden Objekten selbst, sondern nur in_ 
seinem eigentlichen Zwecke finden kann, Welcher an 
den verschiedenen Objekten realisirt werden soll» 
Noch weniger kann ich mit den gewöhnlich gebrauch* 
teh Rubriken einverstanden seyn : denn z. B k der Aus* 
drnkt » Sicherheitspolizey " ist offenbar tautologisch, 
da der Ausdruk : „ Polizey " a n s i c h auf jeden Fäll 
die Wirksamkeit des Staats für Sicherheit schürt in 
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»ich begreift, und St ß. die sogenannten Innen- 
Religion*- Sanitati- Feuer- Waiser etc. 
Polizej-en sind durchaus von der sogenannten SU 
thcrbeilspolbey t die von jenen ausgeschieden juwet- 
deti pflegt i nicht' wtsentlicb verschieden, indem die 
»rtjvorgen.i asten Polizeyefl mit ihrer ganten Übrigen 
Sippschaft, die Sache scharf und richtig genommen, 
nicht» andere! , «is ebenmaftig Sicherheit bezielcu 
■Annen. Djese allseitig!) Sicherheit Ist der leite Ziel- 
punkt aller Funktionen der PolUcy , und ihr Hinstre- 
ben auf diesen Punkt ist gelade du gemein sam T 
^derselben, wodurch sie sich, alt an einem Ganten 
gehörig, karakterisiren t Aber die apec i Fi iche Ver- 
schiedenheit der Art nud Weise, in welcher, 
um jene« Totalprodukt hervortut ringen , gewirkt 
■würden muf«, die Verschiedenheit der Menge , wel- 
che, um su jenem Zielpunkte tu gelangen , zugleich 
eingeschlagen werden müssen, sind es, welche eine 
Theiiimg der Poliiey in verschiedene Z wei ge mir 
Vernünftig motiviren können« weil jede Theilung 
nur mm Zwecke hat) Unordnung und Verwirrung zu 
vermeiden, dadurch, dafs man spezifisch verschiedene 
Dinge ausscheidet, und die homogenen zu lamme n- 
reiht. Kann nun aber jene, um der Erreichung des 
Gesatamuweks der Poliiey willen geforderte Ver- 
schiedenheit in den Arte» des Hinwirkens auf diesen 
Zwei nur ans den, im G e t a m th t zwecke der Po* 
liiey enthaltenen, Mittelswecken erkannt Werden, 
iq kann such nur in lästeren der ei n&ig richtige w e- 
»entliche TbeÜnngsgrund der Poliiey in Terscbie* 
dene Zweige . gefunden werden, und geht min von 
diesem Tlieüungigrnnde «us ( so hat man richtige 
und zureichende Kriiaricn xur Erkenntnirs dea Homo- 


geftea und Heterogene«, aliö iur gehangen Awscliei- 
Jung und iliu»mmtuiullnng, und du Ganie wird 
nunmehr ein?» wirklich lyiiemiiiicLiu Kd- 
rakter» fähig i«yn, welchen min ihm bey der Schei- 
dung nach den Objekten ichlechterding* nicht zu 
gebe* vermochte. Ei ist hier offenbar dasselbe Verbill- 
ig f), wie bey der Scheidung der St uii Verwaltung 
überhaupt in vsrschiedeue Verwallunj;;iweige, wovon 
bereit« in der tweyteu Abiheilunc , J. 356 und folg, 
du nähere vorgekommen ist, und io wenig eine 
Theilung der ganxen Staatsverwaltung nach der 
Verschiedenheit der Objekte ihrer Einwirkung 
xwtkmitr*ig seyn konnte, eben so untweltni'äftig 
erscheint eine, am gleichem Oteiobii punkte unter- 
Mummene, Tlieilung der Poliicyt diese könnte nicht 
einmal m Hiuiicht auf die Polisey praxi» gerecht* 
fertigt werden, indem man auf jeden Fall von ihren 
Organen fordern kann und mufa, dafa sie mit dem 
ganten Umfange der Polizeygeiezgebung in dem Grade * 
vertraut seyen, um alle, einielne Objekte betref- 
fenden! wenn gleich nicht auf einen Punkt kouicn- 
t ritten , Normen genau lu Überleben} und tu einem 
subjektiven Gänsen xu vereinigen. Doch konnte eine 
Erleichterung der Praxis dadurch bewirkt werden) 
dafs die Poliseygeieigcbung in den, nach dem potiu* 
lirteu Theilungegrunde gemachten , Abschnitten selbst, 
aus -dem> jedem Abschnitte eigenen) Standpunkte, 
die einzelnen Objekte abgesondert behandelte! dieC* 
wäre jedoch unverkennbar nur eine, gant aufser- 
wes tntliche , TJnterabtheilung im Inneren der 
ichon vorhandenen Abschnitte leibst, und et könnte 
■ich dann doch nicht fehlen, dafs ein und dasselbe 
Objekt in vartchiadeneu AbichniUeu, au» verachte' 
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denen Gesichtspunkten* behandelt würde* — Die 
Vergebung meiner Leser für die Gröfse dieser Anmer- 
. . kung, verbürgt mir Vvohl die Wichtigkeit der Sache, 
* und die Notwendigkeit, dafs endlich einmal feste 

Prinzipien > um das Chaos der Materialien der Polizey 
richtig su ordnen, an die Stelle der bisherigen 
schwankenden WillkUhr treten, und nur um der 
Sache seihst willen wünsche ich eine unbefangene 
und gründliche Prüfung dieser Bemerkungen, 

§. 524. 

Auf dem Grunde des, im §• 523 postulirten 
Theilungsprinzips glaube ich, als den ersten 
und allgemeinsten. G r u n d r i f s der Folizeygesez- 
gebung, folgendes Schema aufstellen zu dürfen : 

Erster Theil der Polizeygesezgebung, 

Sicherung gegen Störungenund Verlez- 
zungen des Rechts von Seite der Mtn» 
sehen. 

Erste Abtheilung. 

Anordnung des physischen Zwanges zur Hemmung 
wirklich versuchter oder unternommener 
Störungen und Verletzungen des Rechts, 

Zweyte Ab theil ung, 

Unterdrückung der Gefahr, des Eintretens 

solcher Versuche oder Unternehmungen* 

Iter Abschnitt: Anordnung der, durch diesen Zwek 
. x , , , geheischten, Aufsicht un^ Thäpgkeitv 

U t e r A b SC h n i 1 1 : Gebothe der , zur Beseitigung der Ge- 
fahr für das Recht qigthigen, Hand« 

langen y und Verbote, der, das Recht 
gefährdenden, Handlungen (oder, 

6 ehr Staatskunst. III» Abth 5 
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zur Beseitigung in G »fahr für d«* 
Rtcht nöthige Beachrlnkungen des am 
•ich zulässigen Frtyheiu gtbrtach*. 

Dritte Abtheilung. 

Entfernung der vorzügli chsten Urquellen van 
Störungen und Verletzungen des Rechts. ♦ 

Iter Abschnitt: Unterstützung der Bi 1 düng der Staats- 
glieder; 
Ilter Abschnitt: Unterstützung ihres Wohlstandes. 

ZweyterTheil derPolizeygesezgebung, 

Sicherung gegen Beschädigungen des 
Rechts von Seite der willenlosen Na- 
tur, 

Erste Abtheilung. 

Unmittelbare Sicherung gegen Beschädigungen 
dieser Art, oder Hemmung derselben, 

Zweyte Abtheilung. 
Mittelbare Sicherung dagegen, oder Vorbeu- 
gung* 

Anmerkung. Mancher möchte es vielleicht für zwei« 
m'äfsigcr halten, die hier genommene Stellung dgr 
Abheilungen gerade umzukehren, nämlich die 
"dritte Abtheilung des ersten Theils voraus, und die 
erste Abtheilung zulczt zu stellen, uud ebenmäTsig 
im zweyten Theile , die erste Abtheilung der zwey ten 
nachzusetzen. 

Ich selbst bekenne, <Jaf$ die leztere Stellung aus 
einem gewissen Gesichtspunkte für die zwekmäfsigere 
gelten könnte; was mich aber zum Vorzuge der ge- 
wählten Ordnung bestimmt hat , ist die RUksicht auf 
die Stufen des Bedürfnisses der Staatsglieder , und 
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die Grade der Verpflichtung der Ptiizey. 

Weitere Unterabteilungen der bezeichneten Abthei- 
luttgen und Abschnitte dürften, um konsequent zu 
bleiben., nut in soferne zulässig sey», als ^ch, aus 
den, jenen Abtheilungen und Abschnitten zum Grunde 
liegenden, Mittelzwecken weitete untergeordnete 
Mittelzwecke für die ersteren entwickeln liefsen, 
und die natürlichste Anordnung der Materialien in den 
einzelnen Abschnitten möchte durch die. im J, S22 
aufgestellte Stufenfolge der , von der PoJizey «u 

schützenden, Subjekte zu bestimmen seyn. 1 

AusdrUklich glaube ich noch bemerken zu müssen 
dafs die, im j. 5*4 aufgestellte, Abtheilung nur 
für die Polizeygesezgebung bestimmt sey, und 
dafs für die, bey der Organisation des Polizey 
Verwaltungsdepartements nöthig werdende 
Abtheilung desselben in verschiedene Sektionen 
ein anderes Prinzip adoptirt werden müsse) welches 
an seinem Orte angegeben und begründet werden 
wird. — Da es übrigens mein Zwek nicht seyn kann, 
hier ein vollständiges Polizcygesezbuch zu entwerfen, 
so versieht sich wohl von selbst , dafs man bey der 
kommenden Behandlung der oben angegebenen Theile 
und Abschnitte nur die Bestimmung der Tendenz der« 
selben und ihres Geistes im allgemeinen, summari- 
sche Angaben» und höchstens das Herausheben der 
schwierigsten und zweifelhaftesten Punkte zu erwar- 
ten berechtigt sey , ich werde dabey den Gang des 
oben angegebenen Schema verfolgen, und beginne 
daher mit Berüksichtigung des bezeichneten ersten 
Theils, nach der gemachten Abtheilung seiner 
Sphäre. 
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§. 525. 

(Der Folizeygmezgebung enter Theil: crim Ab- 
teilung.) 

Es soll eine , mit dem wahr berechneten 
Mafse 3e'r (auf alle Zweige der Staatsverwaltung 
zu verteilenden) Staatskraft im richtigen Ver- 
hältnisse stehende, physische Zwangs- 
macht elablirt, und diese durch das ganze 
Gebieth des Staats a), nach Erfordernifs 
des, nach den Lokalverhältnissen in Hinsicht 
auf die allseitige Sicherheit ztv bemessenden, 
Bedürfnisses, genau vertheilt werden, mit der 
Bestimmung, jeden sich äufsernden Versuch der 
Störung oder Verletzung irgend eines, durch 
was immer für einen Zweig begründeten, un- 
■ bezweifelten Rechts zu vernichten, jedem Un- 
ternehmen eines Verbrechens unmittelbar Grenze 
zu setzen b), und sich der versuchenden oder 
unternehmenden Subjekte, so wie auch der Ur- 
heber oder Gehülfen der, mit Überlistung ihrer 
Wachsamkeit wirklich begangenen, Verbrechen 
zu bemächtigen c), — ist das erste Gesez, von 
welchem der unterstellte Zweig derGesezgebung 
auszugehen hat. 

■) Die Notwendigkeit det Daseyna einer Zwangsroacht 
der geforderten Art ist zwar in allen Staaten anerkannt 
allein von der Notwendigkeit ihrer verhsltnifsinäa- 
sigen Vertheilung durch das ganze Gebieth des Staat» 
icheint man, inj allen denjenigen Staaten nicht* zu 
wissnn, in welchen die Wirksamkeit jenar Macht auf 
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v die Haupt* und gröfsere Städte eingeschränkt ist: 

Nv und doch ist es so entschieden, da fs auch alle übrigen 

Staatsglieder mit den Städtebewohnern ein gleich voll- 
- komraenes Recht auf gleichen Schuz des Staats , dessen 
\ sie ebenmäfsig bedürfen , haben , gleichwie sie auch 

verh'ältnifsmäfsig, und oft noch mehr, zur schützen- 
den Kraft des Staats beyzutragen angehalten werden. 
Aber, wird denn dieser so zahlreichen Klasse von 
Staatsgliedern vom Staate in der That etwas mehr 
geleistet, als eine» oft sehr dürftige, Civil Justiz, die 
noch überdiefs insbesondere sehr tbeuer bezahlt 
werden mufs , und eine eben so kärgliche , als grau- 
same, Strafjustiz? Wollen diese Leute gegen Angriffe 
auf ihre Person und Habe geschüzt seyn , so müssen 
sie selbst, so gut als möglich , es zu thnn suchen, 
denn vom Staate geschieht es wahrlich nicht. Alle» 
auf eigene Kosten der Landgemeinden unterhaltenen» 
Dorf- Schaar- und Nachtwächter, Feldhüter oder 
Flurschützen 9 sind sie nicht eben so viele lebendige 
Satyren auf die Polizey des Staats? und doch wird 
in so manchen Staaten für Bequemlichkeit und Ter- 
gnügen der Staatsglieder, für Verschönerungen u. d. gl, 
so manche Summe verwendet f während dem jenes 
schreyende Recht auf Schuz und Sicherheit in einem 
ao grofsen Umfange unbefriedigt bleibt l Sollte das 
wohl gerechtfertigt werden können? 

b) Natürlich mufs die Gesesgebung den objektiven sowohl, 
als subjektiven Umfang der erwähnten Bestimmung so 
genau, als möglich, zeichnen, und also z„ B, bestim- 
men , dafs die geforderte Zwangsmacht jeden Versuch 
eines Angriffs auf Leben, Leib, Gesundheit 
und Freyheit, (Meuchelmord, Todschlag, Duell, 
SchlSgerey, Entführung, Nothzucht u. s. w.)> oder 
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anf das Eigenthum der Stiatsglieder (Diebstahl, 
Raub 9 Brandstiftung , Grenzverrückung u. s. w.), oder 
•uf die Ehre derselben (Beschimpfung, Verbreitung 
von Schmähschriften , Schandgeniajden etc.) , oder auf 
die öffentliche Ruhe und Sicherheit (Zu- 
sammenrottung, Verschwörung, Aufruhr u. s.w.), und 
so überhaupt auf jedes , vom Staate zu schützende, 
Subjekt und Objekt zu hemmen und niederzuschlagen 
habe : Alles , was zu eben diesem Zwecke erforderlich 
ist, gehört zu dem subjektiven Umfang der unter* 
stellten Bestimmung« 

e) Wirkliche Verbrecher aufzugreifen» ist« ein natürlicher 
Zweig der physischen Prävention vor künftigen Ver- 
brechen: Jene , so wie die, welche ein Verbrecheu 
wirklich unternommen haben, müssen unmittelbar 
der Straf justiz ausgeliefert werden : Welcher Mittel man 
sich zum Aufsuchen der Verbrecher bedienen, in wie« 
ferne und unter welchen Bedingungen z. B. Haussu* 
chungen vorgenommen werden dürfen? muft eben* 
m'ifsig bestimmt werden» Widersezlichkeit gegen die 
unterstellte Zwangsmacht des Staats ist ein eigenes Ver- 
brechen , welches seine Bestimmung in der Strafgeses. 
gebung erhalten haben mufg. «Der blofse Versuch 3 
die Vorbereitung zum Unternehmen eines Verbre- 
chens , gehört (aus dem in der Note a) zum $. 461. 
schon angeführten Grunde) nicht vor das Forum der. 
Strafjustiz, Von der Tbätigkeit der Polizey dage- 
1 gen an seinem Orte« 

§. 526, 
Alle Staatsglieder sind ausdrüklich zu ver- 
pflichten , in ollen Fällen des Bedarfs sich jener» 
zu ihrer Hülfe bestimmten Zwangsmachjt, wo 
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diese vorhanden ist, zu bedienen, und unter 
dieser Voraussetzung sich aller Selbsthülfe , die 
dann nur Rache wäre» zu enthalten; denn da 
dem Staate die Sicherung des Rechts tibertragen 
ist, so kann auch nur dieser (in der Regel) be- 
fugt seyn , den Angriff auf das Recht abzutrei- 
ben, um so mehr, da durch Gestattung der Eigen- 
macht (der Selbsthülfe in der Regel) die ganze 
Veranstaltung des Staats vereitelt, und durch 
dieses (an sich blofs formale) Unrecht die Reali- 
sirung alles Rechts unmöglich gemacht würde. 
Das Gesez mufs also für jeden Fall der Gefahr 
einer Rechtsverletzung das Senden oder Schreyen 
um fcfulfe, die Anrufung der Beystandsmacht 
des Staats ausdrüklich zur Pflicht machen. In 
sofern e es "jedoch unmöglich zu bewirken ist, 
dafs die physische Hülfsmacht des Staats in jedem 
Momente der Zeit , und an allen Orten des Staats 
ununterbrochen wirklich gegenwärtig ' sey , da* 
her nur gar zu leicht Fälle eintreten können, 
in welchen dem Hiilferufe durch die' Macht 
des Staats selbst nicht entsprochen werde könnte, 
mufs die Gesezgebung auch für Fälle dqf Art 
die nöthige Bestimmung treffen. — Die schüt- 
zende Macht des Staats ist, der Natur der Sache 
nach , blofs die Stellvertreterin Aller, welche sich 
im Staatsbürgervertrage gegenseitig zu schützen 
versprochen , und, nach Realisirung der Staats* 
gewalt , dieser die Erfüllung jener Schuzpflicht 
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übertragen haben, weshalb auch diese in der 
Regel den erforderlichen Schuz zu leisten ver- 
pflichtet ist: In allen denjenigen Fällen aber, in 
■welchen die, die Stelle aller Schuzpflichtigen in 
der Kegel vertretende , Macht des Staats nicht, 
oder doch nicht in zureichendem Mafse, sogleich 
gegenwärtig seyn kann, tritt ausnahmsweise 
das Hecht des Schuzbedürftigen auf den un- 
mittelbaren Schuz aller Schuzpflichtigen, 
und also auch die, jenem Rechte entsprechende, 
unmittelbare Sohuzpflicht der lezteren selbst 
wieder hervor, und eben diese, doch wohl 
unleugbar richtige, Ansicht der Sache führt zur 
Erkenntnis des wahren Inhalts der geforderten 
Bestimmung. 

§. 527- 
Das Gesez mufs es nämlich als absolute 
Pflicht jedes Staatsbürgers erklären, dafs er, 
sobald er den Ruf um Hülfe hört , und die schuz- 
zende Macht des Staats nicht, oder doch nicht 
in zureichendem Mafse vorhanden ist, herbey- 
eile , und dem unternommenen Verbrechen Still- 
stand ^auflegen helfe. — Die Unterlassung dieser 
Hülfleistung ist unter Voraussetzung der Bedin. 
gung ihrer Möglichkeit, in der That negative 
Begünstigung des Verbrechens, und, als 
solche, in der Straf gesezgebung zu berük* 
sichtigen. Durch diese, voraus gerechtfertigte, 
Veranstaltung wird die physische Präven- 
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t i o n zur Hemmung unternommener Verbrechen 
bis zu dem höchsten , durch menschliche Ein- 
richtung erreichbaren, Grade gesteigert, und 
also den Ansprüchen Aller auf Sicherung ihrer 
J\echte, wozu sie sich gegenseitig vereinigt haben, 
soviel es auf diesem Wege nur immer möglich 
ist , Genüge geleistet. — So wie aber der Grund 
des Eintretens der unmittelbaren Schuzpflicht 
Aller — die augenblikliche Gefahr nämlich — 
nur bis dahin reicht, wo diese Gefahr gehoben 
ist, so kann auch diese Schuzpflicht selbst, als 
das begründete, nicht weiter reichen, indem 
minder Aufhebung der gegenwärtigen Gefahr ihr 
Ziel erreicht ist; und die Gesezgebung mufs also 
auch ausdrüklich bestimmen , dafs die zur Hülfe, 
nach ergangenem Aufruf, Herbeygeeilten nur 
dem unternommenen Verbrechen Stillstand auf- 
zulegen, und sich, womöglich, der Person des 
Unternehmers zu bemächtigen haben , dafs sie 
aber keineswegs befugt seyen , auch selbst zu 
richten und zu strafen ; denn sobald die Noth 
durch ihre Gegenwart entfernt ist , gebührt das 
Gericht allein dem Staate, als dem einzig recht* 
mäfsigen Richter, dessen Einschreiten nun »er- 
wartet werden kann und mufs, und jede Mifs- 
handlung des ergriffenen Verbrechers von Privat« 
personen ist in der Strafgesezgebung als strafbar 
zu bezeichnen. 
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A tiraerkung. Im wirkliche» Lebe» hiüt -enin ntm «neb 
(in Gefolge einer durch dtf Gefühl »ich ludernd™ 
Weisung der Nitur ) die HUlfeleittnDg für einen an- 
gegriffenen Mitbürger für Pflicht, »ber mehr für ein« 
bedingte Pflicht der Nich tten liebe , ei» für ein« 
Zwengspflicht, tut deren Erfüllung ein wirkliche« 
Zwangirecbt etett finde , uud ihre Erfüllung ist ledtf» 
glich von dem schwankenden Grunde de» individuel- 
len Gefühls »bhilngig : deren b*t «Hein der Menge) 
der Geietgebungen schuld, welche bilber durchge- 
hend» unterlassen haben t jener , in dem nitiirlicliea 
Gefühle jede« rechtlichen Menschen ichon gegründete», 
Pflicht den wehren Stempel mfzupriigen, und lie 
»utdrixklicli cur poiitiveu Bürgerpflicht zu erklären : 
Die Noch wendigkeit aber, dift dieiea geschehe, ist 
durch dia Bedingungen der allseitigen Sicherheit, und 
die Unzulänglichkeit der schüttenden .Kraft de* Slutt 
«elbtt und allein, eben so deutlich, alt im 5, 626 
die Befugnifi dazu, begründet, 

5- 528. 
In allen denjenigen Fällen endlich, in wel- 
chen — unter Voraussetzung eines uworherseh- 
baren , rechtswidrigen wirklichen Angriffs auf 
ein, entweder an sich unersezbarps, oder auf 
ein solches Gut, dessen Ersaz (in natura oder 
durch Leistungeines Äquivalents) nach der Lage 
des Angriffs nicht zu erwarten ist — der Ange- 
griffene sich sowohl von der Hülfe des Staats als 
auch der Privatpersonen (weil entweder derglei- 
chen nicht in der Nähe sind, oder er am Hülfe- 
ruf e verhindert ist) sich verlassen sieht, auch die 
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pluchtergreifung ihm entweder physisch unmög- 
lich , oder rechtlich nicht zuzumuthen ist a) , 
ist eigentlich für den Angegriffenen im Momente 
der Gefahr gar kein Staat vorhanden, und mit 
dieser Nichtexistenz die Verbindlichkeit zurEnt- 
haltung von der Eigenmacht für ihn erloschen ; 
denn der Grund dieser Verbindlichkeit ist hin- 
weggefallen, also auch das Gegründete. Hier 
tritt also sein Recht zur Selbstvertheidigung zum 
Zwecke seiner Selbsterhaltung wieder in seine 
yolle Wirkung, und die Grenzen des Gebrauchs 
dieses seines Hechts sind , weil der Voraussetzung 
nach der Staat iezt für ihn nicht vorhanden ist, 
keine anderen, als die naturrechtlichen 
Grenzen jedes Zwangsrechts; der Angegriffene 
darf nämlich gegen den Angreifer sich desjenigen 
Zwanges bedienen, der zur Erhaltung seines 
Rechts erforderlich ist. Dieses Recht , zur Noth- 
wehre (sogenannteNothrecht), seine Bedingungen 
und seine Grenzen müssen ausdrüklich , und zwar 
in der Polizeygesezgebungb) gezeichnet werdeif. 

a) Der Grund der Verbindlichkeit zur Flucktergreifung 
ist einzig der, um , so lange die Verteidigung durch 
den Staat möglich ist, keinen Eingriff in das 'aus- 
schließende Schuzrecht des Staats zu machen* Aufser* 
dem lädt sich gar kein Grund absehen* warum Jemand 
Tor dem Unrechte von einem Orte weicnen soll , wo 
er zu seyn berechtigt ist, und die Fluchtergreifung ist 
ihm so oft nicht rechtlich zuzumuthen, als jene ohne * 
Verlust eines andern Guts unmöglich wäre. 
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b) Bit ]est findet man die Bedingungen und Grenzen den 
Recht* zur Nothwehre meistens nur in den Büchern 
der Rechtsgelehrten bestimmt ; et braucht jedoch 
wohl nur erinnert zu werden > difs jene Bestimmung 
einer positiven Sanktion durch die Gesezgebung des 
Staats bedürfe > um wirklich verbindend zu sevn» Iu 
die Civil gesezgebung gehört nun aber die geforderte 
Zeichnung entschieden nicht; die S t r • f getezgebung 
hat, zufolge ihres Begriffs und Zweks , blof« die Fälle 
unerlaubter Eigenmacht und der Ueberschrei-. 
t u n g des Rechts zur Nothwehre» als einer rechtswidri- 
gen Verletzung des Angreifers, oder» im ersten Felle, 
als eines Eingriffes in das Schuzrecht des Staats, keines- 
wegs aber den rechtlichen Gebrauch der Selbst Ver- 
teidigung zu berücksichtigen ; denn dieser ist weder 
Verbrechen noch strafbar« Es bleibt sonach für die 
geforderte Zeichnung nur das Gebieth der Polizey- 
gesezgebung übrig, und hier ist sie, und zwar in deren 
ersten Abtheil uns ganz am rechten Platze, weil die 
Selbstvertheidigung im Nothfalle das Complementum 
des physischen Präventionszwanges gegen unternom- 
mene Verbrechen , somit ihrer Natur nach der be- 
stimmten Abtheilung der Sphäre der Polizeygesezge» 
* bung einheimisch ist. 

§. 529. 
Mit Aufstellung der , dem Geiste dieser, in 
den § # §♦ 525 — 528 aufgestellten f Grundsätze 
nach ihrem ganzen Umfange entsprechenden, 
Gesetze hat die Folizeygesezgebung dem unter- 
stellten M i 1 1 e 1 zwecke ihrer ersten Abthei- 
lung, nämlich der Anregung einer, versuchten 
oder unternommenen Störungen und Verletzun- 


riüMiu. . - ii r^M—a h irrmaM-irtnii iiiBrari-riin • nr'- i ' 


"PV 




45 

gen des Rechts physisch entgegenwirkenden, 
Kraft, soviel an ihr ist, genügt, somit diese 
ihre Sphäre vollständig ausfüllt. Da jedoch eines 
Theils die physische Zwangsmacht des Staats 
mit* allen ihren bezeichneten Subsidien , jeden 
Versuch, und jedes Unternehmen einer Störung 
oder Verletzung des Rechts in seiner Geburt 
niederzuschlagen, nicht zureichend ist, und um 
so weniger zureichen kann, je heimlicher und 
unbemerkter eine Menge von Verbrechen unter- 
nommen zu werden vermag, und da andern 
Theils das Recht der Staatsglieder in der That 
nichts weniger, als wirklich gesichert ist, 
so lange dasselbe der Gefahr eines, in jedem 
Momente möglichen, Versuchs oder gar wirk» 
liehen Unternehmens seiner Störung und Verlez-* 
züng blofs gestellt bleibt, so folgt von selbst, dafis 
die Polizeygesezgebung, um der Erreichung 
ihres Gesammtzweks willen , sich den weiteren 
Mitteizwek setzen müsse, auch der blöfsen 
Gefahr des 'Eintretens solcher Versuche und 
Unternehmungen der Störung und Verletzung 
des Rechts zu begegnen , und dadurch selbst das 
Gefährdetseyn des Rechts, soviel diefs durch 
die Wirksamkeit des Staats zu geschehen vermagv 
aufzuheben« Die natürlichsten Bedingungen der 
Erreichung dieses ]$ittelzweks (dem die 
zweyte Abtheilung der Polizeygesezgebting 
gewidmet ist) sind aber, die Anregung einer, 
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diesen Zweck zunächst bezielenden, Aufsicht 
und Thätigkeit von Seite des Staats, und die 
Beschränkung derjenigen Freyheit cler Staats« 
glieder, durch deren Gebrauch > im Falle er zu- 
gelassen würde , ihr Recht nicht ungefährdet, 
somit nicht vollständig sicher seyn könnte* 
Der Regulierung der ersten dieser Bedingungen 
ist» »ach dem im $. 524 aufgestellten Schema, 
cler erste — die Regulierung der iweyten 
dieser Bedingungen — der zweyte Abschnitt 
der zweyten Abtheilung des ersten Theils 
cler Polizeygesezgebung bestimmt* 

§. 530. 

(Der PoHieygeseigebung erst dir Theil. Zweytt 
Abtheilung: erster Abschnitt.) 

Was den Besiz und Genufs des Rechts der 
Staatsglieder in einem hohen Mafse beeihträch- 
tigt, atso die Rechtssicherheit derselben in einem 
hohen Grade stört, ist die, durch eine, wenn 
auch noch so vollkommene, Civilge&zgebung 
alleita nicht zu beseitigende , Unmittelbare Gefahr, 
übet den Umfang ihreä Rechts in Streitigkeiten 
(Prozesse) verwickelt zu werden» und wenn 
gleich durch eine zwekmäfsig organisirte und 
instruirte Civilrechtspflege die Hoffnung» jede 
entstandene Rech tskollision in kürzester Zeit dem 

Rechte gemäfs ausgeglichen zu sehen , begründet 
wird* $o ist doch damit die erwähnte Gefahr » 
welche, sich selbst überlassen, an sich schon 


t*r^ 


47 

die Rechtssicherheit so sehr trübt, nicht im 
mindesten beschränkt: Wenn es nun entschieden 
Objekt der Polizey ist r durch eine, jeder Stö- 
rung des Rechts zuvorkommende, Thätig- 
iceit die »Gewähre der Rechtssicherheit im Inne- 

• 

ren des Staats zu vollenden, so mufs es atch, — 
ob es ihr gleich immerhin unmöglich bleiben 
•wird, alle Gefahr von Rechtskolltsioneh zu 
beseitigen — ihre Sache seyn, wenigsten* der» 
durch die Natur so mancher Verhältnisse selbst 
begründeten , und durch alle Erfahrung bestätig- 
ten, unmittelbaren Gefahr und Leichtigkeit 
von Rechukollisionen , soviel ihr möglich ist; 
entgegenzuwirken , und dieses, so viel umfas- 
sende, und tief eingreifende, Hindernifs der 
rechtlichen Sicherheit zu heben« — In die Kate« 
gorie der unterstellten Verhältnisse gehören, 
aller Erfahrung zufolge; z, B. die Abschliefsung 
von Eheberedungen, Einkindschaft^vertrageh i 
Nahrungskontrakten, Vergleichen, Viehkäufeii 
u. s. w. ; die Errichtung der Testamente und 
deren Exekution; der Zustand der Verlässen* 
Schäften der Verstorbehen in Ermangelung voll- 
jähriger öder einheimischer Erben , welche da* 
für Sorge tragen können; die Bestellung voh 
Hypotheken} die Bescheinigung und Gewifsheit 
der Verehelicl^ungen > Taufeh und Sterbfälle etc. 
Je unverkennbarer durch die eigentümliche 
Natur dieser und ähnlicher Geschäfte und Ver- 
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haltnisse selbst die Gefahr , in Rechtskollisionen 
verwickelt zu werden, unmittelbar begründet und 
durch alle Erfahrung bestätigt ist, desto ein- 
leuchtender ist die Pflicht der Polizeygesez~ 
gebung, alle diejenigen Normen aufzustellen, 
und diejenigen Verfügungen zu treffen a), wo- 
durch das Recht der Interessenten, ihrem wahren 
Willen gemäfs, und in Übereinstimmung mit 
den Postulaten der Civilgesezgebung? festgestellt, 
alles schwankende und ungewisse in ihren , daraus 
resultirenden , Rechtsansprüchen entfernt , und 
so die unmittelbare Gefahr in Prozesse darüber 
gezogen zu werden , so viel möglich , beseitigt 

« 

werde b), 

a) Z» B. die Gültigkeit der angeführten und 'ähnlichen Ver- 
träge durch Cognition und Bestätigung der Polizey- 
behörde zu bedingen , die Cf ültigkeit der Testamente 
in der Regel an die Zuziehung eines Polizeybeam- 
ten (nebst einigen Zeugen) bey ihrer Verfertigung zu 
binden, über jede Testamentsexekution die Aufsicht 
der Polizey zu gebiethen, die Obsignation jeder Ver- 
lassenschaft unter der oben erwähnten Voraussetzung 
der Polizey zur Pflicht zu machen , da* Einregistriren 
der Hypotheken» die pUnktUchc Aufnahme aller Ge- 
burt*- Heyraths * und Sterbfälle , in den . Rüksichten 
rechtlicher Sicherheit , durch die Polizey zu veranlas- 
sen u» s. w, dafs alle Rüksichten der bemerkten Art 

i 
in den Impulsen der Gesezgebung zu entschöpfen 

Seyen, versteht sich von selbst, gleichwie es nicht 
snifskannt Werden kann , dafs unter Voraussetzung einer 
solchen, ihrem Zwecke entsprechenden, Thätigkeit 

der 
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der folizey — wenn z.B» durch dies« alle Unbestimmt» 
keiten und alles Gesetzwidrige bey den erwähnten 
Vertragsarten, alle Mängel in Ansehung des Wesens 
und der Form der Testamente u, s. w, behindert würden, 
die Quelle einer unberechenbaren Menge von Prozessen 
abgeschnitten seyn müTstö» 
b) Alle diese Rük sichten und Akte bildeten bisher die Sphäre 
einer sogenannten willklihrlic hen oder frey- 
willigen Gerichtsbarkeit» und sind allent* 
' halben «um Gebiethe der Ci vilrechtspf lege ge- 
schlagen t So wie jedoch der Ausdruk „willkührlich* 
Gerichtsbarkeit* an und für sich bey seiner genaueren 
Analyse als ungereimt) und für das , was er be- 
zeichnen Soll , Völlig unpassend erscheint > eben 
so fehlerhaft ist ihre Einreihung in das Gebieth der 
Ci vilrechtspf lege ; denn derer richtig und 
Scharf genommener Begriff und Zwek schliefst Funk- 
tionen der unterstellten Art von sich aus: Hat man 
aber Begriff und Zwek der Polizey richtig aufgefafst, 
so müssen die Gründe , warum ich die , in der Note a) 
bezeichneten Funktionen dem Gebiethe der Polizey vin- 
dizire, für sich einleuchten; denn der Zwek aller 
, jener Funktionen kann nur dahin gehen» Störungen 
des Hechts zuvorzukommen» Rechtsirrungen zu 
Verhüten, und eben das ist Sache der Polizey, . 

§> 53i. 
Verhältnisse und Vorfälle* bey welchen , 
ohne ordnende Aufsicht und vorbeugende ThHtig- 
keit von Seite des Staats, nur gar zu leicht für 
die Rechte der Staatsglieder auf Leben * Gesund» 
heit und Freyheit Gefahr eintreten kann , welche 
die menschliche Willkühr zur Quelle hat, sind, 

Behr StAatskunst* III* Abth» 4 
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z. B. jede* t durch zufällige« Ereignifs oder be- 
stimmte Zwecke veranlasste, Zusammentreffen 
einer gröfseren Menschenmenge auf öffentlichen 

> Strafsen, oder in öffentlichen Häusern (z. B. 

in Kirchen, Theatern, Tanzsälen, Wirthshäus* 

sern), das zu gedrängte Zusammenwohnen der 

' Menschen , die Existenz berauschter Menschen 

an öffentlichen Orten, herumziehende Gaukler* 
Zigeuner* Diebs- und Räuberbanden 9 fremde 
Werbungen, und alle diejenigen Verhältnisse , 
welche , obgleich an sich rechtlich , dennoch , 
ohne Aufsicht gelassen , der Erfahrung nach so 

\ leicht in , der Freiheit gefährlichen, Mißbrauch 

auszuarten pflegen (z. B. das Verhältnifs zwischen 
Mündungen und Vormündern , zwischen Guths- 
* leuten oder Dienstboten , und Guths - oder Dienst* 
herrn u. s. w.) Die Polizeygesezgebung mufs 
demnach alle diejenigen Regulative aufstellen , 
durch welche in Ansehung aller jener, und ähn- 
licher, das Recht gefährdender Vorfälle und 
Verhältnisse die , durch ihren Zwek geheischte» 
ordnende Aufsicht und vorbeugende Thätigkeit 
v von Seite der Polizeyverwaltung impulsirt werde» 

mufc also bestimmen , durch welche Mittel bey 
vorherzusehenden und unvorhergesehenen Zu« 
sammenkünften einer gröfseren Menschenmenge 
der Gefahr (des Erdrückens, des Stehlens) zu 
begegnen, die Ordnung zu erhalten, oder her- 
zustellen und zu sichern sey r dafs und wie be- 
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rauschte Menschen auf der, Stelle außer Stand» 
zu schaden , gesezt werden sollen , mnfs dem 
Zusammendrängen in Wohnungen das nöthige 
Ziel setzen, fremde Werbungen untersagen , und 
die Anleitung geben» dafs und wie defm Ein* 
schleichen solcher, so wie aller Arten der oben 
bemerkten Banden, ihrem Bilden so wie ihrem 
Ausbreiten entgegengewirkt , und ein wider- 
rechtlicher Mißbrauch in den oben bemerkten 
Verhältnissen verhütet werden müsse. ' 

§. 532. 
Das , in der Regel jedem Staatsgliede zu- 
ständige , Recht auf den Genufs der bürgerlichen 
Ehre und der davon abhängigen Folgen kann 
verlezt werden, theils durch Handlungen, welche 
in blofsen Vorurtheilen ihren Grund haben , (z. B. 
durch Verweigerung der Aufnahme der Kinder 
von verurtheyilten Verbrechern , von gewissen 
unentbehrlichen Gewerbsklassen, z. B. Abdek- 
feern, der unehlich Gebornen, in Zünfte, Ge- 
werbe, Gesellschaften), theils durch Verbrei- 
tüng von Schmähschriften , Spottgedichten , Ver- 
unglimpfung in öffentlichen Blättern, Spottge- 
mälden u. s. w. Dafs der Staat die Verletzung 
der Ehre bestrafe, genügt in der That seinem 
Zwecke nicht, sondern er soll der Existenz einer 
aolchen Verletzung zuvorkommen , so viel mög- 
lich verhindern, dafs Jemand widerrechtlich an 
seiner Ehre verlezt werden könne # and eben 
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diesen Zuvorkommen ist die Sache der 
polizey. 

Die PoHzeygesezgebung hat demnach die 
Mittel zu bestimmen, wodurch die Wirksamkeit 
jener Vbrurtheile zu bekämpfen, und die auf 
dem lezteren Wege der Ehre der Staatsglieder 
drohende Gefahr möglichst zu beseitigen sey. 
Das natürlichste Mittel für den lezteren Zwek 
ist die Anordnung einer Zensur, welcher alles 
ohne Ausnahme, was gedrukt (oder gestochen) 
werden soll, vorher in der bemerkten Hinsicht 
zu unterstellen ist, und die Bestimmung der 
Mittel, dieser Vorschrift pünktliche Folgsamkeit 
zn sichern. 

Anmerkung. Der bisher hlufig ergriffen« Ausweg, Alf 
toren und Verleger ftfr d«i gedroht» Ttnniw örtlich 
■u erklären , scheint mir dem Zwecke der Polizey nicht 
*u genügen , denn die Verantwortlichkeit tritt erat in 
Wirksamkeit nach einer schon gas che hen an ■ 
Verletzung, und unter dieser Voraussetzung versteht, 
»ich die Verantwortlichkeit jener Peraonen von leibst: 
Aber die Politej »oll die Kränkung der Ehre gar nicht 
geschehen lasten, lie »oll ihr % u vor koro ro eo ; , 
und diel» ist nur möglich durch jene Wirksamkeit der 
Zensur. Nur rouf< die Zensur den (in der Anmerkung 
. «um $. 443. bestimmten) Umfang des Rechts zur Ge- 
danke« mitt heil ung durch den Denk gehörig retpektiren, 
wenn sie nicht, statt Rechtsverletzungen zu verhüten, 
selbst Rechte endlos verletzen will. (Derselbe Grund 
der Notwendigkeit einer Zensuranordnung tritt ein 
in Ansehung der, durch den Druk möglichen , Gellt r- 
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düng des 8taats selbst» oder €er Kirche, oder Anderer 
durch den ,Staaf zu schützenden Objekte ; denn der 
Staat soll diese Gefahr gar nicht eintreten lassen,) — 
Jener Ausweg kann daher nur in soferne gebilligt 
werden , als es sehr schwer seyn durfte > Männer von 
der umfassenden Bildung und Kenntnifs zu finden 9 
welche dazu erfordert Werden, um dem wahren Zwecke 
der Zensur zu entsprechen, ohne die Rechte der 
Schriftsteller zu kränken ; denn ger'äth die Zensur in 
H$nde , die diesen) schweren Qesch'äfte nicfet vollstän- 
dig gewachsen sind , weiche die feine Qrenzlinie 
zwischen derp , was ein Schriftsteller zu sagen berech- 
tigt sey oder nicht , nicht bestimmt zu finden Wissen, 
so werden durch sie ungleich mehr Übel gestiftet» 
als verhütet, und unter Beziehung hierauf ist freylich 
das Unterlassen der Zensur unter zweycn Übeln da* 
kleinere, 

§• 533. 
Äufserst nupimchfaltig sind die Gefahren 
von , durch menschliche Willkühr möglichen , 
Verletzungen? wodurch die Rechtssicherheit der 
Staatsglieder in Beziehung auf ihr Sachen- 
eigen thum, deren Besiz und Genufs bedroht 
wird, und von verhältnifsmäfsiger Ausdehnung 
ist in dieser Beziehung der materielle Wirkung** 
kreifs der Polizey , welcher durch die Gesezge- 
bung gezeichnet werden soll* Ich beschränke 
mich auch hier darauf, ihre wesentlichen Objekte 
in der unterstellten Rüksicht auszuheben* — Der 
augenscheinlichsten Gefahr von Verletzungen ih- 
res Sacheneigenthums siiid blofs gegeben alle jene 
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I Schitzgenossen des Staats 9 bey denen diejenigen 

, Qualitäten mangeln, wodurch eine selbstthätige 

Wahrung ihres Rechtsgebieths bedingt ist , näm- 
lieh Elternlose Unmündige und Minderjährige, 
Einfältige, Wahnsinnige, (die diesen mit Recht 
% gleich zu achtenden , wirklichen Verschwender) 
und legal - Abwesende (in Ansehung ihrer im 
Staate zurükgelassenen Habe). Dafs alle diese 
Klassen von Personen auf besonderen Schaz 
des Staats Anspruch zu machen haben , ist längst 
anerkannt, und eben so entschieden das schik- 
lichste Mittel, diesem Ansprüche zu genügen; 
nämlich die Bevormundschaftung dersel- 
ben. In wieferne nun sowohl die Anordnung von 
/ Vormundschaften für alle jene Klassen von Per- 

sonen, als auch die Aufsicht auf die Führung die- 
ser Vormundschaften selbst, unverkennbar keinen 
anderen Zwek hat und haben kann, als das Rechts- 
gebieth aller jener Personen gegen Schmäle- 
rungen zu wahren , den möglichen Verletzungen 
desselben zuvorzukommen, eben diese 
Tendenz aber nur durch den Zwek derPolizey 
motivirt wird , in soferne ist es auch entschieden 
die Sphäre derPolizey welcher in einer richtig 
, geordneten Staatsverwaltung das Vormundschafts- 

wesen in seinem ganzen Umfange zugeschieden 
werden mufs, und es ist also die Polizey- 
gesezgebung , welche die Fälle und Bedingungen 
in und unter welchen, so wie die Subjekte, von 


55 


/ ,'/ 


welchen Vormundschaften anzuordnen seyen , die 
Rechte und Pflichten, die Dauer, und Beendi- 
gungsart aller Klassen von Vormundschaften an* 
zuordnen und zu regulieren hat. 

Anmerkung. Bisher hit man bekanntlich in der Praxis 

das Vormundschaftswesen und dessen Leitung meistens ' 

dem Geschäftskreise der Civil recht »pflege zuge« 

theilt; man darf jedoch nur den Zwek der lezteren \ 

zusammenhalten mit dem oben angegebenen Zwecke v 

des Vormundschaftswesens 9 welcher doch wohl det 

wahreist, um sich zu überzeugen, dafs das Vormund* 

Schaftswesen im Gebiethe der Civilrechtspflege völlig 

fremdartig sey. Die Kuratel Über sogenannte milde 

Stiftungen hat unleugbar keinen andern Endzwek» * 

als die Kuratel über die oben angeführten Klassen von 

Subjekten, und macht man sich daher nicht dadurch 

einer auffallenden Inkonsequenz schuldig, dafs man 

die Kuratel der ersteren Art in das Gebieth der Polizey 

zieht * wahrend «— obgleich ein zureichender Grund 

zur Disparität nirgends zu finden ist — • die leztere Klasse 

der Kurateitden Civilrechuorganen aufgebürdet bleibt? 

§• 554. 

Gegenstände und Verhältnisse , in Ansehung 
derer das Eigen thum der Staatsglieder, ohne 

vorbeugende Aufsicht und Thätigkeit des Staats, 

der augenscheinlichsten Gefahr Preifs gegeben 

wäre, von menschlicher Willkühr verlezt zu 

•werden, sind z. B. das Münz «und Postwesen, 

4a& Darlehnsgeschäf t in allen seinen Arten , der * 

Gebrauch des Mafses und Gewichts* beym Kauf 

und Verkaufe u. s. w. Eben darum sind auch 





5« 


9 


dieselben roraügliche Objekte der Einwirkung» 
der Polizey* und die Polizeygesezgebung hat 
daher die nöthigen Veranstaltungen anzuordnen, 
wodurch das Daseyn gehöriger (sowohl grober , 
als Scheide-) Münzen in der erforderlichen Qua- 
lität und Quantität gesichert werde a), die Aufsicht 
% der Polizey gegen das Einschleichen und Ver- 

breiten falscher, zu geringhaltiger Münzen aufzu- 
rufen, erkleklicheSicherungsmafsregeln in Anse- 
hung des Post- und Botenwesens anzuregen b), 
den Zinfsfufs bey allen Formen von Darlehnen 
zu bestimmen c), Gleichförmigkeit im Mafsa 
r und Gewichte festzustellen, und die zureichende 

Aufsicht der Polizey zur Verhütung jedes Betrugs 
, hierunter zu impulsiren d), 

a) Je ausgemachter es ist , dafs es ein grober Mißgriff sey 9 
das Mtinzwesen alt Quelle von Einkünften für den 
Staat behaudejn nnd benutzen au wollen, und dafs der 
Staat einzig aus dem Grunde eine ausschließende 
Befugnifi, zu münzen, für sich ansprechen dürfe, 
weil nur durch Riesen Ausweg der ausgebreiteten 
Gefahr in Ansehung des Münzwe*ens begegnet au wer- 
den vermag, desto weniger kann meine Behauptung 

; auffallen , dafs das Münzwesen nach seinem ganzem 

Umfange allein dem Gebiethe der Polizey , angehöre,. 

/ b) Die Anlegung von Posten und Boten ist, ihrer 

Natur nach, reine Privatsache, in die sich der 
Staat, so lange Privatunternehmer hieftir mit zurei* 
ehenden Kräften vorhanden sind, um so wenige« 
mischen sollte, je weniger es dem Staate ziemt, Pri» 
Taten die Quellen des prwtrbs und. Gewinns Uniftgr» 
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zunehmen 9 und je mehr es dem , in der Folge noch 
zu bemerkenden, einzigen Grunde der Fürsorge des 
Staats für das Daseyn genügender Post- und Boten« 
anstalten widerspricht , diese Anstalten als Finanzquel- 
len benutzen zu -wollen. Die nächste Pflicht des Staats 
geht also blofs dahin , ftir die Sicherheit des . den vor« 
handenen Posten Und Boten Anvertrauten zureichend 
*u wachen, also um so mehr sich selbst jedes Eingriffs 
in jene- Sicherheit (am meisten des e m pörendstea 
Eingriffs durch Brieferbrechen) zu enthalten, 
c) Der Zinfsfufs bey den Darlehnsgeschaften (wohin, 
auch WechselgeschHfte in gewisser Beziehung gehören) 
v mufs darum bestimmt werden > weil nur dadurch dem 
Wucher wesentlich vorgebeugt werden kann*; weit 
indessen bey jenen Geschäften das Geld % die Sache 
richtig genommen , als eine Waare zu betr achten ist,' 
deren Preifs mit dem Einflüsse mancher Verhältnisse 
(vorzüglich 4er Seltenheit oder Menge) steigt oder 
fällt» so mufs auch die Polizeygesezgebung den Mo* 
difikatjopen dieses Preifses in Bestimmung jenes Zinfs- 
fufses genau folgen, wenn sie nicht selbst in einem 
hohen Grade Rechte verletzen will , und sie thut un* 
gleich besser daran, sich aller Leitung des Zinfs- 
fufses zu enthalteil) als jenen Modifikationen nick* 
pünktlich folgen zu wollen, Die Bf Stimmung d# 
Zjnfsfufses ist aber darum von mir in das Gebietb 
der P o 1 i z e y gesezgebung gewiesen , weil diese Be* 
Stimmung allein durch die Absicht , dem Wucher vor* 
zubeugen, motivirt werden kann« 

4) Die Gleichförmigkeit im Mafse und Gewichte das ganz« 
Gebieth des Staats hindurch ist darum nothwendig 
weil ohne jene» eine durchgreifende Aufsicht und 
Verhütung du Betrags hierunter kaum möglich ist. ■ 
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§. 535* 
Ein Punkt , mit dem man fast durchgängig 
die Polizey sich beschäftigen sieht , ist die Re- 
gulierung des Preifses gewisser Gegenstände des 
Bedürfnisses: (Brod- Fleisch - Bier» Holztaxen, 
Taxen für Wirthe, Lohnkutscher u. s. w.) diese 
Maßregel lätst sich jedoch nur rechtfertigen un- 
ter Voraussetzung von Zünften und Mono- 
pol i e n ; denn nur auf deren Daseyn gründet 
sich die Gefahr einer rechtswidrigen Über- 
theuerung, indem die, zum Verkaufe gewisser 
Artickel 9 oder zur Befriedigung gewisser Bedürf- 
nisse ausschliefsend Berechtigten durch 
Üebereinkunft unter sich den Preifs allerdings 
rechtswidrig zu erhöhen vermögen: Diese 
Gefahr ist der allein zulässige Bestimmungsgrund 
der Feststellung von Taxen» auf welche die grös- 
sere oder geringere Unentbehrlichkeit der Ge- 
genstände keinen vernünftigen EinAufs haben 
kann. Allenthalben aber, wo jener Grund vor- 
handen ist, sollte auch das Gegründete statt 
finden , und die Polizey macht sich daher einer 
auffallenden Inkonsequenz schuldig, indem sie 
z. B. dem Bäcker und Mezger eine Taxe vor- 
schreibt, aber den, ebenmäßig zünftigen, Schu- 
ster, Schneider, oder Apothecker u. & w. Taxfrey 
arbeiten und verkaufen läfst* obgleich auch bey 
diesen dieselbe Gefahr einer rechtswidrigen 
Dbertheuerung in gleichem Grade vorhanden, 
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und üfcerdiefs das Bedürfnifs der Artickel der 
zulezt genannten Zünfte nicht minder dringend 
ist. Wohl entgeht mir die Gröfse der Schwie- 
rigkeit nicht, alle Produkte und Arbeiten säromt- 
licher zünftigen Gewerbe richtig zu taxiren; » 

allein diese Schwierigkeit kann , so wie sie den 
Grund nicht beseitigt, so auch nicht von Reali- 
sirung des Gegründeten dispensiren, und es bleibt 
entschieden Forderung an diePolizey, entweder 
kein Produkt und keine Leistung irgend eines 
zünftigen Gewerbes, oder alle Produkte und 
Leistungen a'ämmtlicher zünftiger Gewerbe 
auf Taxen zu beschränken. Der lezteren Anfor- 
derung vollständig zu genügen, scheint in der 
That absolut unmöglich , und im ersteren Falle 
bleibt das Eigen thum der Staatsglieder, der Ge- 
fahr endloser Verletzungen Preifs gegeben , also 
der Zwek der Polizey unerfüllt« — Dafs die Po- 
lizey sich in dieses Dilemma verwickelt sieht, 
ist jedoch nur ihre eigene Schuld 9 weil es in 
ihrer Gewalt steht, die Quelle dieser Verle* v 

genheit selbst abzuschneiden, — durch Auf- 
hebung des, ihrem Zwecke hinderlichen, , 
Zunftwesen«, und da£s es nebst dem auch 
direkt durch ihren Zwek geheischt werde, die-' 
«es Hindernifs seiner Erreichung (wenn gleich 
nicht auf einmal und plözlich) hinwegzuräumen, 
wird an seinem Orte nachgewiesen werden. 
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Anmerkung. Ein© unbefangen* Erwägung der Tortheile 

und Nachtheile des Zunftwesens mufs zu der Über- 

•« 

zeugung führen t daf« das Übergewicht auf Seite der 
Nachtheile sey, besondere wenn man auf Rechnung 
des Zunftwesens nicht mehrere Vortheile schreibt, 
als wirklich auf s e i n e Rechnung zu setzen sind, wo* 
▼on jedoch so häufig; das Gegentheil geschieht« 

§. 536. 
Unter Voraussetzung freyer Konkurrenz im 
Verkaufe aller Produkte (der Natur oder Kunst), 
und im Betriebe aller Gewerbe ohne Ausnahme, 
wie sie durch die Rüksicht auf den Nation al- 
wohlstand g fordert wird, findet hingegen gar 
keine Beschränkung auf sogenannte Polizey- 
taxen statt : Denn jene Freyheit in der Konkur- 
renz ist an sich selbst das einzig ausreichende 
und zuverlässige Sicherungsmittel, gegen jede 
rechtswidrige Übertheuerung „ und es folgt aus 
dem Begriffe und Wesen des Kaufpreifses über« 
haupt, dafs unter Voraussetzung jener Freyheit in 
der Konkurrenz eine Rechtswidrigkeit in 
irgend einem Kaufpreise der Regel nach gar nicht 
erkennbar sey. Nach dieser Ansicht hat also die 
Poüzeygesezgebung , in der, hier unterstellten, 
Hinsicht nichts weiter zu thun , als die postu- 
lirte Freyheit auszusprechen, die Hindernisse 
dieser Freyheit zu entfernen, und höchstens in- 
Ansehung der unentbehrlichen Lebensbedürf- 
nisse dem Eintritte eines Nothfalls (welcher je- 
doch bey freygegebener Konkurrenz am selten- 
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steil eintreten wird) positiv entgegenzuwirken 
und es wird eine, von ihr verhütbare , wirkli- 
che Rechtsverletzung auf dem unterstellten Wege 
kaum mehr möglich seyn. — Schreibt aber die 
Polizey, der freygegebenen Konkurrenz ungeach* 
tet , Taxen vor , so sind nur zwey Fälle mög- 
lich : Die Taxe trifft entweder das rechte Gleich- 
gewicht zwischen Käufern (von Produkten oder , 
Leistungen) und Verkäufern , oder sie trifft es 
nicht: Im ersteren Falle hat die Polizey eine 
Arbeit übernommen, die, weil sie der natür- 
liche Gang der Gewerbe überall ohne ihr Zu- 
thun selbst übernimmt, ganz unnüz ist: Im 
zweyten Falle aber begeht sie nicht blofs eine 
Unbilligkeit , sondern eine wahre Ungerechtig- 
keit gegen die Käufer oder gegen die Verkäufer} 
indem sie entweder das Recht der Verkäufer auf 
Kosten des Hechts der Käufer, oder das Recht 
der ieztern auf Kosten des Rechts der ersteren 
schüzt, also selbst zur Rechtsverletzerin wird» • 
und es ist noch ein Glük, wenn (wie es denn 
auch oft geschieht) die Taxe nicht beobachtet 
wird. — In soferne ein taxenfreyer Verkehr 
seibat die Bedingung der Möglichkeit ist , wel- 
ches der gerechte Prelis sey? erkennen zu kön- 
nen , verstopft sich die Polizey durch ihre Fest* 
Stellung des Preiises diese Erkenntnifsquells 
selbst, und je häufiger die Fälle möglich sind, dafa 
der Preifs im ungebnodnen Gange der Gewerb« 
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sich niedriger sezte , als die Polizey ibn selbst 
gesezt hat, desto deutlicher ist es« dafs das Eigen- 
thum der Staatsglieder durch diese Geschäftig- 
keit der Polizey leicht mehr verlezt als gesichert 
werden könne : — Kein Zunftwesen zu dulden, 
und keine Taxen vorzuschreiben, vielmehr die 
Konkurrenz immer mehr von Hindernissen zu be- 
freyen, übrigens auf Märkten aller Artdie Ordnung 
und Sicherheit zu verbürgen, sind diesem allem 
nach die wahren Maximen einer zwekmäfsigen 
Fotizeygesezgebnng (welche, zur Zeit allein in 
Amerika vollständig durchgeführt, sich dort 
durch die herrlichsten Früchte gelohnt sehen.) 
§. 537- 
Ein Gegenstand, welcher allerdings die Auf- 
merksamkeit der Folizey um ihres Zweks willen 
anspricht, sie jedoch gewöhnlich zu Mißgriffen. 
verleitet, ist der Luxus im ganzen Umfange 
des Worts. — Allgemeine Zwangsgesetze in 
Betreff des Aufwandes z. B. bey Hochzeiten und 
Leichenbegängnissen) in Hinsicht der Trauer, 
der Palhengeschenke, der Kleidertracht u. s. w. 
zu erlassen , ist nach meiner Üeberzeugung die 
Staatsgewalt nicht befugt: denn jeder ist ab- 
soluter Herr seines Eigenthums, über welches 
frey zu disponiren er solange das Recht hat, als 
bey seiner Dispositionsweise das Hecht der übri- 
gen unzekr'änkt und ungefährdet bleibt; 
i ihm durch 
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den Staat gewährt werden soll : Niemand kann 
demnach in dem Aufwände , welchen er ohne 
Gefahr für das Eigenthum der übrigen machen 
kann, und zu machen für gut findet, ohne Un- 
recht beschränkt werden» und die Polizeyge- 
sezgebung darf also im allgemeinen hoch* 
. siens darauf hinwirken , dem Vorur theile in 
Hinsicht des Aufwände» bey Veranlassungen der 
erwähnten Art zu begegnen , die Überzeugung 
von seiner Zweklosigkeit zu begründen, und 
so durch klugen Rath zu bewirken , was sie zu 
erzwingen kein Recht hat* — * Jedes Übermafs 
eines individuellen Aufwandes dagegen, 
welcher nur durch unbesonnenes Schuldenma- 
chen, bestritten werden kann, oder, aus objek- 
tiven Gründen 9 Veruntreuungen oder andern 
Pflichtwidrigkeiten (z. B. Bestechlichkeit u. s. w.) 
befürchten iäfst, z, B. auffallender Luxus bey 
Dienstboten, Kassen und andern Staatsbeam- 
ten, deren Vermögen notorisch ihrem Luxus 
nicht entspricht, ist allerdings Gegenstand der 
zwangsweisen Einwirkung der Folizey: denn 
bey einem Aufwände dieser Art , der zum Kon« 
kurse oder zum Bankerotte führt, und der nur 
durch Veruntreuung und Bestechlichkeit mög- 
lich ist, oder nur zu gerne dazu verleitet, ist 
das Eigenthum der übrigen entweder wirklich 
verlezt, oder doch wirklich gefährdet, 
und dieser Verletzung zuvorzukommen, 
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diese Gefahr zu beseitigen , ist allerdings die 
Polizey durch ihren Zwek verpflichtet. Die Po* 
Hzey Verwaltung zu dem , zum Behufe jenes Zu» 
Vorkommens nöthigen 9 Aufsehen und Einschrei* 
ten aufzurufen , und ihr die gerechte Methode, 
beydes ins Werk zu setzen, vorzuzeichnen , 
darauf ist allein im Punkte des Luxus die zwin» 
gende Wirksamkeit der Polizeygesezgebung ein- 
geschränkt: Jede Überschreitung dieser Grenze 
ist unbefugter Austritt aus ihrer Sphäre $ für die 
sie weder Befolgung noch wahren Vortheil er- 
warten kann. 

§> 558* 
Jeder, der» um leben zu können, arbei* 
ten müfste , und dennoch > ob er gleich arbeiten 
könnte* müssig geht, gefährdet das Eigen thum 
der übrigen Glieder des Staats» als welcher 
jener , da er ihn doch nicht verhungern lassen 
dürfte , durch die Bey träge der übrigen ernähren 
müfste, Hiermit ist der Grund» und zugleich die 
Grenze der Zwangseinwirkung der Polizey auf 
den Müssiggang bestimmt, und die Poli* 
2eygesezgebung mufs demnach die Errichtung 
von Arbeitshäusern abordnen , und die Polizey 
Verwaltung auffordern, alle Müßiggänger der 
bestimmten Art (welche sie sonst nicht zur Ai> 
beit anzuhalten vermag) in jenen Arbeitshäusern 
zum Verdienste ihres Lebensunterhalts » und, 
soviel möglich» zum Bey trage äu den Kosten 

der 
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der Anstalt, durch Arbeit mittelst Zwanges an* . ^ 

zuhalten ( blofse Zwangs arbei tshänser , welche 
Wohl von Strafarbeits- und Zuchtshäusern zu ^ 

unterscheiden sind.) — Für Menschen > Welche 
arbeiten wollen , aber die sie erhaltende Arbeit 
zu finden, vergebens sich bestreben, tnufs — 

aus gleichem Grunde, weil jene sonst die übri- v 

gen Staatsglieder belästigen und gefährden .wür- 
den *— die Polizeygesezgebung das Eröffnen 
schiklicher Wege zum Erarbeiten ihres Unter- 
teiltes, öder Wenigstens die Unterstützung der- 
selben hierin z. B. durch Errichtung offen tiiche£ 
Wärme- und Arbeitsstuben, wohlfeiler Speise- 
anstalten (RumforcTsche Suppen), durch die Sorge 
fite ihre Unterkunft in Fabricken oder anderen 
Arbeit^anstalten anbefehlen» -J- Für solche Arme v 

endlich, welche durch Jugend, Alter, Gebrech- 
lichkeit , Krankheit verhindert sind, ihren 
Lebensunterhalt äu verdienen , mufs die Poiizey* 
gesezgebung die Errichtung von Findel - Waisen- 
Armen - Krankenhäusern , oder das Unterbringen 
derselben bey redlichen Privatpersonen gegen 
Vergütung ihres Unterhalts , und im lezteren Falle 
die pünktlichste Auf sieht auf zwekmäfsige 
Behandlung jener Personen anordnen > Und über* 
hainpt die Polizey Verwaltung stur strengsten Auf- 
sicht und Handhabung der Ordnung und Zwek- 
mafsigkeit in allen jenen Arten von Häusern 
aufruEen und anweisen« 

Bebt Staatskttnat. HI, Abtfa» 5 
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Anmerkung, Di« Verbindlichkeit der Police? Für den 
Unterhalt der «um Erarbeiten desselben unfähigen, 
Armen zu sorgen , ist ebenmaTiig begründet itt ihrer 
allgemeinen Pflicht» der Unsicherheit des Eigenthums 
vorzubeugen; denn fiir den Nothleidenden der unter- 
stellten Art existirt keine Zwang&verbindlichkeit mehr, 
irgend eines Menschen Eigen th um anzuerkennen ; da- 
mit nun diese Unsicherheit des Eigentums über- 
haupt dtirch ihn nicht eintrete , musieu alle übrigem 
von dem Ihrigen abgeben» bis er leben kann; ihre 
Verbindlichkeit hierzu ist stillschweigend nothwendige 
Folge des Akts der Aufnahme de$ jezt Nothleidenden 
in den Staat » und Sache . der Polizey ist es » mittelst 
dieser Beyträge jener Unsicherheit des Eigenthums 
überhaupt zu begegnen. Doch ist der Staat nur be* 
rechtigt» diejenigen BCyttlge zwangsweise zu fordern» 
-welche de* gegenwärtigen Anzahl und den ah* 
sohlten Bedürfnissen der Nothleidenden entsprechen r 
denn jede Generation kann nur verbunden seyn 9 die» 
sie betreffenden , Lasten zu tragen , und wird dann 
eben in diesen Lasten den stärksten Reiz linden » der 
Verarmung» durch Hebung ihrer Ursachen möglichst 
entgegenzuarbeiten. Die Errichtung ständiger 
Fonds und sogenannter milder Institute auch fiir die 
folgenden Zeitalte* kann nur ins Produkt freywilliger 
Bei trüge seyn t und der Staat* mu£» dann nur verhin- 
dern, dafs durch jeue, als bequeme Zujluchtsorter» 
faulen Manschen nicht Veranlassung werde, das Arm- 
seyn als Erwerbsmittel zu gebrauchen» wodurch nur 
die Zahl der Armen » und damit der Anstalten zu ihrer 
Unterstützung» *ur ungerechten Belästigung der Ge- 
sammtheit » vermehrt werden müfste. 
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§♦ 539. 

Unter Voraussetzung des DaseyhV der, iih 
vorigen §. geforderten, Anstalten im zureichen* 
den Mafse, mufs die Polizeygesezgeburi^ die 
Betteley in allen Formen und Gestalten *^~ 
weil sie aller Erfahrung nach die nächste Gefahr 
des Diebstahls, und selbst die entfernte Gefahr 
des Raubs, der Brandstiftung u. s. w. mit sich 
führt — auf das strengste verbiethen , und der 
Polizey Verwaltung zur Pflicht machen, jeden 
Einheimischen, der auf dem Betteln betreten 
wird, je nachdem er zu der einen oder der 
anderen der voraus bemerkten Klassen gehört, 
auf die entsprechende Weise unterzubringen, 
jeden Eintritt eines ausländischen (auch schein- 
bar vornehmen) Bettlers und Gauners — wohin 
im allgemeinen gehören , angeblich verabschie- 
dete Soldaten, verunglükte Offiziere, herren- 
lose Bedienten (Emigranten) , Leute mit Brand- 
briefen , Kollektanten für Missionen oder den 
Bau neuer Kirchen, Sammler von Pränumera- 
tionen auf künftige Werke, arme Studenten, 
Spieler von Profession, Goldmacher, Schazgrä* 
ber, Marionettenspieler, Seiltänzer, Bärenführer 
u, s. w. — an den Grenzen zu verhindern , oder 
demungeachtet eingeschlichene Leute der Art 
unverzüglich wieder über die Grenze zu bringen, 
wirklich hülfsbedürftige Reisende aber , die das 
Land durchwandern müsseü, mit dem Noth- 


dürftigsten zu unterstützen, ihnen die Reise- 
route vprZrVizeicijnen , und sie bis zum Austritte 
aus dem Staatsgebiete mit stäter Aufsicht zu 
begleiten» 

Anmerkung» So ausgemacht es ist, Haft unter den 

r bestimmten Voraussetzungen da* Allmosen* 
heischen verboten werden müsse, so sehr dürfte 
es noch im Zweifel seyn, ob das Allmosen geben 
direkt untersagt Werden dürfe? ob dadurch nicht die 
Dispositionsbefugnifs der Staatsglieder Über das Ihrige 
ungebührlich beschrankt werde? Am fruchtbarsten 
scheint mir die Polizey wirken su können durch 
eindringende Belehrungen des Publikums darüber» 
um wie viel vorteilhafter ihm selbst es sey, das, 
was es für den Zwek der Wohlthatigkcit verwenden 
, kann und will, unmittelbar an die Öffentlichen Fonds, 
statt an die einzelnen Armen, abzugeben: denn die 
Erfahrung lehrt , dafs Zwangsverbote jener Art ent- 
weder Vereitelt werden, oder den Trieb zum Wohl» 
shuen et sticken, 

i * • . 

Für die Dienstmiethe mufs zwar in 
einer zwekmäfsigen Ci vilgesezgebung schon 
das zureichende Regulativ enthalten seyn : In 
•wieferte aber die Sicherheit des Eigenthums 
der Staatsglieder durch ein ausgeartetes Gesinde 
nur gar zu sehr gefährdet wird , macht allerdings 
das Gesindewesen auch einen Gegenstand der 
Einwirkung der Polizey aus * deren Grenze jedoch 
nur gar zu leicht überschritten werden kann, 
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und in der That auch häufig überschritten zu 
werden pflegt. So z. B. liegt die Sorge für dir 

7 

Bequemlichkeit derer , welche Dienstboten/ 
so wie derer, welche Dienste sudhen, ganz 
aufser dem Gebiethe der Polizey, und die' 
Bestimmungen in Ansehung der Dienstzeit» des 
Lohns, der Beköstigung und der Bedtojjürigen 
des Aufkünden« sind lediglich durch den Dienst- 
kontrakt von den Fartheyen selbst zu regulierende; 
Punkte 9 in welche sich diePolizey weiter nicht 
zu mischen hat, als utot die Menschen auf die 7 

Notwendigkeit der genauesten 1 Bfestimmung r 

■ • f 

jener Punkte im Dienstkontrakte aufmerksam' 
zu machen. Allein , sq viel möglich , zu vei* 
hindern , dafs da$ Eigenthum ( im weitesten 
Sinne) der Staatsglieder nicht durch ein treuloses 
und liederliches Gesinde gefährdet sey , ' aber auch 
das treue und fleifsige Gesinde gegen Mifshand- 
langen aller Art von Seite der Dienstherrschaften 
kräftig zu schützen 9 diefs müssen' die Haupt* 
gegenstände der Obsorge der Polizey in Betreff 
des Gesindewesens seyn. In der erstereil Hinsicht 
mufs die Polizeygesezgebung der Verwaltung es 
zur Pflicht machen» an keinem Orte Jemand 
als Dienstboten eintreten zu lassen, der sich 
nicht zuvor über seine Redlichkeit und Arbeit- 
samkeit hinreichend ausgewiesen hat , über alle 
Dienstboten in jedem Orte, in jeder Stadt eiii 
genaues Verzeichnis zu führen, die Anzeige 
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eines jeden Dienstwechsels , mit Begleitung eines 
Zeugnisses über das vorgängige Dienstverhalten, 
xu bewirken, sich durch Belehrung der Dienst* 
berrschaften über ihr eigenes Interesse hierbey 
der Wahrheit dieser Zeugnisse zu versichern» 
und solche Dienstboten , die von dem Wege der 
Treue und Arbeitsamkeit abgewichen sind, im 
Falle fruchtloser Ermahnung und versuchter 
Besserung (und , nach Umständen , wegen wirk- 
licher Veruntreuung von der Strafrechtspflege 
verhängter Strafe), wenn sie Ausländer sind, 
über die Grjen^e zu schaffen, oder, wenn sie 
Innländer sind, den Z w a n g s arbeitsaftstalten 
auf so lange zu übergeben , bis die Überzeugung 
aus objektiven Gründen statt findet, dafs sie ohne 
Gefahr ftfr das Recht der übrigen Gesellschaft 
wieder in Freyheit gesezt werden können« Um 
aber auch der zweyten oben angegebenen Rük- 
sicht zu genügen, wird die Polizeygesezgebung 
nicht minder der Verwaltung zur Pflicht machen 
müssen , die Beschwerden der Dienstboten über 
ihre Herrschaften willig zu vernehmen , und lez» 
tere, wenn jene sich als gegründet bewähren, 
entweder im Falle einer wirklichen Verletzung 
der Freyheit , Ehre oder Gesundheit der Dienst« 
boten ( z. B. durch Schläge , grobe Injurien , 
Vorenthaltung der Nahrung u. s. w.) der Straf- 
rechtspflege, um zu, thun, was ihres Amtes ist, 
zu denunziren, oder, im Falle das Recht der 


■s 


Dienstboten noch zur Zeit blofs gefährdet 
seyn sollte a), (z. B. durch grobes Benehmen, 
Forderung übermäfsiger Anstrengung u. s. w.J 
unmittelbar selbst die Dienstherrschaften durch 
Ermahnung und Verweis zur Humanität zurük- 
zuführen, und, im Falle diese Mittel fruchtlos 
bleiben tollten, die Namen derselben, mit An- 
gabe ihres Verfahrens der. Publizität zu. über- 
geben b). Durch solche Mittel und Wege wird 
das Recht beyder, beym Gesindewesen zu be- 
rüksichügenden , Partheyen gegen Gefahr gehörig 
gewahrt, und damit eben dem Zwecke der Poli- 
zey genügt. 

' a) Aus welchem Grunde die Poliseybehörden sich an- 
maßten , über diejenige Art der Selbsthülfe oder Selbst, 
räche der Dienstherrschaften gegen ihr Gesinde, an 
welcher alle Merkmale einer wirklichen Rechtsver- 
letzung sich vorfinden, abzuurteilen, kann ich 
. nicht einsehen» Solche Verletzungen gehören unstrei- 
tig in das Gebieth der Straf gesezgebung und in con- 
creto vor das Forum der 8 traf reehttpfege. Das 

, - Forum der P o 1 i t e y behovden ist nur so lange kom« 

patent, als das Hecht der Dienstboten blök gefähr- 
det, picht wirklich verlezt ist» 

- b) Dieses Zwangsmittel scheint mir im unterstellten Falle 
das zwekmäTsigste zu seyn, weil die vorausgesezte 
Inhumanität kaum sicherer niedergeschlagen werden 
dürfte, als bey Menschen, Welche noch Ehrgefühl K 
haben , durch' die'Scheue vor Atm Prenger der PuWi- 

f ;r - v ttltlt , und- bey. Menschen , denen diese Scheue fremd , 

-ü.. vi*,;weBif**»j Äwic^jiie^rfibt, keine. Dienstboten^ 
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mehr bekommen m können , weil natürlich solchen 
Manioken ) deren Inhumanität bekannt ist, Niemand 
dienen zu wollen sich entschließen wird, — «? Übet« 
hsupt scheint mir das Ausstellen an den Pranger der 
Publizität für den Zwek der Polizey ein sehr pausendes 
Zwangsmittel zu seyn, dessen sie sich zwar nicht zu 
hlufig , aber dennoch öfter, als es wirklich geschieht, 
mit grofsem Nutzen bedienen könnte , und den Ein* 
wand, daCt der Gebrauch desselben im hier unterstell«» 
ten Falle , gegen Menschen , welche die ihnen dienende 
Klasse zu mifshandeln fähig» oder gar gewöhnt sind, 
sn hart sey > hoffe. i<?h nicht befürchten zu müssen, 

§. 541. 

Ein anderer Gegenstand , welcher in Anse- 
hung der Gefahr von Rechtsstörungen und Ver> 
letzungen , die er seiner Natur nach in manchen 
Hinsichten mit sich führt, die Aufsicht und 
Thätigkeit der Polizey unstreitig anspricht, sie 
aber auch* der Erfahrung nach, zu man eher ley 
Mißgriffen und zum Überschreiten ihrer rechten 
Grenze verleitet, sind die Unterhaltungen 
und Vergnügungen an öffentlichen Orten , 
z.B. in Wirths- und Kaffehäusern, Trinkstuben, 
Tanzplätzen u. s. w. Je leichter an solchen Orten 
und bey solchen Gelegenheiten das rechte Mafs 
im Genüsse geistiger Getränke überschritten, das 
Blut erbiet* und Leidenschaften aller Art in un- 
gewöhnliche: Bewegung gesezt . werden können* 
je näher also auch eben darum die Gefahr von 
Rechtsstörungen und Verletzungen ist , desto ent- 
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schiedener ist es, dafs die Pölizey Verwaltung 
von der Gesezgebung bestimmt werden müsse, 
an allen Orten und bey allen Gelegenheiten jener 
Art ununterbrochen die, durch ihren Zwek 
geforderte Aufsicht zu führen, alle diejenigen 
Mafsregeln in Wirksamkeit zu setzen, durch 
welche die Erhaltung der Ordnung und Sicher« 
heit bedingt ist (z, B. das Abhalten des Zuströ- 
mens einer unverhältpifsm'äfsigen Menge von 
Menschen, das Anschlagen von Verhaltungsvor- 
schriften, Tarifordnungen, das augenblikliche 
Entfernen berauschter, oder Streitbeginnender 
Menschen u. s. w.), und mit einer verhältnifs- 
mäfsigen physischen Kraft in Bereitschaft zuseyn, 
um jede beginnende Unordnung und Streitigkeit 
in ihrer Geburt unausbleiblich niederschlagen zu 
können. Dafs die Poli^ey alles dieses zu bewerk- 
stelligen, verpflichtet sey, unterliegt wohl keinem 
Zweifel; hiermit aber scheint mir die, durch 
ihren Zwek bezeichnete* Sphäre ihrer Wirk- 
samkeit in der unterstellten Hinsicht ausgefüllt 
zu seyn , und es ist Überschreitung ihrer Sphäre, 
wenn sie z. B. behauptet, ein Tanzbewilligungs- 
recht überhaupt inne zu haben a) und überhaupt 
eine sogenannte Folizeystunde (für den Tanz, 
oder den Besuch öffentlicher Häuser) bestimmen 
stu dürfen b). 

a) Wohl meg in dem Zweck» der Ptoüzey Grund genug 
{•fanden werden zu de* Befugini*, denjenigen , der 
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da anfangt, die Zeit, welch« er, um laben tu kön- 
nen, der Arbeit widmen mlifite, beyTanzbelustiguu- 
gen, Trink- und Spielgelagen zu verschwenden, nö- 
tigenfalls auch mit Zwang zu seiner Arbeit zurük- 
zuweisen» auch wohl das Publikum überhaupt vor 
tfbennaTsiger Zeitverwendung zum Vergnügen recht 
eindringend zu warnen: Um aber den Gemufft der 
Taxuhelustigiuig an öffentliche» Orten auf gewisse 
Tage und Stunden Überhaupt mit Zwang zu be- 
schränken» dazu finde ich in dem ganzen Umfange 
des Zwekt der Polizey keinen zureichenden Grund» 
und zwar um so weniger , je unverkennbarer da» 
Berufen hierbey auf Rüksichten z. B. der Gesundheit» 
der Wohlhabenheit der Staatsglieder, nur den Schuz 
jedes Einseinen gegen aich selbst beaieien konn- 
te» welcher jedoch aufser dem Gesch!&skrei£ie der 
Polizey liegt , wie im §. 4ßo bestimmt nachgewiesen 
wurde» Die Anmafsung eines Tanzbewilligungsrechts 
überhaupt von Seite der Polizey erscheint darum als 
eine unbefugte Beschränkung der Freyheit der 
Staatsglieder. 

b) Eben dasselbe gilt von dem Feststellen einer Zeit für 
den Aufenthalt an öffentlichen Orten der bemerkten 
• Art» für Beendigung der Tanabelustigung in der 
Nachtszeit u. s. w, ; denn es l&fst sich durchaus kein 
befriedigender Grund finden » warum derjenige » der 
{nachdem er vielleicht den ganzen Tag über und bis 
in die Nacht gearbeitet hat) eine Erholung in öffent- 
licher Gesellschaft sucht » im Genüsse dieser Erholung 
gerade auf eine bestimmte Zeit beschrankt » oder wa- 
rum der Wunsch einiger in der Nachbarschaft Woh* 
Sender Menschen nach Ruhe auf Kosten des Recbta 
. andere*» sich zu belustigen, befriedigt werden dürfte. 
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Wit eher soott noch' «nr Rechtfertigung euler soge- 
nannten Polizeistunde angeführt werden möchte , ruht 
> , lediglich auf Rük» ichtcn der eigenen Gemächlich» 

keit der Polizey, welche jedoch , nach $. 419, nie 
als zureichender Grund gelten kann, den an sich 
nicht widerrechtlichen > Freyheitsgebrauch zu be- 
schrHnjkea. Auf jeden Fall ist da», keinen Unter- 
schied stataimide* Durchsetzen der Polizeystunde. ein 
Mifsbrauch der Polizeygewalt , welcher in manchem 
Fallen höchst empörend, und der Polizey selbst da- 
durch nachtheiig wird , dafs er ihr für wesentlichere 
- Zwecke derselben die freywillige Folgsamkeit nnd 
Unterstützung raubt. 

§.542. 

Als vorzügliche Gegenstände der Poli* 
zey sind ferner von der Gesezgebung zu be- 
rüksichtigen , erstens diejenigen Personen « 
welche eines angeschuldigten Verbrechens ver- 
dächtig« aber nicht überwiesen, und darum 
blofs ab instantia absolvirt sind; zweytens 
diejenigen , welche als überwiesene Verbrecher 
zum Gefängnisse verurtheilt sind , während 
ihrer Strafzeit; endlich drittens diejenigen» 
welche nach überstandener Strafe wieder in 
Freyheit gesezt sind. Es dürfte überflüssig seyn, 
beweisen zu wollen, dafs in der Freyheit von 
Personen der ersten und dritten Klasse« we- 
nigstens unter Voraussetzung mancher Arten vpn 
Verbrechen , derer sie verdächtig , oder, wegen 
derer sie bestraft worden: sincU eine seht wahr* 
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scheinliche Gefahr für die rechtliche Sicherheit 
der übrigen Staatsglieder existiren, und dafs, 
um dieser Gefahr zu begegnen , die Polizeyge- 
sezgebung der Verwaltung die Pflicht aullegen 
inü55e , Personen jeper zwey fachen Klasse unter 
der bemerkten Voraussetzung so lange mit ihrer 
ununterbrochenen Aufsicht zu begleiten , bis die 
erwähnte Gefahr aus objektiven Gründen als 
verschwunden anzunehmen sey , und die Ver- 
waltung für die Sicherheit der übrigen Staats- 
glieder vor jenen Personen, (wenigsten* eine 
bestimmte Zeit hindurch) selbst verantwortlich 
zu erklären , indem nur durch Verfügungen der 
geforderten Art die Gesezgebung ihrem Zwecke 
vollständig genügen zu können scheint. Aber 
auch während der Strafzeit selbst sind die Ver-. 
brecher nicht nur , in wieferne der Möglichkeit 
ihres Entkommens entgegengewirkt werden mufs, 
sondern auch in sofeine besondere Objekte der 
Polizey, als die Sicherheit der Staatsglieder im 
höchsten Grade dabey interessirt ist , dafs nach 
geendigcer Strafzeit, statt des Verbrechers, wenn. 

i 

auch nicht ein durchaus guter Mensch, doch 
ein rechtlicher Bürger in die Gesellschaft zur 
lüktrete ; Denn sind die Strafgefängnisse selbst 
Schulen der Verbrechen , welche der Sträfling 
vielleicht als blofs Gefallener betritt» und als 
heilloser Bösewicht verlassen kann , so wird offen« 
bat ein Verbrechen bestraft, um ungleich mehrere 
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'wieder bestrafen zu müsse»* Je entschiedener 
es nun Sache der Polizey ist* dieser Gefahr 
künftiger Verbrechen in den Personen der 
Verbrecher selbst zuvorzukommen; desto 
gewisser mufs die Polizey Verwaltung von der 
Gesezgebung verpflichtet werden, nebst den 
Anstalten zur Sicherung gegen das Entkommen 
der w äflinge , auch diejenige Aufsicht und die« 
jenigen M afsregeln eintreten zu^ lassen , wodurch 
die Beseitigung jener Gefahr bedingt ist : Diese 
Bedingungen aber sind (nebst den Erfordernis- 
sen zur physischen Existenz, gesunde Luft und 
Nahrung nämlich) Absonderung der Sträf- 
linge nach gewissen Klassen, zwekmäfsige Be- 
schäftigung und kluge eindringende Beleb* 
rung aller Sträflinge über das Wesen des Men- 
schen und die Pflichten des Bürgers, eh d lieh 
eine, dein Grade der bewirkten Besserung ange- 
messene t stufen weis würdigere Behandlung; 
mit einem Worte: die Polizeygesezgebung tnufs 
bewirken, dafs allen Strafgefängnissen ohne Aus- 
nahme von der PoHzeyverwahung der Karakter 
von Arbeits - und Besserungsanstalten gegeben 
werde, ohne dem vernünftigen Zwecke der Strafe» 
als solcher » zu nahe zu treten» 

Auinefkurig. Was ich eben gefordert habe* gilt nicht 

* ■ 

. nur von sogenannten Zuchthäusern > sondern auch von 

6trafgeftngnissen jede* anderen Art , z» B. vom Festung«« 

anreite, vom akademischen Karger u» •* w» dafs die 
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Bmfatftigiittgt Weiche mi* dean Gefangenem gibt, 
•einet Lage und dem Zweckt der Strafe engepafet 
werden muafe t versteht sich von leibst. Selbst die 
noch in der Untersuchung Befangenen in ihren De- 
tentionsorten t toviel dick der Sicherheit gegen ihr 
Entkommen unbeschadet geschehen kann, zu be- 
echlftigen, scheint not ungleich awekmUaiger au 
•evn, ab sie unthltig über die Att» wie sie den 
künftigen Fragen a ntbeu gen wollen, brüte» na Jessen, 
oder durch lange Weile vorläufig au martern. Bey 
denjenigen Verbrechern 9 welche zum lebenslänglichen 
Geftngnime verurtheilt sind , oder welche die Po« 
lisey (wie s. B. die vom Staate ausgeschlossenen) um 
ihres Zweks Willen lebenslänglich au verwahren hat, 
fallt swar der oben angegebene Grund des Strebent 
auf ihre Besserung hinweg; indem sie nie mehr in 
die Gesellschaft inrttktraten sollen t Allein 'an seine 
Stelle treten andere Gründe dieses Strebeos » um näm- 
lich der Mittheilung des Lasters und dem Begehen 
von Verbrechen unter dem Sträflingen selbst unter 
•ich , und dem (wohl denkbaren) Übergänge dersel- 
ben zur Verzweiflung au begegnen. Qafs übrigens 
dergleichen Verhärtete auf Lebenszeit von allen an- 
deren Klassen von StrtAingen auszuscheiden seyen , 
braucht wohl nicht begründet zu werden. 

$. 543. 

Weitere Verhältnisse und Ereignisse» wel- 
che die Thätigkeit der Polizey um ihres Zweks 
willen , nämlich um Rechtsstörungen und Ver- 
letzungen zuvorzukommen , oder solche in den 
engsten Schranken zu erhalten, ansprechen, sind 
z. B. zur Zeit des Kriegs, Einquartierungen, 
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fcn befürchtende Angriffe odet* Belagerungen, 
das Benehmen in Reden und Handlangen, welche 
auf -den Krieg Bezug haben u. s. w. Je mehr 
durch die Art der Vertheilung der Quartier- und 
Verpflegungslast das Eigenthum der Staatsg Heder 
gefährdet und verlezt, je mehr durch Unbeson- 
nenheit in Reden und Handlungen die fluhe 
und Sicherhett der übrigen Staatsglieder» die sicK 
auch eine solche Unbesonnenheit nicht haben 
zu Schulden kommen lassen, untergraben Wer- 
den kann , desto einleuchtender ist die Pflicht 
der Polifceygesezgebung, der Verwaltung auf da$ 
Prinzip der, Gleichheit gebaute Einquartierungs- 
ordnungen , als Normen einer gerechten Ver- 
theilung jener Lasten , vorzuzeichnen 9 und ihr 
alle diejenigen Recherchen , Wodurch die pünkt- 
liche Exekution jener Normen bedingt ist, des- 
gleichen alle diejenigen Mafsregeln vorzuzeich- 
tfen, durch deren Einschreiten die möglichste 
Beseitigung der erwähnten Gefahren bewirkt zu 
werden vermag. 

Anmerkung. Hiermit scheinen mir die Hauptmomeute 
des, dem ersten Abchnitte der zWeyten Äbtheilung 
des Iten TheiU der Polizeygesezgebung unterstellten» 
Mittelzweks in Ansehung der einzelnen Glieder de§> 
Staats (der Individuen) entschöpft, und die richtigen, 
Gesichtspunkte bestimmt zu seyu, aus welchen die 
zum Vorwurf gebrachten Objekte Ton der Polizey- 
gesezgebuagzu behandeln seyn dürften 9 wenn sie ihre 
Sphäre weder überschreiten , noch unausgeftillt lassen 
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« 

wilL Ick gehe demnach für BerUlukhtigung der 

übrigen Klassen der« von der Polizey zusichernden 
* 

Subjekte 9 nämlich der Personen gern tinhei* 

ten, der Aktivorgane des Staats« des Staats- 
ganzen und der Fremden über» 



§♦ 644- 

Vom. Staate anerkannte Personenge» 
Reinheiten bilden , als solche , eine eigene 
|Üasse von Schuzgenossen des Staats , welche in 
jem ganzen Umfange des, ihnen, als Gemein* 
beiten , eingeräumten , Rechtsgebietbs gesichert» 
daher auch — obgleich die, jene Gemeinheiten 
konstituirenden Individuen , als Individuen , 
schon von der Polizey umfafst sind, — als 
juridische Personen von der Polizey, um 
ihres Zweks willen, besonders berüksichtiget* 
und gegen jede Gefahr ihres Rechtsgebietbs ge- 
schüzt werden müssen , gleichwie aber auch die 
übrigen Schuzgenossen des Staats gegen Störungen 
und Verletzungen ihres Rechts von Seite solcher 
juridischer Personen durch die Polizey, in Ge* 
folge ihres Zweks sicher zu stellen sind« Es ist 
jedoch nöthig, vor allem andern zu bemerken, 
dafs -*- gleichwie, nach $♦ 520, die Polizey die 
einzelnen Individuen nur gegen andere, und 
überhaupt gegen Störungen und Angriffe von 
Aufsen her/, nicht aber gegen sich selbst 
zu schützen hat, und darum in Ansehung der* 
jenigen Modifikationen der eigenen Thätigkeit 

jedes 
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jedes Einzelnen in Beziehung auf sich selbst» 
wodurch das Bestehen seines Rechtszustandes 
bedingt ist, durchaus nicht zwangsweise 
verfahren, sondern höchstens rathen darf, -—so 
auch die Folizey die juridischen Personen , als 
solche, nur gegen andere, und andere Subjekte 
gegen sie, nicht aber gegen und in sich selbst 
zu schützen .habe ; sich in das innere Leben 
der juridischen Subjekte lediglich in soferne 
mischen dürfe , als durch dasselbe die rechtliche 
Sicherheit der Schuzgenossen des Staats, als 
solcher, gefährdet* werden kann, übrigens aber 
sich jeder Zwangseinwirkung darauf enthalten, 
und die freye Selbstthätigkeit der juridischen 
Person innerhalb ihrer , mit der Freyheit aller 
Anderen verträglichen, Sphäre respektiren müsse« 
Das, bisher beynahe allgemein stattgefundene, 
Übersehen dieser Grenzlinie ist die wahre Quelle 
der vielen Mifsgi iffe und Inkonsequenzen« welche 
sich in dem Benehmen der Polizey in Beziehung 
auf juridische Personen , stellt man es unter den 
Mafsstab jener Bemerkung, beym ersten Anblicke 
allenthalben aufdringen. — Unter die, jenem 
Fostulate zufolge von der Polizey zu berüksich- 
tigenden \ juridischen Personen sind zu rechnen 
z. R. alle Dorf- und Stadtgemeinden, 
milde Stiftungen, alle, vom Staate aner- 
kannten besondern Gesellschaften und Kor« 
pprationen. \ * 

Behr Stuukunst. III, Abth, 6 
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§. 545. 
Für den Inhalt und Umfang des Rechtste- 
bieths der unterstellten Personengemeinheiten 
muß, nach den $. $. 4 2 *- ^23 1 die Civilgesez- 
gebung, wenn sie ihrem Zwecke genügen will, 
ausreichenden Normen enthalten , und eben, 
Normen sind dann für die Poiizeygesez- 
gebung der Mafsstab, welche Rechte der Per- 
sonengemeinheiten sie gegen die Gefahr der Stö- 
rung und Verletzung au wahren, für welcher 
Rechte ungestörte Ausübung sie jenen Gemein- 
heiten die Gewähre zu leisten habe: Diese Rechte 
sind im allgemeinen , das Recht zur Aufnahme 
neuer Gemeinheits- oder Gesellschäftsgiieder,zur 
Leitung der Handlungsweise dieser Glieder über« 
hauptdem Gemeinheit** oder Gesellschaftszweck« 
gemafs, und: endlich zur Aufbringung, Verwaltung 
und Verwendung des Gemeinheits- oder Gesell» 
schaftsret mögens.— Ob nun gleich der Staat sich 
in die Verwaltung undVerwendung desVermögens 
volljähriger Privatpersonen in derRegel nicht ein* 
zumischen hat, weil die Disposition über das Ihri- 
ge, solange dadurch die Rechtssphäre der übrigen 
ungefährdet bleibt, ausschließendes Objekt ihrer 
eigenen freyen Thätigkeit ist, j<so enthalten je* 
doch die Ansichten, aus welchen bisher den Per- 
SQnengemeinheitien vom den Gesezgebungen die 
Biechte d*r Min d e r j ä hr i g en vergönnt wur- 
den, und jene, aus welchen (im §. 533.) eine beson- 
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dere Thä tigkei t der Polizey zum Schutze des Ei- 
genthums unmündigeruud minderjährigerWaisen 
gegen die ihm drohende Gefahr postulirt wurde, 
in Verbindung mit der Rüksicht , dafs das Eigen* 
thum derjenigen Staatsglieder, welche zugleich 
Glieder einer besonderen Gemeinheit oder Gesell- 
schaft sind, durch eine unzwekmäfsige Wirth- 
schaft von Seite der lezteren in' einem hohen 
Grade gefährdet werden könne » zureichende 
Bestimmungsgründe, welche es der Polizeyge- 
sezgebung zur Pflicht machen, — zwar nicht 
die Priyatbe wirthschaf tung des Gemeinheits- oder 
Gesellschaftsvermögens selbst dem Staate anzu- 
mausen, aber allerdings — über die Art der 
Aufbringung und Verwendung des unterstellten 
Vermögens eine ununterbrochene Aufsicht anzu- 
ordnen, vermittelst welcher jedem Übermafse in 
der ( zwangsweisen ) Aufbringung , und jeder 
Unzw ekmäfsigkeit in der Verwaltung und Ver- 
wendung jenes Vermögens vorgebeugt, und da- 
durch die erwähnte Gefahr für dasEigenthum der 
Staatsglieder beseitigt werde : denn nur auf. die- 
sem Wege genügt sie in Ansehung der unterstell- 
ten Rechtssubjekte wirklich ihrer Bestimmung* 

Anmerkung» Worüber demnach die Polizeygeaezgebung 
eine Auflicht der geforderten Art anzuregen und tu 
regulieren hat, ist die Art der Aufbringung, der Ver- 
waltung and Verwendung des (aufgebrachten oder 
schon Torhandenen) Vermögens aller Stadt »und 
Dorfgemeinden, aller sogenannten milden 
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Stiftungen* aUer im Sttaevörhihdcnen Kirchen 
im Ganzen, wie in ihren einzelnen Abteilungen, aller 

Assekuranz - und Wittwen^ und Waisen- 
kassengeseils chaf ten etc., aller Zünfte (wo 
diese noch vorhanden find) und überhaupt aller öffent- 
lichen Korporationen« Es ist jedoch ausdrüklich zu 
bemerken, *dafa mit der Bewirkung einer zwekge- 
m'Hsen (nicht etwa mehr verderbenden, alt nutzen- 
den) Aufsicht jener Art der VVhkungskreÜ* der 
Polizey in der unterstellten Hinsicht vollkommen 
ausgefüllt, und dafs im ganzen Umfange des Zweks 
der Polizey kein Grund zu finden sey zur Befugnifa 
der Staatsgewalt , das V ormögen irgend einet der un- 
terstelltet* juridischen Personen Selbst an sich zu zie- 
hen und unmittelbar zu bewirthschaften. Ein solches 
Unternehmen wäre j so rein auch seine Absicht seyn 
möchte* in dei That nicht minder unverantwortlich^ 
als wenn der Staat cbu) Vermögen einzelner Indivi- 
duen im Staate an sich zöge , unter dem Vorwande, 
um dasselbe auf diese Weise gegen Schaden und Nach- 
theil desto besser bewahren zu können» Denn jede 
Personengemeinheit, sobald sie vom Staate aner- 
kannt ist, ist f als solcbe, ein eigenes Staätsglied, wel- 
ches, gleich jedem anderen Anspruch hat auf den 
Schuz des Staats im Besitze des Seinen, welcher 
Schuz jedoch wahrlich nicht damit beginnen darf, 
dafs man ihm die Disposition über das, was rechtlich 
das Seine ist, entziehe, und so .die rechtlich 
freye Selbsttätigkeit seiner Person vernichte. 

Finanzielle Rüksichten sind aber, den NotUfoll 

» 

des Staats ausgenommen , ohnediefs nicht vermögend, 
einem Eingriffe jener Art in die Rechtssphare der 
Staatsglieder eine rechtlich, haltbare Stütze zjt geben» 


«5 
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Abgesehen von dem Schutze des 8aohen> 
eigen thums derPer^onengemeinheiteri; gibt *s 
zwey Hauptrüksichteu , welche von der PolirfefjF* 
gesezgebung nachMafsgabe ihres Zweks in Anse- 
hung jener Gemeinheiten zu entschärfe» sind: 
Nämlich erstens die: dafs sie den Scfraz jener 
Gemeinheiten imBesitze undGebrauche*der ihnen 
durch dieCivilgesezgebung zugestanderien,f\echte 
zu bewirken habe,durch Anregung einer, der Stö- 
rung in jenem Besitze und Gebrauche zuvorkom- 
menden, Aufsicht und ThStigkeit ron 'Seite > der 
Polizey Verwaltung, ohne jedoch der iezteren den 
mindesten Eingriff in den gesezraä&igeaGebraucti 
jener Rechte selbt zu gestatten, denn eben diese 
Rechte bilden die gesezliche Frey heitssph&r* 
der unterstellten juridischen Personen „ inner* 
halb welcher sie zur freyen Selbsttätigkeit 
berechtigt , und in dieser freyen Selbsttätigkeit, 
solange dadurch die Rechte der übrigen nicht 
gefährdet werden, vollkommen zu schützen sind, 
weil eben dieser Frey hei tsgebrauch es i s t , der 
jedem Rechtssubjekt p durch den Staat gesichert 
werden soll , und um dessen willen das Rechts* 
Subjekt nur an den Staat sich anschlofs, um wel- 
cher Sicherung willen die Gemeinheit i als sol- 
che , ihres Anerkennens vom Staate nur bedarf; 
Gerade diese Grenze des Einwirkender Pottaey 
auf das innere lieben der iwtersteUtep Perspnen- 
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gemeinheiten ist aber bisher tob der Gesezge» 
bmmgt ohne die Sphäre innerhalb jener Grenze 
ausgefüllt zu haben 9 meistens überschritten, und 
dadurch gerade das Gegentheil ihres Zweks 
bewirkt worden. — - Die zweyte jener Rük- 
eiehtem ist: dafs die Polizeygesezgebuog eben- 
m&fsig den Schuz aller Staatsglieder (folglich 
auch der Gemeinbeitsglieder selbst» als Staats- 
g 1 i e d e r) gegen jeden unbefugten Austritt der 
Personengemeinheiten . als solcher , aus ihrer 
gasezm'äfsigen Rechtssphire zu bewirken habe, 
durch Anregung einer, jedem ge*e*mdrige» 
Gebrauche ihrer Rechte von Seite der Perso- 
nengemeinheiten vorbeugenden» Aufsicht und 
Thitigkeit der Pjolizey Verwaltung. Dafs jedoch 
bestimmt nur die Gesez Widrigkeit, die Wi» 
derrechtlichkeit im unterstellten Gebraut 
ehe als ausschließendes Objekt dieser Einwir- 
kung zu bezeichnen sey, folgt aus der obigen 
Grenzbestimmung von selbst. Mit der Entschu- 
ldung beyder Rüksjchten in ihren bestimmten 
Grenzen hat die Polizeygesezgebung die Sphäre 
der, durch ihren Zwek begründeten , Wirksam» 
keit in der unterstellten Hinsicht vollständig aus* 
gefüllt, und jeder Übertritt über jene Grenzen 
hinaus wäre nur, entweder Schuz des Becfatsge- 
bieths der juridischen Personen, auf Kosten 
des Hechts der übrigen Individuen 9 oder Schuz 
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der lezteren, auf Kosten des Refchts der erste« 
reo — beydes Widerspruch mit ihrem eigenen 
Wesfn , Vereitking ihres eigenen Zweks. 

§• 547. ' * I 

Ich beschränke mich darauf» von diesen < 

Grundsätzen hier lediglich Anwendung zu ma- 
chen auf die Wirksamkeit der Folizeygesezge- 
bung in Beziehung auf die vom Staate anerkann- 
ten Kirchen, weil gerade hinsich dich ihrer * 
in der Erfahrung die meisten Mifsgriffe wahr* 
nehmbar sind: Vom Staate unerkannte Kirchen 
rechne ich darum in die Klasse der, hierunter* 
stellten Personerigemeinheiten * weil ich mir 
unter einer Kirche im objektiven Sinne, wie 
sie in der Erfahrung gegeben ist 9 nichts anderes 
denken kann, als einen Verein von Menschen 
zum TJehufe eines gemeinschaftlichen ReKgions- 
Itultus , eine , zum Zwecke eines gleichen Re- 
ligionskultus verbundene, Anzahl von Menschen, 
eine positiv -, religiöse Gesellschaft, deren Glieder, 
in ihrer Vereinigung betrachtet, eine juridische 
Person bilden,, für welche das Anschliefsen an 
den Staat darum nothwendig ist, weil die Si- \ 
cherheit ihres Rechtsgebieths Bedingung ihres 
Bestehens und Gedeihens, erstere aber nur durch 
jenes Anschliefsen erreichbar ist. Dafs die Kir- 
che (nicht, wie sie der Philosoph in der Idee 
postuliren mogte, sondern) wie sie in der 
wirklichen Welt besteht, nicht eins 
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•ey mit dem Staate, ergibt sich nicht nai an» 
der wes en 1 1 i c h en Verschiedenheit der Zwecke 
beyder , *— . der. Staat besielt die Geltung des 
Rechts seiner Glieder, die Kirche den 
Kultus der Religion und gerade die wesent- 
liche Verschiedenheit ihrer Zwecke ist das ka- 
rakteristische Unterscheidungsmerkmal kocxi- 
stirender - Gesellschaften — sondern auch sehr 
augenfällig aus der allenthalben sichtbaren« Or- 
ganisation eines eigenen, vom Regimen te des 
Staats verschiedenen, Kirchenregiments (Pabst, 
Erzbischöffe, Bischöffe, Vikar iate etc. Ober* 
konsistorien, Superintenduren u. s. w.)t welches 
jedoch offenbar nicht statt finden könne , wenn 
4ie Kirche mit dem Staate koinzidirte , indem 
unter der lezteren Voraussetzung cUs Regiment 
des Staate und der Jürche noth^fendig eines 
seyVmüfste, wohingegen es sich gar wohLge-$ 
denken ; lä&t, dafs die Kirche, als eine eigene 
Gesellschaft im Staate * gleich jeder anderen Ge* 
schaft im Staate ihre eigene GeseUschsftsvor* 
stunde, und Beamten h^be. Daraus aber <|afs die* 
selben Pf rspnea, welche die Kirche bilden, %ut 
gleich Glieder des Staats sind Und ufligekehrtt 
kann auf die absolute Einheit beyder eb^n so 
wenig gefolgert werden, als z. B. darum weil 
gewisse (oder auch alle) Glieder des Staats sich 
zu piner besonderen Handels* (oder Assekuranz«-} 
Gesellschaft unter sich verbunden h^beu, die 
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absolute Einheit dielet Handels- (oder Asseku- 
ranz») Gesellschaft und des Staats selbst behauptet 
werden dürfte, — Je h e t e r o g e n e r un verkenn, 
bar die Zwecke des Staats und der Kirche sind, 
desto weniger. möchte sogar die Tendenz auf 
Herstellung der Einheit beyder, wenn diese 
Herstellung auch möglich wäre * der Klugheit 
angemessen seyn, und da& es dieser Einheit 
gar nicht bedürfe , wird : sfc^ : sogleich, jnibCQ 
geigen, » > . 

Das Resultat dieser Ansicht ist : die Kirche, 
als eine freye Verbindung freyer Wesen, «um 
Behufe eines gemeinschaftlichen Kultus der Re- 
ligion, ist eine , mit und neben dem Staate — 
einem Vereine freyer Wesen zur Geltung ikrea 
Rechts— bestehende, Gesellschaft, und in wie«; 
ferne ein- Verein der ersteren Art. ohne und* 
aufser einem Vereine der le&teren Art ge-> 
dacht werden kann , in soferne sied sich Kirche 
und Staat im Begriffe lediglich koordinirt, 
in wieferne aber eine kirchliche Gesellschaft in 
der Wirklichkeit nicht bestehen kann * ohne 
Seh uz und Sicherheit ihrer üaehte, als cinö? 
G e s e 1 1 s c haf t , die Gewahrung , dieser Sicher** 
heit für sie aber bedingt, ist ;d#r ob ihr An- 
sthliefaen an den Staat und ihre Unterordnung, 
unter die Gewalt des St^ts, in t*iefer#e über- 
diefs die.Gli tde t der Kirche ^ugltüch Glieder des 
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Sauds 9 und , als solche* in Ansehung eines jeden 
Gebrauchs ihrer ankeren Frey beit, folglich auofa 
in Ansehung ihres besonderen Vereins zum ge- 
meinschaftlichen Kultus einer Religion f den 
Gesetzen und der Macht des Staats unterworfen 
sind, insoferne ist die Kirche in der Wirk- 
lichkeit dem Staate nothwendig subordi- 
nirt, in soferne unterliegt die besondere Ver- 
bindung der Staatsglieder au einer Religions- 
gesellschaft f gleich jeder anderen , von ihnen zu 
irgend einem besonderen Zwecke gestifteten» 
Gesellschaft , den Gesetzen und der Macht des 
Staats. 

§. 549. 
Zu welchen Arten des Religionskultus 
im Staate , dessen Glieder sich verbinden dürfen ? 
und welches die Rechte einer solchen Verbin- 
dung seyen ? zu bestimmen , ist reine« , durch 
ihren Zwek bestimmtes Geschäft der Civil», 
gesezgebung: denn diese soll diejenigen Nor- 
men der Handlungsweise der Staatsglieder auf- 
stellen, durfh deren Befolgung die allseitige 
Verträglichkeit ihres Freyheitsgebrauchs be- 
stimmt ist , aber diesen Freyheitsgebrauch nicht 
wtoiter einschränken , als es um jener Vertrag« 
lichkeit willen nothwendig ist: Sie mufs also 
auch den Staatsgliedern jeden solchen ReB- 
gionsknhus (einzeln oder in Verbindung mit 
mehreren) gestatten, der sich mit der Freybeit 
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Aller nach dem Gesetze der Gleichheit vertrügt, 
mufs also auch jede Kirche im Staate aner- 
kennen, deren Maxime und Handlungsweise 
dem Rechtsgesetze und den Bedingungen seiner 
Geltung nicht zuwider sind, jede andere hin- 
gegen ab unzuläfsig erklären, den zuläfsigen 
aber (der Form nach) gleiche Rechte einräu- 
men. — Die Mittel zum Zwecke ihres Vereins 
zu wählen / und in Wirksamkeit zusetzen, ist 
das unentbehrlichste Recht $ welches jeder (zu* 
läßigen) Kirche von der Civilgesezgebung einge- 
räumt werden mufs, ihr jedoch nur unter der 
Beschränkung eingeräumt werden darf, dafs jene 
Mittel und diese Wirksamkeit dem , vom Staate 
zu - * schützenden , Rechte überhaupt keinen Ab* 
bruch tbuen , ja solches nicht einmal gefährden , : 
weil jedes Recht T>edingt werden mufs durch die 
Möglichkeit des Bestehens der Rechte Aller 
übrigen mit und neben ihm» Innerhalb jener 
Schranke mufs aber die Kirche jenes ihr Recht 
mit freyer Selbsttätigkeit geltend machen dürfen, 
weil diese freye Selbsttätigkeit zur Sphäre 
ihres rechtmäßigen Freyheitsgebrauchs gehört« — 
Dafs nun kein solcher religiöser Verein , dessen 
Maximen und Handlungsweise der Sicherheit des 
Rechts gefährlich» oder auch nur hinderlich 
wären* im Staate gebildet werde, ,und dafs die 
nach der Civilgesezgebung zuläfsigen , im Staate 
wirklich vorhandenen Kirchen weder in der 
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Gebrauchs ihrer aufs, 
in Ansehung ihre» be- 
meinschafilichen Kuli, 
GeseUen und der Machi 
«iud, insofern« istdi, 
lichkeit dem Slule m 
»in, in aoferne unterlit. 
bindang der Stniisglieder 
gesellachaft , gleich jeder an, 
irgend einem besonderen i 
Gesellschaft, denGeieteen u 
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Zn welchen Arten de 
im Stute, dessen Glieder sieh v, 
und welches die Rechte einer 
dongaeyen? xn bestimmen, i 
Ihren Zwek bestimmtes Gesel 
gesesgebnng: denn diese sol 
men der Handlungsweise dar S 
stellen, durch deren Befblguzi 
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Jfcöjiir eisenheit mm rigenea Zwecke der Unk« —Hat 
gännlich »offer dem Wirknngiki eilte dea 
'is. — Dafi ick iibtigeni im F.ingiDge de« f. 
■lütimtnung! welche Kirchen im Stute xolüiig 
? so wie die Bestimmung dtir Rech te der Kir- 
der C i vilg«eiceban» eogewieeen habe, i*t) 
gqQnnik VMk ' ß'* a b*> durch den to nnjbawim m ren Zwek 
aW >'ifef |n . Sphäre dieaei Zweigt cW Grtwgcbwg, wti. 

_^_^ &IC. nachzuiehen und m vergleichen bitte, kinrei- 

__.^a»i_ '■"Liriindeij und wer den Zwei and die Sphlre 

'"'-eäezgebung richtig »ulgefcCst tut, wird wohl 
i "(Eeiiw'irtigen Behauptung einrCitenden 
n Mshei bey den Civilgefe**- 
nicht gedieht; du Indm ebet 
wit der Seche: Sieht mm 
Wa Stuten nach einex, «nl 
enden, göttlichen Bestinv- 
r unterstellten' Gegen itsndc*» 
n Bestimmung der Recht« 
cUrim wird eher euch du 
tenten üorhlfiig Ubenchrei- 
t e] beb unverantwortlich «o> 
der Folizeyen h im ich trieb, 
mnien exkllrbkr; denn die** 
en der Petizay ilt nnihvren- 
mmtheit des Rechtsgebieth* 
ir Schranke») welche Tot 
ssen , wenn die Polizcy den 
1 ihrer Einwirkung deteuf 
IHn könneoi 
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Wahl der Mittel zu ihrem Zwecke , noch in der 
* Art der Realisining dieser Mittel , die von der 

Civilgesezgebuig bestimmte Schranke überschrei- 
ten können , und dadurch dem Rechte der Staats» 
« glieder zu nahe treten , zu verhindern , diefs ist 

dds Geschäft der, jeder Gefahr für das Recht 
zuvorzukommen bestimmten Poiizey. 
Dife, zur Erreichung dieses Zweks nach seinem 
ganzen Umfange, sowohl in Ansehung der etwa 
neu sich bildenden, als auch der bereits vorhan- 
denen Kirchen» npthige Aufsicht und Thätig- 
'< keit von Seite der Polize^verwaltung anzuregen, 

und zu regulieren , ist sonach das erste Haüptob- 
jekt der Poiizey gesezgebüng hinsichtlich des 
Kirchen wesen?. * 

. Anmerkung, ohne nach in das Detail der« um de« 
eben bezeichneten 2$v*eks willen erforderlichen» ge.- 
setlichen, Bestimmungen, einzulassen, bemerke ick 
nur ; dafs auf jeden Fall die Poiizey . dqrcli die Ge- 
sezgebung veranlafst un4 ermächtigt werden müsse« 
die Vorlegung des ganzen Dogmensystems* so wie 
jeder neuen dogmatischen und organischen VerfHgung 

**■ jeder im Staate befindlichen Kirche vor* ihrer Publi- 

kation zu verlangen • die Vorträge der Kirchenlehrer. 
' so wie alle ^ijxhlicjten Funktionen, su beobachten 

u» s. w. um jene« jedoch nur au§ dem ßesichtsp lenkte 

fies p.echtseese(zes , vorläufig ^u prüfen • und hin? 

* sichtlich der leztoren jeder Gefahr für die. rechtliche 

Sicherheit ungesäumt begegnen zu können • Jede Prü- 

y fiing jener Systeme, Verfügungen und Vortrage, f» 

wie jeder Funktionen hingegen in Ansehung ihrer An» 
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geraessenheit zum eigenen Zwecke der Kirche selbst 
liegt gänzlich aufs er dem Wirkungskrei&e des 
Staats. — Dafs ich übrigens im Eingänge des $, 
die, Bestimmung , welche Kirchen im Staate zulässig 
se^en? so wie die Bestimmung der Rechte der Kir- 
fchen, der C £ v i 1 gesezgebnrig angewiesen habe, ist} 
wie ich glaub© , durch den vorausbestimmteiL Zwek 
und die Sphäre dieses Zweigs der Gesezgebuag* weU 
- «che ich nachzusehen und zu vergleichen bitte» hinrei- 
chend begründet 9 und wer den Zwek und die Sphäre 
der Civil gesezgebung richtig aufgefefst hat» wird wohl 

* 1 * 1 * 

mit meiner gegenwärtigen Behauptung einverstanden 
seyn. Frcylicn hat man bisher bey den fcivilgesez- 
geburigeh an so etwas nicht gedacht ; das ändert aber 
gar nichts an der Wahrheit der Sache: -Sieht mam 
sich doch Vergebens in allen Staaten nach einer, auf 
richtigen Prinzipien beruhenden , gesezlichen Bestimm 
mung in Ansehung des hier unterstellteir'Gegenstendes» 
vergebens nach einer festen Bestimmung der Rechte 
der Kirchen um ! Eben daraus wird aber auch daä 
schwankende, bald ihre Grenzen ünrhäfsig Überschrei- 
tende , bald innerhalb derselben unverantwortlich zu> 
rfikbleibende ^ Verfahren der Polizeyen hinsichü&ti 
des Kirthenwesens vollkommen erklärbar; denn dies« 
Ungewißheit im Benehmen der PoHzey ist nothwen^ 
dige Folge jener Unbestimmtheit des Rechtsgebietht 
der Kirchen , und seiner Schranken, welche vöt 
allem festgestellt seyn müssen , wenn die Polizey den 
Umfang und die Grenzen ihrer Einwirkung darauf* 
mit Sicherheit soll bemessen könnest 
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1* So gewifs aber der Zvrek der Polizey ge- 

bietet , jedem die Sicherheit des Hechts gefähr- 
denden, Austritte der Kirchen aus der ihnen 

J eingeräumten Sphäre mit dem erforderlichen 

Nachdrucke zu begegnen, eben so entschiedene, 
durch ihren Zweit begründete, Anforderung an 
die Polizeygesezgebung ist es, den Polizeybe- 
hörden die ebenixiäfsige Aufsicht und Thätig- 
keit dahin zur Pflicht zu machen , dafs nicht 
nur jede Störung und Verletzung des, den Kir- 

* ehen zuständigen , Bechtsgebieths von anderen 

verhütet, sondern dafs auch von ihnen selbst 
alles, wfcs unter dem Vorwande , das Recht gegen 
die Kirchen zu sichern, wirklicher Eingriff in 
das Rechtsgebieth der lezteren wäre f sorgfältig 
vermieden werde: Denn die im Staate einmal 
für zulässig erklärten Kirchen haben als vom 
Staate anerkannte öffentliche Gesellschaften, mit 
jedem Staatsgliede gleichen Anspruch auf den 
Schuz des Staats in ihrem Rechtsgebiethe , und 
so wenig die Pölizey befugt ist, sich Eingriffe 
in die gesezmäfsige Rechtssphäre irgend eines 

' Staatsbürgers zu erlauben, eben so wenig darf 

aie sich herausnehmen , die Kirchen (juridische 
Staatsglieder) im gesezmälsigen Gebrauche ihrer 
Rechte zu stören, oder auch nur darein zu spre- 
chen. — Zu dem, jeder (zulässigen) Kirche von 
der Civilgesezgebung zuzugestehenden , Rechts* 
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gebiethe gehört nothwendig die Befagnifs, die 
(der Sicherheit des Rechts nicht gefährlichen 
oder hinderlichen) Mittel für ihren Zwek selbst- 
thätig zu wählen, und in Wirksamkeit zuset- 
zen : Dafs die Kirchen in der Wahl und in dem 
Gebrauche solcher Mittel weder durch wörtliche 
noch thätliche Äusserungen gestört werden , die 
Polizey Verwaltung zu veranlassen , und der lex* 
teren zu gebieten, sich, anfserdem durch die 
Rüksicht auf die Sicherung des Rechts motivir* 
ten, jedes \veiteren Einwirkens auf die Wahl 
und den Gebrauch der Mittel zum Kirchenzwecke 
streng zu enthalten , darauf ist die Wirksamkeit 
der Polizeygesezgebung in Hinsicht auf das un- 
terstellte Objekt rein beschränkt, und jede Über* 
schreitung dieser Schranke von ihrer Seite ist, 
statt Sicherung des Rechts , unverantwortliche 
Verletzung desselben, oder wenigstens ungebühr- 
liche Sicherung des Rechts in einer Hinsicht, 
auf Kosten des Rechts in einer anderen Hinsicht. 

Aamtikang. In Gefolge dieser Ansicht existirte aller« 
dingt für die Polizey Grand genug, *♦ B. jedem 
8potte in Bezug auf Religion und religiöse Akte, 
jeder geräuschvollen Arbeit und Belustigung in der 
Nabe der Gotteshäuser zur Zeit des Gottesdienstes, 
jedem geflissenen Abhalten von dessen Besuch u.s. vr. 
iu begegnen, auch in einer anderen Hinsicht Grund 
genug, z, B. den Gottesdienst zur Nachtszeit und da» 
Wallfahrten an entfernte Orte, den öffentlichen ge- 
räuschvollen Besuch der Sterbenden durch die Priester, 
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tfai Taufen der Nengebornen io den Kirchen und mit; 

kakera Walser» das Anordnen zu vieler Feyertage, des 

Fastens in einer gewissen Hinsicht, das Unten bey 

Gewittern u. s, w. zu verbieten ; denn bey allen 

diesen Dingen ist die Sicherheit de$ Rechts mehr oder 

Weniger gefährdet , oder doch die Sicherung des ftechts 

wesentlich gehindert. Dagegen existirt Leih Grund 

für die Polizey* die Einstellung der Gewerbe wie der 

Belästigungen an den Festtagen und Stunden einer 

bestimmten Kirche überhaupt zu gebieten» oder 

i ' sich die Bestimmung, wie Viele Lichter auf den AI- 

1 , v täten brennen dürfen , der Form oer* heiligen Gräber 

& ir. s. w. zu erlauben; öder sich die \Vahl und An« 

* Stellung der Pfarrer und Prediger anzumafsen ; denn 

was den lezteren Punkt betrifft, so kann entschieden 
nur der Kirche das Recht zukommen, Seelsorger 
und Religio nslehrer, als Gehiilfen zur Erreichung 
ihres Zweks zu bestimmen» Dafs die Polizey aus dem 
» Gesichtspunkte ihres Zweks die Vorträge und Funk- 

tionen jener Kirchendiener beobachten müsse, ist 
bereits erinnert, und damit ist ihrEinflüfs darauf am 
fende» Sollen aber die Pfarrer und Prediger zä gl ei 9)1 

• 

Lehrendes Volks fnr die Zwecke des Staats »eyn, «> 

, .'wäre es vor der Hand der Polizey durch ihren ^wek 

% * , zur dringendsten jPßicht gemacht^ die Regierungen 

teuf die Größe der Gefahr, Wenn blöfsen Theolo- 
gen in ihren Funktionen ein Austritt aus dem Ge- 
biethe der R e 1 i g i o n s lehre gesezlich gestattet würde, 
desgleichen' auf die Notwendigkeit und Konsequent 
aufmerksam zu mächen', dafs der Staat, ehe und be- 
vor er einen Pfarrer oder Prediger anstellt 9 und ihm 
damit jenen wichtigen, und so äufserst folgenreichen 
Einflufs auf das Volk in Beziehung auf den Staat über- 
trägt, 
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tt3gt, lieh doch wenigstens roh der Fähigkeit dt« 
Anzustellenden, für die Zwecke des Staats, zwekm'äfsig 
Auf das Volk einzuwirken) durch sorgfältige Prüfung 
desselben tiberzeuge. Doch dürfte selbst unter dieser 
Voraussetzung die Anzahl der Polizeybeamteh um ein 
beträchtliches vermehrt Werden müssen» um die, bqf 
jener Bestimmung der Kirchendiener in einem «ehf 
erhöhten Mafse nothwendig werdende * Aufsicht auf 
die mögliche Verbreitung von Irrlehren in Beziehung 
auf den Staat» und Auf den möglichen Mifsbrauch 
jener Bestimmung Überhaupt , im erforderlichen Um» 
fange realisireh zu können f und es dürfte ' Also für 
den Ataat um so weniger etwas gewonnen seyn, ]• 
unverkennbarer ihm die Verbindlichkeit obföge, die 
Kirchendiener, wenn er sich ihrer auch als 
£t*ats dien er bedienen will, in de* lezteren Eigen* 
schaft besonders zu besolden, in ro ferne sie ihre Be* 
soldung als Kirchendiener blofs aus dem Kirchenver» 
thogen beziehen. — In Beziehung auf die evatt» 
gelische fcirche kömmt zwar, nach deren Won» 
deren Verfassung* dem Staarsoberhaupte ein unmittel* 
barer EinfLufs auf die Wahl und Wirksamkeit de* 
Mittel zum Kirchenzwecke selbst zu; es würde jedoch 
ein entschiedener Mifsgriff seyn , Wenn dasselbe sich 
zur Geltendmachung jenes Rechts -** statt der Kon* 
siatorieri, all Welche die hie für altein geeigneten 
Organe sind, -*» der toKzeybehorden bedienen Wollte i 
denn dann Wäre allerdings derPolizey nicht nuretWAt 
ganz heterogene! aufgebürdet, sondern sogar eine Po* 
lizey gegen die Polizey nothwendig* 

§• 55 i. 
feilte eigetie Klasse von Subjekten, Welche 
dbenmäfsig von der Polizeygesezgfebung beson* 

B e n r Ötaatskunst* 11t, Abtb, 7 
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ders zu berüksichtigen ist, t sind sammtliche Ver- 
waltungsbehörden des Staats und alle einzelnen 
Verwaltungsorgane , vom Staatsoberhaupte an 
durch alle Klassen von Staatsbeamten hindurch : 

■ 

durch ihren Zwek ist ihr in dieser Hinsicht ge- 
bothen, die Polizeybehörden zu derjenigen Auf« 
sieht und Thätigkeit aufzurufen , wodurch jede 
Verletzung der, der Majestät unmittelbar schal* 
digen, Ehrfurcht, so wie der, den Staatsbeamten, 
als Repräsentanten der Majestät gebührenden , 
Achtung verhütet, und die Ungestörtheit der 
Würde und des Effekts aller amtlichen Funk- 
tionen bewirkt, aber auch di&, den Staatsglie* 
dem an die Beamten des Staats, als solche , zu- 
stehenden Rechtsansprüche — welche darin be- 
stehen , dafs leztere die ihnen übertragenen Funk- 
tionen vollständig und unpartheyisch , prompt 
und mit Anerkennung ihrer staatsbürgerlichen 
Würde verrichten — gehörig gewahrt werden* 

Anmerkung» Die Aufsicht auf die ZwekmäTsigkeit der 
Funktionen der verschiedenen Verwaltungsbehörden 
und ihrer Organe gehört zwar zunächst zum 
Ressort der uuter Voraussetzung einer richtigen Orga- 
nisation, in jedem Verwahungsdepartement vorhan- 
denen 1) e r behövden ; allein es ist nothwendig, dafs 
die Polizey in Hinsicht jener Aufsicht mit lezte» 
ren in Konkurrenz trete in so ferne von Seite der 
Primär» oder Unterbehörden solche Pflichtwidrig* 
keiten möglich sind/welche, wo nicht ganz, doch 
grofsentheils aufser dem Gesichtskreilse jener Ober- 




behörden liegen* fe* B, der Justiz • ödet Kassenbeamte 

erlaubt sich olino Noth^ was f leider ! so häufig ge* 

schiebt, ein grobes, die Würde, des Staatsbürger*» aa 

seinen Amtsuntergtbenen gänzlich vergessendes» Be- | 

nehmen» oder er nimmt Geschenke an , befördert die 

dache des Einen ungleich schneller und williger, als 

die des Anderen , die er unter maucherley Vorwänden 

zu unternehmen verzögert ^ und er weifs sich, wie 

man zu sagen pflegt» so in Respekt zu setzen, dafs 

der arme Unterthan es lange nicht wagt 9 bey der 

Oberbehörde Klage darüber zu erheben; ein Unfug 

dieser und ähnlicher Arten kann in der Thet sehr 

weit gedeihen , ehe er zur offiziellen Kenntnifs der 

manchmal sehr entfernten Oberbehörde gelangt» Je 

mehr nun durch denselben da$ Recht der Staatsglieder 

verlezt Werden kann, und wirklich gefährdet wird, 
desto mehr ist die Thätigkeit der Potizey durch ihren 

Zwek angesprochen, jenem (Jnfuge durch ungesäumte 

Anzeige bey der betreffenden Oberbehörde in seinem 

Entstehen zu steuern, und sie ist dazu um so mehr 

«ualifizirt, de es ohnediefs ihre Bestimmung ist, Über« 

eil mit ihrer Aufmerksamkeit gegenwärtig zu Seyn» 

und sie sonach auch die verbissenen Klagen der Un* 

terthanen 2a vernehmen» und Pflicht wfthigkeiten 

jener Art an den Beamten sogleich zu bemerken vet» 

mag» (Nur versteht sic^s von selbst, dafs» wenn die» 

«es von der Polizcjr geleistet werden soll, wie sie 

denn allerdings durch ihren Zwek data angewiesen 

Wird, die Funktionen der Polizey nicht mehr, wie * 

bisher, mit den Funktionen der Justiz u, s» w k in 

denselben Hunden vereinigt seyn dürfen,) Das kräf- 
tigste undL sicherste Mittel, jener Gefährdung des 
JUchts der Sttatsglieder von Seite der Staatsbeamten 
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selbs t taroriukommen ist die Anlegung rv?ek- 
mlftiger Bildangssmtaltcn künftiger Staatsbeamten , 
und die stäte Obsorge » dafs diese Anstalten ihrer 
Bestimmung t gehörig quaJifiairte Staatsbeamten zu bil- 
den, wirklich genügen» \fas freylich bis jezt bey wem- 
gen Universitäten der lall seyn dürfte. — Übrigens 
dürfte es allerdings der Untersuchung würdig seyn, 
ob nicht die Polizey die Staatsglieder auch gegen solche 
Handlungen der Machiiuhaber selbst, in welchen 
diese nicht als Oberherrn erscheinen , (z+ B. gegen 
willkührliches Brieferbrechen , gegen persönliche Ty* 
ranneyen u. s. w») zu schützen verpflichtet sey ? 

• 

Endlich ist auch das Staatsganze selbst 
ein vorzügliches Objekt derPolizeygesezgebung, 
in sofern dessen Konsistenz, gleichmäfsige Fort- 
dauer und die Ordnung in den Funktionell seine? 
inneren Lebens dadurch bedingt ist» dafs jeder 
Gefährdung und Störung derselben von Innen 
kräftig vorgebeugt werde; denn da der Staat die 
Gesammtanstatt für Geltung des Rechts, sonach 
die Sicherheit des Rechts itn Einzelnen durch 
die ungestörte Konsistenz und Fortdauer jener 
Gesammtanstaltzuober&t* und am umfassendsten 
bedingt ist ♦ so versteht sich von selbst, dafs die 
Polizey auf keine Art tjrevsentlicher für ihren 
Zwek th'ätig seyn könne > als durch die bezeich- 
nete Wirksamkeit in Beziehung auf das Staats- 
ganze« Die Hauptmomente der Polizeygesez- 
gebung in dieser Hinsicht sind i Die Bestimmung 
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101 
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der Bedingungen der Aufnahme neuer Staatsglie» 
der, und der Auswanderung bisheriger Schuz- 
genossen , — - der Maßregeln für Erzielung der, 
um der gleichmäßigen Fortdauer des Staats 
willert erforderlichen, Bevölkerung, -r— und der 

Mafsregeln wider alle, gegen die Ruhe und 
Beständigkeit des Staats im Ganzen > wie in 
meinen Hauptartikulationen gerichteten * Arten 
von Verbindungen * Verschwörungen , Verrathe 
und Empörungen, 

§. 555. 
Dafs das Staatsganze bey der Aufnahme neuer- 
Staatsglieder (die wqhl von der Aufnahme Ein* 
gebohrner, in den Kreifs einer Gemeinheit, Zunft, 
u. s. w. zu unterscheiden ist) wesentlich , inter- 
essirt sey 9 bedarf wohl keiner Nach Weisung, 
und dafs jene Aufnahme zum Ressort der P o 1 i - 
z e y gehöre ♦ erhellt daraus , weil das Eigenthum 
und die $icherheit der vorhandenen Staatsglieder 
durch die Einzöglinge sehr gefährdet werden 
könnte, wenn nicht bey ihrer Aufnahme mit der, 
zur Beseitigung jener Gefahr nöthigen , Vorsicht 
zu Werke gegangen würde; £i<? Aufnahmsbe* 
dingungen aber, auf welche die Foiizeyverw^l- 
tung nur rechtm'äfsig von der Qesezgebung be- 
schränkt werden d^f, sind; £r$tens; flpfsder 
Kompetent die G p$ e# xx\ äts i g k e i f seines VP*r » 
gängigen Gebens hinreichend zu bezogen V6r«r : 

»räg*i £weyj$ftf^4«fc <v wcJwtcw»t dal# 
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and wovon er eich (nnd allenfalls die Seinigen} 
redlioh zu erhalten im Stande sey; Drittens: 
dafs er seine Kenntnifs des Wesens, der Hechte 
und Pflichten eines Staatsbürgers überhaupt 
, genügend erprobe e). Mit diesen drey Anfor- 
dernngensinddie allgemeinen Bedingungen einer 
Gemeinschaft freyer Wesen, als solcher, ent- 
scliöpft , und wer jenen Anforderungen zu genü- 
gen vermag, hat auch, als Weltbürger) ein 
Recht darauf, seine Aufnahme von jedem 
Staate, in dessen Gemeinschaft er eintreten 
will, zu verlangen, unddie Verweigerung seiner 
Aufnahme würde» unter jener Voraussetzung, 
eine wahre Läsion seines Weltbürgerrechts seyn, 
Defshalb- darf die Polizeygesezgebung die Auf- 
nah msfahigkeit nicht weiter beschränken, und 
sie braucht es um so weniger zu thuen, je mehr 
das Interesse des Staatsganzen in der unterstell- 
ten Hinsicht durch jene Bedingungen wirklich 
befriedigend gewahrt ist. Auf dieselbe Art dürfte 
die Aufnahme derEingebohrnen zu wirklichen 
Staatsgliedern überhaupt zu bedingen , und ' 
es übrigens sehr zwekmäfsig seyn , die Folixey- 
verwaltung darauf anzuweisen, dafs der Akt 
der Aufnahme jedes neuen Staatsbürgers mit einer 
gewissen Feyerlichkeit vorgenommen , und dafa 
dem Aufgenommenen nicht nur sogleich seine 
positiven Verpflichtungen, die er als Staats- 
bürger überhaupt zu erfüllen habe, eröffnet wer- 
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den* sondern dafs auch diejenige Gemeinde» 
in die er tritt, aufgefordert werde » ihn mit dem 
Detail seiner positiven Verbindlichkeiten in Be- 
ziehung auf den Staat bekannt zu machen b). 

*) Die (gründe der beyden ersten Aufnahmebedingungen 
Wehten wohl für sich ein: Ab« auch die dritte, von 
mir postulirtt, Aufnahmsbedingung dfirfte eich alt 
wohlbegründet und unerlufslich bewähren, wenn 
man nur etwageu will, dafs, um ein guter Staats» 
bijrger — der doch wohl etwas anderes seyn soll^ 
als ein Wofs passives Lastthier — — seyn zu können, 
wenigstens einiges positives Wissen in Beziehung atf 
das Wesen des Staats erfordert werde, dafs aber die- 
ses Wissen dem Mensehen wahrlich piekt angebohrt* 
werde • dafs es demnach ein grober Leichtsinn tos 
ßeite des Staats sey , die Menseben aufs Geradewohl 
als Meister »Bürger anzuerkennen» und unter die Zahl 
der Staatsgenossen aufzunehmen , da sich sogar jede 
Zunft durch vorg'ängige Prüfung ihres künftigen Zunft* 
genossen zu sichern sucht» Gewifa würde durch vor» 
. gängige Prüfung jedes Kandidaten des Staatsbürger« 
rechts» wie ich sie gefordert habe, die Polizey sich 
viele anderweitige Mühe, und ^er Sicherheit dös 
/ Hechts und der ganzen Recbtsaustalt rnanche Gefahr 

ersparen, 

b) Es leuchtet wohl für sich ein, dafs durch eine solche 
Verfahrungsart vielem Unheile im Staate könne vor« 
gebeugt werden i Wie aber die. Sache jezt behandelt 
- zu werden pflegt, so laist man den Aufgenommenen, 
bat er nur die Gebühren entrichtet» uubekümrne«* 
* • *• laufe*» und ihn selbst zusehen, ob und wie er die 
positiven Verpfliobtungen, deren Erfüllung man von 
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Üaa gewtrtigt, kennen lernen wende, oder nicht? 
Mit welchem Recht« kann dann 4«* Smt den Verstoss 
gegen jene Verpflichtungen a,n sojchen Afeqschen bn* 
4 trafen ? Wje leichtsinnig gibt nicht auf diese Art der; 
Staat des Recht seiner Glieder den mannich faltigsten 
Gefahren rVeift, wekhe durch den Zufall desNickter- 
werbs jener Kenntnisse begründet werden, können. , 
und mtitten? 

$. 554. 

Auswanderungen bisheriger Staattgtiecter 
können im allgemeinen nicht untersagt werden a); 
denn sq wenig ein Mensch, als an einen be- 
atimmten Grund und Boden geheftet , betrachtet 
werden darf, eben so wenig kann Jemand wider 
•einen Witten gezwungen werden, sich von einem 
bestimmten Staate ferner schützen zu lassen; 
nur mute auch dieser Gebrauch der Fireyheit auf 
die Bedingung seiner; Verträglichkeit mit der 
Freyheit alle? anderen (durch die Civilgesez» 
gebung), beschrankt werden; diese Bedingung 
aber besteht einzig darin: dafs Niemand auswar 
dem dürfe , ehe und bevor er seine , bis dahin, 
fälligen 9 Beyträge und Leistungen an den Staat 
entrichtet, und allen seinen individuellen Ver> 
bindlichkeiten gegen die übrigen einzelnen Staats* 
glieder wirklich genügt habe; denn darüber hin- 
aus, existirt keinGrund $u einen* weiteren Rechts- 
ansprüche des Staats gegen den, der auswandern 
will. Sache der P o 1 i z e y gesezgebung ist es 
nur > der Gefahr für den Staat und das Eigenthum 
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der StaatsgKeder dadurch vorzubeugen , ctafe sie 
der Folizey Verwaltung diejenige Aufsicht und 
fhätigkeit %wx Pflicht macht, wodurch verhin* 
den werde, dafs Jemand wirklich auswandern 
könne x ahne zuvor jene Bedingung wirklich er- 
füllt zu r haben. Bey Gestattung eines ,. so bedingt 
ten f Gebrauchs der Auswanderungsfreyheit hat 
der Staat übrigens um so weniger zu befürchten, 
je vollständiger er seiner Bestimmung entspricht; 
denn eine Sehnsucht zum Auswandern, die der 
Konsistenz des Staats selbst gefährlich werden 
dürfte , könnte nur durch das Gefühl der erman- 
getnden Rechtssicherheit und eines unerträg«? 
liehen despotischen Druks veranlaßt werden , 

* 

und wo dieses Gefühl nicht eintritt, behält sicher 
die natürliche Vorliebe für den heimischen Boden 
und dessen Bewohner die Überhand: Wo aber 
jenes Gefühl in einem solchen MaFse erzeugt 
wäre, dafs es sogar dieses Band der Natur zu 
tiberwiegen vermöchte , da wäre das weiter be-? 
dingte, oder gar unbedingte, Auswanderung«» 
verboth nur eine neue Steigerung des Despot 
tlsmus , und als Verletzung des Weltbürgerrechts* 
Offenbare Ungerechtigkeit b), 

#) Den näheren ^ewejs dieses Satzes findet man in meinem. 
Systeme der reiner» Staatslehre §. $. 84$ — 85V 

b) Dafs. die Pplizeybehörden anzuweisen seyen » dem Am- 

' wandernden, nach Eifüilung der bezeichneten Ver- 

bindiiehkeiten (woven sie «ich durch einen öffentli* 


s 
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ehen Aufruf die Überzeugung ▼erschaffen tollen) , eim 
ZeugniCs hierüber» so wie über die Art seines bisherigen. 
Staatsbürgerlichen Benehmens aqssu fertigen, und Nie- 
manden über die Grenze des Suats passiren su lassen» 
der nicht entweder mit «inera Reisepässe » oder einem 
Zeugnisse jener Art versehen ist» desgleichen von 
jeder Auswanderung (so wie von jeder AuinaJum« 
eines neuen Stattsglieds) den übrigen Verwaltung*- 
(insbesondere dem Finanz-) Departement* unverzüg- 
lich die Anzeige su machen» bedarf wphl keiner Nach« 
wcisang der Motive* 

§. 555. 

Die Möglichkeit der Fortdauer des Staat* 
beruht auf der ziemlich gleicbmäfsigen Fortdauer 
der Menge seiqer Glieder, diese gleichmäßige 
Fprtdauer aber hängt davon ab , dafs in die Stelle 
der Verstorbenen überhaupt neue Bürger treten. 
Ein vorzügliches, in Beziehung auf das Staate 
ganze von der Poiizeygesezgebuqg zu berüksich* 
tigeudes,* Objekt tpacht demnach die Bevöl, 
kerung <}es Staats aus, indem die Konsistenz 
des Staats selbst nicht wesentlicher gefährdet 
werden könnte, als durch progressive Minderung 
feiner Glieder, und dafs auch dieser Gefahr 
begegnet werde « der Polizey durch ihren Zwei* 
unverkennbar gebothen ist, In soferqe jedoch / 

mit Zuversicht erwartet werden kann, dafs jene 
Gefahr (in der Regel wenigstens) nicht eintreten 
werde, so lange diejenigen Veranstaltungen, 
welche die Natur selbst zur Fortpflanzung 
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der Menschengattung getroffen hat, in ihrer 
Wirksamkeit nur nicht gestört und gehemmt 
werden, in soferne kann auch nicht mifskannt 
werden , dafs die (in der Regel) einzig richtige 
Art der Thätjgkeit, womit die Foiizey in der 
unterstellten Hinsicht zu wirken habe , lediglich 
bestehen dürfe in der Hinwegräumung derjeni* 
g'en Hindernisse» welche jener Wirksamkeit der 
Natur durch menschliche Willkühr und natur- 
widrige Unternehmungen (von Hindernissen 
anderer Art wird an seinem Orte die Rede kom« 
inen) oder Vefügungen im Laufe der Zeit in 
den Weg gelegt worden sind , oder noch entge* 
gengesezt werden könnten. Ich beschränke mich 
darauf, diejenigen Objekte zu bezeichnen, welche 
als Hindernisse der erwähnten Art für den natür- 
lichen Gang der Bevölkerung zu betrachten, 
daher von der Polizeygesezgebung , jedoch nur 
aus diesem, durch ihren Zwek geheischten, 
Gesichtspunkte zu berüksichtigen sind. Es gehört 
nämlich dahin der M ifs b r a u c h des Geschlechts- 
triebs, wenigstens sobald dieser bedeutend um 
sich zu greifen beginnt , der C ö 1 i b ä t der Geist- 
lichkeit und das Klosterwesert, die Senio- 
rate, Primogenituren und Fideikom- 
miss«, Vorurtheile in Betreff sogenannter 
Mifsheyrathen, zuweit ausgedehnte 
Eheverbothäin Hinsicht der Verwandschafts- 
grade, unnatürliche Verweigerung der 
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Ehescheidung, übertriebener Lnmi und 
Besorgnisse für den Unterhalt der Wittwen und 
Weisen, endlich der Selbst» und Kinder* 
toor d, 

Anmerkung. Aufhebungen, VecfKttfce, Belehrungen 
(z, B. über die Vozurthcilo vi» MibheTraibeu , Übet 
4ie TUorheit dei J,uxai), Rathichllge («, B. in An- 
•ehung der Errichtung twekmii&iger Aulteuer. Witt. 
wen- und Waitcakatten) Gebotb der uDerlaTtlicben 
Anjeigo jeder «ulterelielichen Schwangerschaft (weiche 
Anzeige» die Übrigens tebon so modifirirt werden 
kann , dafi sie der Schani haftigkeit , w« lie noch tot- 
handen iit, nicht zu nahe tritt, die einzig zureichende 
Bedingung ist, um dam Kinde rmorde durchgreifend 
begegnen zu künnen) icheinen mir in Verbindung mit 
den nöthigen Maßregeln, um (tiefen Verfügungen 
Folgsamkeit! »H «ichern, die, dem umerttellten Zwecks 
der Poliieygetezgebiing am meisten entsprechenden, 
Mittel eu »eyn, wohingegen z. \\. di« Besteuerung 
oder Ziirük Setzung der Hagestolzen, alt lolcher, daa 
Verboth der Ehe zwischen Personen ungleichen Altera, 
oder die Begünstigung alberner Stau des vormtli«ilq. 
durch Verstattung der Ehen zur linken Hand etc., «jcli 
tbeils als unerlaubte Eingriffe in d\s persönliche Trey- 
heil, tbeils als Verletzungen der forpalen Rechts- 
gleichheit, von selbst alt verwerflich darstellen. Wo 
■ jedoch der Stamm zur Bevölkerung erst herheyge- 

tebaft werden soll , da sind, freylich andere positiv« 
Mafsregeln «i umschlagen , wovon an taaem, Ort» die. 
Hello kommen wird, 
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Wodurch die Ruhe und Beständigkeit de* 
Staats, sowohl im Gahzen, als in den einzelnen 
Artikulationen seines Organismus , von Innen im 
höhen Grade gefährdet werden kaftn, wogegen 
also auch eine besondere Thätigkeit der Pölizey 
durfch ihren Zwek aufgefordert wird 9 sind aU* 
Arten geheimer Verbindungen, Verschwörungen 
cind Empörungen« — Die Zwecke * wozu irgend 
eine besondere Verbindung einer grösseren 
oder geringeren Anzahl von Staatsgliedern mög* 
lieh ist* können nur von zweifacher Art seynj 
sie sind naunlich entweder mit der Sicherheit des 
* Rechts und der Rechtsanstalt selbst überhaupt ver- 
träglich ; oder derselben gefährlich s Sich in V* r» 
biiidungen füt* Zwecke der erster en Art ein* 
lassen zu dürfen, mufs als eine* mit der Frey* 
heit Aller verträgliche > Art des individuellen 
Frey hei tsgebrauchs, in dei* tüvilgesezgebung 
ausdrüklich jedem verstattet t dagegen jede Ver* 
bihdung für Zwecke der l eitere h Art, weil 
sie der Sicherheit des Rechts widerstreben , darin 
ausdrüklith untersagt seyh, Verbindungen de* 
ersteren Art vor den Augen des Staats absolut 
Verborget! zu halten * kann keiii zureichende 
Grund existiren» und Verbindungen derleitfcreö 
Art) die allerdings, um ihre Zwecke zu errei* 
chen* der Verborgenheit bedürften % sollen gar 
nicht seyn , und dürfen Vom Staate um seiner 
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Seibit willen nicht geduldet .werden» Weil es 
nun aber gar leicht möglich wäre, dafs , unter 
dem Vorwande erlaubter Zwecke » dennoch ins* 
geheim unerlaubte Zwecke Verfolgt würden , 
•omufs der Staat berechtigt seyn» nicht nur die 
Anzeige jeder besonderen Verbindung f die da 
im Staate eocistiren will, zur Pflicht zu machen» 
«pudern auch, sobald nur der mindeste Verdacht 
Verborgener Zwecke ein träte , mit seiner unmit- 
telbaren Aufsicht bey allen Akten jener Verbin- 
dungen einzuschreiten, um sich von deren ganz* 
liehen Unschädlichkeit für die Sicherheit des 
Rechts und der Rechtsanstalt selbst genügend zu 
überzeugen. Alle diejenigen Mafsregeln nun* — 
welche erforderlich sind, um zu verhindern» 
dafs keine Verbindung zu unerlaubten Zwecken 
(im oben bestimmten Sinne) Existenz und Fort* 
gang gewinne, und dafs keine Verbindung, 
nnteir der Hülle erlaubter Zwecke * dennoch 
tmetlaubtes Ziel erstrebe ■— vor zu zeichnen , und 
anzuregen > ist unverkennbare Sache der Poli- 
zeygesezgebung; denn jene Mafsregeln haben 
nur zum Zwecke, die Gefährdung des Recht» 
und der Rechtsanstalt selbst durch geheime Ver* 
btndangert zu beseitigen, der Störung und 
Verletzung der lesteren zuvorzukommen. 

Anmerkung. t>ie Maximen» welch« die )?olizeyg©8e** 
gebung in Ansehung gewisser, ziemlich allgemein 
exinirender »Ordens rerbindungen «u befolgen hat* 
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ergeben sich hieraus von selbst: Sinei die 2 Weckt die* 

»er Orden wirklich so rein und unschädlich* als 

vorgegeben wird** so hat der Statt kein Recht» sie 

zu verbiethen; es ist aber Unklugheit, sie als ge* 

heim e Verbindungen zu dulden; denn so lange diefs 

der Fall ist, kann der Staat dennoch hintefgangen 

Werden; er sollte sie vielmehr zur Publizität aller 

ihrer Akte nöthigen ; denn dann könnte er sie nicht 

nur aus seinem Standpunkte beobachten, und zwat 

mit derjenigen offenen Miene, die der Staat am ees> 

ner Würde willen nie verleugnen sollte » sondern es 

wäre diefs auch ein durchgreifendes Mittel, den* Reis 

sur Theil nähme, und damit die Sache selbst zu heben« 

Will aber ein Staat die Sache bey der Wurzel greifen, 

so entfefsle er nur die Freyheit der gegenseitigen Mit* 

theilung über das, worüber sich gegenseitig tnitzti« 

theiltrt, im ver tilgbar er Naturbedarf der Menschheit 

ist und bleiben wird % so gewifs es die gemeinschaft* 

liehe Angelegenheit Aller ist, — nämlich über <U* 

ZWckmäfsigkeift der Regierung des Staats — und et ^ 

Wird sicher an geheime Verbindungen der unterstell« , 

ten Art nicht mehr zu denken seyn. 

§. 557, 

Innere Verschwörungen und Empörungen 
gegen den Staat selbst sind nie, oder doch, 
nicht leicht £u befürchten; denn jene wären * > 

Versuche des Staats zum Selbstmorde* '?•* 

die , der Natur der Sache nach * bey juridischen 
Personen ungleich seltener seyn müssen , als bey 
Individuen: Ungleich eher hingegen sind Ver- 
schwörungen und Empörungen gegen die Regie* 
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rungsart des Staats , und gegen die > unmittelbar 
oder mittelbar bevollmächtigten , Organe des- 
selben (gegen Regenten und Minister) möglich, 
titod tolchett kann nur durch Beseitigung ihrer 
Quelle am wirksamsten fcuvorgekö m«n e n - 
werden. Diese Quelle ist immer, auf Wahr- 
heit oder Irr th um beruhende, Unzufrieden- 
heit mit der Regierung des Staats a) # Die Stim- 
mung des Volks in Beziehung auf die Regierung 
ununterbrochen zu beachten > ist demnath der 
frolizey durch ihreto 2wek , Empörungen vor- 
Ätibeugeii, «ur unerläßlichsten Pflicht gemacht: 
Sind die Beschwerden, welche sie führen hört> 
wirklich gegründet, so kann sie in der That 
nichts zwekmäfsigeres thuen, als, die Regierung 
unmittelbar von jenen Beschwerden in Kennt* 
nifs zu setzen , und auf die Gefahr \ die ihr im 
Fallfc des Nichtabhelfeös droht, dringend aufr- 
ftierksafti zu machen, zugleich aber auch das 
Volk durch das Versprechen der nahen Abhülfe 
in Rühe tu erhalten. Alle änderen Mittel könn* 
ten höchstens die Gefahr des Absbruchs auf kurze 
Zeit Verschieben > aber auch leicht beschleunig 
gern Ersteres würde der Fall seyn bey Mafsre» 
geln , welche dahin gingen , das unzufriedene 
Volk tu täuschen oder zu blenden ; dehn auch 
die künstlichsten Blendwerke der Art Werden 
heut tu Tag bald durchschaut : lezteres abetf 
Wäre sicher dann der Fall» wenn erhöhter Zwang 
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und Strafe zu Hülfe genommen würden, den Aus- 
druk gerechter Beschwerden niederzudrücken; 
denn nichts spannt und reizt das Gefühl erlitte- 
ner Kränkungen mehr, als gerade das Sperren 
der Wege , demselben Luft zu machen. Es gibt, 
sobald die Unzufriedenheit des Volks mit seiner 
Regierung gerecht und gegründet ist, in der 
Thät kein anderes Radikalmittel, um VersAwö- 
rungen und Empörungen zu hindern, als die 
schleunigste Rükkehr der Regierung selbst zur. 
Bahn der Gerechtigkeit und Zwekmäfsigkeit, 
und ist die Regierung darauf, dafc diefs gesche- 
hen müsse, von der Polizey aufmerksam ge- 
macht worden , so mag leztere sich nur darauf 
beschränken, das Volk durch die Hoffnung des 
Besserwerdens, so. lange hinzuhalten, als es ihr 
gelingt ; denn jede , den gerechten Beschwerden 
nicht abhelfende, Mafsregel wäre nur ein neuer 
Zuwachs des Despotismus, also dem Zwecke 
der Polizey gerade widersprechend. Die Regie- 
rung, welche die Gefahr sieht, und das, in ihren 
Händen befindliche, Mittel, ihr zu begegnen, 
nicht ergreifen will, willigt unverkennbar selbst 
darein , dafs das Volk seine Kraft versuche , um 
sich des unerträglich gewordenen Joches zu enN 
ledigen , und — Volenti non ixt injuria. 

a) In einem Staate, welcher in der, von mir in der er- 
steh Abtheilung als zwek genügend dedtuirten, Are 
veifafst -wäre, wHren dem Volke legale Wege geöff- 

Behr Staawkunit. III, Abth, 8 
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net, «einen Beschwetden gegen die Regierung Ans* 
druk zu geben» und den Grund derselben zu heben. 
In. einem solchen Staate würden also gegründete Be- 
•ch werden gegen die Regierung nie Veranlassung zu 
Empörungen werden können , weil man mit Gewik- 
heit erwarten kann , dafs das Volk unter swey Wegen 
sieh tu helfen» nämlich einein friedlichen und 
geordneten, und einem blutigen und unsi- 
• chtreo, gewifs immer den ersteren vorziehen 
werde. In den Staaten hingegen f wie sie jext mei- 
stens verfafst sind» ist den Völkern kein anderer Weg 
übrig gelassen» als jener der Gewalttätigkeit» um 
sich des Despotismus zu entledigen» und es dient zur 
Bestätigung der eben bemerkten Gewifsheit die Erfah- 
rung» dafs die yölker selten oder nie eher wirklich 
«ur Gewalttätigkeit schritten » als bis die Ungerech- 
tigkeit und der Despotismus der Regierung die Stnfs) 
der Unertxäglichkeit erstiegen hatte. 

§. 558. 
Findet hingegen die Polizey die Beschwer- 
den» welche sie gegen die Regierung führen 
hört» un gegründet, somufs sie vor allem der 
Quelle solcher Beschwerden bis zu ihrem Ur- 
sprünge nachspüren ; diese ist entweder Irrthum 
im Urtheile über zwekinäfsige Funktionen der 
Regierung, oder ein , auf Vorurtheil beruhen* 
der, vielleicht durch unzufriedene Individuen , 
oder von. auswärtigen' Staaten herumgesendete 
Hetzer genährter und gereizter Widerwille gegen 
dieselbe: Im ersteren Falle kann die Polizey 
nichts zwekmäfsigeres thuen, als durch passende 
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tmd fortgesezte Belehrung des Volks über die 
Notwendigkeit und Angemessenheit der für 
beschwerend geachteten, Regierungsverfiigungen 
zum wahren Staatszwecke, den Irrthum in der . 
Ansicht der lezteren, und damit die Quelle der 
Unzufriedenheit selbst zu verscheuchen und zu 
verstopfen a). Im zweyten Falle wird die Poli- 
zey am sichersten zu ihrem Ziele kommen , wenn 
sie die unzufriedenen Ohrenbläser zu entdecken 
trachtet, diese, im Falle sie Ausländer sind, über 
die Grenze schafft, od&r, im Falle sie Gesandt- 
schaftspersonen sind, deren Zurükberufung ver- 
anlafst , im Falle sie aber einheimisch sind (gleich- 
viel übrigens ob geistlichen oder weltlichen, 
höheren oder geringeren Standes), unter beson- 
dere Aufsicht stellt, und sobald die Warnungen 
nicht fruchten , gänzlich aus der Gemeinschaft 
mit anderen entfernt , aufreitzende Libelle kon* 
fiszirt, übrigens durch fortgesezte, dem 
gemeinen Menschenverstände fafsliche, Darstel- 
lung der Notwendigkeit und Zwekmäfsigkeit 
derjenigen Regierungsverfügungeri, welche den 
Widerwillen zu nähren scheinen könnten, lez- 
teren, wo nicht in Zuneigung und Liebe, doch 
wenigstens in Achtung zu verwandeln , unab- 
läfsig sich bestrebt. Man kann sich in der That 
kaum ein Volk von dem Grade der Rohheit und 
Befangenheit denken , bey welchem es der Poli- 
zey nicht gelingen müßte durch fortgesezte 
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Bemühungen der Art (besonders wenn die Hetzer 
unter allen Formen und Gestalten zeitlich ent- 
fernt würden) der, wirklich nicht gegrün- 
deten, Unzufriedenheit des Volks bald das 
gewünschte Ziel zu setzen b); 

a) Dieses Geschäft wird sich die Polizey in demselben 

Mafse erleichtern , in welchem sie die Erziehung des 
Volks für den Staat, die staatsrechtliche Kultur 
desselben zn unterstützen sich angelegen seyn Ufst ; 
denn in demselben Mafse wird die Fähigkeit des Volks, 
die Funktionen seiner Regierung richtig zu beurtheilen 

* 

gesteigert , und damit dem Irrihume in dieser Beur- 
theilung , folglich einer der Hauptquellen der Volks* 
Unzufriedenheit vorgebeugt werden. 

b) Kann man an der Wahrheit dieser Voraussetzung kaum 

zweifeln , so darf man auch mit Grund behaupten , dals 
jede wirklich ausgebroohene Empörung ," deren Quelle 
grundlose Volksunzufriedenheit war , grof>en- 
theils der Nachlässigkeit der Polizey zuzuschreiben 
sey : denn ein Ereignifs jener Art ist kaum möglich, 
wenn die Polizey mit dem erforderlichen Nachdrucke 
die offenen und schleichenden Hetzer im Zaume hält, 
öder entfernt , und wenn sie es nicht unter ihrer Würde, 
oder Tür zu beschwerlich hält , öfters, zu rechter 
Zeit, und in der erforderlichen Sprache 
zu dem Volke zu reden , und dasselbe über sein wahres 
Interesse zu belehren. Gerade aber in diesem- Punkte 
ist die Polizey in der Regel entweder zu unwisseud, 
oder zu gemächlich, oder auch zu furchtsam, 
wovon jedoch die Hauptschuld wieder auf die Gesez- 
gebung zurükfällt , welche hierin, den Verwaltungs- 
behörden kein bestimmtes Regulativ gewährt» -— Die 
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Polizey erwerbe sich übrigens nur durch allzeit offene* 
Benehmen das Vertrauen des Volks, und lasse dieses 
sich nie durch sie getäuscht finden, fordere dasselbe 
vielmehr ausdrülclich auf, ihr seine vermeintlichen 
Beschwerden ohne allen Rükhalt anzuzeigen > und sie 
wird keiner geheimer Auflauerer bedürfen, am die 
wahren Gesinnungen der Volks über die Regierung zu 
erfahren, 

§. 559. 
Beginnt irgend ein Aufruhr wirklich auszu- 
brechen, oder ist er bereits wirklich aus&febro- 
chen, dann ist es Sache der Polizey, demselben 
wenigstens die möglich engsten Schranken zu^ 
setzen, und so schnell, als möglich, Ruhe und 
Ordnung wieder herzustellen: die wirksamsten 
Principe der Thätigkeit für diesen Zwek dürf- 
ten darin bestehen : Vor allem und unverzüglich 
die Gegenstande des Hasses, und alles, was 
besonders reitzen könnte, zu entfernen, und 
die Quellen der Bewaffnung abzuschneiden , um 
der Wuth die Nahrung zu entziehen; sich, wo 
möglich, der Hauptanführer zu bemächtigen* 
und solche, soweit als möglich, hinwegzubrin- 
gen, um das Ganze der Einheit, der Leitung 
und seiner Stüzpunkte zu berauben, sich aber 
übrigens so lange, als dazu nicht eine absolut 
überwiegende Macht vorhanden ist, alles Zwanges 
zu enthalten, weil auch nur das einmalige Gelun- 
genseyn des Widerstandes, das einmalige Er- 
ringen des Übergewichts den Muth der Empör- 
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ten sicher nur erhüben würde; so lange viel- 
mehr sich auf ein kluges und männlich festes 
Zureden zu beschränken, und dazu selbst, des 
ruhig gebliebeneu Theils der Bürger, und ihrer 
Einwirkung auf die übrigen zu bedienen ; wenn 
aber diese Mittel nicht fruchten , und inzwischen 
die zureichende Kraft zum Widerstände gesam- 
melt ist, mit dieser, konzentrirt und rasch, an 
den schwächsten Punkten, weiche auf Seite der 
Empörten bemerkbar sind, an - upd durchzu- 
greifen , und überhaupt nach den Maximen einer 
bewährten Kriegskunst zu verfahren; denn einer 
Empörung natürliche Folge ist der Krieg zwischen 
der Staatsgewalt und den Empörten, und der 
Sieg wird auch hier bald auf Seite der überwie- 
genden Klugheit in Auswahl und Anwendung 
der passendsten Mittel zum Zwecke stehen. Die 
erste Bedingung der Erreichbarkeit diesesZweks 
aber ist, dafs die Leitung der ganzen Operation 
sogleich und unbeschrankt einem Manne über- 
trafen werde, ■ welcher mit einer bewährten 
Festigkeit , Rechtlichkeit und Energie des Ka- 
rakters, einen hohen Grad von Klugheit und 
^-mschenkenntnifs besizt, und dafs unter flieh- 
en Subjekten dieser Art derjenige gewählt 
rde, welcher des Vertrauens und der Zunei- 
ng des Volks in höherem Mafse geniefst; denn 
gleichem Mafse wird seine Wirksamkeit auf 
ruhigung des Volks gesteigert seyn. — Ist die 


'Ruhe wieder hergestellt, so wird die Folizey 
um der Zukunft willen, je- nachdem die Empö- 
rung eine Folge gegründeter oder ungegründeter 
Unzufriedenheit war, im ersteren Falle zur Er- 
theilung einer allgemeinen Amnestie, im Iezte- 
ren Falle aber zu einer, leidenschaftslosen und 
unparlheyischen, Untersuchung und gesezmäs- 
sigen Bestrafung der Verbrecher rathen , und 
selbst-ihrc Thätigkeit zur gänzlichen Beseitigung 
der Unzufriedenheit des Volks und ihrer Quellen 
verdoppeln müssen. 

Anmerkung, In den, in den $, j. 556 — 55.} aufge? 
Hellten Bestimmungen finden sieb wohl die zureichen* 
den Maximen Tür die Polizeygesezgebung in Ansehung 
der im Eingänge des j, 556. zum Vorwurfe gezogenen, 
Gegenstände, wobey ich nur noch da» Einzige zu 
bemerken hebe , dafs der Begriff von Aufruhr oder 
Empörung nur suf den FjII, wenn ein Theil de* 
Volk) der Staatsgewalt sich thätig widersezt, nicht 
■ber *uf den Fall anwendbar scy, wenn (im Gegen- 
satze der Staatsgewalt) da* ganze jVolk aufsteht, 
und, eh ursprüngliche» Subjekt desRechts der Staats- 
gewalt, seine zur Ausübung der Suiti bevollmäch- 
tigten, Repräsentanten richtet; denn wer möchte es 
Empörung nennen, wenn ein Vollmachtgeber 
seinen Bevollmächtigten über die Art des Vollzug* dar 
ihm ausgestellten Vollmacht zur Rechenschaft zieht? 

§. 560. 
Die noch übrige Klasse von Subjekten, welche 
die Folizey zu schützen , und deren Schuz den*? 
nach die Polizeygesezgebung zu regulieren hat« 
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sind fremd t$ das Gebieth des Staats betretende* 
oder da sich aufhaltende , Privat- oder öffentliche 
Personen. — Jeder Mensch hat, als Weltbür- 
ger, das Recht, auf der ganzen Erde umher- 
zuwandern 9 und sich zum rechtlichen Verkehre 
mit seinen Nebenmenschen anzubiethen, dem- 
zufolge den von ihnen okkupirten Theil der Erde 
zu betreten , und eine rechtliche Verbindung 
mit ihnen zu versuchen. Diesem Weltbürger- 
rechte entspricht die Verbindlichkeit jedes Staats, 
sich durchaus aller feindseligen Behandlung eines 
neuen Ankömmlingsauf seinem Gebiethe zu ent- 
halten, und denselben nicht unbedingt, d. i. 
nicht ohne vorgängige gegenseitige Erklärung, 
abzuweisen , also demselben die Erklärung seiner 
Absicht abzufordern , und im Falle diese der 
rechtlichen Sicherheit unzuträglich scheinen 
sollte, ihn menschlich zurükzuweisen , im ent* 
gegengesezlen Falle aber seinen Antrag anzu- 
nehmen, die Bedingungen seines Aufenthalts 
zu bestimmen, und ihn im Besitze der ihm zu* 
gestandenen Rechte zu schützen, Legitimirt 
sich aber der Ankömmling, als Glied eines solchen 
Staats, mit welchem der besuchte Staat bereits 
in einer positiven rechtlichen Verbindung steht, 
so ist der , dieser Verbindung zu Grunde liegende* 
Vertrag die Norm der, jenem Ankömmlinge zu- 
zugestehenden und zu schützenden, Rechte; 
denn Verträge zwischen Staaten können nur im 
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Namen ihrer Glieder und für diese geschlossen 
•werden. — Der Gesandte eines anerkannten 
(um so mehr jener eines verbündeten) Staats bat, 
sobald er sich an der Grenze als solcher ausge- 
wiesen hat, das Recht, nicht nur seine Einlas« 
sung zu verlangen, sondern auch sich an alle 
diejenigen Orte hinzubegeben, wohin ihn sein 
erlaubter Zwek, als Gesandter , ruft, und über- 
diefs Anspruch auf den Schuz nicht nur derje- 
nigen Rechte , welche ihm als Bürger des senden- 
den Staats, hier zustehen , sondern auch insbe- 
sondere derjenigen Rechte, welche entweder 
nach der allgemeinen Völkersitte , oder in Gefolge 
besonderen Vertrags, zur Sphäre seines öffent- 
liehen (Repräsentativ-) Karakters gehören.— So 
wie aber der Staat die Fr emd en, x nach Mafs- 
gabe des, mit ihnen oder mit ihren Staaten ge- 
schlossenen, Vertrags, zu behandeln, ihre Per- 
sonen und IJabe gegen Verletzung zu schützen 
hat, eben so mufsejrauch , um möglichen Rechts- 
verletzungen seiner Glieder durch Fremde zu- 
vorzukommen, diese in Polizeyaufsicht neh- 
men, und selbst die Gesandten anderer Staaten 
sammt ihrem Gefolge mit ununterbrochener Auf- 
merksamkeit beobachten, um zu verhindern, 
dafs sie nicht in Gegenstände, die äufser ihrem 
anerkannten Zwecke liegen, sich einmischen, 
und nicht etwa selbst durch Vergehungen Un- 
ordnung stiften u. s. w. — Diefs sind die allge- 
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meinen Prinzipien, welche der Polizeygesezge- 
bung zur Grundlage dienen müssen bey Re- 
gulierung dessen, was durch ihren Zwek in 
Ansehung der unterstellten Klasse von Subjekten, 
der Fremden nämlich, gefordert wird. 

Anmerknng, Mit dem, wuin den j. %, 53o — 56o 
vorgetragen wurde , scheinen mir die , durch den an- 
gegebenen Mittelzwek des ersten Abschnitts der 
zwejten Abtheilung des ersten Theils der Poli- 
zeygesezgebung angeregten, Hauptmomente in 
, ihren wesentlichen Rüksichren entschöpft, und der 
Geist, in welchem dieser Abschnitt der Polizeyge- 
sezgebung vollständig auszufüllen wäre, hinreichend 
angedeutet zu seyn» Ich gehe demnach zur Berüksich- 
tigungdes, im $• 524 bestimmten, zweyten Ab- 
schnitts der unterstellten Abtheilung forty werde mich 
jedoch dabey, so wie bey Behandlung der übrigen 
Abtheilungen der Polizeygesezgebung um so kürzer 
fassen , Je mehr ich selbst fühle, jezt schon in Be- 
arbeitung dieses Zweigs der Gesezgebung das Ver- 
hältnifs zur Bearbeitung der übrigen Zweige über« 
schritten zu haben , wofür ich jedoch um so sicherer 
auf Vergebung rechne f je entschiedener . — so grofs 
auch die Verdienste meiner Vorgänger in diesem Ge- 
biethe dar Wissenschaft sind •— dieser Zweig der 
Gesezgebung mehr als jeder andere noch der Nachhülfe 
und Berichtigung durch die Theorie bedürfen möchte. 

§. 561. 

(Der Polizeygesezgebung erster Theil > zweyte 
Abtheilung, zweyt er A b schnitt.) 

• Die Polizey soll selbst der Gefahr, dafs 
Störungen und Verletzungen des Rechts auch 
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nur versucht oder unternommen werden könn- 
ten, begegnen, soll selbst das blofse Gefähr- 
detsevn des Rechts, so viel diefs immer be- 
-wirkt zu werden vermag, aufheben; in soferne 
nun eine Menge solcher Handlungen und Unter- 
lassungen möglich ist, durch welche zwar das 
Recht nicht an sich wirklich gestört und ver- 
lezt, aber doch Störungen und Verletzungen 
der Art gar leicht veranlafst, oder erleichtert, 
oder doch der vollständige Schuz des Rechts er- 
schwert werden würde, daher das Recht der 
Siaatsglieder nicht ungefährdet, somit nicht voll- 
ständig sicher seyn könnte, so lange jene Art 
des Freyheitsgebrauchs gestattet wäre, in soferne 
ist es auch der Polizey durch ihren Zwek gebo- 
then, das Unternehmen jener Handlungen zu 
bewirken, durch deren Unterlassung — und 
dagegen das Unterlassen jener Handlungen zu 
verbürgen, durch deren Unternehmen das Recht, 

wenn auch nicht wirklich gestört und verlezt, 

• 

doch allerdings gefährdet seyn müfste. Dem 
zufolge mufs die Polizeygesezgebung dem*, auch 
an sich zuläfsigen , d. h. nicht absolut wider- 
rechtlichen, Freyheitsgebrauche der Staatsglie- 
der diejenigen besonderen Schranken setzen, 
durch welche die Beseitigung der wahrscheinli- 
chen Gefahr für das Recht bedingt ist, mufs 
sie also ausdröklich den Staatsgliedern die Ver- 
bindlichkeit auflegen, alles dasjenige zu thuen 
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oder zu unterlassen was geschehen oder unter« 
bleiben mufs, wenn das Recht wenigstens der 
augenscheinlichen Gefahr seiner Störung oder 
Verletzung überhoben seyn soll, mufs sie aber 
auch zugleich diejenigen Mittet bestimmen, 
durchweiche die unausbleibliche Erfüllung jener^ 
Verbindlichkeit in ihrem ganzen Umfange ver- 
bürgt zu werden vermag. — Der Zeichnung 
dieser Normen des individuellen Freyheitsge- 
brauchs, der Aufstellung der, um der Beseiti- 
gung der wahrscheinlichen (§. 519.) Gefahr für 
das Recht willen erforderlichen, Gebothe und 
Verbothe ist, nach dem im §. 524 gegebenen 
Grundrisse, der zweyte Abschnitt der zweyten 
Abtheilung des ersten Theils , der Polizeygesez- 
gebung gewidmet. 

^Anmerkung, Dafs den , im J. beziehen, Gebothen und 
Verbothen ein eigener Abschnitt gewidmet werde 
in der Pol-izeygesezgebung, dürfte auch, schon aus 
dem "Grunde sehr rathsam^seyn , weil sich dann die- 
jenigen Polizeygesezlichen Bestimmungen , welche 

zunächst die Staatsglieder überhaupt verbinden sollen, 

« 
zusammengestellt befanden, somit von den lezteren 

ungleich leichter gekannt und übersehen werden könn- 
ten, als wenn dieselben durch das ganze beträchtliche 
Gebieth der, in andern Hinsichten meistens nur die 
Polizey Verwaltung zunächst angehenden, Polizeyge- 
sezgebung zerstreut wSreii. Demzufolge miifsten aber 
rreylich manche Gebothe und Verbothe , deren von 
mir in anderen Abteilungen und Abschnitten der 
Polizeygesezgebuog erwähnt ist und erwähnt seyn 
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tauft, entweder in diesem Abschnitte zuerst auf- 
gestellt, oder doch nach der Tendenz dieses Abschnitts 
wiederholt ausgedrükt werden. 

§. 562, 
Solche Handlungen, welche — obgleich 
durch ihre Unterlassung an sich das Recht nicht 
nothwendig und wirklich gestört und verlezt 
würde, dennoch — nicht unterlassen werden 
dürfen , wenn das Recht nicht augenscheinlich 
gefährdet seyn soll« und welche, um eben 
diese Gefahr zu beseitigen, ausdrüklich von der 
Polileygesezgebung gebothen werden müssen, 
sind z. Ö. (in Beziehung auf die Sicherheit des 
Lebens und seiner Bedingungen) das Versehen- 
seyn mit einem Lichte zur Nachtszeit auf der 
Strafte, oder die Beleuchtung der Städte und 
Dorfer zu allen Zeiten ihres Bedarfs, und die 
besondere Beleuchtung und Umgebung jeder 
unvermeidlichen Grube u. d. gl. ; das zureichende 
Refestigen jedes in der Höhe ausgestellten Blu- 
mentopfes , Schildes u. s. w. ; das Hinwegschaf- 
fen des Schnees von den Dächern bey eintreten« 
dem Thauwetter, und die Sorge fifr zureichen- 
des Befestigtseyn der Ziegel und Schiffern auf 
den Dächern (besonders nach einem Sturme); die 
ausreichende Vorkehrung , dafs z. B. beym Dach« 
decken und Bauen durch das Herabfallen der 
.Ziegel, Steine u.s. w. Niemand beschädigt wer- 
den könne; das Versehenseyn jedes Gefährtes 
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zur Zeit des Schnees mit einem Geläute;, das 
Fügen in die vorgeschriebene Ordnung des Aus- 
weichend auf Strafsen und Brücken , des Beneh- 
mens bey einer Konkurrenz gröfserer Menschen- 
massen und auf Märkten; die besondere Obsorge 
auf alle , der Gefahr des Tollwerdens ausgesezte, 
Hausthiere, die augenbliklicheTödtung der Toll- 
.gewordenen, so wie der, von solchen gebisse- 
nen, Thiere; die unverzügliche Anzeige jeder 
beginnenden Zänkerey und Schlägerey bey der 
Fblizey, u. s. w. — (in Beziehung auf die Si- 
cherheit des Eigen thums) dasVersehenseyn jedes 
Fremden ohne Ausnahme (und selbst jedes Ein- 
heimischen bey einer Reise an ein solches Ort 
4>der in solche Gegenden , wo er nicht gekannt 
ist), mit einem, nach allen, durch die Sicher- 
heit in Ansehung seiner geforderten Rüksichten 
gehörig eingerichtetem Passe; die Beobachtung 
der, gewissen Rechtsgeschäften vorgeschriebe- 
nen > Formen , und die Einholung ihrer Bestäti- 
gung, wo diese zur Pflicht gemacht ist; die An- 
-zeige jedes vorhabendien neuen Gebäudes , oder 
-jeder äufseren Veränderung an bestehenden Ge- 
bäuden (welches oder welche auf die Rechte an- 
derer * Einflnfs naben kann), jedes gesezt wer- 
den wollenden Grenzsteins u. s.w. die besondere 
Obsorge in Aufbewahrung der Dietriche von 
Seite der Schlosser , (eigentlich sollten jene von 
der Folizey selbst in Verwahrung genommen 
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*eyn); und deren Anzeige, wenn von unbekann- 
ten verdächtigen Personen, Hauptschlüssel u. 
d. gl. bestellt werden $ die Anzeige besonders 
von Seite der Gold- und Silberarbeiter, der 
Trödler und Juden , wenn ihnen verdächtige 
Sachen von verdächtigen Personen zum Kaufe 
angebothen werden ; Anzeige der aufser Dienst 
tretenden Personen , der beherbergten Fremden, 
gefundener Sachen u. s 4 w. 

Anmerkung. Da ich nur Beispiele aufstellen woll- 
te, so wird mir kein Vorwurf der ünvoJlit'ändigkeit 
gemacht werden können. 

§. 563, 
Solche Handlungen, die zwar an sich be- 
trachtet, keine Rechtsverletzungen sind, aber 
dennoch die Verletzung des Rechts erleichtern, 
und nur gar zu häufig veranlassen * oder 
die Beschützung des Rechts erschweren, über- 
haupt Handlungen, welche zu Rechtsverletzun- 
gen auf eine solche Art hinführen, dafs ohne 
deren Unterlassang zum Gesetze zu machen , die 
Sicherheit der Rechte in ihrem ganzen Umfange 
nicht erreichbar wäre, welche daher auch die 
Polizey, um ihres Zweks willen , allerdings veiv 
biethen mnfs, sind zum Boyspiele: das Tragen 
zur erlaubten Selbstverteidigung unnöthiger, 
Waffen (der Dolche, Stilets, Degenstöcke, Sak- 
pistolen, derBesiz von Windbüchsen) dasSchies« 
gen an öffentlichen, und nicht gehörig verwahr« 
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ten Plätzen und Gärten, bey Hochzeiten, Kinds« 
taufen und in den Neujahrsnächten u. s. w. ; 
das Werfen mit Steinen etc. und überhaupt aller 
störender Muthwiüe an besuchten Orten; das 
schnelle Reiten und Fahren in gangbaren Stras- 
sen; das Lediglassen von Pferden (auch ange- 
spannten), Ochsen und nicht völlig gezähmten 
Hunden ; das Stehenlassen von Wägen und an« 
deren Hindernissen auf der Strafse zur Nachts- 
aeit; das Erscheinen mit Abscheu erregenden 
Masken; das Bereiten des Weinsund Biers mit 
schädlichen Sachen, das Verkaufen unzeitiger 
Efswaaren; das Verkaufen von Medizinalwaaren 
von nicht approbirten Apotheckern ; das Verkau- 
fen von Giften aller Art ohne Schein eines Arz- 
tes; die Ausübung der Arzpey» Wundarzney- 
und Hebammenkunst von solchen Personen, die 
nicht dazu vom Staate ausdrüklich auktorisirt 
sind a) ; jedes Begraben eines Menschen ohne 
vorgängige Leichenschau b); ferner jede Be- 
rauschung in öffentlichen Häusefn oder Plätzen, 
und die Existenz jedes Berauschten auf öffentli- 
chem Gebiethe c); alle Hazard spiele ohne 
Ausnahme, insbesondere alle Lotto d); aller 
Verkauf getragener Kleidungsstücke von frem- 
den Trödlern, und selbst der Verkauf solcher 
Kleidungsstücke von Einheimischen, ohne vor- 
gängige Untersuchung; alles Werben für andere 
Staaten ; die Ausübung irgend eines Gewerbes 

ohne 
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ohne vorgängige Approbation de? Staats ; jeder 
Mißbrauch des (etwa noch gestatteten) Zunft- 
wesens , das Ausüben aller Funktionen von Pro- 
kuraturenund Advokaturen von solchen Subjek- 
ten, die nicht vom Staate dazu auktorisirt sind 
e); jede Art der Kupeley; alles Hehlen von Ver- 
brechern; alle Handlungen» welche zur Vorbe- 
reitung eines Verbrechens dienen tL *. w. 

a) Es ist auadrüklich au erinnern, dafs die Freyheit der 

Staataglieder in Ansehung des Gebraucht von Anten 9 
Wundärzten ete» nicht direkt beschrankt» dafs der 
Zwang nicht gegen die Staatsglieder überhaupt, son- 
dern nur gegen diejenigen, Personen gerichtet werden 
ctürfe, welche die Arzney* Wundarxneykunst etc. 
autüben wollen» weil jeder in soweit Herr über seine 
Gesundheit bleiben raufs> dal* er sich anvertrauen 
kann» wem er will» wohingegen die Freiheit toi* 
eher Personen, welche der Staat nicht, oder noch 
nicht als vertrauenswürdig anerkannt^ hat* wohl be* 
schränkt werden darf und mufs , Weil durch die Aus* 
Übung jener Künste von ihrer Seite das Recht der 
Hörigen gefährdet Wäre. Kür durch den direkten 
Zwang gegen leatere Personen dürfen mittelbar 
auch die Übrigen Suatsglieder gezwungen werden« 

b) In soferne selbst die* Leichenschau kein absolutes 
, Sicherungsmittel gegen die Gefahr des Lebendigbegra» 

beawerdens , und diese Gefahr so Pufferst sehreklich 
ist, dürfte tfberdiefe die Anordnung eigen er, Lei che n- 
httuser erforderlich #eyn 4 

c) Wenn man nicht leugnen kann , dafs jeder fietfunkeue 

wirklich einem unvernünftigen Thiete gleicht ^ dessen 
Gefährlichkeit gar nicht berechnet werden kamt, so 

Bejhr Staatskunst» 111« Abth» 
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ergilK lieh wohl tob ulbu, dal» die Trunkenheit 
. am dteeaen -Geeichetpnnkto ein Objekt der Poliscy aus- 
mache, anf welch** »ie ein« ungleich gröbere Witb- 

itmkeit , «1« hiikcr verwanden miUie. 

d) Hazardipiele liod darum von der Polirey zn tw- 

bleiben, -weil aie ihrer Natur' und aller Krfahruujt, 
nach" die Gefahr äei Verarmen* der Spielenden mit 
lieh CHlifen, wclofato, alt verarmt den übrigen Staata- 
gliederr» eur Laee fallen würden, deren EigMthnoi 
■l*o durah jene 3pe«**- n>jt Gefahr bedroht ilt. 

e) Auch in Atteehraag der Advokaten gilt ■ waa oben 

(e) .ron Anten etc, g«tag« worden üti. denn jeder 
tnafa, VMften et will'* »ieb ab aeinea Rechtsbeyitan- 
det bedienen dürfest, weil er über fein Recht ditpo- 
nireiij 11ml sogar ihttelb* enfgeben kann: Woil aber, 
wenn eoldte Perlenen eich all Recht* bcyi rinde xubie- 
tiien dürften, welche dieiem Geachälie nicht gewacJaa 
ten >ind, daa Beoht der Staataglieder gefährdet 
wäre,, ae raufe die Poliaer, um dieee Gefahr in 
beteiligen; verhindern, data jemand lieh all Rechte- 
bteyttand gebrauchen laut, den aie nicht nach vot- 
glogiget Prüfung (einer Fähigkeit, hierzu auhtorUirt 
hat, Aach hier kann alao der Zwang nur direkt gegen 
•otche gefährdende Personen iclbit und dadurch nur 
mittel bar gegen die Übrigen Staataglieder angewen- 
det werden.- Alle Übrigen Beacbritukungen dea Advo- 
katenwielena: aind Verletzungen entweder des einen, 
oder dei anderen Theila der Staaugliadex, alao unau- 
Wliig. 



deren Unterlasse» oder Unternehmen die Staatsglieder 
das Recht anderer Personen äufaer eich gefähr« 
den würden: denn nur gegen solche Handlungen 
darf von Seite des Staats , um des Tod ihm geforder- 
ten Schatzes willen, Zwang eintreten, weil er die 
einzelnen Staatsgjlifeder nur gegen andere, und 
überhaupt gegen «ufsere Gewalt zu sichern hat« 
Je weniger hingegen der Staat die einzelnen Staats« 
glieder auch gegen sich selbst zu Schütten ver- 
pflichtet seyn kann, desto' weniger 1 kann ihnen ein 
Hecht zukommen, auch in Ansehung dessen befeh^ 
1 e n d oder zwingend einzuschreiten , was der ein« 
«eine thun oder unterlassen müßte* um riieht selbst 
durch sein eigenes Benehmen gefährdet zu seyn, 
und in wieferne die Polizey dennoch auch diese Ge- 
fahr um ihres mittelbaren Einflusses auf andere 
willen* beschranken zu müssen glaubte, dürfte sie 
daher in jener Hinsicht blöfs warneu und rathen, 
und von der Zwekm'aTsigkeit ihres Rathe* ihrer War« 
n<ung zu überzeugen Suchen (f. 5fio). Die Polizeyge« 
Sezgebung dürfte daher blofs auf eine j die Überzeu- 
gung sichernde * Weise rathen , z* B # dafs die Staats- 
gliedcr eich nur der , vom Staate approbirten und auk- 
torisirten* Ärzte $ Wündlme j Hebammen (und nicht 
der Pfuscher und Qaiksalber) und Advokaten (und 
flicht der Winkeladvokaten) bedienen $ keinem hausi~ 
Jrenden MedikamefltenkrSmer etwas abnehmen » keine 
kupferne, bleyetne etc« Gefälle gebrauchen, sich der, 
der Gesundheit nachtheiligen , Moden in der Kleider« 
tracht, im Haarputze u. s* w ; enthalten * der Rein- 
lichkeit im inneren Hauswesen sich befleißigen* keine 
geladene Gewehre in bewohnten Zimmern etc* stehen 
lassen * und überhaupt damit Sufsertt Torsichtig um 
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gehen, in geschlossenen Zimmern den Kuhlendampf 
(z, B. durch Kohlen topfe, Ofenröhren) vermeiden, sieb 
keines Gift* zur Vertilgung schädlicher Hausthiere be- 
dienen » dem Wasser (durch Baden) und Eise (durch 
Übergehe^ 9 Schlittschuhlaufen etc.) sich nicht leicht-" 
sinnig anvertrauen, welcher Vorsorge bey gefährlichem 
Gewerbsarten (*. B« Glas- Spiegel - Fabrikation 9 FXr- 
bersy 9 QerUstenmaehen » Schieferdecken » Barg» 
und piittep arbeiten » Bley - und Zinngiefaereyen et«.) 
sie sich bedienen » welche Rüksichten bey gymnasti- 

.4 ' 

sehen Übungen (Fechten» Schwimmen etc.) und beym 
Genüsse der Tanzbeltistigung sie nehmen» welch« 
Vorsicht sie in. Verschliefsung ihrer Hauser und Be- 
wahrung ihrer Sachen » im. Ankaufe getragener Klei» 
der» im Ankaufe des Weins und Biers» im Umgänge x 
mit unbekannten » sich mehr • oder weniger zudria- 
genden» Personen gebrauchen' sollen etc, 

§« 564* ' 

Um ihretn Zwecke wirklich zu genügen, 

darf es jedoch die PülizeygesezgeburVg 1 nicht 
dabey bewenden lassen» jene Handlungen» die 
da geschehen oder unterbleiben sollen, zu ge- 
bietheu und zu verbiethen » und die Aufsicht 
der Polizeibehörden darauf anzuregen » son- 
dern mnfs -sie auch diejenigen Motive in 
Wirksamkeit setzen , von welchen die genau- 
este Befolgung jener Gebothe utid Verbothe 
mit der grofsten Zuversicht erwartet werden 
kann. — Für den gebildeten und besonnenen 
Theil der Staatsglieder dürfte schon die, allge- 
meine Belehrung über die Niizlichkeit jener 
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Vorschriften für sie selbst , und die von Zeit zu 
Zeit wiederholte Erinnerung daran, erkiek lieh es 
Mittel seyn , jene Befolgung zu bewirken ; allein 
für den ungebildeten und unbesonneneren Theil 
derselben bedarf es unverkennbar einer stärkeren 
Triebfeder. Die erkleklichste Triebfeder , um 
Rechtsgefährdungen abzuhalten, dürfte ein, 
demjenigen ähnliches , Mittel seyn , dessen sich 
die Gesezgebung in einem anderen Theile ihrer 
Sphäre bedient -, um Rechtsverletzungen zu 
verhüten; dieses Mittel ist, wie wir wissen, 
die Androhung verhältnifsmäfsiger Strafen, als 
der unausbleiblichen Folgen zur Existenz ge- 
brachter Rechtsverletzungen. So wie sich nun 
die (Straf-) Gesezgebung der Androhung verhält- 
nifsmiäf iger Übel (Strafen) bedient , um zu ver- 
hindern, dafs der rechtswidrige Wille und die 
Unbesonnenheit nicht in Rechte verletzende 
Handlungen ausbreche, so müfste ebenfalls die 
(Polizey-) Gesezgebung mit ihren Gebothen und 
Verbothen die Androhung verhältnifsmässiger 
Übel — welche ich jedoch, um der Differenz 
willen, welche durchaus nicht vernachlässigt 
werden sollte, nicht Strafen, sondern z. B. 
Rügen, Bufsen genannt zu sehen wünschen 
mufs — verbinden , ujn denjenigen» Gebrauch 
der Freyheit zu verhindern, welcher* zwar 
nicht an sich Rechte verletzend, aber doch aller- 
dings Rechtegefährdend wäre, "Dieienifire 
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Klasse von Übeln, durch deren Androhung in 
der Poli^eygesezgebung der bezielte Effekt, 
nämlich die Erwirkung der Befolgung der foli- 
zeygebothe und Verbot he, am meisten gesichert 
%\x werden vermöchte, dürfte inderl\egel die 
kürzere oder längere Entziehung derselben 
Art des Freyheitsgebrauchs seyn» in welcher 
die, durch die Polixeygesezgebung vorgeschrie- 
bene, Grenze überschritten worden wäre ; denn es 
ist nach der Natur des Menschen picht zu verken- 
nen, dafs die Androhung so gearteter Rügen 
oder Bufsen für den, zur Übertretung eines 
Folizeygesetzes versuchten, Willen gerade das 
stärkste Gegengewicht enthalten, und die Unbe- 
sonnenheit am kräftigsten fesseln müsse. Nur 
da 9 wo die Entziehung des Freyheitsgebrauchs 
in derselbe^ Art nicht wohl durchzuführen wäre» 
dürft eausnahmsweise Entziehung der Frey» 
beit überhaupt, oder Qeldbufse , als allgemeines 
Surrogat , zvvekmafsig anzuwenden seyn % 

^^merkung; Wie wenig bisher die» von den folizey- 
gesezgebungen angedrohten , Zwangsmittel ihrem 
Zwecke genügten , ist notorisch i Der Grand davon 
liegt freylich zum, Theile, darin x dafs, die Bolizeyen 
ihre Drohungen nicht pünktlich genug reoUsiren» aber 
auch zu einem grpfsen, Theile darin x dafe die gewählte 
Art der Zwangsmittel - auf den beziehen Effekt nicht 
gehörig berechnet ist, Nach dem ; im $ postierten, 
, Mafsstabe der anzudrohenden Polizeyrügon, yrtxc > «• B« 
der ; welcher des Nachts ohne Licht auf der (nicht 
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erleuchteten} Straffe erscheint, mit einem Hausarreste 
auf mehrere Nächte; wer Blumentöpfe u. s. w unbe* 
festigt ausstellt » mit dem Verluste der Frey Lei t , solche 
ferner ausstellen zu dürfen » auf geraume Zeit ; der 
Dachdecker oder Baumeister » welcher nicht die gebo- 
tenen Vorkehrungen trifft» mit der Suspension seines 
Handwerksrechts auf gewisse Zeit ; wer qeym Schnee 
ohne GeUut oder überhaupt su sclmell fährt» oder 
feine Thiere auf der Strafse unbeachtet stehen lafst, 
mit dem Verluste 4er Freyheit» sein Gefährte zu 
gebrauchen, auf einige Tage; wer ohne den vorge- 
schriebenen Pafs reifst, mit unnachsichtlicher ZurUk- 
Weisung; wer hey seinen Rechtsgeschäften die vor* 
geschriebene Form vernachlässigt» mit der Nullitlt 
jener Geschäfte ; wer die Anzeige eines vorhabenden 
Gebäudes unterlägst» mit der Suspension seiner Frey- 
heit su bauen » auf einige Zeit ; wer gefundene Sachen 
nacht anzeigt» mit einer» dem Werthe der gefundenen 
Sache (nebst deren Zurükgabe) gleichkommenden» 
Geldbufse; wer verbothene Waffen trägt» oder das 
Verboth, zu schiefsen» Übertritt, mit d$x Konfiskation 
jener Waffen und Schiefsgewehre ; wer Wägen u. dgi. 
zur Nachtszeit auf der Strafse stehen l4fst* mit zeit- 
licher Konfiskation jener Wagen etc, ; wer unzeitige 
JSfswaaren , oder Medikamente ohne Erlaubnifs ver- 
kauft» mit deren Konfiskation» und im leztern Falle 
überdiefs mit einet Geldbufse; welcher Apothecker 
vorschriftswidrig Gift u, d, gl, verkauft » mit Suspen- 
sion seines Apotheckerrechts auf geraume Zeit; wer 
Hasardspiele spielt» mit einer, nach dem Vermögen 
des Spielenden au bemessende* » durchgreifenden 
Geldbuße ; wer sich an öffentlichen Orten » (z, B. in 
Wirthshäusem) berauscht» mit dem Verluste der Frey* 


beir auf einige Zelt, «n Öffentliche» Orten Getränke 
»I nehmen (durch ein öffentliche» Verboih an all« 
VYirtba); wer irgend eins Kunst oder ein Gewerb« , 
ohne dam von Jet Polizcy »ukioriiirt eu »eyo , au* 
Gewinnsucht trieb« (z. 11. Heilkunst, Hebemmen- 
fcuntt, Ailvot»!eng«ichlfcc u. ». w.) mit einer, dem 
»u hoffenden Gewinn angemessenen , bey wiederhol- 
ten Tillen iu «tigernden, Geldbutte; wer Verbrechen 
hehlt, oder talbft Verbrechen vorbereitet, mit einem 
acharfen and dauernden Arreste— u.e.w. in bedrohen. 
Diese Beispiele mögen zureichend »eyn, den Geist 
und die Modifikation de« po&iulirttn Maisstabes der, 
von der Polixeygeiezgebung anzudrohenden, Zwang», 
mittel zu bezeichnen, und wurde nun durch nnuntetv 
brotherie Wachsamkeit und exekutive Tkltigkeit der 
PolizeybehrSrdan in den Staats gliedern die Ub*rMUgung 
befeltigt, dar> jene Drohungen in jedem , von ihnen 
unterstellten , Falle ohne Ausnahm« und nnnachficut- 
Heh werden re»Ji»irt werden, wer sollte dann noch 
an der befriedigenden Wirksamkeit selche« Mafl- 
re-eln zweifeln können? 

§. 565- 
(Der Polkey ge»ezgebung erster Theil , dritte 
Abteilung). 
Bestimmung der Polizey ist es, den Störun- 
geu und Verletzungen des Rechts ;uvorzu- 
kommen. Dieselbe Bestimmung hat zwar 
auch dieStrafgesezgcbiing und StrairechtsprU-ge: , 
Allein beyde unterscheiden sich wesentlich da- 
durch« dafs die Strafgeseagebong und Rechtsp- 
flege der- nächsten und unmittelbaren 
uelle von Rechtsverletzungen, nämlich dem" 
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vorhandenen rechtswidrigen Willen und der 
Unbesonnenheit, ihren Ausbruch hemmend , ent- 
' gegen wirkt — denn wo ein solcher rechtswidriger 
Wille und eine solche Unbesonnenheit gar nicht 
vorhanden ist, wird auch das Strafgesez kein 
Motiv — die Polizey hingegen die näher« 
.und entfern tere bloCce Gefahr des Eintre- 
tens von Rechtsstörungen und Verletzungen 
beseitigen und dadurch die Sicherheit des Rechts 
vollenden soll. Was die Polizey zu dem Ende 
zu thiin habe? wurde bishergezeigt. Wer aber 
den, bis jezt bestimmten Umfang der Polizey in 
seinem ganzen Detail zu übersehen vermag , wird 
wohl mit mir die Überzeugung theilen, dafs es 
der Staatsgewalt unendlich schwer, wo nicht 
unmöglich seyn müsse, jene Sphäre ihrer Thatig- 
keit vollständig auszufüllen, wenn und so lange 
dasjenige an den Staatsgliedern nicht, soviel 
möglich, entfernt ist, woraus, nach der Natur 
' des Menschen , in der Regel die Rechtswidrig- 
keit seines Willens und die rechtsgefahrliche 
Unbesonnenheit seiner Handlungsweise her- 
vorgeht. Ist diese Rechts Widrigkeit des Wil* 
lens und diese Unbesonnenheit, wie nicht ge- 
leugnet werden kann, die nächste und un- 
mittelbare Quelle von Rechtsverletzungen, 
so mufs dasjenige, woraus diese Rechtswidrig- 
keit des Willens und diese Unbesonnenheit her- 
vorgeht, als die mittelbare und Urquelle 
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aller Rechtsverletzungen anerkannt werden. 
Eben diese entferntere« aber unverkennbare 
Urquelle möglicher. Rechtsverletzungen mufs * 
die Polizey, um ihres Zweks willen, und um 
jich selbst die Möglichkeit, dafs sie ihrem 
Zwecke genüge 9 zu bereiten, so viel sie immer 
vermag, zu verstopfen suchen, sonach diese 
Verstopfung, so gewifs sie ihrer Bestimmung 
entsprechen soll ♦ sich zum weiteren Mittelzwecke 
ihrer Thätigkeit setzen. — Als die ergiebigsten 
Quellen der Rechtswidrigkeit des Willensund 
einer rechtsgefährlichen Unbesonnenheit, somit 
als die Haupt Urquellen möglicher Störungen 
und Verletzungen des Rechts, sind durch alle 
Menschenkenntuifs und Erfahrung bewährt — 
der Mangel an rechtlicher und morali- 
scher Rildung und Armuth. — Die noth- 
wendige Folge davon ist: dafs die Polizey, um 
ihres Zweks willen , dem Mangel jener Bedin- 
gungen eines gesezmafsigen , rechtlichen und 
physischen Lebens, abhelfen müsse, durch Un- 
terstützung der Bildung. der Staatsglieder 
in der bemerkten zwey fachen Richtung« und 
durch Unterstützung ihres Wohlstandes. 
-Der Zeichnung der Thätigkeit der Polizey in 
dieser doppelten Hinsicht ist nach meinem » im 
§, 524 gegebenen, Grundrisse die dritte Ab- . 
theilung des ersten Theils der Polizeygese«- 
jgebung in zwey Abschnitten gewidmet« 
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-Anm erkung, Man darf nur die Gallerie der Verbrechen ' 
in irgend einem Staate mit» b*s auf den Urgrund 

durchdringenden , psychologischem Auge durchsuchen, 

•• • • 

um die Überzeugung au gewinnen, dafs bey weitem 
die meisten Verbrechen ihren Euistehungsgrund 
habeu — entweder in der Unbekanntschaft mit den 
Forderungen des Rechts und der Moral, in Vorur* 
theilen, Aberglauben, in der Ungeschtiffenheit des 
Gefühl« und der dadurch begründeten Möglichkeit 
eines höheren Qrads und eines wilderen Ausbruche 
der Leidenschaften aller Art d« i. in dem Mangel 
der rechtlichen und moralischen Bil- 
dung — oder in dem Mangel der nöthigen Bedin« 
gungen zur ordentlichen Subsistenz des physischen 
Lebens, d i f in der Armuth, in dem Mangel 
an Wohlstand. So lange diese Urquellen von 
Verbrechen nicht , soviel immer thunlich , versiecht 
sind , 90 lange ist es absolute Unmöglichkeit , dafs 
die Polizey Augen und Hände genug habe , um jeder 
möglichen Störung und Verletzung des Rechts zuvor- 
zukommen ; denn sie bedürfte beynahe eben so vieler 
Wächter, als der Staat Glieder zÄhlt ; die Möglichkeit, 
dafs die Polizey ihrer Bestimmung genüge, ist also 
bedingt durch ihre eigene Thitigkfit für die Bildung 
der StaatsgHeder, und für die Unterstützung ihres 
Wohlstandes, und dieses Bedingtseyn der Erreichbar«» 
keit des fUjttehweks der Polizey ist nach meiner 
Überzeugung der einzig richtige Gesichtspunkt, von 
welchem aus die Einwirkung it$ Staats auf die Bil- 
dung und den Wohlstand seiner Glieder Über* 
haupt angesprochen, und nach welchem eben diese 
ftfqwirkung zu mod^fizirtn ist, ^ach dieser Ansicht 
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V 
darf die Stattsgewalt auf die Bildung und den Wohl- 
stand der Staauglieder blofi in so ferne einwirken, 
als die '^Entfernung der Rohheit in rechtlicher und 
moralischer Hinsicht 9 so wie die Entfernung der 
Armuth, unerlafsHche Bedingungen der Erreichbarkeit 
des Suatszweks , der Geltung des Rechts , sind , darf 
sie also blof* bis zu einer gewissen Grenze, nämlich 
bis zum Punkte jener Entfernung positiv leitend 
•uf den Gang der Kultur und die Verwaltung des 
Nationalvermögens cinfliefscn, über jene Grenzt 
hinaus aber , . höchstens unterstützen. Nimmt man 
dagegen die Kultur und den Wohlstand der Staats« 
glieder unmittelbar in den E n d zwek it$ Staats 
auf, so mufs man auch der Staatsgewalt das Recht 
und die Pflicht einräumen , den Gang der Kultur und 
der National wirthschaft in ihrem ganzen Um« 
fange positiv zu leiten und zu lenken, und 
dafs dabey nichts gutes herauskomme 9 wer wiifsta 
diefs nicht aus Erfahrung;? Wenn man das leztere 
selbst von denjenigen bekennen hört, welche Bildung 
und Wohlstand der Staatsglieder vom Endzwecke 
des Staats umfafst wissen wollen, und wenn diese 
Menschen Selbst der Staatsgewalt in ihrer Einwirkung 
auf die Kultur und den Nationalwohlstand solche 
Grenzen setzen, welche doch offenbar mit dem, 
von ihnen behaupteten, Endzwecke des Staats, und der, 
danach zu bemessenden , Bestimmung unverträglich 
sind, so kann man nur bedauern , dafs diese Menschen 
den krassen Widerspruch nicht erkennen » in welchem 
sie dadurch mit sich selbst gerathen sind« — » 
Warum ich die Th'itigkeit der Staatsgewalt für die 
Bildung and den Wohlstand der Staatsglieder, in- 


/ 
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wie ferne diese Objekte ihrer IliStigleit sind, hie» 
im Gejuethe der P o 1 i z e y behandle ? kann nach dein, 
bisher gesagten keiner weiteren Angabe bedürfen. 

§. 566. 

(Der dritt«ii Abthtilung erster Abschnitt.) 

Die Anlagen zur Rechtlichkeit und Moral i tat 
sind unverkennbar jedem Menschen von der 
Natur mitgegeben, und wenn demungeachtet 
Menschen als widerrechtliche und unmoralische 
Wesen scheinen , so kann der allgemeinste 
Grund dieser Erscheinung nur darin gefunden 
werden, dafs jene Anlagen, yerwahrlofst, nicht; 
gehörig angeregt i entwickelt, und zu derjenigen 
Reife gebracht wurden, derer sie fähig sind« 
Das längst gekannte Vehickel zur Entwiklung der 
natürlichen Anlagen des Kopfes und Hertens ist 
die Erziehung und der Unterricht. Dieses Mit- 
tels hat sich sonach ebenmäfsig der Staat zu 
bedienen , um seine präsumtive künftigen Glie- 
der vor all^n zu rechtlichen und moralischen 
Wesen zu bilden, ehe und bevor er denselben 
den Eintrit in die Zahl wirklicher Staatsglieder 
gestattet, daher die Polizeygesezgebung indem 
ersten Abschnitte (der dritten Abtheilung des 
ersten TheiU) davon ausgehen mufs, die , dem 
Zwecke der Erziehung der bezeichneten Subjekte 
aur Rechtlichkeit und Moralität entsprechenden, 
Institute anzuordnen, deren zw ekgem'äfse Stufen- 
folge und Leitung stu bestimmen, die nothigen 
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Maßregeln zur Realisirung der Bedingungen der 
S^welcmäfcigkeit des angeordneten Unterrichts 
(Lehrer, Lehrbücher) und die Gegenstände des* 
selben a) im allgemeinen vorzuzeichden, die 
Mittel zur Sicherung seines Gebrauchs zu be« 
stimmen« und die erforderliche Aufsicht übet 
den z*wekf5rderlichen Gang desselben aufzurufen, 
aber auch die zweckdienlichen Wege zu bezeich«, 
nert und zu heischen , wodurch selbst die wirk« 
Kchen Staatsglieder in fortlaufender Bekanntschaft 
mit den Normen der Legalität ihres Benehmens 
erhalten zu werden vermögen b), 

t) Die Gegenstände des f im $< geforderten > Unterrichts 
in rechtlicher Hinsicht wären, nebst der allge- 
meinen Grundlage, auch die positiven Rechts* 
' . normen des eigenen Staats , wie sie in der Civil« 
(besonders auch in der) Straf- und PoliteygeseRgeEung 
des Staats niedergelegt sind * in einem 9 wie sich von 
selbst versteht > der Fassungskraft der zu unterrichten« 
den angepafsten , Gewände und Auszüge« 

b) Die Notwendigkeit , dafs auch dergleichen Wege» und 

welche eingeschlagen werden müssen , ist bereits in 

den $. J. 583. 3o*4 (Ilte Abtheilung) nachgewiesen« 

- Hier mufs ich jedoch auf eine weitere Mafsregel in 

* diese* Hinsicht aufmerksam machen« Das Mittel» 

« 

dessen sich die Kit che bedient, um ihre Glieder",* 
nachdem sie in den Schulen für ihre Zwecke un»* 
terrichtet sind, in fortwährender Bekanntschaft jnit 
den Gebothen und Vetbothen f mit den Prinzipien der, 
Kirche überhaupt zu erhalten» sind öffentliche Vor- 
träge (Predigten, christliche Lehren) an allen Sonn- 
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und Feya'rtagsa an die einzeln*» Kirch engemeuiA-n, 
über die wichrignenT heile am der Bibel) über die ganie 
Reibe ven Evangelien, welche in Jedem Jahre wieder- 
holt durchgegangen werden. — Es jit in der That au 
wundem, daTs der Staat seit so vielen jahrhunder - 
' lau der Kirche diese* natürliche Mittel nicht ablerntet 
'am auch seine Glieder in fortwährender Bekannt- 
Schaft mit dem Kodex seiner Gcsette tu erhalten, 
-welcher doch in der That nicht leichter im Gedacht- 
nisse zu bahilten ist als der Geiezkodex der Kirche, 
Sollte es denn dem Staate nicht eben so, wie dec 
Kirche, ausführbar fty«, an alleu Sonn - und Ft ver- 
tagen an die einzelnen Dorf - und Stadtgemein dm 
öffentliche Vertilge über einzelne Abschnitte aus sei* 
nem Gesezlodex halten au lassen? und sollte in der 
That jemand verkennen können, dafs der Gebrauch 
dieses Mittels für die Zwecke des Staat* eben so för- 
derlich seyn müsse, als es das ähnliche Mittel Tür die 
Zwecke der Kirche ist ? — - Ich wenigsten* rauf* mich 
der Überzeugung hingeben, dafs der Staut durch die 
Aufstellung tüchtiger Staatslehrer in der Art, in 
welcher die Kirchenlehrer (Prediger) existiren, 
die Anstellung einer bedeutenden Anzahl von Civil* 
■nd Strafrechtsorganen, wie von Polizeybeamtcn tieh 
ersparen, und die Erreichung seines Zwei* sich eben' 
*0 sehr erleichtern, als wesentlich befördern würde. 
Man prüfe doch diesen Vorschlag unbefangen und 
menschlich 1 

■: §• 567. 
Nebstdem daß diePolizeygesezgebmig den 
Mangel an Bildung in rechtlicher und tnorali- 
scher Hinsicht, durch Anordnung dar Erziehung 
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und des Unterrichts der geforderten Art für die 
künftigen wie für die wirklichen Staatsglieder, 
xu beseitigen trachtet, ist es nicht minder ihre 
Sache , diejenige Thätigkeit der Folizey Verwal- 
tung anzusprechen und zuregulieren, welche er- 
forderlich ist , um alles dasjenige zu entfernen* 
wodurch die , der Natur der Sache nach zu er- 
wartenden, Wirkungen jener Grundlage verei- 
telt, das Gedeihen derselben gestört und gehin- 
dert zu werden vermöchte, mufs sie es demnach 
der Folizey Verwaltung zur Pflicht machen , die 
herrschenden oder beginnenden Gewohnheiten* 
Neigungen und Leidenschaften, Vorurtheile und 
Irrthümer in rechtlicher und moralischer Hin- 
sicht unter allen Volksklassen zu beachten, die 
Quellen derselben zu erforschen , und diese ent- 
weder durch passende Belehrung in verbreiteten 
zwekmäfsigen Volksschriften, oder auch, wo 
es nothig seyn sollte, durch Zwangsmafsregeln 
(z.B. durch Konfiskation vorhandener, jene Vor- 
urtheile oder Irrthümer u, s. w. nährender, Schrif- 
ten, Lieder und Bilder) abzugraben; im Falle 
sie die häufigere Mißdeutung oder Übertretung 
gewisser Einziehungen oder Gesetze des Staats 
wahrnehmen sollte, die Darstellung ihrer Gründe 
und Nüzlichkeit zu erhellen , und öfters zu wie- 
derholen, jedem öffentlichen Verstoße gegen die 
Sittlichkeit , jedem verführenden Beyspiele 
oder Gelegen heitsmachen entgegenzuwirken, bey 

allen 
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allen Arten von öffentlichen Vergnügungen (Tanz- 
böden» Redouten, Kirchweihfesten u. s. w.) 
Zucht und Anstand zu erhalten , den natürlichen 
Ein flu fs gewisser Gattungen von Vergnügungen 
(z. 5- de3 Theaters, der; Nationalfeste) auf Ge- 
sinnung und JCarakter des Volks dem Zvy^ecke der 
Bildung gemäfs zu leiten; allenthalben den sitt- 
lich guten Menschen und rechtlichen Burger mit 
derjenigen Art und Würde zu behandeln* welche 
ihn lehren mufs, sich selbst als Menschen und 
Bürger zu achten , welche das Ehrgefühl in ihm 
wecken, und bis zur möglichsten Zartheit er» 
höhen mufs, und endlich das ausgezeich- 
nete Verdienst um den Staat n^ch der Lage 
eines Jeden mit derjenigen Art von Auszeich« 
nung zu belohnen, welche wirklich geeignet 
ist» in den für dergleichen Reitze empfängli- 
chen Gemüthern eine Rivalität in der Thatigkeit 
fpr den Staat , bey der Allgemeinheit aber wer 
nigftens warme Anhänglichkeit an die Sache des 
Staats zu erzeugen und zu unterhalten. 

Anmerkung« Dies« and Ähnliche Dingt sind* freyl^ch 
schon oft gesagt» und man konnte unmöglich die 
wesentliche Wirksamkeit solcher ty?ittel fßj; 
d^e Qualifikation des Staats zu Erreichung seines £iyefca 
in Anrede* stell«}: Aber wie viele Staaten gibt es 
denn» in vycJcUen man den 'äpbien Qeist einer 
solchen Wirksamkeit begriffen , und ihn im prakti- 
schen Leben der Staatsverwaltung wirklich zur An* 
Wendung gebracht hat? — l)a& ganze JTerfah* 

Behr Sraatskunst» III. Abth. IQ 
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reu der Staatsgewalt selbtt und ihrer Organe muö 
9 den Typus musterhafter Bildung an »ich tragen ; denn 

nichts wirkt machtiger auf Betragen und Sitten der 
Untergebenen , als das Beyspiel der Oberen, — Aus- 
zeichnungen vom Staate muteten ihren Zwek ganz 
verfehlen , welchen durch die Theilnahme verdienst- 
loser Wichte aller Wertb entzogen wäre. 

$. 568. 

(Der dritten Abtheilung zweyter Abschnitt.) 

Wo es nicht an dem erforderlichen Grad* 
der Bilcjung in rechtlicher und moralischer Be* 
Ziehung fehlt, da ist sieber der Mangel an den 
physischen Bedingungen 4er Subsistenz des Le- 
bens meistens die Quelle, worin der Impuls 
zu Rechtsverletzungen zu linden ist« Wo aber 
Rohheit in rechtlicher und moralischer Hinsicht 
und Armuth sich vereinigt finden, in dessen Um- 
gebungen mufs das Recht der übrigen Staatsglie- 
der der augenscheinlichsten Gefahr unterliegen* 
Sogßwifs nun diePolizey verpflichtet ist, jeder 
Gefahr für das Recht zu steuern, und so gewiß 
sie das nicht vollständig vermag, ohne die 
Hauptquellen dieser Gefahr abgeschnitten 
zu haben« so gewifs niufs sie, nebst dem dafs 
sie den Mangel an rechtlicher und moralischer 
Bildung zu beseitigen trachtet, ebenmäfsig der 
Armuth, als der weiteren Hauptquelle eines 
Rechtswidrigen Willens, so viel in ihren Kräften 
steht, entgegenwirken. - Die Bedingungen der 
Erreichbarkeit dieses ihres untergeordneten 
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Mittelzweks sind: 1) dafs dem Verarmen de* 
Staatsglieder, so viel in der Macht des Staats 
steht, vorgebeugt werde. $) Dafs der Er- 
■werbsfle^fs (im ganzen Umfange des Worts) 
in den Staatsgliedern, soviel möglich, gewekt, 
erhöh t, und auf die, nach der individuell 
leü Lage des Staats vor t heilhaftesten 
Wege seiner Anwendung aufmerksam ge* 
macht, allenfalls zum Einschlagen dieser Wegs 
gereizt werde; 5) endlich, dafs der gewekten 
Betriebsamkeit der möglichst; freye Spief- 
räum verschafft werde durch Hinwegräumung 
der unnatürlichen Hindernisse jener Betriebsam! 
keit, und durch, der Kraft des Staats mögliche 
Erschaffung der Bedingungen der natürlich gröfs- 
ten und leichtesten Ausdehnung jener Betrieb- 
samkeit. — Diefs wären also auch diejenigen 
Gesichtspunkte, von welchen die Folizeygesez* 
, gebung im zweyten Abschnitte (der dritten 
AbtheiUinj* des ersten. Theils) auszugehe n 
und deren Sphäre sie in dieser Ordnung zu ent* 
schöpfen hätte, jedoch nur mit stäter Rüksicht 

auf den Mitte Izwek,, welcher der Endzwek 
dieser ihrer Rüksicht seyn mufs, 

& .569. 

Pie wirksamsten Mittel f um deif näheren 
Gefahren dps Verarmen^ zu begegnen, deren 
zwekdieql'cben Gebrauch die Polizeygesezge- 
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bring wach Mafsgabe des Staatsvermögens auf- 
zurufen und anzuordnen hat, sind — nebst der 
eindringenden Belehrung des Volks über die 
Notwendigkeit einer sparsamen Benutzung der 
Zeit, und Warnung vor dem übermäßigen Ge- 
nüsse Geld und Zeit zugleich verzehrender Ver- 
gnügungen — die Eröffnung solcher Quellen 
des Erwerbs eines Arbeitslohnes, zu welchen 
denjenigen die Zuflucht gestattet wäre, welche 
die, sie ernährende, Arbeit durch eigene Be- 
triebsamkeit zu finden nicht vermögen, (Ar- 
beitshäuser im weitesten Sinne, Manufakturen, 
Fabricken, Verteilungen von Arbeiten gegen 
Lohn); die Einführung eines wohlberechneten 
Creditsystems, die Etablirung öffentlicher 
Credit - oder Vorschufskassen* zwek- 
mäfsig eingerichteter Leih- oder Pfandhau- 
ser für solche Menschen ausschliefsend, welche 
einer Unterstüzung wirklich nicht unwürdig 
sind , und die Ermunterung zur Errichtung auf 
richtige Prinzipien gestüzter Wittwen - und 
Waisenkassen, Brand- Vieh* Hagel -Assekuranz* 
gesellschaften. DaCs jedoch die Wirksamkeit 
aller dieser Anstalten fixt den bezielten Zwek 
durch die gröfste Umsicht in ihrer Anlage und 
durch die pünktlichste Aufsicht der Pplizey auf 
die Bedingungen ihres Bestandes wie ihres zwek- 
m'äfsigen Wirkens bedingt ,' unter Voraussetzung 
flies er Bedingungen aber des höchsten Grades 
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wohlthätiger Ausdehnung fähig sey, bedarf kei- 
ner Erörterung. 

§. 510. 
Dafs die Arbeit - und Betriebsamkeit, der 
Erwerbsfleifs (im ganzen Umfange des Worts) 
der Staatsglieder die sicherste Quelle des Natio- 
nalreich thums, die Anregung» Erhöhung und 
Leitung desselben auf die , nach der lndividua» 
lität der natürlichen Lage und Verhältnisse des 
Stafcts vorteilhafteste, Anwendung, demnach 
das umfassendste Mittel für den Staat sey, der 
Armuth zu begegnet), leuchtet für sich selbt 
ein : das schiklichste und durchgreifendste Mit- 
tel aber, jene Anregung, Erhöhung und Leitung 
ins Werk zu setzen , scheint mir — nicht etwa 
die Anlegung Von Industrieschulen nach 
ihrer bisher gewöhnlichen fiinrichtung zu seyn ; 
denn diese Waren Unverkennbar bloTs tech- 
nisch, also einseitig, und dem hier unter stell- 
- ten Zwecke keineswegs genügend; sondern «— die 
Einreihung der, jedern Menschenver^ande fafs« 
lieh gemachteh , Elerhente und Grundsätze der, 
auf die natürliche Läge und Verhältnisse des 
Vaterlandes angewendeten Nationalöko- 
nomie, oder Nationalwirthschafskunst 
in die UMerrichtsgegenstände aller Volkspri- 
marschulen für beyderley Geschlechts 

Hier in diesfeft (überall schon vorhandenen) 
Schulen* tehre m*ufc die ganze heranwachsende 
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Generation die natürlichen und nptta&endigen 
Bedingungen ihres Wohlstandes , Notwendig- 
keit, Zwek und Vortheil« der Arbeit und des 
Arbeitsfleifses , die sichersten und leichtesten 
Wege kennen , auf welcheb f bey der Lage und 
Beschaffenheit des heimischen Bodens und Kli- 
mas imd unter jäeri gegebenen übrigerf Verhält* 
nissen> Vermögen erworben, erhalten und 
vermehrt zu werden vermöge. 

Hier gewöhne und reitfce man zugleich die 
Jugend indem Kreifse ihres Wirkens zur Liebe 
für Thätigkeit , zur Ordnung in dieser Thätig- 
keit, wie zu einer vetnünftigen Sparsamkeit, und 
— tes müfste mich alles täuscheh, Vvenn diese 
Veranstaltung , zwekriiäfisig ein- und durchge- 
führt, dein ihr unterstelltet Zwecke nicht mehr f 
als alle bisher gebraüfchten Mittel, entsprechen, 
faicht den siebersteh Grund zu einer Allgemein- 
heit des Wohlstände^ der Staatsglied'er legen 
sollte > durch welche nicht nur die Armuth auf 
die engsten Grenzen beschränkt» sondern auch 
für die Kraft des Staats eine, sein Bedürf- 
fcrifs Stäts befriedigehde> Quelle geöffnet Werden 
müfste. , / 

Anmerkung. Ich 'erlaube mir, hier das Resultat zu zie^ 
heu, welche Unterriclüsgeg'enst'ände der Staat 
den, Von ihm anzulegenden oder angelegten, Volks* 
schulen Überhaupt V Ör z ei enheri müsse V wenn sie 
anders taugliche Beförderungsmittel seineV27weks 
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eeyn' »ollen 9 und alt solche hat w doch wohl der 
Staat nur autschlief send zu her üksicht igen. Jene sind 
nämlich' (nebst den allgemeinen Vorbedingungen, 
Lesen» Schreiben, Rechnen etc.) der Unterricht 
1) für die Zwecke der Moralittt (und zwar vor- 
züglich in pragmatischer Gestalt und Anwendung auf 
die Verhältnisse des Ün fcerthan en> des Mitbür- 
gers, der Gatten» der Familien haupter, 
der Dienstherrn und Dienstboten etc.); fl) 
für die Zwecke des tlechts, und zwar sowohl in 
privat rechtlicher (§. 566. Note a) als s t a ata recht- 
licher (Ite Abtheilung j. ä^3 *— 27a} Beziehung: und 
3) für die Zwecke einer klugen Nationalwirt- 
schaft ($♦ 5jO.). -— Wer es mit der Menschheit 
redlich meint, prüfe und vergleiche» und Wem 
die erhöhte Zwekmäfsigkeit dieses Vorschlags — in- 
dem er sich über ^Gewohnheit und Verurtheile hin- 
wegzusetzen , und, was dem Menschen mit den 
Menschen möglich ist, richtig zu schätzen vermag — 
klar wird , d er handle , so viel er nach seiner Lage 
vermag. Die Schwierigkeiten der Ausführung kön- 
nen nicht unüberwindlich seyn : Die Hauptschwie- 
rigkeit wäre gehoben, sobald nur jene Gegenstände 
allgemein fafslich bearbeitet wären , und diefs 
ist doch wohl nicht unmöglich ! *»- Bis jezt sind die 
Prinzipien der Nationalwirtschaft nur von 
Gelehrten gekannt und in gelehrten Schulen 
vorgetragen , nur gerade da nicht wo die künftigen 
Wirthschafter selbst gebildet werden sollten. 

Unnatürliche > "und zum iTheile selbst rechts- 
widrige, Hinderttiffie de« Getverbsfleifses und 
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seines Gedeihens £u der, muH Natlif nach 
möglichen, Ausdehnung und Wirksamkeit auf 
deh National wohlstabd , welche die Polifceyge- 
sefcgebung hinwegzuräumen, öder auf deren 
Hinwegräumung sie, mitRüksicht auf die gege- 
benen Verhältnisse und Umstände, in kluger 
Art wenigstens hinzuwirken hat, sind zum Bey- 
$]nete das Zunftwesen , (als ein Haupthindern ifs 
der Gewerbsfteyheit Und natürliche* Kon- 
kurrenz), besonders die Mißbrauche, vöri denen 
es begleitet zb seyn pflegt; gleiche Dauer der 

Lehrzeit ohne Ruksicht auf* die individuelle 

..... . . . . 

Fähigkeit der Lehrlinge ; unbedingte Notwen- 
digkeit des Wander As der Handwerksgesellen ins 
Ausland ; Verbannung gewisser Gewerbsarten in 
die Städte, oder auf das Land ausschliefsend; 
Abhaltung der Land band werker Vom Arbeiten 
für die Bewohner der Städte; Monopolen und 
Privilegien ; Gebundenheit der Güter (z.B» durch 
Hemmung ihres Verschlagens , durch Fidei- 
kommissev Seniorate etc.); das Anhäufen von 
Güterh zu Gunsten sogenannter todter Hände ; 
Hüturig* - Trift» und Jagdgerechtigkeiten auf 
fremden Böden) Vorurtheile z. B. gfegeti Stall- 
Fütterung, gegen Aufhebung Her feracPie und 
Gemein weiden (Allrnanden) , gegen Neuerungen 
ih der Art des Dürtgers, des Futterbaues, der 
Viehzucht u. *. -fr.; unnöthige Sperrte der 
Ausfuhr des Getraides uridataderer eidheimischer 
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Efraeüghiste $ Leibeigenschaft * frohüwesen, 

Ü b e r m a f s der Bevölkerung (da$ jedoch nicht 

leicht zu befürchten seyn dürfte) 9 allzuhäufige / 

Feyertage u. s» w* > ' ; 

Anmerkung» Alf Weiter» Haupthindernisse tfer tratet«* 
stellten Art sind zu betrachten: ungerechter 
SteuerfuG» , und all» Arten indirekter Steuern ; die \ 

Benutzung der sogenannten aufserwesemlicheri Rega- > 

' i * ' ,.'■<"* * 

laen als Finanziellen; Anhäufung Von Gütern, alt 

Doraainert , in den Händen des Staats u, *, w f «*— 

ihrer konnte jedoch im §. nickt erwähnt werden, 

Weil die Beseitigung dieser Hindernisse nicht von 

der Polizey* sondern nur von der Finanzgewalt 

ausgehen kann , demnach erst später die Bede davon 

kommen wird« Dafs aber die Pdlizeygesezgebung,die 

Sphäre des Erwerbfleities nicht selbst , z. B. durch 

Unwandelbarkeit des Zinfsfufses bey Darlehnen, 

durcn Bestimmung aes greift es von Lebensmitteln 

und Leistungen verschiedener Art, ungebührlich / 

beengen dürfe, wurde bereits in der Note c) zum 

f. 634» ttk1 ^ in den $. $• 536 «— 536 bemerkt . undr 

Wwiesen\ 

Die Bedingungen und Mittel Aar natürlich 
grÖfstfen und leichtesten Ausdehnung der Betrieb- 
samkeit; der Staatsglieder i auf deren Realisirung 
die Ffclizteygesefcgebung , so viel es die Kräfte 
des Staats ( in soferne sie dazu zu verwenden 
fcind)V gestattete, hinzuwirken hat, sind: die 
Brleiofttecung des Verkehrs durch Anlegung und 
ÜnterlwUtHig. guter Straften v Brücken und See: 
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häfen; durch 'SdbifFbarmaebung der kleineren 
Flüsse , und Verbindung derselben unter sich so- 
wohl als mit den Haupt Aussen mittelst Kanäle 
und Schleutsen; durch Herstellung eines zwek- 
mä&igen Post- Diligencen- und Botehwesensa); 
durch Anordnung von Jahrmärkten und Messen 
(erstere für in- Ieztere für ausländische Pro- 
dukte) zu passenden Zeiten Und an fassenden 
Orten 9 und Aufstellung, Ordnung und Sicher- 
heit bezielender Markt - und Mefsordnungen ; 
4urcb Einführung eines, auf richtiger Grund- 
lage beruhenden, gleichen Mafstes, Gewichtes 
jund Münzfußes, so Svie des Weöhselrechts; 
durch Aufmunterung zur Anlegung gesicherter 
Giro- ühd Zetteibanken u. S # w. — Unterstützung 
der Bevölkerung, (wo das Hin wegräumen der 
Hindernisse (§.555.) nicht hinreicht, um die 
nöihige Anzahl arbeitender felände zoi erhalten^) 
durch den Reiz faxt Einwanderung brauchbarer 
Kolonisten, oder zu dem Überzuge aus reich- 
bevölkerten , in Metaschettarme Theile des 
Staats: — Ermunterung und Unterstützung aus- 
gezeichneter Thätigkeit* Geschikliöhtak und 
Erfindungen (jedoch hiebt duirch Verleihung von 
Monopolen , sondern z. iß.) durch öffentliche 
feelobung , Prätnieh , KapitalVorschüsse'ü. s. w. ~- 
Abschaffung Vtortheilhaftet* Maschinen zum Vor- 
zeigten» Anlegung Vöh» Model lensatataiungeh, 
Abstellung von KufcftJ>roch>feten 'fc+tfogndlich 
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Etabliruhg von technologischen-* Kunst* und 
Hartdelsschulen. \ 

a) Die Anlegung von Strafgen , Kanälen b, s. w» die Eta- 
blirurig Von Posten^ Boten u. s. w, mufs der Staat 
den Privatpersonen überlasten , so lange sich darunter 
snit hinreichenden Kräften versehene Privatunterneh- 
mer dazu vorfinden , und dann nur für die Zwek- 
niäfsigkeit und Sicherheit jener Anstalten Sorge tragen ; 
denn solange und soweit die Privatpersonen 
selbst Sich die Bedingungen 4er Erleichterung ihres 
- Verkehrs verschaffen könneis und Wellen f exisfifrt 
für die Staatsgewalt kein Grund der Verbindlichkeit 
und des Rechts » sich der Etablirung jener Anstalten 
zu unterziehen, was von ihr doch nur auf Kosten 
der Staatsgüter geschehen könnte. Unternimmt aber 
. der Staat', weil keine Privatperson oder Gesellschaft 
sie unternehmen kann oder will, Anlagen jener Art, 
so darf er sie durchaus nicht als Finanzquellen benuz- 
zen » sondern n ur auf fe r s * % seines v darauf verweil- 
deten, Kapitals Bedacht nehmen; denn es ist ein 
grober Widerspruch mit dem » einzig denkbaren Ver- 
nünftigen Zwecke jener Unternehmungen von «Seite 
des Staats \ wenn dieser mit seinen darauf verwende- 
ten kapitalien wuchert, 4 Wem sollte es nicht ein- 
leuchten y ' dafs z* B. uas Postwesen —welches doch 
offenbar na«: die Bestimmung haben kann» den Ver* 
kehr tu^etleiphterUk *— /be^r dejaT, fe«gtnw?iätg 
. zur ^.{ge^ j gewordenen » enortnen Übertreiben der 
Poartaxenp; hey seiner atigemafsten * durchaus wider- 
rechtlichen , Beschränkung alles übrigen Botenwesens» 
und bey der« immer Weiter um sich greifenden, Ver- 
letzung alles Rechts Und SilleV^orElifit durch das 
fcritf erbrechen i zniü VttbKtigstllliiin der hisse tUs 
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Verkehrt geworden utf7 — * Das Bedür&ilt dee 8taats 
•oll allerdings gedekt und befriedigt werden; aber, 
nur nicht auf solchen Schleichwegen» und durch 
eolche grelle Widersprüche* 

§♦ 573, 
ttat die Staatsgewalt — dafs det rechtliche 
Gewinn Und Genufs gesichert sey, witd hier 
mit Hecht vorausgesezt — alle die bisher (in 
den $. $. 569 — 572.) bezeichneten Mittel ins 
Werk gesezt $ so kann man ihr nichts besseres 
rathen, als: sife überla&e alles andere dem 
menschlichen Eigennutze und der nacheifernden 
Gewiringierde, ufad enthalte sich vorzüglich, 
für irgend eines der, unter dem Namen des 
physiokrat ischen und des Merkantil* 
Systems bekannten, Systeme, als solche selbst 
Parthey zu nehmen ; denn jede solche Parthey- 
lichkeit von ihrer Seite müßte nothwendig mehr 
verderben und schaden , als Verbessern und 
nützen; sie enthatte sich selbst jeder künstlich 
zwingenden Einwirkung , um zwischen der 
Betreibung des Feldbaues und j^oer der Manu- 
fakturen \ Fabricken und des Handels ein Eben- 
tnafs, zwischen Produzenten und Konsumenten 
ein (Gleichgewicht herbeyzuzieheu } denn es 
bedarf nicht dieses ihres Ein Wirkens, bey 
Welchem überdiefs Rechtsverletzungen des einen 
öder des ändern Tbeils unvermeidlich sind. 
Die,-«— nach der Voraussetzung de$ $. $70, in 
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ihren Schalen in den Grundsätzen einer richtigen, 
auf die Verhältnisse und Umgebungen des Vater- 
landes angewendeten , Nationalwirthschaftskunst 
unterrichtete — Nation wird, bekannt mit den 
vorteilhaftesten Wegen der Anlegung ihrer Kapi- 
talien 9 der Verwendung ihrer — richtig zu ver- 
teilenden f zu erleichternden, und zu vervoll- 
kommenden — Arbeit, mit den Vortheiien der 
Sparsamkeit , und den Bedingungen des Privat- 
kredits u. s. w., entbunden von lähmenden Fes- 
seln und Hindernissen (§. 571?) ihrer Arbeitsam- 
keit, und unterstüzt durch die* im $. 572* be- 
merkten , Mittel , ohne alles weitere Einwirken 
des Staats» von selbst jenes Ebenmafs und jenes 
Gleichgewicht £u finden wissen (wenn nur die 
Staatsgewalt selbst sich picht störend in den Weg 
stellt)! und die höchste Stufe des, von der Natur 
ihr gegönnten , Wohlstandes erreichen : und sollte 
dennoch je der Betriebsamkeit irgend eines der 
vorteilhafteren Objekte entgehen, oder jene 
eine zu einseitige Richtung nehmen , so würde, 
im Falle nicht der Nachtheil der'Überladung von 
selbst auf eine Ableitung und andere Richtung 
führen sollte, die blofse Erregung der Aufmerk- 
samkeit durch klugen ftath zuverlässig hinrei- 
chend seyn, und ungleich sicherer wirken, als 
die Ergreifung von Zwangs Vorschriften, woftu 
im Zwecke des Staats für diesen Punkt nirgends 
ein Grund oder Recht zu finden ist. 
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Anmerkung. Man sieht, dafs hier (9, f, 66Q — r 573) 
die meisten derjenigen Funktion*« des Staats, welche 
min biiher unter der eigenen Rubrik „Staats- 
wirtbfchaft" luiaramemmt eilen pflegte , dem 
Gebiethe der Polizey vindizirt lind ■ and nach 
meinet innigen Überzeugung ist der Gcaichttpünkt 
der Foliiey der einsige, von welchem ma, und in 
denen Geilte nur dem Staat« die Befugnif», auf di» 
Art der Bewirthlcuaftung dei National vermogeni ein» 
zuvriiktn, iune wohne» kinn j denn in Absicht den. 
jenigen | Wal der Einzelne in der Regel von dam 
Seinigen dem Staate nicht abzugeben lue, ist er aucli 
in der Regel völlig frey, und eben dieae Fre yheit 
iit e* , die ihm durch den Staat gesichert werden soll. 
' und um deren Sicherang willen er im Staate iati Man, 
ladt ihm aber die it Freyheit nicht, sobald der Staat 
Über die Grenze jener Sicherung hinaui auf die Vor-, 
waltung des Privat eigen thuma einwirkt; Nur das, 
aus den geleisteten Beyträgen der Einzelnen erwach« 
aene, Vermögen ist Eigentimm des Staate, für dessen 
Bewirtschaftung dieser unmittelbar Sorge zu tragen hat, 
nicht eber die ganze Matte der Güter, der geistigen 
und physischen Kräfte der *J mint liehen Bürger. Alles, 
lezteren nach Entrichtung ihrer schuldigen. HeytrMg« 
übrige, Vormagen itt, als Nationair (nicht Staats-) 
Vermögen, in Gefolge des wahren Staatszweks, nur 
iu toferne Objekt der ThStigkeit des Staat», als et 
jeder widerrechtlichen Beeinträchtigung desselben 
zuvorzukommen die Bestimmung hat ; dieser seiner, 
einzig wahret), Bestimmung genügt er (so viel das 
innere Leben das Staats betrifft} durch die bisher er- 
örterte Verwalt Ungültigkeit , nlrolich dusch dit~ 
Ci'il- und Strafreck «pflege und, durch die Paliiey, 
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im möglich vorkommenden Grade , also iarfede Ein* 
Wirkung des Staat« auf das Nationalvermögen 
über die Grenze dieser Verwaltungszweige hinaus 
ungebührliche Überschreitung der, durch den Zwek 
des Staats bestimmten, Sphäre der Staatsgewalt , und 
es bleibt sonach nichts übrig» was das eigene Gebieth 
einer sogenannte nStaatswirthschaft im bis- 
her gewöhnlichen Sinne begründen könnte. Eben darin, 
dafs, wenn man den Zwek des Staats auf die Siche- 
rung des Hechts beschränkt, im Organismus der 
Staatsverwaltung für die Staatswirthschaft im bisher ge- 
wöhnlichen Sinne keine Stelle übrig bleibt , ist die Er« 
klärung su finden , warum die Staatswirthe von Profes« 
sion (in thebretifcher und praktischer Bedeutung) jener 
Beschränkung des Staatszweks aus allen Kräften sich wi- 
dersetzen. Es lfcfst sich jedoch mit Zuversicht erwar- 
ten, dafs in diesem Kampfe der Wahrheit mit dem 
Egoismus oder Irrthum der Menschen , endlich ei 
der ersteren dennoch gelingen werde und müsse» den 
Sieg zu erringen. — - Hat doch selbst Herr K. H. L, 
Pölit£ (in seiner Staatslehre, für denkende Ge- 
schäftsmänner, Karaerali&ten und gebildete Leser. 2 
Thle. Leipzig 1808) — nachdem er im &ten Theile 
voraus die Nationalökonomie (welche doch un- 
verkennbar eine blofse H ü 1 f s Wissenschaft der Staats- 
lehre ist, und als solche nicht in das Gebieth der 
Staatslehre selbst gehört, sondern von ihr voraus- 
gesezt werden mufs) und sodann besonders die 
Staatswirthschaft, als einen wesentlichen Be- 
standteil der Staatsregierungskunst erörtert hatte, 
später -~ bey Erörterung des Gebieth« der JVolizey 
8. 373 —375, eine eigene Judustriepplizey, 
all das Resultat der Nationalökonomie und 
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Jeff Sfeatswirthschaft, insbesondere aufgestellt, 
diese Indus triepolizcy eingetheilt in a) die land- 
wirtschaftliche Industriepo lizey b) die? 
Polizey des Manufakturen» und Fabriken* 
Wesens, und c) die Folizey des Handels 9 
und sodann gesagt: „die meisten hieb er geh 5« 
„ rigen Gegenstände sind bereits im allgemeinen in 
9 ,der Staat swirthschaft behandelt, und die dort 
„aufgestellten Grundsitze sind diejenigen, wel» 
„che die Polizey in Hinsicht der Beförde- 
„rung der Industrie im Staate zu befolgen, 
s »und von dieser Seite die Kultur selbst zu be- 
ll fördern hat,« und bat er damit nicht selbst deutlich 
anerkannt, dafs die Polizey derjenige Zweig der 
Staatsverwaltung sey, welchem eigentlich die, von 
ihm voraus unter der Rubrik ,» ptaatswirthechaft im 
9i engern Sinne* 1 aufgeführten Funktionen gebühren» 
und dadurch dieser Staats wirthschaft » als einem eige* 
nen Zweige der Staatsverwaltung, das ihr vorher 
gegebene praktische Leben wieder entzogen? Und 
sind es in der Praxis vieler wirklichen Staaten etwa 
nicht auch nur die Polizeybehörden, welche die 
meisten derjenigen Funktionen , welche bisher von 
der Theorie unter die Rubrik 9 ,Staatswirthschaft u ge- 
stellt wurden , wirklich verrichten ? und findet man 
nicht eben diese Funktionen in den meisten Systemen 
der Polizey Wissenschaft unter den mannichfaltigsten 
Titeln demGebiethe der Polizev einverleibt? Wozu 
könnte es frommen, länger diese Zweyseitigkeit, 
oder vielmehr diesen Widerspruch der Theorie mit der 
Praxis, und der staatswirthscbafltswissenschaftlichen, 
und polizey wissenschaftlichen Theorien unter sich 
selbst zu dulden und fortzupflanzen ? y*- Eine von 

beyden 
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beydan Theorien mufs doch ejidUah^as Fel4 t *£urnen^ 
und nach meiner Überzeugung ist dazjj, die J^eihe aii 
der Theorie der Staatswirthschaft, ;•*-+ Jf#stujjren doch 
die besseren staatswirthschaftlichen, ^yäteip* selbst 
immer mehr das Prinzip der Frey.he.it fiii die Be- 
wirtschaftung des National verm^ge^^^nndfc^ränken 
Sie selbst die Einwirkung des 3taat# At darauf, ,ein auf 
4*s Hinwegräumen der Hinde;rnis$f w4L4iibpewah- 
riing einer Unterstützung, wie, splche jm §> ßj2 ge- 
fordert Wurde. Auf diese Weise» utu} indei% sie ein 
natürlich richtiger Takt 4er Wahrst näjfef führt, 
gestehen sie aijer — vielleicht ohn© es gerade zu 
sollen — selbst ein, da fs sie der J>ol|zey d> Feld 

Aber „sagt man*« der Staat nmfs'sueh darum 
#uf die Verwaltungsart des National- (Privat-) Ver? 
mögen* einwirken , damit dieses ein», für die Be- 
dürfnisse de$ Staats stäts zureichend«, Quelle sey, 
damit die Staatsglieder im Stande erhalten werde«, 
dem Staate immer so Fiel abzugeben, als er für seine 
£ wecke braucht. — v Diese Behauptung seheint mir 
jedoch durchaus falsch zu sey* , und es ist eine 
Schlechthin rechtswidrige Tendenz, Industrie erzwin- 
gen zu wollen , um nur immer gefu^Jt^ Staatskassen. 
?a haften; denn 1 jene Behauptung seit voraus, dafs 
die etostsgliejler um des Staats willen, -nicht der Staat 
um reiner Glieder willen vorhanden , data die Staats,, 
glieder blofses Mittel fiir den Staat eeyen t Es ist aber 
Ausgemacht, dafs der Staat blofses Mittel für den Ver„ 
einigungszwek seiner Glieder sey, und es wäre lSeher* 
. Uch anzunehmen , dafs nicht der Verein lediglich 
um der y ereanigten wi)tenj sondern. die Vereinigten 
nm 'des Vereins willen da seyent Eben dämm i$t af 
Behr Staatikunsu JJI t Abth f |J. 
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om ^$o- $ W**»«r e Ausnahme von der - Regel, 
fö Iröh-ter d£r Errungene Grad der Kultur und 
des Wohlstandes 'ist: Und ist nur einmal das 
VerV^P^en zur seltenen Ausnahme von der Re- 
gel geworden, dann kann es der Polizey nicht* 
mehr schwer werden , mit einem ma feigen Auf- 
wände von Aufmerksamkeit und Kraft den we- 
nigen ^Ausbrüchen gereizter Leidenschaft und 
atksgeXftef^irMensthen 'ohne Ausnahme zuvorzu- 
komitten ♦ ttttd so » das Recht gegen Störungen 
und Verletzungen von Seite der Menschen voll- 
{cpoweft #$ sicher«, — Darum mufs die Poü- 
zeyge$#zgf Jt?ung f von dieser Ansicht bestimmt/ 
die, Unt^rsfüqz.ung der. Bildung und des Wohl» 
Standes in der; bezeichneten Art aufrufen und lei- 
ten, und es wird ewige Wahrheit bleiben j dir 
gröfste Aufwand fiir Unterstützung der Bildung 
und des Wohlstandes in der voraus bezeichneten 
Axt, fi*t zugleich diezyyekmäfsigste Sparsamkeit 
def Si^ats in anderer Beziehung, und urngekehrt, 

yrfä $$x &*& jener UnJterjStützung entxiöht^ 
mujs^ip antlern Hinsifhten hundertfältig ver~ 
wenden ohfne, jedoch damit in gleichem Grade 
seinem ZieLe ^sich naberu zu können, denn wo 
die j^^ueUen des Verbrechens in breiten Strö- 
men fliegen ,r da sind alle Dämme nur unzürei- 
cbende,,Nqthbe|f»elfe, solange, bfs jene Ström* 
seihst jgajojgli^.Termi^dert sind, , 
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(Der £o]fceyge»e%gebtnig xwayte* Tliteit) iS - ; *^ 

\Äufsfer den störenden und verletzenden 
Äufserungen des rechtswidrigen Willens und 
«der Unbesonnenheit von Seite der Manschen; 
Bind Person und Habe der Staatsglieder noch v 
den mannichfaltigsten Gefahren ihrer BesChädi- 
gung und Beeinträchtigung ausgesezt d\ir£h den 
Lauf der willenlosen Natur -— dv i. durch 
Eintritt des Mangels an Befriedigungamitteh) der 
absoluten Bedürfnisse/ durch Krankheiten, durch 
Feuef und 'Wasser, Erde, Pflanzen utttl'Ltaft»' 
durch ihrer Vernunft beraubte Menschen und 
durch Thiere. So gewifs es nun Bestimmung 
der Polizey ist, die Sicherheit des Rechts ^ der 
Staatsgireder (im Inneren des Staats) itr jfcflefc 
Hinsicht zu vollenden > £o unleugbar ? hat sie 
auch die gleiche Verbindlichkeit, wie der Gefahr 
aus rechtswidrigem Willen nnd Unbesonnenheit, 
so auch der Gefahr aus blöfser Naturgewalten 
dem höchsten Grade ihr möglicher Wirksamkeit 
zu begegnen, und es ist demnach Sache der Fö* 
lizeygesezgebung, alle diejenigen positiven Vor- 
kehrungen anzuordnen > welche geeignet sind, 
den, von jener Näturgtfwalt zu beftirchtenden f 
Übeln möglichst sicher, schnell und kt r äftig : öntf» 
gegenzu wirken , dadurch, dafs sie nUbt'Oftir 
dem Laufe 1 jener Übel <Jie< längsten Gretizeh stek- ' § 

ken f sondern auch selbst idie Quellen jeaer Übel 


■» >***■ 


+£ 




\ so viel es thunlich ist* abschneiden. — • Der An* 

Ordnung di*e*ej: Vorkehrungen ist (nach d/em ^ 
5^4 4*%*sJ* Uten Schema) <ler z w,e y t e ^ h e i 1 
der tPotizeygesezg$t>u£g in zwey Abthailan* 
g« ü g#wda}et» wovon die grate die Unmit- 
telbare Sicherung gegen Beschädigungen d^r 
utfterfsteÄett Artf durch Hemmung derselben, 
di«* zweyte die mittelbare Sicherimg dage- 
gje»4ur<:h Vorbeugung begründen npd be. 
wirken eolL 
if .-i.'!*- ,.<-. §> 576. 

, .iftl* W^TW Tkeih der . Pplizijr gesezgebuüj etftte 

Aufteilung); 

, n JQ4? Dfeseyh eitleklicher Befriedigurtgstnit- 
\ %e& ,dgi; absoluten Bedürfnisse ist , als Redin- 

gupg 4fjr physische« Existenz der Staptsglieder, 
somit^Js Urbedingung aller übrigen Rechte, eines v 
f $pr\äf'iugev\dsten Objekte der Vorsorge der Poli- 

Üeyr gegenstände ^b^qlivter Bedürfnisse » in 
Apsähung derer ein gefährlicher Mangel eintreten 
kann, sjnd, *i. B, Getraid und Brennma- 
terial a). — Die Eolizey soll nun fcwar (wie 
sich später zeichen Wird) cüe nöthigen Vbrkeh- 
rtupgfeü treffen , dafs ein Mangel an diesen Gegen* 
Standen gar nicht eintrete; wenn aber (weil die$e 
Vorkehrungen vereitelt würden » oder gfH\f aus* 
seffordentliche tfälle eintraten) ein ,M^pgel an 
jenen Gegenständen wirklich einreißt, $9 ist es 
unverkennbar Pflicht der Polizey, diesem höchst 
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gefahrvollen Übel die p#güc;h epgf tep t^nz^n 
zudecken.— Der Mangel ftn ^etr^i^^}^ 
weder nur &<> fc e i n b a r^.j^wWit gfa^gnfc 
gender Vorrath vorhanden abajr dfir ^p^t i» 
Ansehung dieses Produkts in S^oq^qn r gfgfj£iep , 
ist, weil die Eigenthümer den Vorräthe ein höbe? 
Steigen des Preifses erwarten u^d ej^yiungeij 
wollen ß oder der Mangel ist reell vorhanden. 
Für den ersteren Fall ist die Polizey Verwal- 
tung von der Gesezgebung anzuweisen! dafssie 
die noch vorhandenen Vorräte aufsuche, sich 
derselben, so weit sie das eigene BedürEnifs der 
Eigenthümer übersteigen , gegen Erstattung eines 
nach den Umständen gerechten Preisses betnäch- 
tige, und solche zu Markte bringen, oder im 
Falle dieser für die Reicheren noch ausreicht, 
unter die dürftigere Klasse vertheileri lasse b). 
Für den zweyteu Fall ist die Polizey Verwal- 
tung aufzufordern , dafe sie eine , zur Entfernung 
der Hungersnoth hinreichende, Quantität Ge- 
tr#id£$ ^uf den schnellsten Wegen vom Auslande 
her beyschaf fe , inzwischen auf die , unter Berük- 
sichtigung der Umstände zweckdienlichsten, 
Getraid Surrogate aufmerksam mache, frn 
Falle dann auch diese Surrogate absichtlich dem 
Markte entzogen würden , auf eben jene, beym 
enteren Falle Angegebene , Art in Ansehung 
dieser Surrogate verfahre , und von diesen Sur- 
rogaten , so wie von dem, vom Auslande herbey« 1 
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gfesWitffteSVeSÖr^ae (ötilet Aie ün^efahÖgfciidere 
lÜÜfcis^ *g^cn einen ihren Klüften angemessenen 
Pt*ife) *ö VM*vifrt&ette> als £ur Abzehrung des 
toth*tf4&nH& ^tforfl^Hich ist c). Dieselben 
MArtmen^liaft Äe * PoKieygesefcgebung für die 
Vöräü&kztiUg : *&£ eibiretfsenden Mangels aller 
übrigen- Gegenstande des absoluten Bedürf- 
nisses ia' befolget. 
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t) Ich bemerke ausdrüklich , d*fs ich hier nur Beyspiele 
geben wollte ; denn sichtbar gibt es 4er Gegenstände 
absoluter Bedürfnisse mehrere. Die Erörterung 
jener Beispiele wird aber genügen , dm Art and Geist 
derMiisregfeta förShnliche Falle iu bezeichnen; 

b) Der Rechrsgrund der vorgetcHegenen Mafsregel besteht 
darin t weiJ, da jtde* Recht einet Bürgers bedingt ist 
durch flie Möglichkeit des Bestehens der Rechte 
jd)er übrigem mit. jenem , auch das freye Dipositions- 
recht eines Jeden über das Seine bedingt seyn muCs 
durch die Möglichkeit, clals alle Übrigen von dem 
Ihrigen leben können : $tun wurden aber , deir Vor* 
onssetzung nach, die Übrigen nicht leben können. 
Wenn et' den Eigenthttmertt von Getraidvorrithen 
ferner freystünde » diese 'VorrSUhe dem Markte «t em> 
ziehen; mit der Bedingung, ist also auch jene ihre 
Freyheit^ als das bedingte Uin weggefallen,! und die 
Poliiey ist verbanden, das gestörte Gleichgewicht 
des Rechts auf die beieichnete Art wieder herzustellen, 
indem sie durch das Hervorziehen (Jer zurückgehaltenen 
Getraidvorntthe dem Rechte "'derer, welt&e' jener 
VörrUthe absolut bedBrfe'n, abter auch durch den 
Ersas eines gerechten Preifses * dem Rechte der Eigen* 
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thüritoi jober GeunidrtortStti« gantfgt» Za dioaem' " 
: Ersätze ist aber die Polisey darum verpflichtet» weil 
tue)* 'die Rechte, dpr übrigen Staatsglieder bedinge sind 
durch die Möglichkeit des Bestehens jener Ejgen*. 
tnumsr echte mit den Ihrigen; k 

jc) Üafs die vermögendere Klasse der Polizey ' das nerbey- 

geschafte öetraid so hoch , als' es der lezteren selbst i 

*.u stehen kommt mit Einrechmtng der Transportkosten, i 

bezahlen müsse, versteht sich von selbst. DerGrnud 
Aber 1 Warum die Polisey der unvermögenderen 
Klasse das nothduritig* Getraid in dejfri » im $4 bemerk- 
teil, Preifte überlassen müsse, ist derselbe, warum 
der Staat den. Nothleidenden überhaupt zu unterstützen 
verpflichtet ist* Dieser Orund ist aber in derAnmer« 
fcung zum $, 538 schon angegeben* * "" 

§. 577. 
Eine Klasse der bedeutendsten Ntotitriibel, 
wodurch Gesundheit und Leben der Staats- 
glieder so sehr gefährdet wird, sind Krankheiten 
ansteckender Art » und es unterliegt keinem 
Zweifel, dafs der Polizey, hereingebrochene 
Übel der Art in ihrem Laufe , so viel möglich » 
zu hemmen, die Verbindlichkeit durch ihren 
Zwek gegeben sey. Hauptobjekte f Worauf die 
Polizeygesezgfebung in dieser Hinsicht hinzu* 
wirken hat, sind: Bewirkung der schnellsten 
Kunde von dem Anfange einer Epidemie , nicht 
nur im Gebiethe des Staats selbst, sondern auch 
in dessep Grenze» — unverzüglicher und durch* 
greifender Abänderung des Hauses > Distrikts 
oder ganzen Ortes, wo sith die Epidemie äüfsert, 
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Sturz tod scheinende) Menschen vom wirklichen 
Tode zu retten , ist ebenmäßig vom/unterstellten 
Mi ttelz wecke der Polizey umfafst. In wieferne 
min hierbey die Augen bliklichkelt detHülfe 
die erste Bedingung ihrer Wirksamkeit ist, jene 
aber nicht immer und allenthalben von den 
Organen des Staats selbst geleistet werden kann, 
in soferne ist die Polizey befugt — aus denselben 
Gründen , welche im §. 52ö die Aufforderung 
aller Staatsglieder zur Unterstützung des physi- ' 
sehen Präventionszwanges gegen versuchte oder 
unternommene Verbrechen motivirten — die 
unmittelbare Hülfeleistung Aller zur Rettung der 
unterstellten Subjekte anzusprechen. Ausdrück- 
lich mufs demnach die Polizeygesezgebung es 
als allgemeine Bürgerpflicht erklären, 
jedem scheinbar leblosen der bemerkten Art, wo 
er sich immer findet, und ohne Rüksicht auf 
Veranlassung a) augenblikljch diejenige Hülfe zu ■ 
gewähren i welche zu seiner Rettung nöthig ist, 
und die Versänmuog dieser Pflicht mit öffent- 
licher Bekanntmachung der Säumigen , nach Um- 
ständen, mit öffentlicher Ausstellung derselben 
bedrohen b), mufs sie' aber auch das Publikum 
mit den zwekmäfsigsben Rettungsmjtleln schein« 
todie* ■ Menschen verschiedener Art bekannt 
machen., und da, wo die Gefahr (z. B. des Er- 
trinkens, des Erstickens etc.) näher liegt, die 
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Rettungsapparate , ' durch. Belehrung über eigene* 
Interesse hierbey zu bewirken suchen, 

- »} Ja di«t^ Einsicht wird es vor allem nö(hig seyn die 
' yorart^e^e gegen. Personen , welche den Selbs,unor4 

versucht haben , zu zerstreuen. 

.... . . . > 

h) D^fl*: schont ny* das zvreidienKchste Reizmittel, zt| 
seyn t um der unterstellten Versäumnifs zu begegnen 
aus denselben, aus richtiger Menschenkenntnis gegrif« 
feneri. Gründen, ausweichen man bisher die Offen t- 
liehe Bekanntmachung derer« die sich be^r Solchen 
Gelegenheiten auszeichneten , für das ethiklichste Mittel 
• . iftir Jtolöbnuhgi und Ermoeterting j welches aU^r^in^a 
t kejrt^eh^lt^jf^ werden verdient, gehalten hat« . 

%i 579^ 
Pitjtoigeti'' Elemente, welche die Sicher- 
heit der Person und »Habe der Staatsglieder; am 
meisten bedrohen , sind Feuer, und Wasser. 
Diejenigen Momente, welche die Polizeyg'esez-* 
gehung in Ansehung eine? wirklich hereinbre* 
t chenden* Fieuersgefahr, um deren Lauf die 
engsten Grenzen zu stecken, zu berüksichugeo 
hat, sind: Be Wirkung einer ununterbrochenen 
Bereitschaft der zwekimfsigftem . Lögcbirjrtru* 
mente und Mittel der sichersten ftettjings^pparate 
(tttÄ Menschen und Habe aus der Höbe .eine«, 
Gebäudes* retten zu ;k$.arlen) , Eintheilung der 
Glieder einer Gemeinde auf bestimmte Zwecke 
ihrer , Hulfleistung (z. B. Retten 4er Menschen 
un<J Habe» Fortschaffung und Bewachung der 

W»ttr®t fterbey^affupg \An Www »n4 der 
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Lösch HistTttmente, Lösche* des Feuers, Betük* 
sichtigung der Umgebungen), Bewittamg der 
schnellsten allgemeinen Kunde von de» ersten 
Beginnen einer Feuersgefahr 9 das Anwerben der 
Jlerbeyeilenden apf den ihrer Thätigkej ^bestimm- 
ten Zwek, zwekmäfsige Leitung des Gebrauchs 
der Löschinstrumente, und Handhabung der 
pünktlichsten Ordnung im ganzen Geschäfte, 
darum Entfernung alles hindernden Zudringen^ 
müssiger Zuschauer und überflüssiger Helfer» 
besondere Aufmerksamkeit auf Ditbe , hinläng.. ' 
liehe Bewachung der Stätte nach gedämpftem 
ßrande, nöthige Vorsorge fär die ihr er Wohnung 
und Habe beraubten, Untersuchung der- Veran- 
lassung des Brandes* Belohnung derer > die sich 
bey der HiüÄeistung besonders ausgezeichnet ? 
und Rüge derer , welch« ihre Pflicht versäum^ 
haben, endlich Reinigung 4 er Brandstätte a). — • 

\]m die Wi^ung einer wirklich hereui&e« i 
tendeft Wassersgefahr (z. B. bey Eingingen f 
schnellem Schmelzen des Schnees, Wotkenbri*- 
ch^n, anhakepieij Regengüssen) möglichst w 
beschränken , ist die Thätigkeit der Poliaejr von 
der'Gesezgebung vorzüglich darauf ztt leiötny 
dafs die von jener Gefahr bedrohten möglichst 
frühe von der bevorstehenden Gefehr benach- 
richtigt , und zum zeitlichen Überzuge mit Pei*-* 
son und Habe in höher oder entfernter gtetegetf^ 
Wohnungen ertnatjn* \wrde* , dtffs ftit<ias<Bas*ytf 


475 

der nStnlgen Fahr'Äefcge und Retttmgsraitlel fiir 
Yerunglükte zum Voraus gesorgt, der Fort- nnd 
Durchgang des Elises, und d«r Abflufs de*s Was- 
sers durch die schiklichsten Mittel, (z. B. Ein- 
schiefsen der Eifsmassen , angebrachte Einbre- 
cher, Eröffnen von Nothkanälen etc.) befördert, 
für Unterkunft und Unterhalt der Nothleidenden; 
Reinigung der Vertiefungen vom zurükgeblie- 
benen Wasser, Uumh und Eifsj für Reparation 
der beschädigten , oder Herstellung der* fortge- 
rissenen Stege und Brücken", Straften und Dämme 
gesorgt; und dnr Wiederbezrehfen der, unter 
Wasser gestandenen, Wohnungen» bevor sie 
günzKch Aiisgetrobnetsirid , verhindert Werde,—* 
Ib Ansfirjuäg der wirklich hereingeb rochen cn 
Übet durch die Gewalt der übrigen Elemente 
(». S. durch Erdbeben, Erdfälle, Stürme) bleibt, 
da jede mensehKche Gewalt zum Widerstreite 
' k&rgegeft zu untaächtig ist, der Polizeyge^ez- 
gebung nichts anderes übrig, -als gegen deren 
Resultate' diejenige Hülfe aufzurufen, welche 
»»eh der Natur der Sache möglich ist, durch 
Anregung eines "allgemeine«- Aufgebothes,- um 
die Verschütteten, so jcfenell, Als thunlich, ans* 
iugrabcn> d« äugen blik-lichen Anstalten zur 
Sicherung -des- geflüchteten Eigentbums, zur 
UuWrsftMeung der in den Zustand der Nqth ver» 
«Wen Menschen, Wiedereröffnung und Rein 
gang der etwa VerKepften Brnnnen, Ableilun 
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des in. seinem Lauff gehemmten Wassefij Ents- 
fernen des Schuttes u. s* w. 

a) D« bette Mittel, den wirklich eqtft*nd > enen Briud- 
tchaden für die Individuen za erleichtern, sind 
Brandassekuranzen: den Beytritt dazu zu, er- 
zwingen, dazu Hegt jedoch im ganzen Umfange 
des Staatszwek* kein, ausreichender Grund. Alles, 
was der Staat in dieser Hinsicht thun darf, ist Be* 
lehrung des Volks Über den Nutzen solcher Anstaltem 
und Vorangehen rn.it seinem ßeyspiele in, Anleitung 
£tr öffentlichen, Gebäude, 

§, 580. 

** « .1(4 

Des Gebrauchs ihrer Vernunft beraubte Men* 
sehen find, als rohe Kräfte willenloser Natur, 
unverzüglich von der menschlichen Gesellschaft, 
deren Sicherheit durch jene in einem hohe)) 
£rfl(Je gefährdet ist, abzusondern, und für dies? 
unschädlich zu machen, I}arum mufs die.Foli« 

zeygesezgebung die Anlegung von Irrenhäusern 
gebieten, und den Polizeibehörden es zur 
^flicht machen, die pünktlichste Aufsteht zx\ 
führen, und £u bewirken, dafs jeder Wahnsinn 
ri ige oder toll gewordene (der atme ßuf Koster\ 
fjpf ßtaats, der vermögende a*if eigene Kosten) 
ofene Verzug iq>, Irrenhause zur sicheren Ver* 
Wahrung und medizinischen Behandlung- unter* 
gebrach*; werde , un4 über .die Zw,?kmä£sigkeit 
dieser Anstalten ünunfejrbro^hettJM^M^lietl., rt . 
Gleiche, Aufmerksamkeit der Poüseybeiiörden 

ipufr JWVi*F?$ &wefcs yyi^m die Fpji^ygefe*-, 

gebung 
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gebung, anregen auf zähme, aber toll gewor- 
dene, Thiere (z* B. Hunde und Katzen), -d«s- 
gleichen gegen bemerkte wilde,' gefährliche 
Thiere (z. B. Wölfe), unverzügliche? Ttldtung 
der erstereil, so wie aller rem ihnen ^gebittertten 
Thiere, •» tiefes Yergraberi derselbeAy dilct *us* 
nahmloseS Verbrennen aller der Kleidnngs&ücAre 
und Geräthe, worauf der Geifer der tollen od«r 
der, von solchen gebissenen Thiere ifkfcfctes- 
gleichen gegen wilde jreifsende lärierer-tfcfr un- 
gesäumte Aufgeboth der nöthigen to^nfethett- 
menge zur Jagd und Erlegung anofdtterf. "** « 

Ungleich grÖfser ist der Wirkungskreis 
derPolizey, una, so viel an ihr ist, zu verhin- 
derp , dafs eine Gefahr für Personen und fläbe 
der Sta^t^glieder durch blofse Naturgewalt ehi- 

* 

trete, um fieser Gefahr dadurch rzuvarfeu* 1 
kommen, dafs sie die Quellen solcher €efah-' 
ren, so viel in ihren Kräften steht, abzUJchnei* 
den sich bestrebt« and dadurch, indem lie selbst 
zugleich ihre Thätigkeit der bisher bemerkten 
Artsich erleichtert, ihrer ersten npd eigentli- 
chen Bestimmung genügt. Der Zeichnung dieses 
Wirkungskreises ist diesweyte Abtheüung de* 
z werten Theils dfr Poli^ygesezg*bungigeVvi<l- 
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§. 581. 

„($0* twtyxfin Tfceü* dar Polixeygciexgelnmf iweyu 

.. . ..: , Abtheilunfi.) 

Bafc die Polizey durch ihren Zwek ver* 
bmiden sey.t einen Mangel der Befriedigung^- 
mittel; absolut er Bedürfnisse gar nicht ein tre» 
t£* ; z*las$eti.f also diesem Eintritte zuvorzu- 
kommen^ wurde oben (§. 576) schon erinnert, 
und k^im ikeines Beweises bedürfen. Unter den 
aUgj^&i&tebfiefciedigungsmiUeln absoluten Be- 
d&fatitekpft fcben an Getraid und Holz, die 
also auch hier Beyspielsweise berüksichtigt 
wec&en sollen. — Die allgemeinste Vorbereitung, 
utftjenena Zwecke genügen zu können, ist, d?& 
* 4ie Poli^sy die genaueste Kenntnifs besitze von 
de* Einwohnerzahl des Staats, und dem absolu» 
ten Q^rAid- and Holzbedarfe derselben , wet 
cbelr pa$h dem Verhältnisse der Volksmenge 
leicht xu berechnen! ist. Darum jnufs die Poli- 
zeygeseagebnng der. Verwaltung es zur Pflicht 
macfteuy die genaueste, von Zeit zu Zeit zu 
wiederholende, Zählung der Volksmenge, vor- 
nehmen zu lassen. Kennt die PolUey Zahl und 
ljedüffuifs der Einwohner, so mufs sib 4an& 
das» Vejhjaltnife des* im Lande seibist eräugt 
werdenden» Getraid-* und Holzquantums zu» 
absoluten Bedürfnisse der Einwohner aufs pünkt- 
lichste untersuchen« Das Resultat dieser Unter- 
suchung kann nur dahin ausfallen, entweder 
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erstand» dafe das eiidieimische Brfeeugmfe 

voii Getraid und Brennmaterial , das einheimi-» 
sehe Bcdürfnifs dieser ftege^sta#de T i^hex- 
steige; pder jweytens, demselben gleich- 
komme; oder drittens, darunter xnrtik- 
bleibe. Für den ersten Fall 1 ist diePolizey- 
verwaltung an^uweiseii i, ijber die Ausfuhr jener 
Erzeugnisse streng zu wachen, und njpr so 
v£e} davon ausführen zi* lassen, 9)$ gjg wie 
viel das ßedürfaifs der Einwohner von £er 
Quantität jener einheimischen Erzeugnisse über- 
stiegen Wird, isdbäld aber dieses Qutplus aus* 
geführt seyn sqjlte, jedp weitere ^usfiiKr der» 
selben Erzeugnisse schlechterdings zu hempien. 
Für den zwpyten Fall aber, gar kflii^j: Au* 
fvfa df r upterstel|ten Erzeugnisse Plaz zu geben. 
Djer natürliche und ausreichende Grund dieser 
Bertimmnngen ist; W*H im erstellt Falle 
die Bedingung der Ausfuljrfrfcyheit filr die 
Eigenthümfer von Vbrr?then sobald hiqwegfällt, 
als für die übrigen Staatsgüter die Möglich- 
keit des Bestehens shtfer R«fchtfe nrit j^nem 
Rechte der Ausfuhr schwindet, somit aueh £bkn> 
sobald -$ie ^usfahrfrejrhei^ selbst} als <las $fc-> 
dingte, binweglali^Bmirf*; und weit'hfc £>w$y* ; 
ten faUe einKec^t^ur Ausfuhr g*r nicht exi*> 
stirty indem es gänzlich an der Bedingung des- 
seifen^ fehlt, wo aber die Bedingung flicht -ror- 


v^ 
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banden ist, auch das Bedingte gar nicht eintre- 
ttn kann« 

iomerkune. Jeme Sitze kontrastiren freylich sehr mit 
der^ 10 " oft aufgestellten 9 Forderung einer u n b e - 
dingten Ansfuhrfrcybeit des Getraids etc.; Unter*, 
sucht man aber die .Quelle jener Forderung genau» 
iO wird man solche immer als das Resultat der ein« 
•eitigen RUksichten der sogenannten Staats* 

' wirthschaft aufgestellt finden« Aus dem einseitigen 
l j * Gesichtspunkte der lezteren mufs man freylich der 

- unbedingten Ausfubrrreybeit den Vorzug' einräumen ; 

l aus dem richtigen Gesichtspunkte der Po )iz ey.de*; 
Staats. aber*— dem diese Sache allein» und, .um., so 
gewisser allein angehört 9 da die Staatswirthschaft im 
unterstellten Sinne nqch der Anmerkung zum $• $73 # 
ganz hinwegrillt , •— dürften , sollte ich denken » die 
von inff geforderten Beschränkungen 9 unter den vor- 
% ausgesezten Verhältnissen Hxvid in der bezeichneten Art 

auXser deo im $, angegebenen , keiner weiteren Rech«. 

; fertigungsgründe bedürfen, IJsj ist Übrigens ausdrük* 
Höh zif bemerken t dafs nur von, Befr jedigungimjt* , 
teln absoluter Bedürfnisse die Rede, s ey. 

§•. 582. 
Für; «fcn im vorige». $. unterstellten , d t i t- * 
ten Fall aber« wenn nämlich die Quantität des 
einheimischeil Erzeugnisses in , der Regel den 
Forderungen, des einheimischen absoluten. 
Bedürfnisses nicht genügt , mufs die Polüsey ver* 
waltung angewiesen werden, neben der Bekannt« 
machung des Volks mit den vorhandenen bellten * 
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Surrogaten des Getraides und Holzes f die 
fcwefeAienlichsteu Malsregeln einzuschlagen, um 
wenn anders noch -urbar zu machender Boden, 
vorhanden ist , und* das Klima oder die Lage es 
verträgt, die Verwendung des Arbeitsfleifees und 
des Kapitals auf Erweiterung des Anbaues des 
Getraids und des Holzes, oder der vortheilhaf- 
testen Surrogate, hinzuleiten, da ein genügen- 
der Vorrath jener Erzeugnisse die erste Bedin- 
gung der 'Selbstständigkeit und Unabhängigkeit 
einer Nation von der Willkühr ihrer Nachbarn» 
eben diese Unabhängigkeit aber das erste und 
höchste l Nationälgut ist. Die zwekdiettftchste 
Mafsregel jener Art aber wird der, im §. 670 
schon geforderte, Unterricht der heranwachsen- 
dem . Generation in der angewandten beson- 
deren Natiönalwirthschaftskunst seyn , und die 
Sicherste Bürgschaft für da« Gedeihen dieser 
Malsregel ist — das eigäneBedÜr f n itf s der 
Menschen, — Es ist jedoch selbst 1 !ri 'der Vor- 
aussetzung, dafs ein Land in der lieg el so 
viel» oder auch noch mehr, Getraid • baut , als 

4 * J .' * t , 

es ^ur, eigenen Konsumtion bewarf, gar leicht 
möglich, dids dennoch z, B* wegen partiellen 
ötter allgemeinen MifsMr«chses oder Hagelschla- 
ges etc.Vein unerwarteter Mangel dieses Objekts 
eines absoluten Bedürfnisses eintrete, uAd die 
yolizeygesezgebung mufs also auch diesem mög- 
Itchgn {^tbfalle, um ihrem Zwecke vollständig 
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tm genügen, ahsreicttebd begegfcen. Das eisrag 
durchgreifende Vorbenguftgstnfctei der Artist 
die Anlegung von GetraiditiagÄzrine»v«ncl d« 
Pi)liz€yges^z,gebung müfs alio tler ' Vertwakung 
diese Arilegu*g auf die mindert drückende* aber 
dehtftfch VüUkomihen sichelnde Art ; ata bfewii* 
ken , die zureichende Aaleittmg geben. > 

Anihterktrng; Ich bemerk* atfs^riiklich, a , knr / nier t vdn 

•jetraidrhagezinen , nur aU Vorbeügungsmitteki gegen 

möglichen. Getraidroangel die Rede sey; Magazine 

,/ : ttolegeh zu , lassen a um Wohlfeilheit der speise z* 

• » arseugen^. dazu lie£t T . — weton. s uch M*g*zine eil» 

' -dienliches Mittel dazu aeyn könnten -*— im ganaen 

Umfange des Staatszweks kein Grund. Dafa es oft 

viele Jahre ohne vorhandene Magazine in manchen 

Staaten gut' gethan hat , kann meine obige Forderung 

öichr' niederschlagen ; tiefen ruft)i ehrer noch «o Jan« 

"gen Bell^voii Jahren' kann ein Mifejahr, und damit 

■Hirogetenbth, die fürchterlichste von- Allen, gar leicht 

„ jeinffteten». und diesen? Eintritt« sjoll die folizey zu- 

? vorkommen. *-- Dafs c|iese einem» bejrbesour 

der ah Veranlassungen {*. B. bey einer bevorstehen* 

clen .Belagerung etc ) zu befürchtenden» Mangel begeg- 

nen, und von der Gesezgebung zum voraus' dazu 

verpflichtet Wefüett müsse, vterst&t sieh 1foä selbst» — 

Sollte ehi Land von. tfe^Best&äflenhen.seyif', dafs es 

feinen eigenen Gettai#tjlerf f elbpf «>m erzeugt durfh-j 

. aus unvermögend w'&e 9 dann , könnte freylich die 

polizey ihrem Zwecke nur genügen durch Eröffnung 

sicherer Befriedigungswege jenes Bedürfnisses vom 

Auslande her* müfste sie also z # B, angewiesen 'wer- 

den» durch Hülfe <Ws Departements derawwa'rtigW 


\ 
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AngAgnAeattn ^arif htaackbattan f iwü— ., tm> taffp» 
lkk eben solche Gewidlie&fttngsvertrSgt afo&ffftl{fq» 
•en als i. Bi twiachen manchen Staaten, 6*Wfele*un£$- 

yertriCgo u t d. gl # bereits bei toben. 

* » ^ . 1 1 * j ... ...i » i * • j ", 

Auch ihrer Pflicht, hinein M*»gd in An- 
sehung des npthigen Brenmwaterials ^beg^gnen, 
genügt diePolizey nicht, durch das alleinige Aus- 
fuhrverboth nach den, im §. 581 angegebenen, 
Rjiksichte** und dw<;h die^Jßekanitfipacbung mit 
vorhandene* Hofosurragate* ; denn we«n auch 
det gegenwärtige Hölzstand das Bedürfe ifs für 
die Gegenwart befriedigte , selbst überstiege, so 
-wäre es dennoch , bey dem " langsamen' Nach« 
wuchte des Holzes, nur gar zu leicht n^öglich, 
dafs JVJangel daran für die Zukunft eiqreifsen 
müfste , sobald bey dem Behauen der Waldun- 
gen nicht die Regel einer für die Zukunft sorg- 
samen, Forstökonomie bestimmt eingeholten wür- 
den: Darum ist es durch den Zwek fler Polizey 
der Gesezgebung zur Pflicht gedacht, — nicht 
Ojpr f diuxh den schon postulirten Unterricht in 
«der angewandten National wirthschaftskunst die 
Bekanntschaft mit den Regeln einer klugen Forst- 
Ökonomie zu verbleiten, sondern auch— auf 
die Resultate einer solchen Forstökonomie ge- 
baute Forstordnungen zu erlassen , und die zur 
au&n ahm losen Befolgung derselben erforderliche, 
A^feicbtt und Tbäjigkeit der Polizey anzuregen 
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-onrl im -norntireti i (HienFalb, wo es ilöthig und 
-thunHefr fsty die Anlage neuer Waldungen in der 
"Vc/hVeHHfcftfeS'ten Art 'zu heranlassen, und so zu 
bewirken, daß die einheimischen Forste die Ei* 
genschalt wahrer, gegen den Mangel auch für 
-dre 'Zdkunfi^ausreicherid sichernden Holz- 
mag&/ jn« Minehnwni '■':. 

Ä nniorliuii g. b«1» jede toVilpoliiejbehörde anzuweisen 
" " '*«S r "j VOi Heibeyacfeiffimg ÜSr, ihrem Öimikre n&- 
'ihrgeny -Quantität Holte* oder Brenn roUbriali lü *or- 
'i - r 'ge*i',' ata- dwn Lokitinarigel dieses Objekts des Be- 
■ "> ■ thrrf»; »»iräibuu-en, djirf te «eh von stlht t verwebe» y — 
,. t)ieac eben bezeichnete, Tätigkeit üt paeh meine* 
IJberzeugung die einzige, .durch de» Zwei des Staat* 
begründete) Ein wirk unzart der Staatsgewalt aut da* 
I'urstwesch, und dals'diese TaStigkeit dem Gebieihe 
thr Pblizey ingeB6re'* ergibt ilch daraus, duf* der 
Ewek jener Thltigkeit einzig darin bestehen kann, 
i - äinem- Mangel de« ti n ein b ehrlichen Brennmaterial*, 
,. und,tter, mit einem Mangel der Art verbundenen, 
fcefJhrdulig der Staatsgljeder mvo rz nko ibintl, — 
In gleichem Geilte hat die Polizeygesezgebung die, 
zur Verhütung ein« Mangels aii Sefriedigungshntteln 
■Aller anderen a bto lUte n BedürfhiiVe (z. B: kn M«- 
i- diksmenttu, Solu tic) Wrfordetliehe , AnftibtU UnU 
'■ ffhUtigkeit der Polizey. anzuregen und zn lefteH, 
urrrl m kann keines BaWiisA* bedürfen., wbbjj ich 
fordere , dafs die Polir.rygesczgebung . diesen An- 
Spruche an aie iuin vortut gebührend genügen 
iiiiisse, nicht wie es leider meistens geschieht, dann 
erst, wenn die Besorgoifs einer individuellen Soit 
henit*- näher getreten , die, Gefahr wirklich Jen An- 


w 

zuge i*t ; denn "dt r Zwek der PöKzey gebitthet, dltyp 
Gefahr *ich g*r nicht nähern zu lassen« Übersieht 
diefs aber die PoJizeyverwatyung *- nnd diefs wird 
der Fall seyn » Vpepn sie nicht durch die Gesezgöbung 
darauf angewiesen ist, -^- ^aruni werden meistens die*- 
jenigen einfachen Mittel nicht mehr zureichend seyn, 
Welche^ frühzeitig genug angewendet , der Beseitigung 
der Gefahat allerdings würden gewachsen gfctwes.*? 
tejpt t ltud das Geschäft der PoJizey ist nur unnUz 
erschwert , wo nicht gar die Erreichung ihres Z weit 
unmöglich^ 


* / 4» ■* » 
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Soll die iPötiiey, wie a# gern ein anerkannt 
ist, um ihre Bestimmung auszufüllen 9 auch die* 
jenigen Geiahren beseitigen* und deren Eintritt 
vorbeugen > ' welche > unabhängig voh derb 
rechtswidrigen Willen und der Unbesonnenheit 
-der Men&hfen > dem Leben und der Gesundheit 
der : $taatigU*äer drohen, sa mtifs die Polia^yr 
Verwaltung von der? Gesezgebung ebenmäfsig zu 
derjenigen Aufsicht und Thätigkeit aufgefordert 
nnd angeleitet werden, wodurch die Sicherheit 
des Lebefts* und die möglichste Erhaltung der 
Gesundheit der Staatsglieder in Hinsicht auf Gep 
fahren der unterstellten Art bedingt ist: Solche 
Bedingungen sind tu B. die ununterbrochene Auf- 
sicht auf geh er ige Festigkeit öffentlicher Gebäude 
,(x. B. der Kirchen* fheat^r,. Tanzplätze e|c*/ 
und einzelner Vorrichtungen in denselben $ auf 
das Da^eynzut eichender Ausginge an denselben; 


die zeitige Nöthignng der Eigentbümer baufäl- 
liger Häuser, Mauern oder einzelner Theile 
derselben, durch deren Einsturz Hechte anderer 
beschadjgt werden könnten, zur Reparatur oder 
.wenigstens zum.. Einlegen rlepselbeni die unun- 
terbrochene Vorsorge für die näfhige Fettigkeit 
der' öffentlichen Brücken und- Stege, Air das 
Versehenseyn derselben, so wie alter ata gefähr- 
lichen Abhängen vorüberziehenden Wege und 
Straften, mit hinreichend sichernden Geländern; 
das Abstecken der vom Wasser überlaufenen 
Straßen, sicherer Badeplätte in off entliehe« Flüs- 
sen 1 , und das Daseyn der not Ingen Wache (mit 
Kähnen) an solchen, umbey plÖzlichen Zufällen 
die schnellste Hoffe leisten fco können ; die Ad- 
ordnnng des Auffahrens der Wägen bey einer 
gttifseren Konkurrene derselben (z. B. b«y Thea- 
ternj besonderen Feyerlichkeiten, Illuminationen) 
u. s. w. 

1 §. oäs. 

Bedingungen der Erhaltung der Gesundheit 
der Stäatsglieder, und eben iö viele Mittel, 
Krankheiten aller Artj durch Entfernung ihre* 
<Qhellen im allgemeinen vorzubeugen , deren 
Bealisii ung also die Polizeygesezgebung anzu- 
regen nhd zu regulieret hat, sind:die Vermin- 
derung der Ehen ?WrtÄlte» solchen Personen i, 
die bereits mit gewissen' Krankheiten (z. B. der 
liustseuche, SehWrädswlit , dehi Hretw etc.) 
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beb Aftet^ndJ— Belehrung über Sie Folgten der 
Unm'afeigkeit an Befriedigung de* Geschlecht» 
ttiebs selbst unier Ehegatten , " Überlas Verhaken 
der >Sc&ftaftgivei»t und übetf die* ferste physische 
Behandlung der Kkiderr-w- Sorge für das Daeeya 
Äer to&fbig6n Attrahl Eiitfetodttt^skuristvehtain^ 
tWgfcr <8*er«miii ; — * Sorge für die Erhbltting 
möglichst teicrer At«k>sph*re oder gesundet freyer 
iLtifi: (du#& Entfernung der Begräbnisse aue den 
Kit>chfcn ^nö ci4e«t Begräbtöi^tee au* -Städte* 
W*d Dörfern y * sa wie auch dei i Abd*ükete*yen trtid 
A »gestatte ; f Vertegu tig der Schlafchthätuer , 
GMereycft)* 3R& an die freyesteii Mätze, durch 
Äe\tifku\>grt^^ Peinlichkeit derStrafsen, Ve* 
Hinderung' desJ Atts&hüttetis stinkender Flüssig* 
ktiteto aaf dieselben ; Verhinderung der Anlage 
feftget Straften und des Bähend ztrhoher Häaseir; 
Aüitoh ginebnung defe Luftzug naehtheiiig fcem* 
inende? \inriöthigÄ StadtwSUfe* Auströknen von 
4tth^8^ JJ Ge^ä^ern Und «ifttfpfch, und Ana» 
hauien :i CbVrflaW^r WttTdu^n, durch Beleh- 
«tfgrtfbeif di^JWafcKtheil* ÄfeTdebrattchs ge wisset 
Stdriär^^iM'BWn ^rVVö-htiittrgen, und des 
frühfen Beliehen* neuer Gebäude', so wie übet 
d*e Nbth^enäfgfedt öfterfer Lüfterneüeruhg in 
Aen^bbiftihgeJÄns. yr.y, ^-'Soi-gfe ftfr das DaseyÄ 
gesunden Trinkwassers in gehöriger Meng^Vfä^ 
Unschädlichkeit ier gemeinen öpeiseh ttttd Ge* 
tränke (z. B. für ein aus gutem Mehl wohl aus- 
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gebacktines, Brod> gesunde* Heisch» gute5 Bien 
unverfälschten Essig i Wein iund Brafcnlwein), 
Belehrung übe^die^chtheile dea.übexmäfsigea 
Genusses des > -ieäteren » so wie über die allge- 
jminstien Bedingungen einer zwekaa&fsigen Diät 
überhaupt; — AtfÄMfiht auf Nahrnpig* Reinlichkeit 
und Luft in*, Finde! - oder Wai^e«- Armen- 
Arbeits- Gefängnif*» und Stra&äuaarn ailor Alt ; -rr 
Sorge. für das Dassyp von IWiaanstfUen (aucl| 
fiur Winterszeit) wÖB^löhriuigi übcfcdie PQthigi 
Vorsicht in SJvWn Gebr^uphe | — IV*te)#l*t»g.de* 
.Volks nher die twekuiäkjg&ttfn Vorbeugüngsmit- 
Lei gegen endemische Krankheiten (z. B. »bei 
die Zwekmaf«igkek der P o c k e P i m p i n<9 §>a)| 
und* Wo irgend eine Krankheit, der Art skh 
äufsert , augenblikliche Anlegung der $per?4 
Kontumaz- odejr Quarantnineafi#alte.n £ -<- Sorge 
ftir das Daseyn der nöthigeuApathe^n, Aufcichj 
auf dieselben und Verhinderung alles Hau^irens 
mit Medikamenten,; r ~r Sprge für d^s Daseyn 
einer: zureichendeja ! ,,;W*d, gehörig!: Verfhpilteq 
Anzahl geprüfte* 4rzt$ und 'Ww4 ä E?W»d$<> wi$ 
int Gegen thejie f«ir ^nUr4rüx;k}Lmg ali^ Q^ak«* 
salberey und Pfuscherey; t^. ^n^jch^ Serge für 
das Daseyn der nöthig^n Krankenhäuser Air 
£*&*** tind deren swekmäfsiße ^inrichmng Und, 

. %) Eist Airtkte* £wa>ig tum Gebrauch de* Pocktnirti« 
pfun* i« dnrgbtuf unzulässig:; denn jeder »üb itty. 
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tibtJr seine Gcsimdhtit^Isponken dtirien, so log« eb 
. , , • 4*4urob JLpdAre. nicht ,gef 'alirdet ; tritt aber eine solche 
Gefahr £ijr andere durch ihn wirklich ein, dann finde* 
erst der Grund »um Rechte statt, ihn mit Zwang frl 
eine 4 solche Lage zu setzen, welche jene Qefahr für 
andere, beseitigt , d. i. von aller Gemeinschaft mit 
anderen auszifsciiliefsen. Sieht er aber den Erfolg* 
dieser Auss*öhiie{#iin£ mit Sicherheit voraus , so wird. 
Jhn^iesey'UMJwitttimi dVrch die Liebe zum Leben, 
.. . ,. Wnfe4cJ>en4 be^tim^en t das empfohlene Schuzraittel 

»eitiff anzuwenden» wenn er über die Gröfse der. 

» »''.'../" ^* « t ..«.'* ■.••'. 

Gefahr der Krankheit, und die Zwekmäfsigkeit des 
Schutzmittels nur gehörig belehrt ist. Ein direkter 
Zwang jener ersteren Art ist aber um so weniger zu* 

JÜigV je weniger der Staat 'ieTfcst fül die absolute 1 
'• ZweiV^gkW^ der PoökVnhiipairig Bürgschaft zu 
-leiste« • vermag , : und je • iaehr < ee alle« Rechtsgf&h , 
, \ \ tippfrrt, «inen, Vater , dfer,di* UbeiM4g«ng ^te, 
dafs die Impfung seinem . Kinde }n anderer, Hin- 
sicht mehr schaden, als in der einen nützen würde 

\ dennoch «um Gebrauche der Impfung geradezu ge- 

** * i * ' * 

7 zwungen zu sehen. -i* Ubet-fcmpt^hUte' sich' ditf Staats*' 

' gewjilt, d>n Forderungen* töti*A rtt'fn — 4io'äuf 

u gar zu oft, obgleich Medizin alriühe , doch nur inihrej 

: - Kunst zu Clause , abir im Gebi«tjie der Po^izey wijrseii^ 

Schaft völlig fremd sind ^ /fjas r ^e,ylich nicht «eyn 

.sollte—» und den, aus deren einseitigen An sich , 

ttn geflossenen , Maximen qhne weiteres nachzu- 

6«ben f 

f ' 4 1". • • , , l -r, , , ^ , 

§.: 586«. * . t ' » . '; 

DitMittel » um den: Eintritte ftbeg f e u er- ; 
schaden« *o viel möglk/b ÄttJ^eüzukomapÄö i tufu 


' / 
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deren Realisirung die Fotisfeyge#e«gebtittg hin- 
zuwirken Mt, sind: Feuerfestigkeit atleir Feuert 
heerde, Schorngänge oder Schlöthe , zuverläs- 
siges Kehren der lezteren in bestimmten Perio- 
den; mögliche Isolirupg der in Feuer arbeitenden 
Gewerbe; gänzliche Entfernung der Pulver- 
magazine, Schmelzöfen, Ziegelhütten und Dar« 
ren aus der Mitte der Wohnungen; Befestigung 
der Backt gphmiede- Töpfer* Brau- und Wasch? 
häuser mit Feuerwäpdep auf beyden Seite* ; 
das beständige Daseyn eines bestimmten Wasser- 
vprraths in solchen und ähnlichen Häqs^rn ; die 
möglichste Verhinderung des Aneinanderbapens 
der Hauser pfepe ^^uqhenw^pkel ; B$le?irung 
über die Gefährlichkeit der . Holawände» der 
Stroh- und Schindeldächer , so wife der hölzer- 
nen Dachrinnen; ubier die Notwendigkeit der 
gröfstep Vorsicht in Aufbewahrung der Äsche f 
Kohlen» des Hanfes, Flachses, Heues» Strohes, Hol« 
aea und 4er Spane.t im Gebrauche der Brcpqspäne 
und der Kohlen topfe; Verboth des Tahakrauf hen$ 
in Ställen, Scheunen und Böden; öftere und 
ünvbrhergeseh^Pe Visitationen ip mehreren der 
bisher angeführten Rüksichten; Verboth des 
Gebrauchs von Fackeln oder Flambeaus bey nicht 
gänzlicher Windstille; besondere Vorkehrungen 
bey feyerlichep Illuminationen oder bevorste- 
henden B^bartkr*l9iiu;Vritewagiiing alle» Wson- 
de« FSMrgsfthdiehen JUbfiten auroNacfcfoei* 


i 
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t ist 

(&. B« des Öl* Firnifc- f S*ife$ni|dens, i Lichter* 
Ziehens und Wachsschipelzens ) t anadrükUchef 
Androhung dwpl^reiffcnckr $ufs«n gegßfl fcodi 
travenienten > , sq wie der Verbindlichkeit stu»; 
Ersatz des veranlassten äqhadaqs ; Belehren über* 
das zwekma^igste Verhalten 4er Menschen , in, 
Wohnungeo und im Fteyen. bey Gewittern» 
Untersagung alles GlockenUbtfens bfey solchen *, 
Entfernung unnöthigen, Metalis ; von Thüonert 
und Dächern, Aufmunterung .wir Anlegung von» 
Bfeablei t?rn f . endlich besondere Aufsicht, bey 4 
vermutheten oder wirklich bemerkten Vetoaufchtm 
einer Brandstiftung, 

§, 587. 
Um Überschwemmungen und Verheerungen 
durch das Wa«^er so kriei inÖglichznvorsa* 
kommen, mute -die Polizeygesezgebung den 
Impuls geben zur Unternehmung undFortsetiuug> 
des, für jenen. Zwek erforderlichen, Strom« und 
Uferbaues durch allenfrUstge- Erweiterung oder' 
Vertiefung 4es Bettes von Strömen» Bächen upd» 
Seen , durch Reinigung desselben von allem dem, 
was ihren Lauf hemmen, oder Überschwein- 
mungen befördern könnte, durch Anlegung be-* 
so«derer Faschinen werke an scharfen, dem An- 
dränge des Stromes besoriddrff ausgesagten, Ecken» 
dorch Erhöhung der 2ru niedrig** Ufer, oder 
durch förmlichen Dattügl -- ^ind Deichbau bey 
ganzen niedaren- iiindstrecken an Meeren 'oder 


* 
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an reifsenden Strömen, durch Anlegung Von 
H&Jfckanftlen und Teichen zur Ableitung des 
überflüssigen Wassers; zum öfteren Bereifsen 
dtor t dem Wasserschaden am meisten ausgesezten, 
Gegenden durch Wässerbaoverständige Männer, 
un4 * zur Verhinderung jedes Wasser - Wehr - 
oder Mühlenbflues, und überhaupt jeder auf den 
Stand oder Lauf eines Gewässers Bezug haben- 
den Anlage, ohne vorgängigf Untersuchung und 
Genehmigung von Seite der treffenden Poiizey- 
behörde, — Um dem durch Erdfälle, Stürme 
und Erdbeben möglichen Schaden, soviel es 
hier thunlich ist, zuvorzukommen»' jnuts die 
Polizeygesezgebung bewirken , dafs das, mit ErcJ- 
fallen drohende, Terrain Öfters von Sachver- 
siüofligen untersucht , und wenn jene nicht selbst 
verbindert zu werden vermögen, die anliegen* 

* 

den Bewohner wenigstens zeitlich auf die ihnen 
drohende Gefahr aufmerksam gemacht, ;und zur 
vorsichtigen Entfernung (besonders bey starken 
Regengüssen, und wr Zeit des. Sehn eeschmel- 
2#j»s) ermahnt, dafs da, lyo Stürme öfters einr 
zutreten pflegen* die Häuser nicht. hoch gebaut, N 
keine hohen Päcber, Rauchfänge und Thürme 
abgelegt , Dächer upd Gebäude öfters untersucht, 
und dr* Meescben mit den flegeln eines zwek- 
wafcigen Verjfe#l*3Ä$>j<tbf# eintretendem StufcmcL 
(z.^P. ift Ansehung dies Ftueri, des sdu nähifeen- 
den Aufenthalte* u- s+ <yr.) ]b4{mu$ gemacht, 

beson- 


i 
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besonders aber bey eintretenden Anzeigen eines 
Erdbebens zum augenbliklichen Flüchten ins 
freye Feld aufgefordert werden. *— Um endlich 
der Gefahr, welche den Stadtsgliedern in schäd- 
lichen Produkten" des Pflanzen- oder Gewächs 
reichs droht, zu begegnen* inufs die Poliaey- 
gesezgebung veranlassen, dafs Sachverständige 
Männer mit besonderer Sorgfalt die einheimische 
Botanik bearbeiten , und durch ihre Resultate 
die Polizeibehörden in den Stand setieu,. durch 
die Organe des Volksunterrichts dieses genau mit 
den Kennzeichen gefährlicher Gewächse (V. B. 
giftiger Schwämme, Kräuter und Beeren) bekamst 
machen , und zugleich mit den wirksamste» 
Gegenmitteln , im Falle solche unvorsichtig 
genossen seyn sollten > und auf diese Art eisern 
Übel zu begegnen, welches so oft schon einzel- 
nen Menschen , und nicht selten ganzen Familien 
das Leben gekostet hat- . "> >.* 

§. 588. 
Um die Gefahr, in welche die Staatsglieder 
durch schwermüthige, tief« oder irrsinnige 
Menschen» und deren Übergang zur fiasejrey 
versezt werden konnten, möglichst zu begegnen» 
xnufs es der Polizey Verwaltung vpn der Gesez* 
gebung zur Pflicht gemacht werden » die uriver» 
zügliche Anzeige aller Gemüths- und Geistes« 
kranken Subjekte jener Art zu heischen, solche 
unter besondere Aufsiebt zu nehmen, die Art 

B«hi Suaukimst. Ilf. Abtfi. 13 
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ihrer Behandlung zu beobachten , in den gefähr- 
lichsten Jahrsperioden (z.B. der Frühlings - und 
Herbstäquinbktialzeit) ihre Aufsicht und Visita- 
tionen zu verdoppeln * und sobald der Krankheit** 
iüstand sich einem gefährdenden Karakter nähern 
solUe f ungesäumt z\i bewirken, dafs sie schlech- 
terdings aufser Stand, sich oder anderen zu 
schaden, gesezt werden. — Um endlich den 
Gefabren, welche für Person und Habe der 
Staatsgüter von Seite der Thiere eintreten 
konnten* entgegenzuwirken, sind die Polizey» 
behörden von der Gesezgebuag anzuweisen, 
dafs sie dem übermäßigen Hegen und Vermehren 
desWildprets a) zeitlich die* zur Verhütung des 
Schadens durch dasselbe nöthigen , Schranken 
setzen; das Publickum über die Behandlung der 
Haust hiere , um solche vor dem Tollwerden zu 
bewahren, über die Symptomen des Tollwerdens 
und die nächsten dagegen zu ergreifenden Mittel 
belehren ; sobald sich Spuren gemeinschädlicher 
Insekten, Raupen an Hegen* Obstbäumen urid 
in Waldungen, oder ei/ies Überhandnehmen^ 
der Feldmäuse ergeben* sofort zum Einschlagen 
der zwekmäfsigsten Vertilgungswege den zu- 
reichenden Zwang einlegen b); das Herumfah- 
ren fremder wilder Thiere zur Schau zwekmäfsig 
beschränken , auf jeden Fall für absolute Festig- 
keit der Behältnisse, und für Abwendung aller 
Gefahr bey m Besuche der Thierbuden pünktliche 


tm 
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Sorge tragen, und alle Jäger ohne Ausnahme 
zur Aufmerksamkeit und Jagd auf bemerkte 
reifsende Thiere: und im Falle sie sich allein zu 
deren Erlegung nicht gewachsen halten , zur 
unverzüglichen Anzeige, um weitere Hülfe atif- 
biethen zu können, eidlich verpflichten sollen. 

a) Niemand, wer es auch sey, darf sein Recluoder 

Eigenthum ausüben oder benutzen auf Kosten^rad 

zum "Schatten anderer, noch darf da* Vergnügen ir- 

gendeines S u h j e k t s im Staate diese schädliche 

* Ausdehnung nehmen % also auch, da» Jagd -Reckt und 

Vergnügen; nicht» sondern beydes ist bedingt durch 

die Möglichkeit des ungckr'inkten Bestehens der Rechte 

anderer mit uud"neben ihm : Je umfassender nun aber 

der Schaden ist ^ welcher durch übermässiges Hegen 

des Wildes für die Landwirtschaft veranlagt werden 

mufs, desto evidenter ist die Verbindlichkeit der 

Polirey, solchem Schaden Auf die bezeichnete W©i*0 

zuvorzukommen. 

b) £in Zwangsrecht zur unterstellten Mitwirkung findet 

darum statt, weil sich die bezielte Gefahr nicht auf 
das Eigenth um eines Jeden selbst beschränkt» sondern 
ihrer Natur nach um sich greift» auch des Nachbari 
Eigenihum bedroht» und $ur durch gleiches und ge- 
meinsames Einschreiten beseitigt zu, werden vermag, — - 

§. 589, 

Hiermit sinr) die Jlaupt momepte der 
Poli zeygesezgebung nach Ihren beyden 
Hauptth eilen im Grundrisse ent schöpft , ist der 
Geist , in welchem das Detail jener Theile durch- 
zuführen ist, bestimmt, und es Jcann kaum einen} 
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Zweifel unterliegen , dafs eine nach diesem Geiste 
modifizirte, und vollständig ausgeführte , Poii- 
zeygesezgebung ihrem* im §• 517 . bestimmten, 
Zwecke genügen , und ihre, durch diesen Zw ek 
gegebene, Sphäre befriedigend erfüllen müfste; 
dann sie enthielte wirklich den zureichenden 
Impuls und die zwekgemäfse Leitung derjenigen 
^Vwksamkeit, wodurch (in Verbindung mit der 
Civil* und Straf rech tspflege) jeder Störung und 
Verletzung des Rechts , jeder Beschädigung der 
Person und Habe irgend eines Staatsglieds, so 
wie des Staats selbst (in seinem Inneren) mit 
sicherem Effekte? vorgebeugt, oder wenigstens 
jede solche, wenn sie unaufhaltbar hereinge- 
brochen wäre, in den engsten Schranken gehal- 
ten werden mükte; sie wäre also die befriedi- 
gende Norm und das Regulativ alles dessen, wo- 
durch die Erreichung dieses ihres Zweks bedingt 
ist* eben darauf-sind aber die Anforderungen 
an sie beschränkt. Allein diesen Anforderungen 
vollständig zu entsprechen, ist unverkennbar 
eine Schwierigkeit der ersten Gröfce, und es 
dürfte sonach, auch unter Voraussetzung des 
angestrengtesten Strebens, jene Vollständigkeit 
von dem ersten Entwürfe kaum mit Grund zu 
erwarten seyn. Ist überdief* nicht zu verkennen, 
dafs, da die äufsere Gestalt der Umstände und 
Verhältnisse auf das Materielle d,er Polizeygesez- 
gebung noth wendig einftiefst, auch durch Ver. 
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.änderungen in jener Gestalt von Zeit zu Zeit 

* Modifikationen in diesem Zweige der Gesezge* 
bung nothwendig werden können, dafs die Ge- 
fahren, wodurch die Sicherheit des Rechts ge. 
trübt wird , im Laufe der Zeit in manchen Hin- 
sichten sich mehren , in andern Hinsichten sich 
mindern , dafs neue Gefahren der Art entstehen 
können, während Ändere Verschwinden , dafs 
also auch, vorzüglich in Hinsicht auf den ver- 
schiedenen Knlturgrad des Volkes veränderte 
Mittel, um jene Gefahren überhaupt zu J^esfil 
tigen, geheischt werden können, so muEs die 
Nothwendigkeit der (früher schon im allgemei- 
nen postulirten) Permanenz der Gesezkoni- 
mission in einem hohen Mafse einleuchten, da- 
mit durch deren fortgesezte Thätigkeit die, in 
der Anwendung sich ergebenden, Mängel und 
Lücken auch in diesem Zweige 4 er Gesez- 
gebung verbessert und ausgefüllt, die nöthig 
werdenden Modifikationen darin ungesäumt be- 
werkstelligt, dieZwekmäfsigkeit der zu gebrau- 
chenden Mittel unter allen Umständen verbürgt 
werde, und auf diese Art auch die Polizeygesez- 
gebung in gleichem Grade, wie die übrigen 

• Zweige der Gesezgebung dem Ziele ihrer Vollen- 
dung ohne Stillstand entgegenreife« 

Anmerkung. Die» noch in den neuesten Zeiten von 
so manchem Pfleger der Polizey Wissenschaft aufgestell- 
ten SStze: ,,dafs es keine Polizeygesezgebtmg geben 
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könne, dafi 'die Pol irey nicht gesezgebend seyn könne;" . 
die Betrachtung der Polizeygewalt im Gegen- 
Htse der ges ergebenden Gewalt; die Behaup- 
tung, defs die Gesezgebung nur in iwey Zweige, 
nämlich in die Civil- und Strafgesezgebung verfalle, 
to? s, w. rühren siebtbar insgesammt von einer zu 
bescnrSnkten , sinn Theiie gans »igen, Ansicht vom 
Wesender Staatsgewalt überhaupt her? diese 
ist nicht* anderes und nmrafst nichts mehr und nichts 
Weniger , als — die Befugnift, die Mittel zum Staats- 
»Wecke zu bestimmen nnd in Anwendung zto 
bringen» Indem sie sich nun» jene Mittel b e s t i m- 
tn en d , iutsert , ist sie g e s e z g e b e n d v nnd indem 
sie die bestimmten Mittel in Wirksamkeit seit, ist sim 
exekutiv überhaupt; Sieht man dann aber auf 
die besonderen, im Gesammtzwecke des Staats ent- 
haltenen, Mittelzwecke, deren Realisirung zur Er- 
reichung jenes Gesammtzweks hinführt, so mufs die 
Staatsgewalt für je den* jener Mittelzwecke vorerst 
sich, als (die Mittel für ihn insbesondere bestim« 
inende) gesezg ebende, nnd dann als (diese be- 
sonderen Mittel realisirende) exekutive Ge- 
walt äufsern, damit sie in jeder Hinsicht ihre zwey« 
fache Bestimmung ausfülle, in jeder Hinsicht den 
beyden Gliedern ihres Begriffs in der Realität ent- 
spreche» Demzufolge m ufs die Staats g«e w a 1 1 als 
£ iviljüstizgewal t gesezgebend und exekutiv 
seyn; mufs sie als Straf Justizgewalt gesezge- 
bend und exekutiv seyn; und mufs sie in gleichem 
Mabe aj* Polizeygewalt gesezgebend und exeku- 
tiv seyn, «(und dasselbe gilt, wie wir sehen werden, 
von ihr, als Militär* Finanzgewalt n. f. W,): denn 
«o wie tie für den (Mittel-) Zwek der Civil- und 
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Strafrechtspflege tot allem die Mittel be- 
stimmen, und dann diese bestimmten Mittel in 
Anwendung setzen mufs, eben so erheischt et 
ihr Wesen auch für den (Mittel*) Zwek der P o 1 i ze y» 
vorerst die Mittel zu bestimmen, (und indem sie 
das thnt, ist sie gesezgebend) und dann diese 
bestimmten Mittel in Wirksamkeit zu setzen 
(und indem sie dieses thut) ist sie exekutiv),— 
Nach welchen Normen sollen denn die PoliZey bc- 
hdrden als felofse Exekutivorgane verfahren ? 
Etwa nach, durch ihre eigene WillkHbr adoptirten, 
Normen ? Das kann doch unmöglich gestattet wer« 
den; oder nach den Normen, welche irgend ein (von 
einem Privatgelehrten entworfenes) System der Poli- 
zeywiisenschart aufstellt? Aber welches dieser 
Systeme sollen sie denn befolgen, und was verbindet 
sie, dazu? Oder sollen sie gar ohne alle Normen ahr-et 
Verfahrens aufs geradewohl hshsen? das geht doch 
entschieden gar nicht. Also müssen ihnen bestimmte' 
Normen vorgezeichiwt Werden , und dazu ist un- 
streitig kein anderes Subjekt berechtigt und verpflich- 
tet, als die Staatsgewalt: Indem sie aber diese 
* Normen vorzcichntt* ist sie PoHzeygesezge b e • 
rinn, und indem sie diese Normen Vollziehen 
13 fit f und dafür sorgt, dafs sie richtig vollzogen 
werden» ist sie Polizey verwal terinn. Ich 
sollte denken , diese Ansicht müsse eben so überzeu- 
gend seyn * als sie natürlich ist, — - Gerade darin» 
dafs die Staatsgewalten bisher die Polizeybehorden 
ohne bestimmte ausreichende Handln ngs normen ge- 
lassen haben , mufs man den alleinigen] Grund ihre« 
schwankenden, unvollständigen, und ihrem Zwecke 
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in leinet .Hingebt genügenden Benehmens finden« 
und diese Erscheinung kenn und wird tick nicht 
eher '4ne)ern , eis bis die Tnbeber der Staatsgewalt durch 
Tollst3ndige und zwekmaTsige Polizeygesezkodices 
deu Polizeyverwaltungsbehörden die Bahn ihrer Thl- 
figkeic bestimmt» richtig und entschöpfend werden 
vorgezeichnet haben. (Man vergleiche den 1 j. 5i6)- — 
Warum hält man es denn für nöthig, den Verwal- 
tungsbehörden im Gebiethe der Civil* und £ traf- 
st oh ts pflege bestimmte Gesetze varzuzeichnen, 
als den materiellen Normen ihres Verfahrens? 
und sollte nicht derselbe Grund in gleichem Grade 
die Aufstellung vollständiger Polizeygcsezbucher für 
die Verwaltungsbehörden im Gebiethe der Polizey 
erheischen ? ich zum wenigsten finde nicht den minde« 
•aen. Grund z.u einer Disparität* Was das Civil • und 
Strafgesezbuch für die Civil «» und Strafrechtspflege 
ist, und seyn soll , und so gcwifi eine zwejunäf>ige 
Civil * und Strafrechtspflege ohne Gesezbticher jener 
Art kaum denkbar wäre, eben das ist und soll d** 
Polizeygesezbuch für die Polizcyverwahung (Ord- 
nungspflege) seyn * und eben so gewiC* ist eine zwek* 
geniigende Polisey Verwaltung ohne ein , ihre Thätig» 
keit materiell impuUirendes und leitendes * Gesezbuch 
undenkbar; denn schon der Ausdruk „Pplizty Ver- 
waltung«* bezeichnet nur die Summe der, die 
Poüseyge setze anwendenden und vollzie- 
henden Funktionen. — Gerade in der Absicht» 
um zu zeigen, dafs eine Polizeygesezgebung, 
und in welcher An solche wohl möglich sey, 
Wurde das Objekt dieses Titels vollständiger, alt 
jenes der Übrigen von mit bearbeitet» und mein hoch« 
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sfer Wünsch w£re erreicht! wenn ich hierdurch zur-, 
Ausfüllung der bisherigen Lücke im Gebiethe der' 
Gesezgebung Veranlassung und einigen Beytrag geben 
könnte« 

> T i t e 1 II. 

i Von der Polizeyverwaltnng, 

Noth wendigkeit — Begriff — Zwek und Sphtre der P o 1 i - 
«eyverwaltung, Hauptanforderangen an dieselbe« 
Prinzipien ihrer Organisation und Instruktion. 

§» 590. 
Die Polize'ygesezgebnng soll alle 
diejenigen Mittel bestimmen, und alle die- 
jenigen Normen aufstellen, durch deren An- 
wendung und Befolgung (mit tind neben der 
Civil - und Strafrechtspflege) die vollständige* 
Sicherheit des Rechts aller Schuzgenossen des 
Staats gegen mögliche Storupgen f Verletzungen 
und Beschädigungen desselben bedingt ist, soll 
diejenige Handlungsweise der Staatsglieder zeich- 
ven, und diejenige Thätigkeit von Seite des 
Staats anregen und regeln , wodurch (in Ver- 
bindung mit der Civil- und Strafrechtspflege) 
jeder Störung und Verletzung des Rechu, jeder 
Beschädigung der Person und Habe (im Inneren 
des Staats) mit sicherem Effekte vorgebeugt, 
oder wenigstens jede solche in den engsten 
Schranken gehalten, wodurch jede Ge- 
fährdung des Rechts möglichst vollkommen 
beseitigt oder gehemmt werde. JSs ver» 
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steht sich jedoch von selbst , dafe hiermit dem 
IZwecke des Staat« nicht genügt seyn könne, 
sondern dafs auch alle jene bestimmten Mittel 
wirklich in Anwendung gebracht , dafs die Hand- 
lungsweise der Staatsgiieder wirklich auf jene 
gezeichnete Grenze betränkt werde, dafs jene 
Thätigkeit in der geforderten Art wirklich ein- 
treten , die Polizeygesezgebung praktisches 
Leben erbalten müsse, Wenn der (im Gesammt- 
zwecke des Staats enthaltene Mittel-) Zwek der 
Polizey erreicht werden soll. Je entschiedener 
aber durch Erreichung dieses (Mittet-) Zweks 
dter Polizey die Realisirung des End zweks des 
Staats bedingt ist ; desto einleuchtender ist die 
Notwendigkeit jener Anwendung und Be- 
schränkung, die Verpflichtung tu einer, den 
Bestimmungen der Polizeygesezgebung entspre- 
chenden exekutiven Thätigkeit. 

§.591, 
Di« Summe der durch den Zwek der Poli- 
zey geforderten, auf Anwendung und Vollzie- 
hung der Polizeygesetze gerichteten Funktionen } 
die Ausfüllung des, durch die Polizeygesezge- 
bung gezeichneten, Wirkungskreifses; das prak- 
tische Leben der Polizeygesetze ist — die 
PolizeyveJ:w*ltung. Ihr Zwek, oder das* 
jenige , dessen Vorstellung der Staatsgewalt sich 
diese Sphäre ihrer exekutiven Thätigkeit zu sez« 
zen, und dieselbe zu erfüllen gebietfret, ist die, 
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von der Bestimmung der Staatsgewalt umfaßte, 
Vollendung der Rechtssicherheit im Wech- 
selvethältnisse der Staatsglieder unter sich> durch 
Aufbebung jeder (einer vollständigen Civil- 
und Strafrechtspßege Ungeachtet möglichen) 
Gefährdung des Rechts , , oder wenigstens 
durch möglichste Beschränkung Jeder sol- 
chen, durch menschliche Kraft unaufhaltbar her- 
eingebrochenen , Gefahr, Sich jeder solchen 
Gefährdung ihres Rechts gänzlich, oder doch so 
viel es der menschlichen Wirksamkeit möglich 
ist« enthoben zu sehen, ist für die zur Gattung 
ihres Rechts Vereinigten von eben so hohem 
Interesse, als es, jene Enthebung zu bewirken» 
unerläßliche Verpflichtung seyn mufs für dieje- 
nige Gewalt, welche einzig zu dem Ende da 
ist, um die Rechtssicherheit der Vereinigten zu 
verbürgen. Weil aber die Beseitigung jeder 
Gefahr möglicher Störungen und Verletzungen 
. des Rechts, mögliche* Beschädigungen der Per- 
son nnd Habe der Staatsglieder nur Mittel und 
Wirksamkeit zur Geltung des Rechts« und die 
Bewirtung dieser Hechtsgeltung nur Aufgabe det 
Staats nnd der Staatsgewalt, als solcher 
(keineswegs Aufgabe der Guts- oder Lehnherr- 
lichkeit) ist) so kann auch nur die Staatsgewalt 
als dasjenige Subjekt angesehen werden, welchem 
ausschließend das Recht zusteht, und die 
Pflicht obliegt, den Zwek, welcher das Ziel der 
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Polizey ausmacht , sich zu setzen , und über- 
haupt diejenige Thätigkeit eintreten zu lassen» 
welche der Ausdruk „Polizeyverwaltung" uro. 
fafst. Kann es also keinen rechtsbegründeten 
Titel zur Übung einer Polizeybefugnifs über 
Staatsglieder, eeben, welcher nicht von der 
Staatsgewalt selbst ausginge, und ist es überdiefs 
entschieden , dafs die Staatsgewalt dessen , wozu 
nur sie bevollmächtigt oder beauftragt seyn 
kann, sich gültig nicht begeben dürfe , dafs also 
auch sämmtliche Staatsglieder die Bewirkung 
dessen, was das Objekt der Polizey ausmacht, 
vx)n der Staatsgewalt selbst zu fordern und zu 
erwarten berechtigt seyen f so erhält die absolute 
Unzulässigkeit irgend einer Polizeyveywaltung 
(von welchem sub»»oder objektivem Umfange 
sie auch seyn möge) im Stakte f welche nicht 
auf unmittelbarer Auktorisatiori von Seite der 
Staatsgewalt beruht , und die an den Organismus 
der Polizeyverwaltung dringender noch, als an 
den Organismus jedes anderen Verwaltungs- 
zweigs, gestellte Forderung der Einheit ver- 
biethet schlechterdings jede Duldung einer Aus- 
nahme, als wodurch jene Einheit nothwendig 
sehr nachtheilig gestört werden mutete. — - In 
einem zwekmäfsig verWalteten Staate — ist das 
Resultat — gibt es also (durchaus keine Guts- 
oder Lehnherrliclie , sondern) nur eine und 
zwar absolut ausschließende Polizeyverwaltung, 
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nämlich die des Staats selbst, und ihre objek- 
tive Sphäre umfafst die Totalität aller Schuz- 
genossen des Staats ohne Ausnahme. 

Anmerkung. Dal) sieb bisher die Polir.ey verwaltun j (in 
einem gewiesen Umfinge, wie die Civil- ttnd Straf- 
xechtapflegt) vielfältig in Jen Hunden änderet Subjekt* 
aufser der Staatsgewalt befand, bat enUchieden nur 
seinen Grund in der früheren, fehler* nud lücken- 
haften, Verwaltung de» Staus von Seite seiner hü c li- 
tten Gewelt, und jene Verwaltung; funkt tonen hatten 
nie in Prirathände kommen können, wenn die 
Staatsgewalt ihre Bestimmung gekannt und erfüllt 
hatte. Jezt, wo die Staatsgewalt, nachdem sie end- 
lich ihre Verpflichtung kennen gelernt hat, die ilieser 
Verpflichtung entsprechenden Rechte, welche nie 
gültig veräufsert werden konnten, vindizirt, um gauz 
Staatsgewalt seyn zu können , wie sie es seyn soll, 
ichrejen darüber nicht etwa nur die, dadurch betrof- 
fenen, Partheyen selbst, sondern auch Gelehrte, welche 
lieh den Auftrieb von Un belangen heit geben. Ea ist 
jedoch zu deutlich , dafi diese Menschen kaineu rich- 
tigen Begriff haben von. Wesen des Staats und von 
der Bestimmung der Staatsgewalt, dafa ihnen also 
auch hierüber keine Stimme gebühre. Wie sollt 
auch, nur au« dem Zwecke des Staats fliefs ende, llefu 
nisse, welche von Privatpersonen nur durch Benit 
xung der Nachlässigkeit oder Unkenntnis der Staat 
gewalt erschlichen oder uiurpirt werdi 
konnten , weil sie die Staatsgewalt selbst nicht einm 
au verlufaern berechtigt war, in den Hunden Jen 
Privat personen wohlerworben* Hechte gimu 
W«rdtn können? 


$. 5»2. 
Di« eigenlhümliche Sphäre der Folizey- 
verwaltung wird durch das Objekt und die Inten- 
sion ihres Zweks abgegrenzt. Zum Objekte ihres 
Zweks gehört jede im Wechsel Verhältnisse der 
Staatsglieder unter sich mögliche (durch die 
Civil - und Strafgesezgebung , und durch die 
Civil- und Strafrechtspflege nicht schon besei- 
tigte) Gefahr einer Störung, Verletzung und 
Beschädigung, wodurch die Sicherheit des Rechts 
irgend eines, vom Staate zuschüttenden, Sub- 
jekts getrübt werden könnte; und die vollstän- 
dige Beseitigung oder wenigstens Hemmung jeder 
so 1 c be n Gefahr für das Recht macht die Inten- 
siou ihres Zweks aus. Alles demnach, wodurch 
die Erreichung dieses ihres Zweks nach seiner 
ganten sub- und objektiven Ausdehnung bedingt 
ist, d. i. die RealUirung alter zur Beseitigung 
und Hemmung jeder Gefahr der unterstellten 
Art erforderlichen Funktionen und Anstalten, 
die pünktliche und vollständige Vollziehung aller 
Folizeygesetze, die Herstellung der, in diesen 
bezielten, Vollendung der Rechtssicherheit gehört 
zur Sphäre der Polizey Verwaltung. Fremd; 
ist ihr also jede Thätigkeit, welche z. B. auf 
Ausgleichung wirklich erhobener RechU- 
kollisionen , oder auf Bestrafung wirklich ein- 
getretener Läsionen des Rechts » söyen jene 
Streitigkeiten oder diese Verletzungen auch noch 
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so gering und unbedeutend, gerichtet wäre: denn 
jene Ausgleichung und Bestrafung gehören , nach 
einer richtigen Sonde rung der Staatsverwaltungs- 
geschäfte, anderen Sphären der Staatsverwaltung 
an. Einheimisch in ihr dagegen ist jede 
Wirksamkeit, welche darum erfordert wird , da- 
mit keine Rechtskollisionen, oder doch nur so 
wenige, als schlechthin unverhülbar sind, ent- 
stehen, damit kein Recht wirklich verlezt, da- 
mit Niemand an Person und Habe beschädigt, 
oder doch die unverhütbare Beschädigung mög- 
lichst beschränkt werde. 

§. 595. 
Um diesen gerechten Anforderungen an sie 
eu genügen, und ihre, eben bezeichnete, 
Sphäre vollständig auszufüllen, mufs die Poli- 
zeyvefwaltung 1) jedem sich aufsernden 
Versuche oder Unternehmen der Störung oder 
Verletzung irgend eines Rechts ( allenfalls 
unter Mitwirkung der Staatsglieder §. 527) den 
zur Vernichtung des Versuchs oder Unterneh- 
mens erkleckenden physischen Zwang wirklich 
entgegensetzen , Urheber und Gehülfen der, mit 
Überlistung ihrer Wachsamkeit wirklich began- 
genen , Verbrechen unfehlbar der Strafrechts- 
pflege zu überliefern mitwirken , und jeder un- 
aufhaltbar hereingebrochenen Beschädigung der , 
Person und Habe der Staatsglieder durch die 
sichersten, schnellsten und kräftigsten Vorkeh- 
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rangen die möglich engste Grenze stecken* 
2) Auf alle die jen igen Verhältnisse, Erreichnisse 
und Unternehmungen, welche ihrer Natur nach 
die Wahrscheinlichkeit der Gefahr von Beschä- 
digungen , Störungen oder Verletzungen des 
Rechts mit sich führen , indem sie Veranlassung 
oder Gelegenheit dazu geben, oder solche er- 
leichtern und den Schuz des Rechts erschweren, 
ununterbrochen die zur Beseitigung jener Gefahr 
nöthige Aufsicht führen, die durch diesen Zw ek 
geheischte Thätigkeit realisiren, und unausge- 
sezt darüber wachen* und bewirken, dafs die 
von der Polizeygesezgebung zur Beseitigung der 
Gefahrdung des Rechts bestimmten Schranken 
des an sich zulässigen Freyheitsgebrauchs der 
Staatsglieder nicht überschritten werden. 3) 
Durch gesezmäfsige Unterstützung der Bildung 
und des Wohlstandes der Staatsglieder die mit- 
telbaren entfernteren Quellen von Rechtskolli- 
sionen und Laesionen abzuschneiden, und durch, 
Versiegung der Quellen zu befürchtender Natur- 
übel den Beschädigungen der Staatsglieder durch 
solche im möglichst hohen Grade vorzubeugen 
sich bestreben. — Füllt aber die Polizeyverwal- 
tung» den ihr eigenen (Mittel-) Zwek unver- 
rükt im Auge haltend, die durch diesen be- 
stimmte Sphäre ihrer Wirksamkeit nach ihrer^ 
eben bemerkten , drey fachen Richtung befriedi- ' 
gend aus , ohne sich je einen Austritt ans ihrer 

v Grenze 


_i ^ ^> 


■-ftt, -^ 


Grenze zu erlauben ,'■■ so mufs, unter der Vor- 
aussetzung , dafs die Civil - und Strafgesezgebung 
und Rechtspflege, ihren Zwecken ' ebenmäfsig 
vollkoinmengenügen, d»sRechtderStaat«gli*der, 
einzeln sowohl, als -in ihrer Gesamfntheit, ip 
ibremWecheelverkühiisse unter sich» im höchsten 
-durch den Staat erstrebbaren Grade geltend und 
gesichert seyn, und eben darin läge der spre- 
chendste Beweis, dtifs die höchste Gewalt "des 
Staats, so viel dcsse'n Verwaltung im Innern 
betrifft, das Ziel ihrer" Bestimmung erreiche. . 
§, 594. 
Damit nun ober das, was den Begriff der 
Polizey Verwaltung umfafst, auch wirklich zur ' 
Tbat werde, mul* ^- *o gewift und wesent- 
lich der eigene Zwek der Polizey von den Zwek- 
iken der Übrigen Verwaltungszweige differirt, 
und eben darum die, durch ihn geheischten, 
Funktionen von den, durch die übrigen Mittel- 
«wecke geforderten, Funktionen verschieden 
sind, mit einem Wort«, sogewifs die Polizey 
-einen besonderen Zweig der Staatsverwal- 
tung ausmacht — ein .eigene 5, von allen übri- 
gen Verwaltnugsclepartements ausgeschiedenes, 
Polizey departement im Staate etablirt 
werden, und diese -Forderung ist um ab uner- 
' lafsliclier, je augenfälliger der subjektive Ge- 
schaftsnmfang der polizey, jenen aller übrigen 
Verwaltungszweige an Ausdehnung bey weitem 

Behr Siaatikumt. ITT. Abrk J< 



Übertrifft. . Die Nichterfüllung dieser Forderung 
könnte nur *U Folge einer tadelhaften Unkennt- 
nifs eines richtigen Theüungsprinzips der Staats- 
Verwaltung überhaupt , oder der Gröfse des sub- 
jektiven Geschäfuumfanges der Polizey, oder 
als Folge einer auffallenden Vernachlässigung 
einer der wesentlichsten Bedingungen der Er- 
reiphbarkeit des Staatszweks erklärt werden, und 
einer der vorzüglichsten Gründe, warum die 
Polizey so manchen Staats die Forderungen an 
sie *o sehr unbefriedigt läfst, ist eben in da: 
Nichterfüllung jenes Postulats zu finden. — Dafs 
die innere .Einrichtung dieses Polizeydeparte- 
inents, wie die jedes andern , organischseyn 
müsse, damit dasselbe in den Organismus des 
~Stä*tlga«*£€tt passe, ist, im zweyte»n Ab- 
schnitt d; erwiesen worden. Eine der ersteh 
.Bedingungen aber , um jenen JCarakter des Orga- 
nismus zu erreichen, ist — da der subjektive 
Geschaftsumfang des folizeydepartements ztf 
grofs ist, um die erforderliche Geschäftsord- 
nung in ihm durch e i n f a ch e Artiki4atio**e* 
-sictoewi w kennen, — die zwekmäfcig* Abtheir 
lung diese» Departement in $£ k t i o n e a. 

Eigentlich mtUst^ #pp. ^zvrftr diaae Abthe*- 
lung nach demselben TheiUiug^prjpzip^, entert 
nomwen werden, aus weJcfcep* die* Ahttaibmg 
der Staatsverwaltung überlwupt ausgegangen ist* 
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müfste also das unterstellte Departement in eben 
so vi^le Sektionen gethellt werden , als wieviele, 
eine spezifische Verschiedenheit kl der Art und 
Weise, sie zu bewirken, erheischende , unter- 
geordnete Mitteln wecke vom fcweckederPo- 
Kzey umfafst sind; welche* um den iezteren zu 
erreichen, realisirt werden müssen: ttviffotefi 

ulso eben so viele Sektionen gebildet werden, 
als indem §. 524 aufgestellten, Schema Hävipe- 

' ob theilungen der Poli zeygeseagfebnrrg* , ge- 
Zeichnet sind; denn eben diese siitd tiöch jenen 
Mit telzweoken gemacht und geordnet-^ AHein 

'hier ist es die menschliche Schwäche, aber 
auch tmr'sie, welche zu eine* Abweichung von 
dieser "Regel, und zur Armahme eines anderen 

fteilungsprinzips höthig, in sofetne nämlich 
•fcklrrrr dürfte gerechnet werden können auf das 
*Dasey*i einer genügenden Anzahl solcher Sub- 

3e*ktb> welche die Erforderliche Masse der vtt* 
schiedenartigsten Kenntnisse (z. B, in Beziehung 
auf Rechtsgeschäfte*' Nationalwirtschaft in alten 
ihr^n Zweigen , Bildung , auf das Medizinal« 

^Rtürtz- Strafsen* wrd Wasserbau wesfn u. s.w.) 
zugleich besitzet. Darum, scheint es mir, 
müsse hier die Büksicht auf Gleichartigkeit der 
Kenntnisse* deren Besiz von den einzelnen Sub- 
jekten «r wartet werden kann, als Grundlage der 
T^kstulirten Abtheilung angenommen werden* 
Ih Gefolge dieser Grundlage aber dürfte es 
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nikhig seyn. f au bilden : 1) eine eigene Sektion 
für die Geschäfte der bisher sogenannten,! rey- 
willigen Gerichtsbarkeit (welche vonras 
bereits, der Folizey vindizirt würden sind) 9 mit 
*der Aufsicht über das ganze Vormundschafts» 
rwe&en., »so*. wie über die Verwaltung ctes 
Vermögens der Gemeinheiten , Kirchen , Ynilden 
Stiftungen, A$sekuranzgesel!sch0ften >t und über* 
haupt *Uer öffentlichen juridischen Personen, 
,sarormdkr Prüfung der, zu Advokateogescbaften 
sich rq<^<W(Uii PersQneb; 2) eine eigene Sek- 
tion 'für .d£e Bildung itx Staatsglieder $n vor- 
ausbestinuriten Geiste; 3) eine eigene Sektion 
für das gerammte Medizinalwesen; 4) eine 
eigene Sektion für das Strafsen - und Wasser- 
-bauwesen, sanmif d^m Post- und Boten wes^t!; 
6) eine eigene Sektion für das Forstwesen * r emfc» 
lieh 6) eine eigene Sektion für alle übrigen, hiqr 
nicht schon besonders t angewiesenen, Geschäfte 
de;r Polizey. — Dafs die zur Besorgung der, 
einer jeden dieser Sektionen insbesondere, ange- 
wiesenen, Geschäfte, erforderlichen Kepritnissie 
von einzelnen Subjekt en.tuftfafst werden, kon&qtt^ 
dürfte nicht nachgewiesenen werden brauchen. 

§, 506. j. «1 ,./ . 
Die Artikulationen des Polizey Pep*fl> 
tements , durch welche» und in welchwudi<*f 
Sektionen zu personifiziren , .Wftrgn , sisd »diesel- 
ben, wie in jedem VfltwaUupg^departement; 
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nämlicb Priraarbehörden; (bey größerem 
Umfange des Staats) Mi ttelbehörderi; und 
eine Zen traibehörde, — ,Auch in Hinsicht 
der Polizey Verwaltung mufs dastiebieth des 
Staats in geographische Bezirke (mit Rüksicht 
auf den, im §. 4OI bestimmten, MafsstAb ihrer 
GrÖfse)get heilt, and an dem Hauptorte eines 
jeden dieser Bezirke eine Pri ma rpölizeybe- 
hürde etablirt werden , mit der -Bestirnmurig, 
in dem ganzen Umfange ihres Bezirks und in 
Hinsicht aller darin vor findüchen Subjekte ohne 
Ausnahme die Polizeygesetze unmittelbar in 
Wirksamkeit zu «etzen, und den Zwek der Po- 
lizey zu realisiren. Jede diese* Primarbehörden 
mufs bestehen aus eben so vielen einzelnen 
Gliedern* {eigentlichen Polizey beamten), als 
wie viele Sektionen dieses Departement zählt, 
und jedes dieser Glieder hat die Realist rung des 
Untergeordnete!! Mittelzweks ein er Sektion. 
zur Aufgabe» -*~ Eines dieser Glieder (als Organ 
der ersten Sektion), hätte also in seinem* 
Bezirke, die * Untersuchung und Bestätigung 
der (da^u geeigneten) Verträge, dis £rnregiS&i<f 
r-en der Hypothecken , die Aufnahme aller Ge* 
burts - Heyraths - und Sterbfälle , die Obsigm* 
tiyn der Verlaeseakiiaf ten , die ExekttfiAü der 
Testamente , die Obsorge für die nlithigen Be- 
votmundachaftuagen und dien Aufsicht lauf d}e 
Führung der Vormundschaften, endlich die Auf-« 
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siebt auf die Verwaltung de* Vermögens von' 
Seite der (in «einem Bezirke befindlichen) Ge- 
meinkeiten > Kirchen, milden Stiftungen ly s. w. 
(xu welchem Ende ihm ein oder einig« Rech* 
nnngsvetstfcudige beyzuordnen würen) nach An« 
leitungder Polizeygesetze zu besorgen.. — Ob- 
jekt der Thätigkeit des ande*etr dieser Glieder 
(als das Organs der zweyteu Sektion) wire die, 
den Poüzeygesetzen gemäfse* Leitung des Schul* 
Wesens, die Aufsicht auf solches 9 und die ReaU- 
sirung aller der Mittel, wodurch (nach $.567) 
die Polizey auf die Bildung der Staat«glieder au 
wirken hat» ebenmäßig in dem, der betreffen- 
den Primarbehörde angewiesenen . Bezirke« -*** 
Ei» drittes Glied hätte (als Organ der dritten 
Sektion) £°ammtliche Rüksichten # welche die 
polizey nach Maßgabe der Gesezgebung in Be* 
aiehung auf die Gesundheit der Staatsglieder 
zunehmen hat, im Umfange des betreffenden 
' Bezirks pünktlich zu entschöpf es. (Seines Am* 
te* wäre also nebst den , in den §. §• 577. 578« 
5&5« bestimmten . Büksichten» - vorzüglich die 
Aufcicht auf alle , in seinem Bezirke befindliche 
odär .erforderliche Ärzte , Chirurgen > Hebam». 
tmeiv Apotheken» Quaksalber u< su w,) Das vierte 1 
jenen: Glieder hätte den Stta&en* und Wasser»* 
bau, sammt dem Post* utid Bothenwesen (al* 
Orgatr der vieottn -Sektion)* «•», dasftkjfte- das/ 
Forstwesen in sein erb Bezirke, attenfttlls unteri 
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Mitwirknil«: einiget Revierförster (als Organ 
«Ter fünften Sektion) zu besorgen. 

§. 597. 
Das eigentliche Primarorgan der sctefcsttn 
(deren subjektiver Geschäftskreifs jenen aller 
übrigen Sektionen an Ausdehnung übertrifft, und 

z« B. die Leitung des physischen Praeventions- , 

zwanges, die Einwohner Ordnungspflege, das 
Gesinde- Armen- Feuerwesen etc. etc. urafafst) 
mufs nicht nur in den volkreicheren Städte» 
eine, zur Gröfse der Volksmenge verhältnifs* 
mäfsige , Anzahl von Hülfsbeamten (Poiizey« 
kommissarien), sondern auch in jedem zu sei* 
nem Bezirke gehörigen Orte (sey es Stadt» 
Flecken oder Dorf) ein eigenes Hülfsorga« ha« 
bea , um vermittelst desselben an jedem dieser 
Orte den Bedingungen einer genügenden Lokat- 
ordöungspflege zu entsprechen : denn e$ ISfst 

sich nicht der mindeste Grund gedenken, wa* ' 

rum die Bewohner der kleinern Städte, der 

Flecken und Dörfer nicht auf denselben Grad der i ' 

Sicherung ihrer Rechte durch den Staat gegrün- 
deten Anspruch haben sollten, wie die Bewoh» 
ner der grösseren Städte: der gleiche Grad der 
Sicherung für die ersteren ist aber bedingt durch 
die unmittelbare Gegenwart eines solchen Poli- 
zeybulfebfamten in ihrer Mitte. Alle diese 
Hülfsbeamten eines Bezirks stehen unter der 
Leitung des Eingangs erwähnten Primarbeam-- 
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tcn* in dessen Disposition üherdiefe eine zu- 
reichende physische PrKventionsmacht (Poltzey- 
dien er * das Militär in Friedenszeiten) zu stellen 
ißt* Welche er ihrem Zwecke gemäfs im ganzen 
Gebiethe. spinös Bezirks zu vertheilen hat. — 
Die geforderten sechs Sektionsorgane bilden zü- 
sanntten die PolizeypfimarbehÖrde jede* 
Bezirks« und wenn gleich jedes jener Organe, 
in der Regel , selbstatändig und für sich allein 
$uf seinen eigenthürrilichen Mittelzwek hinar- 
beiten soll* so scheint es dennoch sehr z»wek- 
xn'äfsig fcu seyn , ihnen zur Pflicht zu machen» 
dafs -sie wenigstens alle Monatbe einmal (und 
auisnahmsweise , so oft es der gleich zu bezeich- 
nend«? Zwek erheischt)» zusammentreten, unt* ge- 
meioschfiftUch über die Bedingungen des E i n- 
kldngfcs v ihrer Partikularfunktionen ♦ ihrer» 
sieb wechselseitig zu gewährenden , Unterstufe« 

Bupg^.und der vollständigen Erreichung ihre« 
"Gesammt zweks zu berathschlagen und zu 

beschtiefsen. 

Anmerkung. Wer die Grofse de* subjektivem G#r - 
sebäftskreifses einer jeden , der vbii mir postulirjtea, 
sechs Sektionen des Pölizeydepartements vollständig 
su bemessen versteht, kann unmöglich in Abrede 
stellen » dafs wenn anders det eigene Mittelzwek einer 

jeden jener Sektionen nur einigermaßen V ollst In* 

•big erreicht werden soll, tue Peftoftififeräoft , «fo<& 

> jeden janer Stjukseth durch ein eige**», (hegen, JBt 

jeden ^c/irk,,einer v Polizeyprimarlieho^de ^rfjhftuf 
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uherlafslich sey* Wer aber diese Überzeugung mit 
mir theilt, muff auch von der Ungereimtlieit der 
Zumutming durchdrangen seyn, dafs ein einziger, , 
oder höchstens zwey bis drey Menschen in einem 
objektive» Umfange von 8—10 oft noch mehreren 
Tausend Seelen, Zugleich den subjektiven Ge- 
schiftskreifs der Civil« der S traf recht spfl ege 
und der JPolizey Verwaltung ausfüllen sollen; 
wozu aoht Beamten nur notbdUrftig zureichen war-' 
den. Vergleicht man aber auch mit dem» was du 
seyn und geschehen k 8 n n te und j o 1 1 1 e f das, 
was da wirklich ist und geschieht, so wird 
mau von einer unnennbaren Wehmuth befallen, über 
den hohen Grad von Leichtsinn, mit welchem die 
Wichtigsten Interessen der in Staaten vereinigten 
Menschheit behandelt au werden pflegen* während 
dem ze&n mal mehr, als die postulirten Anstalten kosten 
würden 1 für Zwecke verwendet wird» die nicht 
vom Staaszwecke umfaß? , oft demselben gerade ent* 
gegengesezt sind* Eure Civilrechtspflege, die nur 
dazu gemacht zu sey nasche int , die Geduld der Staats« 
glieder ewig auf die Folter zu spannen > und die 
minder vermögende Klasse so recht methodisch an 
den Bettelstab zu zerren ! Eine StrafVechtspflege, durch 
ttbermüfsige Beschäftigung der Beamten und zwekwi-' 
drige Formalitäten bis: zur Empörung alles Gefühlt- 
schleppend , und eben dadurch ihrer eigentlichen Be> 
Stimmung nicht entsprechend! und endlich eine Po* 

lizey Verwaltung , wenigstens auf dem platten Lande 

"T 
und selbst in manchen ' Städten , 'ähnlich einer linste» 

-Ten Nacht und Stille» welche hfeehstens hie und Ja 

durch einige schwache Blitze «rkathtet Wird! ditlr 

find die Folgen jenes Mangel' an zureichender Thaev 
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lr»Ft, jener Anhäufung drcyri, fo nmfuMndec, Ver- 

waltitugnwaigB auf (iiwelbenßubjelle. Und -wer lollt* 
die Srirne haben, um ilie Wahrheit dieser Folgen 
la leugnen 1 

§. 598. 
Bey den einzelnen Fällen der unmittelbaren 
Vollziehung und Handhabung der PoUzeygesetze» 
werden sich indessen nur gar zu häufig Anstände 
und Schwierigkeiten ergeben, können Modifi- 
kationen nothwendig, können Widersprüche und 
Beschwerden erhoben werden, deren Beseitigung 
oder Besiegung, Bestimmung oder Erledigung 
der Natur der Sache nach nicht denselben Primar- 
behorden überlassen werden kann, theih weil 
dazu eine ausgedehntere Übersicht der Verhält- 
nisse und Umstände, als sie die PrimarbehÖrde 
zu haben vermag, erfordert wird, theils weil es 
unmöglich ist, die Primarbehörden in ihren 
eigenen Sachen Richter seyn zu hissen. Vielmehr 
bedarf es unerläßlich einer Sicherung gegen die, 
eben so gefährliche als leichtmögliche, WHIkühr, 
Leidenscbaft^derUnkunde, gegen den Irrthum 
oder den etwa ermangelnden guten "Willen auf 
Seite jener Primarorgane ; durch Etablirung einer 
Aufsicht über deren Geschäftsführung, und An- 
regung einer solchen Wirksamkeit, wodurch jene 
zur gebührenden Ausfüllung ihrer Sphäre be- 
stimmt, und von jedem ungebührlichen Austritte 
aus derselben abgehalten werden. Aus der Summe 
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dieser Funktionen erwächst der subjektive 
Oeschäftskreifs einer Eweyten Artikulation 
des Folizey Departements , nämlich einer eigenen 
Mittelpolizeybehörde, welche ebenmäßig 
aus einzelnen Repräsentanten jeder Sektion 
dieses Departements zu konstituiren wäre, und 
wovon jeder das Referat in den,' seiner beson- 
deren Sektion angewiesenen, Geschäften bey 
dieser, zur faoliegialischen Behandlung ihrer 
Objekte anzuweisenden, Behörde zu übernehmen 
hätte. — Wäre der Staat von einem so beschränk- 
ten Umfange , dafs eine einzige Oberbehörde der 
geforderten Art hinreichte, die bezeichnete Auf- 
sicht über alle Polizeyprinrarbehorden pünktlich 
und durchgreifend eu führen, und alle in den, 
Eingangs erwähnten, Hinsichten zu erwartenden 
Anfragen und Rekurse ohne nacht heiligen Verzng 
zu erledigen, so möchte diese Behörde, als Zen- 
trarpolizeybehörde, dem ihre EtabUrung mott- 
virenden Zwecke genügen , und- damit der Orga- 
nismus des Polizeydepartements für geschlossen 
gelten. Bey der entgegengesezten Voraussetzung 
aber müfste (unter Berüksichtigung des , im 
$. 4OI bemerkten Naturgesetzes) auch in Hinsicht 
der' Polizeyverwaltung das Gebieth des Staats in 
bestimmte Kreifee gerheilt, deren Jeder so 
viel« der, im §. 596 postulirlte», Bezirke um* 
fabte, «1» von -einer, zur Aufsicht bestimmten , 
BMiertte energisch übersehen und besorgt wer- 
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den könnten, und dann die unterstellte Mitteln 
behörde so oft personifisirt werden , als in wie 
viele Kreifse jener Art da* Gebielh des Staats 
getheiltist, so, dafs das Poliz#ydepartemeht {utfd 
jede seiner Sektionen) in jedem Kreifse sein eige- 
nes Mittelorgan der geforderten Art besäfse, 
welches den, durch die eben bezeichnete Idee 
dieses Mitteiorgans bestimmten Wirkungskreis 
vollständig auszufällen vermöchte, und deren 
jedem die , zu seinem Kreifse geschlagenen , 
Polizeyprimarbebörden unmittelbar unterzuord- 
nen wären. 

§♦ 59B. 
Unter der Voraussetzung , dafs der Umfang 
des Staats die Etablirung mehrerer Mittel- 
polizeybehörden erheischte , mttfste dann weiter 
am Sitze des Regenten eine eigene (ebenmäfsig 
aus Repräsentanten der 6, im §. 595 bezeichneten» 
Sekttonen zu koustituirende) Zentral* Ober-» 
p o i i z e y b e h ö r (1 e geschaffen werden, um ver- 
mittelst ihrer in allen Lebensäufserungen des, 
Folizeydepartements, die ganze Sphäre seiner 
Wirksamkeit hindurch und in allen Richtungen 
und Entfernungen dieser Sphäre, die nöthige 
Einheit, Gleichförmigkeit und Vollständigkeit, 
überhaupt die Zwekxnafsigkeit zu sichern. Hie*» 
aus bestimmt sich die Aufgabe dieser, Zentral- 
behörde dabin: die -rtohiige und; veUWändigel 
Vollziehung der Pol izeyge setzte Ü9 ganzen £fm-> 
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fange des Staats «n oberst anzuregen und zu lei- 
ten, über sämmtliche Mittelbehörden des Poli- 
zeydepartements unmittelbar und dadurch zu- 
gleich mittelbar auch über die Primarbehörden 
die Aufsicht zu führen, mit einer, das Ganze 
.umfassenden/ Übersicht aller Verhältnis und 
•Umstände, so wie aller Bedingungen der Aus- 
führbarkeit, Art und Modifikationen der Volk 
Ziehung votzuzei ebnen, Hindernisse und Schwie« 
rigkeiten hinwegzuräumen % die Beschwerden a) 
über das. Verfahren der Polizeyprimarbehördert 
£n höchster Instar zu;^chirch^u, ir1 we^eptliche, 
(d. i. der f oxm a le nRecbugleicbrh^it wklerstre* 
feende) Ungleiohbetten «UuiierbüUrJv Lücken zu 
/vtthindernoder deren Awsfrfl Hing' #u veranlassen, 
Mängel zu Verbessern , das Gute weiter zu ver- 
vollkommnen! und so die* gleichmäßig volUtän- 
dige Erreichung des, der Polizey Verwaltung vor- 
^estektep , JVJit telzweks in alle 9 Tbeilen des Staats 

*a ^.bür^b). ....:;■;,' 

-' «)-Wenn Fehltritte der TrBgMaUteky der Parthey lichkeit 
*- i -und Leidenschaft auf $eit% darr tfrimarvollaiehungf* 
t \. oegan*. der P o 1 i s e j getetse nnlengbar in gleichem 9 
ich möeliu tagen, in einem nö<&4tfheren Grade , mög- 
lich urid '2a befürchten lind* als auf Seite der Voll- 
aiehttngsorgpne der Civil- uad Straf getetze, so 
l2f*t «ich. in der That nicht absehen-, warum nicht 
die Staatsgewalt ein Ihnliches Sitherungsmittel gegen 
die Fehhritoe der Pöltseyrerwakuagsorgaite , wie 
• gegen die Fehltritte der Junis.organe sollte gestatten 


rattieen 1 Dmm änlKrungjaiiiiel >i>I bekanntlich die 
Berufung an liöhefe JuitiEnehäcdcn ; Eben ein« 
mlclio Berul uii g muri daher auch gegen beschwe- 
rende Akte der Pelina« primirbehärden an die hö- 
heren PoliseybehSrden amdriiklich gettaiict 
werden, wenn nicht de« Recht der &iuc>>gl jeder dir 
Willkühr der Poliityprimsrbesniten' Pieit« gegeben, 
leyn «oll: nur mit dem, dunJi die Neiur der Sech* 
geheischten • unterschiede , def» dio»*r Klasse von 
Berufungen keine Suipiativkuft beigelegt wer- 
den darf, Dem MiTebrtuctie dieser Berufung»- 
befugniC» kann allerdings euch durch eben so kluge eis. 
gerechte Mittel genügend begegnet werden, — Nut 
dem Umiuiide , dsfs theili eine lolcb« Berufung in 
Polixereechea in höhere Palixeybehttrde» Uaher («u 
g«dul<i«t> klebt förmlich und nnmentlteh gewettet w«f» 
, und defü'ibeilt b«y dem Mendel v«dja rindiger PnHiej- 
geeeigcbungen, wirkliche Juitiüicheu irrigerweise 
in du Gebietb der Polizey gesogen worden sind, b« 
man e» beyxumessefa , ilifi *o viele bisher mit der 
' Frage tick Ing«ti gen konnieni In wiefern« eine Poli- 
ley Bache zur Civil) uslizseche Werden k&nne? — 
ist eine Seche in ihrem Ursprünge wirklich reine 
Polire-yteche, »o ksnu.iie iiimtuersiehr C i»il- 
jnat imehc -nteit!*»» to gewifs die Jftitii to« de» 
Ppliner wenentliufa unterschieden ist und bleibt, 
weh! «bei knnn bey «in et reinen Po lizeyMtbe (eben 10 
: wie bey einet. Juetiiiiohe) hinlänglicher Grund zur 
Est, cJiwr erde eintreten. Die»« Beschwerde gehört 
' aber nie- -»«r die Junis- sondern lediglich vor die 
hitfasre» PoliaeybehSroen, Hau* tieh aber die 
i P«lis*y, weil «ic die Gremien, ihres Gebietb* nicht 
■teantf mit einer Seche he s chl fü gt , dUichoniniluem 


225 


t. 


Ursprünge eigentliche Justi stäche war» dann gebort 
freylicb die dabey -Tera n l af ste Beschwerde vor die 
Justizbehörde ; aber es wird darum nieht eine Poli? ey- 
. aache zur Justissache ; denn es wer keine Polizey sache 
gegeben , .rändern die Sache gehe jezt nur dabin , wo* 
W». sie. £töeb anfangs baue gezogen werdjp sollen. 
Was aber in seinem Ursprung*, reis* PoJiaWy sache» 
was reine J u s ti Mann* eey ? lebrt wohl vorlegendes 
System zur Genüge (m v e*n£ den Anfang an diesem 
Abecbnitte). Woblist es übrigens möglich, dafs eine 
Sache .Polizey- und Jusiizsache zugleich aey, und dann 
gehört auch dieselbe vor die Polizey und Jatttc«iig!eich 9 
vor jede dieser beyden aber «nur nach den ihr eigen* 
tkUmlicben RUksiclitai. Entsteht endlich bay 
einem. Objekte, welches ihrem Zwecke sufolge von 
der iPoi&tJtf behandelt . wird , ein Rechtsstreit 
unter Privaten, dann ist dieser zwar allerdings an die 
Justiz zu verweisen ; ab&r man kann darum nicht sagen, 
da& aua der Polizey sache' eine Justizsache geworden sey 9 
sondern sie ist in verschiedenen Gesichtspunkten Po* 
Üzey- und Justizsache zugleich , oder wenn die RUk- 
aicht der .Polizey entschöpft ist, von nan an reine 
Jnatiztacbe», ohne alle Beziehung auf ihre vor* 
gäogige Qualität, als Polizey sache. 

(Ein ähnliches. BeWAudtnift. bat et mit der Angati- 
gnng übe* c|en. Unterschied tmudbin Juetiz- und 
R* gi ex unge sacken. Jeder Rsgienusgaakt ist ent- 
weder ein Akt der Gesezgebung, oder der Voll* 
aiehung, oder der Vollziehung und Gesez- 
gebung zugleich: Gegen einen reinen Akt 
<jUr. Gesezgebung iann kein Rechtsstreit erhoben 
werden; denn die Getezgebung bestimmt des Recht 
Otoberat, weichet da statt beben soll , und die Staats- 
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gewalt snnfs befugt sey», die Rechtsnormen dem 
Sttatszwecke gemlfs an modifiziren » und ist ia 
dieser Funktion von Seite der einzeln eu Ünterthe* 
neu, als solcher» untadelhafr, — Gegen jedem 
reinen Akt der Vollziehung kann ei« Rechtsstreit 
erhoben werden » wenn die getroffen« Parthey ane- 
wttnden behaupte«, dafs durch die Exekuüvfunktion 
gegen ein, ihr in Genilfsheit eines bestehenden 
Gesetzes zuständiges» Recht gehandelt sey; denn 
die Exekution ist an die bestehenden Gesetze ge~ 
bunden» und die Exekutivgewalt hat kein Privilegium» 
£esezliche Rechte willkührlich zu kranken? sie kann 
daher den Rechtsstreit nicht abweisen » ohne sich ein 
solches Privilegium anzumessen, damit iber auch 
ihren Despotismus an den Tag su legen« Der Richter 
rouls die Sache annehmen; denn sie hat den Karakter 
eines Rechtsstreits zwischen Subjekten» welche unter 
dem Gesetze stehen , weil die reine Exekution » ihrem 
Begriffe zufolge, durah einGesez bedingt -ist* — La&t 
endlich ein Regent etwas gegen ein bis dahin be- 
tte he n d e s Gesez vollziehen » und erklärt zugleich» 
dafs &e Maxime der Vollziehung» Gesez seyn solle» 
dann -*- sul prarratione voluntas » und eine Handlung* 
der Art ist r die grellste Aufserung des Despotismus. 

-. ■ / Der Richter uuiis nach der Idee seines Amtes die 

- etwaige JÜage dagegen annehmen, und sest-eich de« 

. Regent dagegen % od er verbiethet es ihm überhaupt, 

. so ist diefs nur de spotische ftpnse quenz in\ 

• Despotismus selbst.) 

b) Bekanntlich hat »man- bisher die Polizev in die nie» 
darf und hohe nbgetheilt: In soferne man unter 
der niederen PeHeey die Funktionen der Printer^ 
arrikalatjcm, und unter der hohen Poliacy die 

Funk- 
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Funktionen <I*r Z e q t v p 1 artikulation des Polize y Depar- 
tements begriffen hat, hat diese Einteilung ihrem Wesen 
nach, als organische £intt*eilnng, als Bezeichnung; 
verschiedenerArtikulation«h im Organismus derPolizey, 
allerdings Grund. Die Ünschiklichkeit jener Be- 
nenn iirrg mufs aber/ auf jeden Falleben so sehr in die Au« 
gen leuchten, als die Unzulässigkeit jener Einteilung 
ilt jeder anderen, als in der angegebenen Hinsicht. 

§. 600. ) 

Das Geschäft der Organisation des Poli- 
zeydepartements befafst überdiefs die Erschaf- 
fung und zwekmäfsige Einrichtung aller derje- 
nigen Anstalten, wodurch die Erreichbarkeit 
des Zweks der Polizeyverwaltung ijn ganzea 
Gebiethe des Staats und für alle seine Glieder 
bedingt ist , und deren Daseyn eben, darum 
von der Polizeygesezgebung gefordert seyn mufs. 
(Dahin gehören z. B. die Zu- und Verkei- 
lung der physischen Präventionsmacht ; alle 
Klassen von Bildungsanstälten für den Zwek des 
Staats nach den verschiedenen Mittelzwecken 
derPolizey, als Bürger- technologische- Kunst- 
Handelsschulen, Universitäten $ Seminarien für 
Schullehrer aller Art; zwangslose Arbeitshäuser, 
Wjärmesale und wohlfeile Speiseanstalten; Häuser 
für gebrechliche Kranke und Arme; Waisen- 
Irrenhäuser; Zvyangsarbelthäuser; Entbindungs- 
anstalten 3 Leichenhäuser, Feuer- Lpsöbgeräthe; 
Leih - oder Pfandhäuser , und Vorschufskassen ; 
Post- und Botenanstalten u, s. W<) je? entschie- 

ßeh* Suatslmtt, IU. Abth. 1$ 
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Jener der Anspruch der Staatsglieder aller 
Klassen ohne Ausnahme auF gleichen Schuz 
durch die Polizey, und die diesen^ Ansprüche 
korrespondi reute Verpflichtung der Polizey auf 
gleiche Wirksamkeit für alle Klassen der Staats- 
glieder ist» desto unerläßlicher ist auch die 
Anforderung an die Organisation des Polizey- 
departemenls, ihr Geschäft nicht eher für ge- 
schlössen zu achten» als bis alle jene» durch den 
Zwek der Polizey geheischten , Anstalten in der- 
jenigen, durch das ganze G ebi eth des Staats 
schiklichvertheilten, Menge und I n tension 
realisirt sind, ohne welche das durch ihren 
Zvvek bestimmte subjektive Bedürfnifs der Poli- 
zeyvervraltung nicht in ihrem ganzen objektiven 
Umfange und für alle Schuzgenossen des Staats 

4 

auf gleiche Weise befriedigt seyn könnte. Ein % 
Punkt, welcher um so mehr ßeherzigung ver- 
dienen dürfte, je mehr derselbe bisher' vernach- 
lässigt wurde, indem in den meisten Staaten; so 
manche r*olizey ans talten ohne alle Rüksicht 
auf die zahlreichste Klasse der Staatsglieder, 
nämlich auf den »Bauernstand, blofs für das Bedarf- 
nifs der Städlebewohner berechnet sind. 

§. 601. , J 

Eine der vorzüglichsten Bedingungen, woran ] 

die Erreichbarkeit des Zweks der tolizeyver- 
waltung , auch unter Voraussetzung ihrer zwek- 
m'afsigsten Organisation geknüpft ist, ist eine 
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gans* besondere Vorsicht in Auswahl derPoli- 
.eey Verwaltungsorgane jedes .Stufet be- 
sonders aber der Poiizeyprimarbea taten 4er 
6ten Sektion, Die diese Behauptung motiviren- 
den Gründe liegen zu unverkennbar in dem eigeat- 
thümlichen Wesen und Umfange dieies Zweigs 
tier Staatsverwaltung, als däfs sie einer besonderen 
Nachweisung bedürfen könnten; denn* es lafst 
sich mit Zuversicht behaupten > dafe >die befeie« 
digendeZwekmäfsig- und Vollständigkeit keiner 
Art von Staatsverwaltungsfunktionen in gleichem 
Grade an die subjektive Qualifikation der Ver- 
waltungsorganegebunden sey, als je n£ Qualitäten 
der Funktionen der Pqlizey Verwaltung, Die her- 
vorstechendsten Bedingungen, worauf die Quali- 
fikation eines Subjekts zur befriedigenden Erfül- 
lung der Bestimmung eines Folizeybeamten 
«(besonders der 6ten Sektion) beruht, sind: Ein 
vollständiges , Geist und Wesen der Polizey- 
gesefcgebung athmendes, Wissen der lezteren , 
verbunden mft einem umfassenden Scharfblicke, 
und einem eben so fertigen , als sicheren Sub- 
sumtionsvermögen ; unerschütterliche und doch 
zartfühlende Rechtlichkeit, hoher Muth der 
Siele» ^bewährte Energie und Gegenwart des 
Geistes f Achtung gebietbende Wütde und Selbst- 
st^ndigkeit, Strenge und Humanität* rastlose 
£tlb*abäiigkeit unxt Beharrlichkeit in ihr. Diefs 
iind die wesentlichen Eigenheiten, unter deren 
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Voraussetzung nur von einem Polizeybeamten 
mit Grund erwartet werden dürfte , dafs ihm in 
dem weitem Gebiethe seines subjektiven Wir* 
kungskreifses keines der tausendfältigen Details 
entgehen, dafs er auch bey dem unerwartetesten 
wie bey dem bedenklichsten Verfalle ohne den 
mindesten Verzug seinem Zwecke entsprechend 
sich zu benehmen wissen , dafs er die .äufserste 
und feinste Grenzlinie des zulässigen Freyheits- 
gebrauchs m it zartem Gefühle und gewissenhafter 
Berüksichtigung seiner Schranken bewachen, dafs 
er, gleich weit entfernt von Willkühr- Parthey- und 
•Bestechlichkeit, wie von konventionellen Rufe- 


sichten, ängstlicher Verlegenheit und Kleinlich- 
keitsjägerey, schon durch seine persönliche Ge- 
genwart mächtig wirkend, dieSphäre sein es Amtes 
auf eine , das Schuzbedürfnifs d^r Staatsglieder 
eben so sehr , als das in ihn von Seite des Regenten 
gesezte Vertrauen befriedigende , Weise ausfüllen 
werde. — Unleugbar müfste die Vernachlässigung 
der im Eingange geforderten Vorsicht eine der 
Hauptquellen eines, ihrem Zwecke nicht genü- 
genden, ZustandesderPolizeyverwaltung seyn, 

§♦ 602. 
Dem vorausgezeichneten Organismus der 
Polizey Verwaltung in seiner dreyfachen Artiku- 
lation de« gehörigen Impurs, und seiner Thätig- 
keit die zwekgemäfse Forxki zu geben, ist d*s 
Geschäft der Instruktion der Polizeyverwal- 
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tung, welche, um ihre Aufgabe zu lösen, ©<& 
— nach vorausgesetzter, auf die Polizeyge- 
sezgebung sich beziehenden , allgemeinen 
Bestimmung der Tendenz, der Maxime** upd 
Bedingungen der Funktionen der Polizeyver- 
wahungsorgane — als richtiges und ausreichen* 
des Regulativ: der Formen dieser erwähnten 
Funktionen , im allgemeinen sowohl, als in jeder 
ihrer besonderen Sektianen und Artikula- 
tionen zu bewähren hat. Das Ziel, welches 
durch die übereinstimmende Thätigkeit aller 
jener Organe erreicht werden soll, ist kein ande- 
res, als der, im §, 591 bestimmte, Zwek der ; > 
Poliaeyverwaitung. Die Wirksamkeit für voll- 
ständige Erreichung dieses Zweks ergibt sich . 
sonach als ausschliefsende Tendenz der unter« 
stellten Organe, und dafs von diesen alles das 
in der zwekmäfsigsten Form und Art 
geleistet werde , wodurch die Beseitigung jeder 
(einer vollständigen: Civil- und Strafrechtspflege 
Ungeachtet möglichen) Gefährdung des Be$ht& 

' oder ctoch wenigstens die möglichste Beschräo- " 
kung jeder solchen Gefahr bedingt ist, ist, als 
Inhalt und Objekt aller Thätigkeit des Polizey- 
verwaltungsdeparteinents, -die Quelle und das 
Normativ aller, in der Instruktion für dasselbe ^ 

aufzustellenden , Vorschriften der Form seines 

nfatfafcwas. Die B e d i « g u n g der Wirksamkeit 
der fraglichen Organe ist die wirküqhe, oder 
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mck nur ' wahrscheinlich künftige Existent 
einer solchen Gefahr für aas Recht (im ganzen- 
Umfange) solcher Subjekte, welche auf den Schuz 
der Staatsgewalt Anspruch haben. 
- ' * ' §. 603. '■ 
Nach (in- der -Art einer allgemeinen Ein- 
leitung zur Instruktion vorauszuschickender) 
Eritschopfung jener, dem ganzern Polizeydepar« 
tement geltenden , generelleulnstruktionäpunkte, 
ist die Instruktion selbst in ebenso vielen Haupt* 
abschnitten zu geben , als in wie viele Sektioneil 
das Folizeydepar tement getheiltist, und in jedem 
dieser Abschnitte ' die specielle Instruktion 
für feine' dieser Sektionen aufzustellen. Jeder 
dieser' Abschnitte mnfs zunächst ausgehen voq 
det* Bestimmung des untergeordneten. Mit* 
t e 1 zr W;£ k s und der danach abzugrenzenden 
SphSre der treffenden Sektion, mit ausdrük* 
lieber Bezeichnung der, in der Polizeygesezge- 
bung aufgestellten, materiellen Bestimmungen, 
die den subjektiven Geschäftskreifs der fraglichen 
Sektion bilden , und sodann fortgehen z*u Etffo 
Stellung der besonderen Formen a) derjenige^ 
ihrer Funktionen , Welche eines Regulativ* 
ihrer Form fähig und bedürftig sind. — Dafs 
durch &e Formen, an weiche man die etn&thie4 
Funktionen bindet, leztere, ihrem* Zwecke,«* 
entsprechen , so viel möglich <jualifizir<! *Yi*r Aari*' 
ist die natürlichste Bedingung der Gültigkeit 
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jeder formellen Vorschrift der unterstellten Art. 
Diese Vorschriften werden aber dann jener 
Bedingung- genügen 9 wenn durch sie das Ver- 
waltungsorgan an cfcn Geist und Zwek des, 
die fragliche Funktion heischenden, Polizey r 
* gesetzes gefesselt, zur Ausfüllung des Wesen« 
dieser , Funktion bestimmt und von der Über- 
schreitung seiner Grenze abgehalten wird ? wenn 
durch sie die bestimmte Übersicht erleichtert, 
das Geschäft ohne Gefahr für die Entschöpfung 
alles Wesentlichen, beschleunigt , die Bahn zum 
Ziele, ohne Versäumnifs irgend einer nöthigen 
Rüksilht, möglichst abgekürzt wird : denn bey 
den meisten Funktionen der Polizey verdient, 
unter den beyden Bedingungen ihrer formellen 
Zwekmäfsigkeit, nämlich der Sicherung der Er« 
reichung ihres Zwek«, und der Beförderung ihrer 
Raschheit, die Büksicht auf leztere ein ver- 
bal tnifsmä fsiges Übergewicht , entweder 
weil dabey Gefahr auf dem mindesten Verzuge 
haftet, oder weil ihr Objekt sehr leicht zu über- 
sehen t und die Subsumtion unter das Gesez be- 
, stimmterzu finden ist b). Doch gilt diefs nur als 
Regel (welche allerdings ihre Ausnahmen hat) 
* von den Funktionen der Polizey p r i m a r beam- 

ten, welchen eben darum ein individuelles 
und surrunaris ches Verfahren vorzuzeichnen 
ist, wo hingegen für die M i 1 1 e 1-* und Zentral- 
bebörden auch des Polizeydepartements, die 
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Adoption des kollegialischen Verfahrens 
den Vorzug verdienen dtijfte, indem hier, nach der 
Natur ihrerBestimmutig derGrund des verhältnifs- 
mäfsigen Übergewichts der Rükslcht auf Räsch- 
heit des Geschäftsgangs in der Regel nicht eintritt. 

a) Pabin gehört z. B. die Benimmung der Formen des 
Verfahren» bey Untersuchung und Bestätigung der 
Verträge, beym Eluregistrlreft der Hypotheken, beym 
Obsigniren der Verlassenschaften, tfey der Exekution 
4er Testamente t & Ansehung des Kuratelwesens in 
f eintrat ganze*! Umfange* die Bestimmung der Art 
der Aufsicht und Einwirkung auf den zwekmüfsigeu 
Bestand und Fortgang der Bildungsanstahcn ; .der Yer. 
fahr ucigs weise gegen drohende oder hereingebrochene 
Epidermen; ndbert Regulierung der Art des Beneh- 
mens gegen verspürte Diebs- un.d Räuberbanden, bey 
ValksauflUufeü und Aufständen u. s. w. ; v de* Formen 
der Reisepässe , der BevÖlkerungs • und Gesjndtabel- 
}oa, der Verehelicliungs • Tauf- und Sterbregister ; 
4er Formalitäten bey Haüsvisitationen ; Vorschriften, 
wie d;e Ungestörtheit der Würde und des Effekts 
aller Staatsverwaltungsakte zu bewirken , die Aufsicht 
auf gewisse Klagen von Personen t. B. ab instantia 
absolvirte, aus dem Strafgef«ingnisse entlassene u* s 4 w. 
auf Mais und Gewicht zu fuhren, scyl Benimm ung 
4er A4ministr#t;ons weise der Arbeits- Armen-. Pfand- 
Vn4 Vorschufsanstajtejj etc.^ Instruktion wegen, de* 
Modinzirung des Zinfsfufses , wegen des zu adopti- 
erenden Mühzfufses. u» s, w.; insbesondere Normirung 
4cs Verfahrens bey Übertretungen der Polizeygeboth« 
V,n d Y erböthe, und Bestimm ungen ihrer ges etlichen Fol- 
gen,, 4» i. Jnstriurung d>r BDlizeygerichttbarlei^ , «fr 
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des Inbegriffe der Furtktiönt» des Richtens der 
Polizey über Pol i zey vergehen u. j« w. 
b) Die Utiverhältnifsmäfsiglteit des Raumes, welchen dieser / 
Zweig der Staatsverwaltung bereits eingenommen hat« 
zwingt mich, so gern ich auch hier naher ins Detail 
ginge» auf jene allgemeinen Hegeln in Betreff der 

* 

formellen Vorschriften über die Funktionen der Po- 
lizey mich zu beschränken* 

§. 604. 

Eine von der Würde des Staats wie von 
dem Zwecke der Polizey gleich unerlafslich ge- 
heischte , formelle Bedingung der Zwekmäfsig* *• 
keit der Polizeyverwaltung ist die Offenheit ih* 
res Verfahrens, der Gebrauch 1 allgemein kennte 
lieh gemachter Polizeybedienten in der Regele 
von welcher nur bey ihrer Thätigkeit gegen 
solche Objekte eine Ausnahme statt finden 
darf, bey welchen selbst die Maxime der Ver- 
heimlichung vorherrscht, in Ansehung derer 
also die Pbllzey in einer gewissen Hinsicht nur 
durch gleiche Maxime der Heimlichkeit zu ih* 
rem Zwecke gelangen kann. Dergleichen Ob» 
jekte sind z. ß. die Entdeckung einte Verbre*\ 
cherd, oder (nicht argwöhnisch gewitterter) 
sondern wirklich indizirter) geheimer Verbin* 
dangen und Verschwörungen gegen den Staat 
und seine Verfassung } denn hierbey würde das 
offene Verfahren der Poiizey rritht zürn Zwecke 
fähren, sondern nur eine Steigerung der Heim> 
lichfceit zu? Folge haben. AUeixi der ref«U 
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m ä f s ig e Gebrauch von Polizey s p i o n e n sezt 
noth wendig ein regelm äfsiges Mifstrauen 
gegen die Glieder des Staats voraus, welches 
nothwendig ein böses Bewufstseyn von Seite der 
Staatsgewalt zur Quelle, und nicht nur ein ge- 
genseitiges Mifstrauen von Seite der Staatsglie- 
der , sondern selbst Verachtung und Hafs zur 
Folge haben mufs ; denn des guten Gewissens 
natürliche Begleiterin ist Offenheit , des unver- 
dienten Mifstrauens natürliches Erzengniff 
verdiente Verachtung, und eine Staatsgewalt 
kann, also sich selbst nicht wesentlicher Schaden, 
als durch EtabUjrurrg eines regelmäßigen Spio- 
nensysteras. Aus dem hierdurch gestreuten Saa- 
men des Mifstrauens der Staatsgüter gegen die 
Staatsgewalt, wie unter -sich, keimt im üppigen 
Aufwüchse allgemeine Volksunzufriedenheit, die 
sicherste und gefährlichste Quelle, von Empörun- 
gen, und so führt jene schiefe Mafsregel gerade 
den entgegengesehen Effekt herbey. Derjenige 
Machtinhaber, welch e;r entweder die Sphäre 
seiner Gewalt überschreitet» oder solche auszu- 
füllen zu schwach ist, darf immerhin eine üble 
Stimmnng des Volks gegen sich voraussetzen, 
und braucht sich also gar nicht die Mühe zu 
geben, durch Spiohe solches auszuwittern, noch 
weaiger . ist da^ Spionenwesen ein kluges Mittel, 
die üble Stimmung aufzuheben, oder auch nur 
ihre Aufserung niederzuhalten ; denn der sichere 
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Effekt jenes' Mitwlsist, dafs der Unwille erhöht, 
und, wenn gleich etwas leiser, dagegen desto 
intensiv- stärker ausgedrükt, und der Gäbrungs- 
stoff nur desto mehr kdnzentrirt wird. ■*— Das 
regelmäßige Spionensystem — nur gegen er- 
klärte Feinde passend. — kann also im Verhält- 
nisse zwischen Staatsgewalt und Sj|aatsglledern 
unmöglich Gutes stiften , noch dem Zwecke 1 der 
Polizey entsprechen; denn gerade' dieser erfor- 
dert, dijTs jeder' sich allenthalben und ununter- , 
brochen beobachtet sehe und eben dadurch um 
so sicherer abgehalten werde, Jemandens Recht 
züi stören* da über, wo au svnafccrnsweieie die 
Hejmliclikdt der Polizey statt (ludet, ist,e4a» 
j£8nz besondere Vorsicht in An.'wiwng der dazu; 
afl gebrauchenden Subjekt*» tmd. io Ansehung 
der Prüfung ihrer Relationen" unerläßlich. ! 

...Anpietkung, Die Kot tan Ocr Poüsey Verwaltung und, 
' | .. der. duu gehörigen Anstalten,, in wieferne jene und 
diese Dir da» Ganze des Staats und alle Staaisglie- 
der gleichförmig berechnet und angelegt sind, wie 
sie es seyn sollen, sind im Etat der CesamrhtbedilrfJ 
' niüt des Staats aufiufuhrjn , und durch, hnf'^Hs" 

' * -Gante Ku vertheileitde , Beyträgo oder Steuern nittai« 
heben, und mir 'die Kosten derjenigen AttitafeftOj 
welche rein lokal sind (*;, B. nächtliche Beleuchtung 
■ r .ejn« Qns, Feuer- Löschgeratho fUr dasselbe u. s.w.) 
...sind durch PaniLuIatbeytrüge der treffendes Orte xu 
bestreiten. So lange aber nur die Bewufmer der grös- 
seren ' Biidto der Wohltuet' der Poüiey Ter Wartung 
■' 'theHnaVtig, die Bewohner des platt™ Landes hing«« 


r 


4 




/ 


f 


23e 

gen, meistens dAYOtt stisgefeblotten sind, so lang« 

,' wÄre et freylich Ungerechtigkeit 9 die lezteren gleich 

f 
den ersteren , und nnr zu Gunsten der ersteren , zum 

Poliseybedarfe kontribuircn zu lassen » so lange bleibt 

also nichts anderes übrig, als jede Gemeinde , oder 

1 jeden Bezirk den, für sie oder ihn insbesondere 

gemachten, Polizey auf wand besonders bestreiten zu 

- lassen, fpüfs dann aber auch dieser Aufwand natür- 

^ lieh aus dem Etat der Gesaiumtbedurfnisae des Staats 

,. . hinwegbleiben, und darin höchsten* der, für Alle 

gleich und gemeinsam bestimmte , Aufwand der un* 

l , terstellten Art aufgenommen werden« 

, $. 605. 

\- Durch eine, auf eine zwekmäfsige Poli- 

zeygesez gebung gebaute, und nach den 
hier angedeuteten Prinzipien durchgeführte , 
Instruktion wird die, zum Behufe der Po« 
lizey Verwaltung in Bereitschaft gesezte, That- 
kraft in dem Mafse impulsirt, und zu derjenigen 
Form ihrer Kraftäufserung bestimmt, von wel- 
cher die möglich nächste Erreichung des Zweks 
der Polizeyverwaltung sich mit Zuversicht er- 
warten läfst, und indem hinwiederum für den 
praktischen Erfolg jenes Impulses und dieser 
Bestimmung , so wie für die ununterbrochene 
Dauer und Zwekmäfsigkeit dieses Erfolgs durch 
die» Voraus vorgeschlagene , Art der Organi- 
sation cler !PoUzeyverwahiing die befriedi- 
gende Garantie geleistet ist, bewahren sich beyde 
(4ie gehockte Qrpq^ti9Q:UAd Instruktion) in 
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ihrem gegenseitigen Einflüsse aufeinander — 
■und unter Obhut des Zentralstaatsra th[s 
für die State Regsamkeit und Harmonie dieses 
gegenseitigen Einflusses, so wie für den Ein- 
klang des Lebens des Polizeydepartements mit 
jenen aller übrigen Verwallungsabtheilungen — 
als die zureichenden Mittel, den gerechten An- 
forderungen an die Polizeyverwaltung vollkom- 
men zu genügen. Denn unter Voraussetzung 
eines vollständigen Gebrauchs dieser Mittel, 
mqfs jede Gefahr des Eintretens einer Störung 
oder Verletznng des Rechts, einer Beschädigung 
der Person und Habe irgend einesStaatsglieds, so 
viel diefs durch menschliche Kraft bewirkt zu 
werden vermag, wirklich beseitigt, oder doch die 
unhintertreiblich eingetretene Gefahr" der Art auf 
die möglich engsten Grenzen beschränkt, mufs 
also jeder Störung der Geltung und Sicherheit des 
Rechts und der Rechtsanstalt selbst in dem höch- 
sten, durch menschliche Verbindung erreichbaren 
' Grade, vorgebe u-g t und entgegengewirkt, 
eben hierdurch aber die Integrität desRechts der 
Staatsglieder in ihrem Wechselverhält- 
nis s e u n t e r s i c h vollendet werden. — Hiermit 
ist die Aufgabe der Staatsgewalt, als Poliz.ey 
gewalt gelöfst, und der Staat zur Erreichung 
seines Endzweks, in sofern diese durch Realisi 
rung des Mittelzweks der Pol i zey, Verwal- 
tung -hfcdiogt ist, vollständig qwalilixirt. 
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Anhang. 

'Differenz- und Grenzbeitimmung zwischen 
der Civilre chtapflege, der S traf rechtp- 
pflege, und der Polizeyverwal tun g. 

§. 606. 
* Bekanntlich haben sich bereits Mehrere mit 
der Aufgabe beschäftigt, die Differenz und Gren- 
zen zwischen den eben, genannten drey Verwal- 
tungszweigen festzustellen 9 ohne dafs man bis 
jezt durch die Resultate dieser Beschäftigungen 
jene Aufgabe für vollständig gelöst halten 
könnte: Der Grund dieser Erscheinung liegt 
entweder darin 9 weil nur einseitige Civiii» 
sten oder einseitige Criini n a listen, oder 
einseitige Gelehrte im Gebiethe der Poli^ey 
sich an jenetf Problem wagten ; — 'deren Be> 
mühungen unmöglich der Lösung desselben ge- 
wachsen seyn konnten, da es, um verwandte 
Sphären abscheiden , und jede derselben richtig 
abgrenzen zu können , vor allem Noth thut, 
jede dieser Sphären richtig zu übersehen,— 
oder darin , weil man , obgleich mit den Be- 
dingungen aller Art ausgerüstet, weder den 
wahren Standpunkt noch das richtige Mittel 
wählte, von welchem aus und durch welches 
die gesuchte Bestimmung nur wahr und ent* 
schöpfend gefunden zu werden vermag. Dieser 
wahre Standpunkt kann kein anderer seyn, als 
das Wesen und der Mittelpunkt der Spare der 
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Staatsverwaltung überhaupt , als eines 
.Ganzen; — denn die Civil- und S trafrech tspilege 
und Polizeyverwaltung sind unläugbar Theile 
dieses Ganzen. Abschnitte jener Spähre, 
welche sich nur aus deren Zentralpunkte rich- 
tig übersehen lassen ; — und das bezielte Mittel 
kann nur bestehen in der Unterstellung eines 
bestimmten Prinzips der Eintheilung 
des Ganzen der Staatsverwaltung in Zweige; 
denn aufserdem wäre die Theiliing willkühr- 
lich, und fehlte es an der notwendigen Bedin- 
gung der Möglichkeit einer steiferen, auf irgend 
eine feste Basis sich gründenden Differenz- und 
Grenzbestimmnng. Gerade aber dieses Mittel 
wurde bisher gänzlich vernachlässigt, da man 
. bis jezt an Aufsuchung eines bestimmten Thei- 
lunesprinzips der Staatsverwaltung noch gar nicht 
gedacht zu haben scheint, sondern die Sachen 
und Theile genommen hat , wie sie nun einmal 
wirklich und Metisch vorlagen. 

§. 607. ., 

Die Staatsverwallung überhaupt bezeich* 
net das Ganze der, um der Erreichung des 
" Staatszweks willen erforderlichen, Wirksamkeit, 
das Erstreben des Endxw^ks des Staats: Die 
Erreichung dieses Endzweks kann nur das Pro- 
dukt einer mann ich Faltig kombinirten Wirksam- 
keit, für diesen Zwek, der Effekt der Anwen- 
dring der mannichfaltigsten Mittel für diesen 
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Zwekseyu, uud eben die spez i fis che Ver- 
schiedenheit der Art und Weise, in wel- 
cher, um jenes Produkt hervorzubringen, ge- 
wirkt werden mufs, die spezifische Ver- 
schiedenheit der Mittel, welche, um jenen 
Effekt zu bewirken, angewendet werden müs- 
Jen, ist es, wodurch ich (im §. 556 Ute Abthei- 
lungjdie Eintheilung der Staatsverwaltung 
in verschiedene Zweige begründete. So viele 
Gattungen spezifisch differenter Mittelz wecke 
sich aus dem Endzwecke des Staats entfalten 
lassen , in eben so viele besondere Zweige zerr 
fällt die Staatsverwaltung , und alles dasjenige* 
was zur Erreichung eines solchen TWittelzweks • 
erforderlich ist, gehört zum Umfange des, 
durch diesen Mittelzwek karakterisirteu , be- 
sonderen Staats verwaltnngszweigs, alles andere 
liegt aufser seinen Grenzen. Welche Mittel- 
zwecke spezifisch unter sich verschieden sind? 
mufs, die Natur der Sache lehren, Hiermit 
ist die generelle Bedingung und Norm der hier 
gesuchten Differenz * und Grcnzbesthnniung 
gegeben. 

§. 608, 
Regulierung des in concreto wirklich 
streitig gewordenen Rechts zu Standes oder 
Schlichtung wirklicher Rechtsstreitig* 
ketten — Untersuchung und Bestra- 
hl n g wirklich unternommener oder vollzo- 
gener 


* 

zogetiet Rechts v Vr 1 e t fc u h g e h ^ tind efidlich 
Behinderung, dafs iveder ein Rechtsstreit 
noch eine Rechtsvferlfctiübg und Beschädigung 
eintrete, sind uhstteitfg feedingimgett und 
Mittet der Erreichung des Staatszweks w- dei* 
Geltung und Sicherheit des Rechts: denft das 
Recht i % welches im Streite liegt , und dessen üm» f 
fang öde* Besifc ttngewifs ist, Ist offenbar nicht 
gelte n d j die wirkliche Verletzung des Rechts* 
ist ohnediefs dter gerade Gegensafc seiner Gel« 
tung» Und man kann nicht sagen, dafe das Rfechtf 
g -f* i 6 h e r t sey , so lange eS der stäteh Gefahr, 
daf* es bestritten, oder gar verlezt und beschä- 
digt werde , ausgesezt bleibt. — Die Staats* 
Verwaltung im oben bestimmten Sinne > tiiufs 
sich also Ai6 MittelzweCkfc setzen , wirklich 
erhobene Rechtsstreitigkeiten auszuglei- 
chen , wirklich eäistitende Rechts V e r 1 e z - 
^ungeti 2.U bestrafen* und Weder Rechts^ 
Streitigkeiten noch Rechtsverletzungen und Be# 
Schädigungen zur wir k lie h en Ex is ten £ 
kommen zu lassen« So evident nun aber 
djfcse drey Mittelzwecke unter sich wesfent«» 
lieh differirett, und so augenfällig. die, um 
der Erreichung jedes einen dieser MhtelZweckö 
willen erforderlifchen * Funktionen heterogen 
find in Beziehung auf die* zur Erreichung jedes 
anderen diesfcr Mittelzwecke notwendigen 
Funktionen, eben so einleuchtend ist es, da($ 

* B*fc* Suaultuntt. IIl. ifttlu i$ 
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eben wegen jener Differenz und dieser Hetero- 
gen ei tat die ausschliefsende Wirksamkeit für 
jeden einzelnen dieser drey Mittelzw^cke» 
nach dem unterstellten Theilungsprinzipe » einen 
eigenen Zweig der Staatsverwaltung bilden 
müsse. Wir erhalten sonach durch jene drey Mit- 
telzwecke eben so viele Zweige der Staats* 
Verwaltung; nämlich durch den Mittelzwek, 
die wirklich er h ebenen Rechtsstr eitig- 
keiten zu schlichten — die Civilrechts* 
pflege: .dpreh den Mittelzwek» die wirklich 
existirt gewordenen Rechtsverletzun- 
gen zu bestrafen — die Stra fr echtspflege: 
und endlich durch den Mittelzwek» weder Rechts* 
Streitigkeiten noch Verletzungen und Beschädi- 
gungen wirklich werden zu lassen — 
die Polizeyverwaltung. — Um nun die 
eigentümliche Sphäre eines Jeden dieser 
Verwaltungszweige» und zugleich dieQrenzq 
derselben Unter si<jh bestimmt zu .wissen» 
bedarf es offenbar niphu weiter , als dep t 
einem jeden dieser, Verwaltungswege *us*. 
schliefsend eigenen Mittelzyvek scharf ins^Aug. 
zu fassen» und ! durchaus unyerfükt zu behauet** 
denn alles» aber auch nur dieses ausschlief* 
send» was von dem bestimmten, Mittelzyyeclce 
des einen dieser Verwaltungszweige' um &fet. 
ist, gehört zu seiner Sphäre» und de*en 
Grenze ist da, wo das Interesse .di * si e s 
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bestimmen Mittelzweks unberührt ist , oder 
nicht weiter statt \findet, 

§.,609. 
Der bestimmte Miltelzwek der Civil- 
rechtspflege ist die Schlichtung Virk* 
lieh erhobener Rechtsstreitigkeiten: es 
mufs demnach in das Rechtsgebieth eines Staats« 
gliedern Rechtseinspruch gemacht, und diesem 
Einsprüche von jenem Widersprochen, es müfs 
ein Recht wirklich streitig geworden 
Seyn f wenn die Thätigkeit der C i v i 1 r e c h t ^ 
j>ttege angesprochen seyn und stattfinden soll. 
Jeder wirkliche Rechtsstreit aber -^ 
das Objekt desselben sey so bedeutend öder so 
gering, als es immer Wolle > die streifenden Par- 
tlUyen seyen, wer sie immer wollen > stein nur 
dfas Subjekt, in dessen Rechtsgebieth «in Ein- 
spruch geschieht, oder welches einen -soIcheÄ 
fiinspruch erhebt, für diesen Fall unter den 
Civilgesetzen des Staats (auch der Regent Steht* 
ab lnhabe#*'der exekutiven Gewalt , dar- 
unter) — gehört unstreitig zum Ressort der 
CiWirechtspflege. Alles andere hingegen, 
wa* skh nicht unter den Begriff eines wirk* 
lichen Rechtsstreite seinen wesentlichen 
Merkmalen nach subsumiren läfst, liegt aufs er 
der Sphäre der Ci vi lrechtspf lege, darf also 
auch nicht vor ihr Forum gebracht oder gezogen 
Auf$er ihrer Sphäre liegt also ent- 
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schieden jede Thätigkeit, welche darauf gerich- 
tet ist, künftig möglichen Rechtsstreitig- 
keiten zuvorzukommen» oder künftig 
möglichen Rechtsverletzungen entge- 
genzuwirken, oder wirklich eingetre- 
tene Rechtsverletzungen, — seyen diese auch 
noch so gering, oder sey was immer für ein 
Recht wirklich verlezt — zu untersuchen und 
zu bestrafen; denn künftige Rechtsstreitig- 
leiten, und künftige oder wirkliche Rechts v er. 
letzungen sind nicht vom Mittelzwecke der 
Civilrecht,spflege umfafst* sind daher auch nicht 
Objekte ihres unmittelbaren Interesses und 
Einwirken*. 

§. 610. 
Der bestimmte Mittelzwek der. Straf* 
r^chtsp flege istdieBestrafung wirklich 
unternommener oder vollzogener 
^Vephts Verletzungen. Es mufs demnach 
ein Recht eines Staatsglieds oder des Staats selbst 
ytrirklich verle zt* d. h, es mufs vop einem» 
der Strafgewalt des Staats * unterworfenen , Sub- 
jekte aus freyer Willkühr in das wirkliche 
Rechtsgebieth eines Schuzgeqossen des Staats, 
oder des Staats selbst, ohne allen Rechtsgründ 
und Bezug auf solchen ». eingeschritten seyn# 

t i 

wenn die Thätigkeit der Strafrechtspflege 
angesprochen seyn und statt finden soll. Jede 
wirkliche Rechtsverletzung (im .eben 
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bestimmten Sinne) aber — das'verlezte Recht 
sey so bedeutend oder so gering, als es immer 
Volle , das verletzende Subjekt sey* wer es wolle> 
steht nur jenes unter dem Schutze und dieses 
nnter der strafenden Gewalt ded Staats — gehört 
unstreitig zum Ressort der Strafrechtspflege. 
Altes andere hingegen , was sich nicht unter den 
Begriff einer wirklichen (unternommenen oder 
vollendeten) Rechtsverletzung ihren wesent- 
lichen Merkmalen nach subsurniren läfst, Hfegt 
aufser der Sphäre der S trafrechtspflege', 
darf also auch nicht vor ihr Forwii gebracht 
oder gebogen werden. Wahrscheinlich diirch 
ihre» ursprünglich fürchterliche, Gestalt ierzfeugtes 
Vorurtheil ist es dahingegen, dafs nur grobe 
Verletzungen wichtig er Rechte", nicht aber 
auch die geringeren Verletzungen ml n : d ei 
wichtiger Rechte zu ihrer Sphäre gehören 
sollen, da doch die lezteren unleugbar in gleichem 
Grade wie die ersteren vom Mittelzwecke der 
Strafrechtspflege umfafst und darum nicht 
minder , als die ersteren , Objekte ihres Interesses 

und Einwirken* sind, 

•. . * ■ 

Anmerkung, Auch der Zwang gegen den Verfettende» 
zum Ersätze des angerichteten Schadens i*^ Folge der 
Verletzung, und ein notwendiger Theil fler Strafe. 
Es l'ifs sich also gar nicht absehen » warunj in irgend 
einem Falle einer Rechtsverletzung der Vettezte mit 
seinem Ansprüche- auf Schadensem» ( wöoej ' kein 
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• Rechtsstreit denkbar ut) f an die Civil jostU 
mit Recht tollt* verwiesen werden können* 

§. 611. 
Der bestimmte Mittelzwek der Polizey- 
verwaltung. ist die Ve'rhüt«ng wahr- 
scheinlich zu befürchtender Rechts- 

* 

Streitigkeiten Verletzungen und Beschädigungen 
(die Beschränkung bereits begonnenei Hecht s- 
Verletzungen und Beschädigungen ist im Grunde 
ebenmäßige Verhütung). Es mufs demnach eine 
wahrscheinliche Gefahr, für ein Recht 
irgend eines Schuzgenossen oder des Staats selbst, 
entweder in Streit verwickelt, oder gar verlezt 
und beschädigt zu werden , (näher oder entfern* 
ter) vorhanden seyn, wenn die Thatigkeit der 
Polizjey Verwaltung angesprochen seyn und 
Statt finden soll. Jede wahrscheinliche 
(entferntere,-«ähere, oder nächste unmittelbare) 
Gefah r aber — für irgend ein Recht der eben 
bezeichneten Subjekte, sie sey von der Will- 
kühr anderer Menschen, oder von Naturübeln 
gedroht — gehört, um beseitigt oder wenigstens 
beschränkt zu werden , zum Ressort der Pol i- 
zeyverwaltung. Alles andere hingegen, was 
nicht mehr verhütbare Gefahr der un- 
terstellten Art, sondern schon wirklicher Rechts» 
streit, oder vollendete Rechtsverletzung ist, 
liegt aufser der ßpbäre der Polizeyver- 
waltnng, darf also auch nicht vor ihr Forum 
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gebracht' oder gezogen werden. So gewlfs also 
auch die Polizey wahrscheinlichen Rechts« 
Streitigkeiten zuvorzukommen , , und künftig 
möglichen oder bereits versuchten Rechtsver- 
letzungen entgegenzuwirken hat, weil eben 
dieseV Zuvor kom inen und Entgegen wir« 
ken ihre Aufgabe ist, so gewifs liegt aufs er 
ih'rerSph äre die Schlichtung wirlcl ich ein- 

• A * * 

getretener Rechtsstreitigkeiten, sey ihrObjekt 
auch noch so gering, und die Bestrafung wirk- 
lich existirender Verletzungen auch der 
unwichtigstenRecUte ; denn w i r k l i c h e JVecht«-- 
Streitigkeiten und Verletzungen sind nicht vom 
Mittelzwecke der Poli zey v erwaltung um- 
fafst, können also auch nicht Objekte ihres In« 
teresses und Einwirkens seyn. 

Anmerkung. Die Trage nach den Unterscheidungs- 
merkmalen von Verbrechen und Poli zey ver- 
gehen würde da sehr leicht zu beantworten seyn* 
wo vollständige Straf - und Polizey gesez- 
b u c h e r vorhanden, wären s .denn da -wäre jede Über- 
tretung eines Strafgesetzes — Verbrechen; 
Jede Übertretung eines Polizey gesetzes — P o 1 i - 
zeyvergehen. Da es aber an jener Voraussetzung 
leider! beynahe überall mangelt» so mufs man sich, 
um den gesuchten Unterschied bestimmen z$ können» 
selbst auf den Standpunkt des Geseagebers erheben« 
Unleugbar ist es, dafs der Gesezgeber jed^ Rechts- 
verletzung ( deren Merkmale im $. 462« und vor- 
hin wiederholt bestimmt -wurden) im Strafgesez- 
buche als Verbrechen bezeichnen t und als solches 
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mit 4 Strafe bedioben iwlsae; Im tolizeygeeex- 
buche darf und toll aber nach dem eigestfhiirolicneii 
Zwecke der Polizry$ nur jede solch* Handlung 
und 'Unterlassung gebothen und verhothen werden 9 
durch deren Unterlassung oder Unternehmung irgend 
ein Recht wahrscheinlich gefährdet wirr. , ' Joder , 
mit dein Rechte irgend eines andern »war nicht abso- 
lut unverträgliche, aber <jqt h dasselbe gefährdende, 
wirk^cbe Gebrauch der Freyheit ist demnach P o 1 i - 
teyvergehen; jeder } mit dem fechte einet andern 
ebsolüt unverträgliche » dasselbe nicht, etwa nur 
gefährdende , sondern wirklich verletzende, 
Freyheitsgebrauch hingegen ist V-e r b r e ch e n. St) 
)tnge also die Gfenae der Gefährdung, des Rechts 
nickt Überschritten ist, in dal Forum der Poii&ey 
kompetent; sobald tü&ßegtn ein Hecht niebt fP*bf 
blpfs gefährdet, tpnderi} wirklich verjezt ist, 
^ritt unmittelbar die Koropeteuz de' Strafrechts« 
pflege ein» Stellt also z, B« jemand einen Blumen* 
topf unbefestigt an das Fenster , oder schiefst Jemand 
an einem ungeeigneten Platze, so gehören diese 
tJandlungen* als Polizey vergehen , zum Reis ort der 
Polizey* weil und so lange durch jene Niemand ver- 
lest, obgleich Mancher gefährdet ist.' Stürzt 
eher, der Unbefestigte Blumentopf herab, und ver- 
wundet oder tödtet Jemanden , oder verlezt der 
Schiefsende Jemanden wirklich durch seinen Schufs , 
dann hört die Handlung auf f blöfees Polizey vergehen 
su seyn, und nimmt die Natur eines wirklichen 
(obgleich nur kulposen) Verbrechen? an , und gehört» 
als solches, unleugbar zum Gehjethe der Sttafrechts* 
pflege« — Gefährdung eines Rechts und wirkliche 
V e I e t z u n g desselben find also die wesentlichen 
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und einzig richtigen Distinktiv merkinaU von 
Polieey vergehen und Verbrechen* 

§. 611 
Wendet man «einen Buk von jenen Bestim- 
mungen auf die Praxis, so begegnet ihm hier 1 
leider! die auffallendste Verwirrung; Einer 
der unterstellten drey Verwaltungswege, näm- 
lich die Strafrechtspflege, ist ungebühr- 
lich beengt» indem ihr subjektiver Wirkung*- 
kreifs beschränkt ist auf die groben Ver- 
letzungen wichtiger Rechte (auf die tantologisch 
sogenannten Kriminaiv er brechen), wäh^ 
rend dem ein Theil von % Rechtsverletzungen 
(die sogenannten Civil verbrechen) derCi- 
vilrechtspflege, und die unbedeutendere« 
Rechtsverletzungen der Polizey Verwaltung 
zugeschieden sind. Wenn es jedoch entschie- 
den ist, dafs erst ens weder die Quantität 
einer Rechtsverletzung, noch die Qualität 
des verlezten Rechts , das Wesen einer Rechts« 
Verletzung, als solcher, zu ändern, und den 
Begriff eines Verbrechens zu begründen oder 
aufzubeben vermöge ; dafs zweytens 
auch die Rüksicht auf die Geschäfts form jenes 
wiUkührliche Beschränken des Gebieths der 
Strafrechtspflege keineswegs rechtfertige, in- 
dem, nichts hindern kann* auch den Straf rech t> 
bebftrden für f lk\\e minder bedeutender Rechte 
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stigen strengen, liierbey nicht geheischten, For- 
men entbundenes, Verfahren vorzuzeichnep; dafs 
endlich drittens der Glaube, als ob' für 
Jtriniinalrichter nur solche Funktionen ausschlief 
. send geeignet seyen, welche die Merkmale wirk- 
licher P einlichk ei t an sich tragen, auf ei- 
nem bioffen Vortirtheile beruhe, — so mufs es 
wohl in einem hoheh Grade einleuchten, dafs 
auch nicht, ein einziger zureichender Grund 
vorhanden sey, die, nur ihrer äufseren Quan- 
tität und Qualität, keineswegs aber ihrem inne- 
ren Wesen nach verschiedenen, Klassen von 
Rechtsverletzungen in ihrer praktischen Behand- 
lung auf die bemerkte Weise zu trennen und das, 
was nur im Gebjethe der Strafrechtspflege ho- 
mogen, im Gebiethe derCivilrechts- und Ord- 
nung spflege aber u n verkennbar heterogen 
ist, dem ersteren zu entziehen, und den leite- 
ten ungebührlich aufzubürden. 

§. 613. 
'■' Die Geschäftskreifse der Civilrechts- 
tytlege und der Pol izey Verwaltung sind 
in^der Praxis sonderbar verschlungen und durch- 
einander geworfen, indem — nebst dem dafs, wie 
eben bemerk^ \f urde, jedem derselben eine Por- 
tion der Aufgabe der Strafrechtspflege zugewie- 
sen Ist — jeder von beyden gegenseitig irt das 
Gebieth des ändern eingreift, jeder den Zwek 
des anderen zum Tbeitabesor^t, also, sich selbst 
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mit Heterogenem belästigend, das Homogene 
dem anderen überlädt. Den Beweis liefert die 
praktische Beschäftigung der Civilrechtspflege 
mit einer Menge von Funktionen, welche nur 
durch den Zwek der Polizey Verwaltung geheischt 
seyn können ; — dahin gehören z. B. dieKognition 
und Bestätigung vieler Arten von Verträgen» 
das Einregistriren der Hypotheken , die Obsig- 
nation der Vetlassenschaften , die Exekution der 
Testamente» das ganze VormundfÄchaftswesen» 
überhaupt die Geschäfte der sogenannten 
frey willigen Gerichtsbarkeit — und umge- 
kehrt die praktische Beschäftigung /der Polizey» 
Verwaltung rtüt einer Menge von Gegenständen, 
welche als, eigentliche f obgleich minder bedeu- 
tende, Rechtsstreitigkeiten, sich imr-itt 
das Gebieth der Civilrechtspflege, eignen. . Je 
weniger nun aber geleugnet werden kann» dal* 
diese Klasse von Rechtsstreiligkeiten, ein im 
Gebiethe der Polizey ganz heterogene* Objekt* 
von den Civiljustizbehörden in gleichem Grßdß 
summarisch und schnell abg$than werden k()i»p* 
ten» und dafs keinBehinderungsgruqd erfindlich 
§ty* jene Geschäfte der bisher sogenannten freyj- 
willigen Gerichtsbarkeit dem Geschäftdtreifs* 
.der Poiiteyverwaitungj wohin *ie ihrer Natur 
nach nur gehören , wirklich zuzuheilen, deste 
dürfte ein längerer Verzug der gefeit* 
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denen Aosscheidimg in der Praxis irgtnd ge- 
rechtfertigt zu weiden vermögen. 

Ist das von mir unterstellte Prinzip der 
Eintheilung der Staatsverwaltung in Zweige rich- 
tig , *— und ich glaube diefs mit zureichendem 
Grunde voraussetzen zu dürfen , ~ so folgt un- 
widersprechlich; dafs die Schlichtung aller und 
jeder Rechtsstreit ig keiten , ohne Unter- 
schied ihrer Quantität und Qualität, rein und 
ausschliefsend zum Gebiethe der Civil* 
rechtspflegej — die Untersuchung und Be* 
strafung aller und^ jeder Rechtsverletzungen, 
ohne Unterschied ihrer Quantität und Qualität 
rein und ausschliefsend zum. Gebiethe der 
Sträfrechtspflege; — endlich die Verhü- 
tun-g von Rechtsstreitigkeiten und Verletzun- 
gen rein und ausschließend zur Sphäre 
der Polizeyverwaltung gehöre; dafs dem- 
• nach 4 die Civilrechtspflege sich weder n^jt der 

Verhütung künftig möglicher Rechtsstreitigkei- 
ten, noch mit der Untersuchung und Bestrafung 
irgend einer Klasse Von Verbrechen zu beschäf- 
tigen , aber jeden Rechtsstreit ohne alle 
Ausnahme zu schlichten, — dafs* die Straf- 
reefoispfitge all« und jede, so viel und so 
wenig» als es immer seyn möge, bedeutende 
Rechts verletz ungeft au untersuchen \\nd zu 


bestrafen» — dals endlich diefoltzeyverwaluuig, 
ohne sich in die Schlichtung irgend einer Klasse 
wirklicher Rechtsstreitigkeiten, oder in die 
Untersuchung und Bestrafung irgend einer Klasse 
wirklicher Rechtsverletzungen zu mischen, ein« 
zig auf die Verhütung von Rechtsstreitjgkei- 
fen, Verletzungen und Beschädigungen alle ihre 
ThätigkeSt zu konzentriren, und dieses Ziel, 
soviel in ihrer Kraft -steht, zu erstreben habe- 
tur dann, wenn endlich im Gebiethe der Staats- 
verwaltungspraxis jedem jener drey Verwaltungs- 
zweige dieser Karakter der Reinheit und Voll- 
ständigkeit ihrer Funktionen gesichert sey n 
wird, werden auch dieselben vollkommen zwek* 
mäfsig geordnet, unter Voraussetzung der übri- 
gen Bedingungen, zur Erreichung ihrer Mittel- 
zwecke ;- und dadurch zu der,' von ihnen für" 
Kealisirung des EndzWeks des Staats geheisch- 
ten, Mitwirkung im befriedigenden Grade wirk- 
lich gualifinr.t eeyii. -,;...- 
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Sechster Abschnitt. 

Von der {Gesezgebung und Verwaltung de* 
Staats In Beziehung auf seine auswar« 
tigen Angelegenheiten. , 

T i t e 1 I, 

4 Von der Gesezgebung in Beziehung auf die/ 

; auswärtigen Staatsangelegenheiten. 

i (Notwendigkeit — Begriff — Zwck— Sphäre—« 

„ * Hauptmomentc und Prinzipien des bezeichnete« 

^ - Zweigs der Gesezgebung), 

VJvtcz Voraussetzung des Daseyns einer, ihrem 
Zwecke in jeder Hinsieht genügenden , Civil* 
Straf- uirdPolizeygesezgebuhg, und der 
praktischen Wirksamkeit einer ihre Sphär$ ent- 
schöpfenden, Civil- und S trafrech tspf lege 
und Poüzeyverwaltung, mufs der Zwek des 
Staats in seinem Inneren vollständig erreicht wer* 
den ; denn durch die genannten Zweige der Gesez- 
gebung und Verwaltung des Staats sind alle Bedin- 
gungen der Geltung und Sicherheit des Bechts der 
Staatsglieder in^ ihrem Wechselverhält- 
nisse unter sich umfafst, ist daß Gleichgewicht 
des Rechts der Staatsglieder unter sich vollkom- 
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men begründet und gesicherten soferne jedoch 
die Hechte der Glieder eines Staats» einzeln und 
in ihrer Gesammtheit, auch durch Angriffe ändert 
rer,aufser ihrem Vereine bestehender, Men* 
sehen und Völker mächtig gestört und verlest 
werden können, ergibt sich von selbst, daf* 
durch jene drey Klassen von Funktionen die ganze 
Sphäre der, durch seinen Zvvek geheischten « 
Thätigkeit , des Staats, noch keineswegs aasge* 
füllt sey: Denn das Recht der Staatsglieder i$^ 
nicht in jeder Hinsicht geltend, so lange dasselbe 
jener , von aufsen ihm drohenden , Gefahr blofs 
gegeben bleibt , ist dasselbe um so weniger ge- 
sichert, je mehr die ganze Sicherungsanstalt 
selbst dieser Gefahr unterliegt« Aus dieser An« 
sieht .entwickelt sich, eine neue Aufgabe , «ine 
eigene, von. den bisher gezeichneten, ihrer, 
Richtung undModalität nach wesentlich verseht** 
dene, Klasse der Thätigkeit. der Staatsgewalt 
bestimmt und modifizirt durch den, im Eudr 
zwecke des Staats enthaltenen, M ittelzwek, 
das Recht der einzelnen Staat*glieder sowohl,, 
als auch 4ie ganze Rechtsanstalt selbst, gegenr 
die von. aufsen ihnen drohende Gefahr der. 
Störung upd Verletzung zu gewähren. , 

§. 616, 
Dafs die Erreichung des Endzweks de« 
Staats durch Realisirung dieses eben bestimmten 
Mittelzwcks bedingt, sonach die Staatsgewalt 
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* %\x der, um der Rtalisirung des leztern willen 

i ^forderlichen , Wirksamkeit verpflichtet sey, 
kinn keiner Nachweisung bedürfen ; damit aber 
auch der, durch diesen Mittelxwek angeregte, 
Wirkungskreis seinem Inhalte und Umfange 
nach bestimmt, damit die , zur Ausfüllung des* 
Selben geheischte, Tätigkeit eine sichere 
Basis und ein festes Regulativ habe, wo* 
durch die Erreichung ihres Zweks der schwan- 
kenden Willkühr und dem blofsen Ohngefah* 
entrissen werde , damit es auch dem hier unter» 
stellten Zweige der Staatsverwaltung nicht an 
einer bestimmt bezeichneten Bahn und 
regelmäfsigen Leitung auf derselben fehle 
ist das Daseyn einer, auch dem hier bezielten 
Zweige der Staatsverwaltung , nämlich der Ver* 
Waltung der auswärtigen Angelegenheiten des 
Staats » korrespondirenten Gesetzgebung schlecht* 
hin unerlafslicrti und — • der Inbegriff derjenigen 
Normen undMittelbestiinmungen,-^ durch deren 
Befolgung und Anwendung die möglichste Besei- 
tigung oder doch Beschränkung jeder, dem Staate 
und seinen Gliedern von Seite anderer Staaten und 
deren Glieder drohenden, Gefahr bedingt ist, — 
ist es, was ich dieGesezgebuoginBeaiehung 
auf die auswärtigen Scaatsangelegen« 
heiten nenne. 

r 

Anmerkung. Es i*t in der That rechi scir xu ver- 
wundctn, dnts tnan bisher weder im tbeoreriachfcn 

noch 
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noch im praktischen Oebiethe der Staatsverwaltung auf 
denGedanken gerat hen in, eineGesezgebuagder eben be- 
merkten Art au fordern oder aufzustellen, da es doch nur 
Von der Unwissenheit geleugnet werden könnte, dafs 
dieselben Gründe* welche für irgend einen der Übrigen 
Zweige der Staataverwaltnng eine , ihm kortespondi- 
rende, Gesezgebung heischen, in völlig gleichem Grade 
eine, die Verwaltung der aus wirtigen Staatsangelegen« 
heiten anregende und leitende Gesezgebung uothwen» 
dig machen , und es sich gar nicht absehen l'ifst, 
warum — - während die Verwaltung 'der inneren 
Angelegenheiten an bestimmte Normen gebunden 
ist» und gebunden seyn soll, — die Führung der 
auswärtiges» Angelegenheiten des Staats einer 
regellosen Will kühr der exekutiven Thätigkeit Preifs 
gegeben seyn durfte oder gar müfste? Sollte wohl 
nicht das, so oft einet festen Karakters wie fester 
Prinzipien ermangelnde, vielmehr von dem unstä* 
testen Wechsel sich gerade zu widerstrebender Maxi« 
, men sengende, wie auf Irrwegen herumgaukelnde , 
und höchstens in einem Pfade, nämlich dem der 
Un Sittlichkeit nnd Widerrech tlichkeit sich konse- 
quente , Verfahren , welches sich in diesem Gebiethe 

* 

der Verwaltung dem Beobachter anfdringt, 'zunächst 

aus dem Mangel einer Gesezgebung der geforderten 

Art zu erklären seyn? und worauf sollte sich die 

Hoffnung gründen, dafs es anders und besser wer« 

den l^önne, ehe und bevor jenem Mangel abgeholfen 

. seyn wird ? — - Ich erwarte nicht den Einwand , dafs 

' iie ' unterstellte Verwaltungsthätigkeit wegen der 

Wandelbaren Beschaffenheit ihres Objekts nicht an 

feste Prinzipien und Normen gebunden werden 

könnet, den« .eben diese VYpndelbarkoxt dee Objekts 

Beb r Staatskunst. III, Abth, * 17 
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hat selbst ihre Hanptquelle in dem vorausgehenden 
Menge! an fetten Prinzipien und Normen jener Art , 
mit dem Heben dieses Mangels in allen Staaten würde 
und miifste sich wohl jenes Objekt vollkommen 
fixiren, auf jeden Fall aber kann der Staat* welcher, 
nur ein seiner würdiges Ziel im Auge, auf Karakrer 
und Konsequent Anspruch macht , sich auth für sein 
Benehmen in den äufseren Verhältnissen eine feste 
Grundlage nnd Norm setzen, und, den nöthigen 
Modifikationen in der Art ihrer Anwendung huldigend, 
mit Festigkeit nnd Würde auf der bezeichneten Bahn 
beharren« Selbst seine Feinde werden ihm dann 
wider Willen Achtung und Vertrauen zollen. — Es 
käme nur darauf an , dafs cranial eine mächtige und 
geachtete Regierung mit dem Bey spiele der Aufstellung 
einer gerechten und zwekmäCsigen Gesezgebung der 
beziehen Art voranginge* 

§, 617. 
Dafs diejenige Wirksamkeit, wodurch jeder 
von anderen Staaten und deren Gliedern zu be- 
sorgenden Störung und Verletzung des Rechts 
eines Staats und seiner Glieder mit sicherem 
Effekte vorgebeugt 9 oder. wenigstens jeder, sol r 
chen mit dem erkleklichen Nachdrucke, begeg- 
net werde, gehörig angeregt und bestimmt ge- 
leitet sey, ist dasjenige» dessen Vorstellung ber 
stimmen mufs, den unterstellten Zweig der 
Gesezgebung zu realisireo , d. i. der £wek 
der Gesezgebung für die. auswärtigen. Angele- 
genheiten des Staats. ZuihrerSphire gehört 

demnach die Normirung und Regulierung alles 

» * • . -i • 


dessen , wodurch die Erreichung dieses ihres 
Zweks bedingt ist; Alles andere, liegt aufs er 
ihren Grenzen. Einheimisch um} .zulässjg in 
ihrem Gebiethe ist also nur jede Rüksicht auf 
alles und jedes, wodurch die Rechtssicherheit 
eines Staats und seiner Glieder von autsen 
her gefährdet, und die möglichste Beseiti- 
gung oder Beschränkung jeder solchen Gefahr be- 
dingt ist. Ausgeschlossen von ihrem Gebiethe ist 
dagegen jedeTepdenz auf eine, durch. Eingriffe 
in die Rechte der übrigen Staaten u#d deren 
Glieder zu bewirkende, Gebiethser Weiterung 
des Staats ; denn jede Tendenz der Art stünde 
im direkten Widerspruche mit dem vorausge- 
sezten Willen, sich selbst und die seinigen. gegen 
solche Eingriffe anderer gewahrt zu sehen, 
und würde in der ihr zum Grunde liegenden 
Maxime selbst den Keim zur Vereritjung ihres, 
auf Selbsterhaltung gerichteten Streben$ enthal- 
ten ; denn der Staat , welcher sich Eingriffe in 
die Rechte der anderen Staaten erlauben zu dür- 
fen glaubt, hat sicher bey der ersten Gelegen- 
heit ein Verfahren nach gleicher Maxime gegen 
sich selbst zu erwarten , und müfste dann auch 
dieses für Recht gelten lassen, 

Dafs der , im vorigen $. bestimmte, Zwek 
des unterstellten Zweigs der Gesezgebnn^ihofe 
ganze Sphäre hindurch unverrükt festgehalten, 
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sonach keiner Norm und Anordnung Raum ge- 
geben werde, welche sich nicht als Mittel für 
eben jenen Zwek bewährt hat; dafs aber auch 
kein Mittel , durch dessen Wirksamkeit die Er- 
reichung diesesZweks bedingt ist, unbestimmt 
gelassen bleibe» und dafs alle diejenigen Regula- 
tive gegeben seyen , welche die Verwaltungsbe- 
hörde der auswärtigen Staatsangelegenheiten in 
den Stand setzen, in jedem, ihre Thätigkeit 
erheischenden, koukreten Falle vermittelst einer 
richtigen Subsumtion, dem ihr vorgestekten 
Zwecke befriedigend genügen zu wissen, sind» 
als die allgemeinen Bedingungen der Zwek- 
mäfsigkeit und Vollständigkeit des be- 
hielten Zweigs der Gesezgebung, die generellen 
Anforderungen, denen durch denselben entspro- 
chen werden mufs. — - Die Basis des materiel- 
len seiner Bestimmungen machen die. richtigen 
Prinzipien eines, den Forderungen des — wie 
im Verhältnisse zwischen rechtsfähigen Indi- 
viduen, so auch im Verhältnisse zwischen Staa* 
ten als juridischen Persone n, seine Gel- 
tung heischenden — Rechtsgesetzes genügenden, 
allgemeinen Völker- oder Staaten* 
rechts aus a) ; die Maximten der , zum Behuf* 
der Anwendbarkeit jener Prinzipien etwa 
nöthigen, das W e s e n derselben jedoch respek- 
tirenden M odifikatioiren dieser Prinzipien 
sind gegeben durch die allgemeinen Gesichts- 
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punkte einer, den Forderungen des Rechts hui« 
digenden, Klugheit, und der, dem positiven 
Mafsstabe — der Rechtsangemessenheit näm- 
lich — zur Seite stehende, negative Mafs- 
stab der zulässigen Mittelbestimmungen ist, data 
die zu wählenden Mittel der Forderungen des 
Sittengesetzes durchaus nicht widerspre- 
chen b). — Geilalten von dieser Schranke, und 
gestützt auf jene Prinzipien und Maximen, hat 
die Gesezgebung für die Verwaltung der auswär- 
tigen Staatsangelegenheiten folgende beyde, von 
ihrem Zwecke umfafste , Hauptmomente zu 
entschöpfen: erstens: Was hat die Staatsge- 
gewalt in ihrer Richtung nach Aufsen zu 
berüksichtigen und zu schützen? zweytens: 
Tn welcher Art hat sie A\e$6 Rüksicht zu wah- 
ren, diesen doppelten Schuz zu bewerkstelligen ? 
mit andern Worten : Welches sind dfie Subjekte 
und Objekte jener, zweyfachen Rüksicht und 
Beschützung und welches sind die Grundsätze, 
nach welchen diese Rüksicht und Beschützung 
geleistet werden soll ? 


*' * 


a) Gleichwie die konstitutionelle und die Civil» 
gesezgebung eines Staats nichts anders seyn so11 v als 
die äufsere Sanktion irung, oder Erhebung des natür- 
lichen oder allgemeinen, öffentlichen* tml 
PriVatrechts «um positiven Rechte, 10 solf auch 
die Gesezgebung für die Leitung der aufsereq Verhält« 
nisse eines Staats nur dem allgemeinen Staaten« 
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oder Völkerrechte sein« 'iubere Sanktion crtheilen, 

und dasselbe zum positiven Rechte erheben» 

. damit das» was die yern,uoft als unter Staaten odex 

Völkern gültiges Recht ausspricht» auch wirklich f 

praktisch geltend gemacht werde, und es wir4 

daher der unterstellte Zweig der Gesezgebung nur in 

derri Grade seinem Zwecke entsprechen, und derinne* 

^ ' r%n Sanktion th«ühaftig seyu 9 in welchem in den , 

* . V4Mt ihm ädoptirtfen, Modifikationen der wahrt Geist 

t. ** lies tllgemeineu Staatenreclits reif*, und 

. . unverfälscht wieder au finden ist. Es liifst siel) auch 

gar nicht absehen , w^rura nicht lezteres in gleichem 

iK.v , *« « • ' , a * 

Grade geeignet seyn sollte, zum positiven Gesetze 

erhoben zu werden, als das allgemeine Staats- und 

'Privatrecht , da je*ii£s nicht minder sich , als' ein* 

' Inbegriff ihre Befolgung heischender , ' praktischer 

Vernonftgehothebe Währt*, ajs diese, und die Gräfe 

. ; <d*i Hindernisse in der Ausführung keineswegs von 

de^ Verbindlichkeit jener Gebothe ditpensivt. 

. b) Man sebe in det zweiten Abtheilung |. 541 und die 
ihm beygefügte Anmerkung , Soden n die folgenden 
$. §.658 — 641. 

•j: : * ' ■ §i 610. 

Die von der Staatsgewalt in der erwähnten 
Richtung zunächst eu berüksichtigenden und 
211 schützenden Subjekte sind der heimische 
Staat selbst, und jedes seiner Glieder, in 
ihrer Berührung und Wechselwirkung mit ande- 
ren Staaten und deren Gliedern : Die Objekte 
dieses Schutzes sind die Rechte dies Staats, 
äh eines solchen» und die Rechte seiner Glieder, 
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WvHePernlLiWfnrüclie und Eingriffe in jene und 
die^ Von Seile anderer Staaten und deren Glieder 
möglich und zu befürchten^ sind, —Welches 
/Jie Rechte der Staatsglieder seyen, ist unsern 
bisherigen Voraussetzungen nach bestimmt. 
Welches ober die Hechte des Staats, als eines 
-otefcen , welche ihm im Verhältnisse m\t anse- 
ien Subjekten seiner Art; d. i. mit anderen 
Staaten, »usteh^n Y iseyen ? zu bestimmen,' ist 
Sache des hier unterstellten Zweigs der Gösez- 
gäbfing« a— Jede* Stbat isl, .als die* Einheit der 
in ihm Verbundenen rechtsfähigen Individuen, 
%ine juridische >Pe rson, und, die Bedin- 
ghfngefa iihrer Persönlichkeit sind.*— in wieferne 
Üe in der 6innenWeit erscheine», und durch 
andere faeye Wesen** t «ls Kräfte in derSinnen- 
aseto gestört werden kennten ', -— > Recl*te 9 1 und 
ww' darum ürrechfe i»ü nennten* \*eil der, Akt 
titoer Erwerbung mit dem Wetfdtfn eines 
J&taa-ts <imsaihm<infällt. .Dieser. Urrechte des 
Staate' gibt es swty; riämldch das Recht auf die 
•f * * y*e-E i i* t e nz ,>akS t a a t , (auf Da^eyn und 
4Jnkbhßbgigkeit) und dasReiAtaitf eim/u^I>g6- 
$ ; t &tf t?es mk der gleichen Freyheit mller anderen 
Btaiteti vertragliche i Tätigkeit, sowohl in 
seinem Inneren, als feudi in seinein tiufseren 
V^ifcehre mit andren Staaten, Beyde Hechte 
itä&täefä dem Stäötä zukommen 4 weil die 
Menschen, welch* 'den Stöat ausmachest un- 
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leugbar berechtigt $fai» $UH zur G*ltt)9& &es 
Rechts unter sich zu vereinigen, und diesem 
Vereine, als feiner zum Behufe der Herrschaft 
des Rechtsgesetz.es angelegten Anstalt Nierjiaad 
auf der Welt sich ^u widersetzen' bßfu^t $eyn 
kann, und weil, so wie den einzelnen. 'einen 
Staat kQDsutuirenden, Menschen, als £i#2&l- 
uen, eben ao auch in ihrer Gesamdi^hüit 
und als solch er,, da* Recht inne ,w#b*t#a 
ruufs, auf die übrigen Objekte der Sintoenteelfr 
wirken zu dürfen, dl.i i;* das Recht f Kausalität 
in der Natur zu haben , oder das Backt :ftu£ die 
Fortdauer eines freyen Einflusses in die , übrige 
Sinnenwek, Gleichwie aber die individuelle 
Person, als unter dem Kechtsgesetze »tcheud, 
von ihrer Kausalität nur einen , mit der Freiheit 
aller anderen rechtsfähigen Individuen verträg- 
lichen, Gebrauch machen darf* so ist ncfthweo- 
dig auch der Staat, nls juridi sobe iPer^on, 
und als solche eberimäfsig' der Verbindlichkeit 
des Rechtsgesetzes unterliegend, in dir Öb«ng 
feiner Kausalität gleichfalls, an die B<*lifl$&ug 
•ihrer Verträglichkeit: mit der gleichen Jfoeyheit 
xnüer andeirfercStafaten gebunden, und eis istboch- 
istes Wnd: erstes Naturge^e^ Jfot die Koejt^enz 
iirx Wechselwirkung sfceherxäsr Spatem, : dafe jeder 
derselben seine Wirk#wfcf i$ auf die Bedirqguqg, 
cdafs auch jedem anöden, <***)# gteip&e \y^k^pi- 
loeit ujöglkh sey« JjSsqhflän&e, w. 
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Aas der näheren Analyse jener Urrechte 
ergibt sich rl); das (gegenseitige) Recht. i?4eß 
Staats auf die Aberkennung seiner, aU eine! 
Staats mit meinem ganzen Wesen f von Seite 
jedes andern Staats t und als Fo}ge dessen da; 
Recht 4uf die Unterlassung jed$3 Handlung* wof 
durch die Existenz seiner,« . aU . eines Gaji**n, 
oder au<?h nur eines infcegrirex>ten Thfcils ^sel- 
ben aufgehoben würde: Ein Staat kann nicht; 
aeyn ohne .Eigen thum .(seiner» 3J3 eil*?* 
Staats — Staatseigentum, ^ oder $eiper einr 
«einen Glieder « vom öffentlichen* Schute* 
unafafstes P r i ya[t eigen#hwr>)$di# Anerkennung 
eines Staats S-t: also noth wendig zugleich Aner- 
kennung seines* im Momente! des Erkennen? 
innehabenden, (öffentlichen und Privat-) JJesiz?- 
thums überhaupt. — 2) Da*(gegenseitige) Recht 
jedes Staats auf freye inj* er 4 Wirksamkeit d. i. 
anf ungestörte Selbsttätigkeit für'; seinen Ep<i- 
zwek nach eigenen WiHensbe^cblüssen;(G^sex- 
zen) innerhalb ; seiner eigen ejOiSphSire, und in 
Gefolge dessen das Recht auf die Enthaltung 
jedes andere^ von jeder Einmischung in s«?ine 
(inner» Staats-) Verwaltung, — das Recht avf 
Selbstständigkeit und Unabhängig- 
keit (Souveränität). —- 3) Das. (gegenseitige) 
Recht jedes Staats auf eine, innerhalb den 
Schrankendes Rechtsgeäetzes ungestörte* äti^* 
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sere Wirksamkeit J.T- das Recht auf den Ei- 
g&Al hütnserwetb »nd Vertausch von und -mit dem 
Auslände in rechtlicher Art, oder auf einen 
tefchtlioh freyen Verkehr mit dem 
AVslande, und in Gfefolge dessen das Recht 
äbf die Enthaltung voh jeder Störung dieses 
VeVk^KVs , und von jeder Behinderung bder Ver» 
rilchtung der Bedi ngxin gen cßeses Verkehrs. 
-*- Diefs sind die Klassen von Rechten , welche 
ttr&prühglich (d. i. schon vor allem Ve ri- 
tt age zwischen Staaten) jedarn ; Staate gegen 
j£&ri andern Staat ,>als die wesentlichen Merk- 
male ihre* Peinlichkeit zusahen , » und es 
Wird sich kaum ein (nicht positives) Hecht eines 
Staats -gegen den andeirn finden lassen, wel« 
^he* ni^cht in die eine bder die andere jener 
drey Klassen gehörte» \ 

- 1 ** Diese ehe*/' best mimten Rech te des 
$j t k ft e s , unter'*- Welchen ; zugleich die Rechte 
Seiner. Glieder, *als solcher* gegen aufsen 
begriffen sind» sollen von der Staatsgewalt, auf 
fterh hier unterstellten Gebiethe ihrer Thäiigkeit, 
geSehüzt und gesichert werden, in wieferne 
Einspräche und Eingriffe in solche von" Seite 
anderer Staaten und ddren Glieder 
Möglich und zu befüchten sind. Hiernach sind 
fllsfc die Objekte zu bestimmen, wogegen Aik 
"Staatsgewalt Schiit whd $*cherliHt4U< gewähren 
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habe: Diese Objekte sind: i) Jede mit' der 
Existenz des Staats , iin Ganzemtyvi$ in sahten v 
Theilen , unverträgliche Handlung,, jedet Rm~: 
Spruch und Eingriff in das (Öffentliche oder Pci-* 
vat-) Eigenthum (im ganzen Umfange des Wfcfltt) 
des Staats, von Seite eines anderen Staate odetf 
«einer Glieder i 2) Jede Einmischung in die 
eigenen inneren, seine Selbstregierung betef* 
fenden, Angelegenheiten des Staats* jede ^n* 
massung einer Oberherrschaft! oderi irgend aeines; 
durch Oberherrschaft nur begrütidbaren , Rechts 
über denselben , von Seite eines anderen Staats 
oder dessen Regenten: und 5) jede v das* Gleich^ 
gewicht des Reilits störende, Hemmung und 
Vernichtung der Freyheit desVerkejttrs der Glie- 
der des Staats mit dem Auslande, so wie solche 
Erschwerung und Behinderung derselben im 
Gebrauche der Mittel und Bedingungen jenes 
Verkehrs (z„ B. im Befahren dfer Flüsse und Meeren 
im Betreten fremden Bodens, in der Ein- und 
Ausfuhr der ge - oder verkauften ," öder vertausch* 
ten Waaren u. >s. w.) von Seite eines anderen 
Staats und dessen Behörden. 

, §, 622. • ' ■ 
* Die — zum Behufe lies Schutzes und der, 
selbst vorbeugenden i Sicherung der, im § r . 620 
aulgef ahnten Rechte des Slaats und seiner Glieder 
gegen mögliche oder wirkliche Handlungen und 
Unternehmungen der im vorigen §. bemerkten 
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für solche 
ui handene 
ssalien ge- 
se Gründe 
beson- 
i Zwecke 
ii t z ii n » 
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Art nöthigen, und darum in dem Zweige der 
Gesezgebüng anzuordnenden — Mittel sind: 
(Ersten^): Die Bewirkung der ausdrükr 
lichen Anerkennung des Staats, als 
eine* unabhängigen Staats, und seine« 
Besizthums , aU wirklichen Eigenthums 
von Seite aller derjenigen Staaten , von weichen 
eine Gefährdung seiner Existenz .und seines 
Eigenthums 9 möglich und je zu befürchten ist. 
Die natürliche Bedingung der Erreichung 
dieser Absicht ist das Anerbiethen zu ein4r geg€n* 
aeitigen Anerkennung der lezteren, als unabr 
hängiger Staaten $ und ihres Eesizthums, als des 
auascbliefsenden Eigenthums derselben , so wie " 
in Beziehung auf die unmittelbar angrenzenden 
Staaten insbesondere, die umfassende und un* 
zweydeutige Übereinkunft über eine, in Anse- 
hung der anstofsenden Gebiethstheile sowohl^ 
als auch der, leipht, %\\ einer Kollision führen- 
den, Ausübung gewisser Gerechtsame '(z, B*der 
Schiffarth und Fischerey ajuf Grenzflüssen , der 
Jagd u. s. w.) bestimmte, Grenze, und in 
Ansehung der etwa sich durchkreützenden Ge- 
biethstheile , die Bewirkung einer vollständigen 
Purif ikation, welche [unterlassen-, eben so 
viel hiefse , als den Keim zu endlosen Zwistig* 
keiten nähren wollen. - Die natürliche Folge 
jener a u s d r ü k l i c h e n gegenseitigen Anerken- 
nung ist die positive gegenseitige Verbijndr 
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Hchteit der sich anerkennenden Staaten , sich 
nicht nur aller Attentate auf ihre Existenz, und 
aller Eingriffe in die innerenAngelegenheiten und 
das Eigenthum der anderen zu enthalten» 
sondern selbst die nöthige Obsorge darauf zu 
renkenden, dafsauf ihrem Gebiethe kein Glied 
des anderen an seiner Person oder Habe verlezt 
oder beschädigt werde, die Unterlassung solcher 
Verletzungen ihren Bürgern zur positiven Pflicht 
zu machen, und deren Übertretung selbst mit 
•Strafe xu bedrohen und zu belegen. 

* V 

f m 

Anmerkung. Bis jezt erkennen die Staaten »ich gegen* 
seitig» als solche, dadurch sti 11s chweige ad an, 
dafs sie sich gegenseitig Gesandte zusenden und anneh- 
men. Es_ dürfte jedoqhkaum zu verkennen seyn, dnfe 
diese Art der Anerkennung der eigentlichen Absicht 
derselben keineswegs in dem Grade entspreche» als 
die geforderte ausdrükliche Anerkennung ihrer 
Selbstständigkeit und ihres Besizthums t 

§• 623. 

(Zweytens) der Antrag des Staats auf 
solche Verfügungen und Einrichtungen von Seite 
der übrigen Staaten, wodurch die rechtliche 
Freyheit des Verkehrs seiner Glieder mit den 
ihrigen, und der ungestörte rechtliche Gebrauch 
der Mittel dieses .Verkehrs bedingt ist, gestüzt 
auf das Änerbiethen zu gleichen Verfügungen 
und Anordnungen zum Behufe der Freyheit des 
Verkehrs ihrer Glieder mit den seinigen » und 4es 
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rechtlichen Gebrauchs der Bedingungen dieses 
Verkehrs für jene innerhalb seines eigenen Ge- 
bietbs. — Nur diese Freyheit des Verkehrs 
unter allen Staaten und deren Bewohnern ent- 
spricht der Forderung des Rechtsgesetzes im Ver- 
hältnisse der Staaten und ihrer Glieder, als Welt- 

l 

bürger, und es ist nicht Zwek der, auf der Erde 
vorhandenen verschiedenen Regierungen, ihre 
Völker von einander abzusperren , wie die Hee*» 
den verschiedener Eigenthümer, sondern viel,, 
mehr nur die Hindernisse» welche dem recht» 
liehen Gebrauche der Freyheit, sowohl eines 
jeden Einzelnen von Seite seiner Mitbürger, als 
auch des Volks selbst von Seite der übrigen Völker 
in den Weg gelegt werden könnten, zu entfer- 
nen, und dadurch ihre Gemeinschaft und ihren 
Verkehr zu erleichtern und su befördern , keines* 
weg* aber solche auf irgend eine Art zu erschwe- 
ren oder zu hemmen. In derRegel geltende 
Eiq* oder Ausfuhrverbote oder auch npr Er- 
schwerungen (z. B. durch Zölle etc.) oder aus- 
schliefsende Aumäfsung des Gebrauchs der Meere 
und Flüsse, oder (die formale Rechtsgleichheit 
unter Völkern verletzende) Gestattung eines 
freyeren Verkehrs für einzelne bestimmte Völker < 

mit Ausschluß der übrigen , sind demnach , als 
dem Staaten * und Weltbürgerrechte geradezu 
widersprechend, in dem unterstellten Zweige 
der Gesezgebungausdrüklich zu untersagen , Iht 
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Gebrauch aber ausnahmsweise nur für solche 
Fälle zu gestatten , wo solcher durch vorhandene 
Gründe zur Retorsion oder zu Repressalien ge- 
fleischt wird, als Mittel, um eben diese Gründe 
«zu beseitigen; und die Abschliefsung beson- 
derer Handelsverträge nur zum Zwecke 
-gegenseitiger positiver Unterstützung 
im Verkehre, daher nur für solche Fälle anzu« 
«ordnen, -wo diese Unterstützung (welche, als 
.Sache dei; freyen Wilikühr,,der formalen Piechts- 
gleichheit unter Völkern nicht zu nahe tritt) 
/dem gegenseitigen Bedürfnisse oder Interesse 
in gleichem Grade entspricht. 

§. 624. 

(Drittens) das Mittel, um beyden vor- 
ausb es ti mußten , reellen Effekt zu verschaffen, 
ist die Absendung von Gesandten an alle 
diejenigen Staaten, mit welchen eine Wechsel- 
wirkung entweder schon besteht, .oder doch 
möglich und erwünschliqh wäre, mit dem 
Auftrage: Unter Erbiethung zu gegenseitiger 
Leistung, die ausdrükliche Anerkennung des 
sendenden Staats, als eines unabhängigen Staats, 
und seines Besizthums, desgleichen die Anord- 
nung der nöthigen Verfügungen und Einrich- 
tungen für die Freyheit und Sicherheit des 
Verkehrs seiner Bewohner auf dem Gebiethe 
und mit den Einwohnern des fraglichen Staats 
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zu fordern, (nöthigenfall* über die Grenzregu- 
lierung zu unterhandeln) und, im Falle dieser 
Antrag angenommen» und demselben entspro» 
chen würde« im Gebiethe des fraglichen Staats 
zu verweilen, und, ohne sich im mindesten 
in dessen innere Angelegenheiten zu mischen, 
durch ununterbrochene und umfassende Auf- 
merksamkeit auf alles dasjenige, was auf de* 
sendenden Staat oder seine Glieder Bezug hat, 
oder erhalten könnte, von der pünktlichen Er- 
füllung jenes acceptirten Vertrags in allen seinen 
Theilen sich die genügende Üeberzeugutig zu 
verschaffen, und deren Resultate durch (regel- 
mäßige und ausserordentliche) Berichte unver- 
züglich zur Kenntnifs des sendenden Staats zu 
bringen» — Aus der, die Absendung von Qe- 
sandten an andere Staaten motivirenten, Maxime 
{liefst aber auch die gleiche Vei Kindlichkeit des 
Staats , die an ihn von anderen Staaten abgeord- 
neten Gesandten anzunehmen, und ihrem An- 
trage auf Anerkennung ihrer Kommittenten, als 
unabhängiger Staaten , so wie ihres Besizthums, 
desgleichen auf die Sicherung des Verkehrs ihrer 
Bewohner mit den seinigen , zu entsprechen, 
und jenen Gesandten den Aufenthalt nicht nur, 
sondern auch den Gebrauch der gerechten Mit- 
tel zu ihrem anerkannten gesandtschaftlichen 
Zwecken zu gestatten. 

§. 625. 


4V 
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§, 625, 
(Viertens) die (ausdrüklicbe * öder in 
der unbedingten Abweisung des Gesandten still* 
schweigend enthaltene) Verweigerung der Aner- 
kennung des Staats, als eines unabhängigen 
Staats, und 6ei lies Besizihu ms, oder die eigene 
mächtige Anmaßung einer Oberherrschaft übet 
ihn von Seite eines anderen Staats, bdw die 
Hemmung seines Verl&hrs mit dem Auslände, 
oder der wirkliche Angriff auf sein Besizthtrrri 
oder auf die Rechte seiner Glieder begründet * 
als eine unmittelbare oder mittelbare Verlet- 
zung des Staats — sobald der Versuch einet 
gütlichen Ausgleichung nicht zum Ziele führt— 
ein Recht zum Zwange; der Gebrauch de* 
Zwanges fon Seite eines Staats zum Bebufeder 
Geltendmachung eines verleiten Hechts gegen 
dinett verletzenden Staat ist — Krieg, hiermit 
sind diejenigen Punkte festgestellt« weldhe in 
dem unterstellten Zweige der Gesetzgebung äl$ 
die einzigen Motive zum Unternehmen eiiies 
Kriegs — als der bis jezt , Wenn Verhündhingett 
nicht zum Ziele führen, einzig übrigen Verthe** 
digtingsart der Rechte des Staats und seiner 
Glieder gegen Verletzungen derselben Vtn* 
aufcen — zu bestimmen sind. — Der Gebrauch 
diese? Mittels (des Kriegs nämlich) kann jedoety 
auch unter Voraussetzung des Daseyns des einen 
oder des anderen, oder auih mehrerer jener 

Bchr Sttaukunau III, AbtK. 18 
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Motive * nur dann and gegen solche Staaten von 
der Klugheit gut geheifsen werden > wann und 
gtfgen wtUbedas Verhältnifs der eigenen Zwan ge- 
macht in der Art überwiegend ist 9 dafs sie der 
Hoffnung zum Siege für die Verteidigung de« 
Recht* einen hohen Grad von Wahrscheinlich« 
ktit gewährt. Je leichter also die Fätlfe möglich 
und *u befürchten sind, in welchen ein Recht 
de* Staats von anderen Staaten verlezt, und die 
Verteidigung dagegen durch Zwang nothwend/g 
werden kann , und Je weniger die eigene Zwangs- 
nmckt des Staats etwa der Hoffnung, zum Siege 
gen/ügtt» desto dringender wäre es durch die 
Klugheit dem Staate gebothen, ohne Verzug 
diejenige Mafcregei zu ergreifen, wodurch er 
sich den mittelbaren Besiz der, zur Verteidi- 
gung seiner Rechte auf den Fall des Bedarfs er« 
Iflejdichen Übermacht verschaffe, und durch 
dfcscWtReeizan sieh der Gefahr, in seinen* Rech- 
ten willkürlich verlezt zu werden , kräftig vor- 
beuge. Die sicherste (provisorische) Mafs- 
regel jener Art ist das Streben nach Verbindung 
n»it anderen Staaten zum Zwecke des gegensei* 
(igen Beistandes gegen äufsere Feinde — Defen- 
sivallianzen. Denn durch Verbindungen 
dieser Art wächst der eigenen Macht eines Jeden 
der verbundenen Staaten die Macht aller übrigen 
Mitverbundenen zu» und die Ab&hfrtfsung 
Macher- Bündnisse ist also der natürlichste Aus« 
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n weg* durch welchen die Zwangsmacht selbst 
i des an sich minder. mächtigen Staats bis zu der, 
» nur Verteidigung seiner Rechte auf den Fall 
i ihres Bedarfs er kiekliehen , Übermacht gesteigert 
i cu werden vermag; 
<i §. 626. , 

jj ' Den Zwek eines gerechten Kriegs kann, mir 

i dahin gehen: den ungestörten Geüufs eines ver- 

weigerten Rechts (z. B. der Selbstst&bdig» und 
Unabhängigkeil) zu erzwingen , /oder den Aü- , 
griff auf ein Recht abzutreiben , d.i. die juri- 
* dische Persönlichkeit des »Staats geltend zu 
machen f oder ihre Kausalität und Integrität zu 
vertheidtgen. Beginnt aber au eh. dar Staat, 
nachdem die Anerkennung eitoes iee&n er Rechte 
verweigert 9 oder eines ■ seiner f Jktdhtie . verlebt 
worden ist* und kein friedlicher* Wog» zum Ziele 
fuhrt, die Gewalttätigkeit, so hört darum der 
Krieg nicht auf , Defensiv krieg zu «seyn ; denn 
nur derjenige Krig ist Offensivkrieg, welcher 
ohne vorgängige Beleidigung unternommen wird, 
also wirklich a? s t e Verletzung oder Aggression 
ist. Selbst die 9 durch vorgängige reelle Bedrd» 
thung mit Krieg angeregte, Prävention ändert 
deto Karakter der D ei e nsire nicht, Die 
wirklich erste Verletzung oder Aggression aber 
tragt in sich selbst das Kennzeichen des Un- 
rechts. — Der Krieg darf, nicht um seiner 
selbst willen, . sondern nur um des Friedens* 
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willen geführt 9 nmfs also auf Bedingungen 
geschränkt werden» nach welchen es wenigstens 
möglich bleibt, aus dem Kriege zu einem Frieden 
überzugehen, und die vorzüglichste dieser Be? 
dingungen ist , dafs kein Theil sich solcher heim« 
tückischer Mittel (z. B.Meuchelmörder, Scharf- 
schützen, Giftmischer, Anlocken zum Verrath, 
Brechen der Kapitulationen u. s. w.) bediene, 
welche selbst alles, zur künftigen Gründung eines 
Friedens erforderliche, gegenseitige Vertrauen 
untergraben müfsten« Diese Schranke Air die 
Qualität der Gewalttätigkeiten in einem 
Kriege ist — zwar nicht durch das Zwangsgesez; 
<denn dieses abstrahirt von aller Materie des 
Zwangs, aber allerdings durch Moral, Huma- 
nität und Klugheit gebothen ; innerhalb dieser 
Schranke darf sich Jer Staat aller Zwangsmittel 
in dem Mafee bedienen» als er dazu Kräfte bat, 
und es «erforderlich ist, um seinen Zwek zu er* 
reichen. Doch ist der (mittel- oder unmittelbar 
.beleidigende* und darum) bekriegte Staat im 
Ganzen nur • das Objekt der zuzufügenden 
Gewalttätigkeiten; es können also seine ein* 
zelnen Bürger, deren Privatwille dem Willen 
der Staatsgewalt untergeordnet ist, nicht Objekte 
des Zwangs seyn , und Gewalt gegen ihre Person 
und Habeki also nur in soferne gerecht, als 
die&eihe zur Abwendung der, unmittelbar -durch 
ausgeübten ,< Feindseligkeiten und zur 
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Schwächung der feindlichen Streitkräfte zuge- 
fügt wird. 

Anmerkung. In der toteren Ruktieht in etuvar er- 
taubt, dem überwältigten Feinde Lieferungen , JPey- 
tügesu den KüegsLanen (Kontributionen) aufzulegen, 
und den Unterhalt der Truppen von ihm zu verlangen, 
aber nicht die einzelnen Bürger zu plündern ; und für 
jene Lieferungen u. s. w. müssen richtige Empfangs- 
scheine ausgestellt werden, damit es möglich sey, 
nach erfolgtem Frieden die aufgelegte Last verhalt« 
nifsmäfsig zu vert heilen. Unerschwingliche Summen 
abfordern , hiefse die Feindseligkeit barbarisch mache U, 
- und den unterdriikten Theil zur Verzweiflung bringen^ 
vertilgen wollen. — Dafs dem entwaffneten Soldaten 
das Leben gelassen, und für genügenden Unterhalt 
der Gefangenen gesorgt, die Verwundeten sorgfältig 
gepflegt, und die Feldlazarethe für neutral erkürt 
werden, sind unabweisliche Anforderungen der 

. " • ■ . Menschlichkeit , deren Vernachlässigung die Menschen 

» unter die Thiere. erniedrigen würde« 

.. - v & 627. 

Da (nach der gegenwärtigen Lage der Völker- 
Verhältnisse) der Krieg. weder Bestrafung, - r 
denn Strafe sezt da^ Veihältnifs eines Oberen 
gegen einen Untergeordneten voraus , als worin 
doch Staaten sich gegeneinander nicht befinden;—- 
noch Unterjochung oder Vernichtung-—, 
denn djese stünde. . ipj v direkten Widerspruche 
mit der eigenen, dem Kriege zaim Grunde lie- 
genden» Maxime,, — zur Absicht haben kann,' 
sondern nur ($, 626.) die Geltendmachung und 


^- * - l -- 


-. * r 


27* 

Verteidigung der juridischen Persönlichkeit des 
Staats, so folgt, dafs das Anerbiethen zumFrie« 
den •> angenommen werden müsse , sobald das 
vorher verweigerte Recht anerkannt, oder die 
zugefügte Rechtsverletzung reparirt, dafür Ge» 
fiugthuung, und für die Sicherheit in der Zu* 
kunft genügende Garantie geleistet werden will, 
denn unter diesen Voraussetzungen ist die zu- 
lässige Absicht des Kriegs ihrer Sphäre und 
ihrem ganze u Inhalte nach erfüllt, und fällt 
aller Hechtsgrund zur Fortsetzung des Zwanges 
hinweg, wäre also der demungeachtet fortgesezte 
Zwang von nun an selbst rechtswidrige L'äsion 
des Gegen theils, nicht mehr Def ension, son- 
dern rechtslose wirkliche Offension. — Eben 
jene einzig zulässige Absicht des Kriegs ist zu- 
gleich die Basis , aus deren Analyse die Bedin- 
gungen hervorgehen, wejfche der beleidigt 
wordene Sieger a)' mit Recht zu setzen befugt 
ist. Diese Bedingungen sind 1 1) dafs entweder 
das verweigerte Recht (z; B. der Selbstständig- 
und Unabhängigkeit' l de£ Siegenden Staats) aus* 
drüklich anerkannt, oder 'dfet verweigerte freye 
Verkehr und der Gebrauch seiner Bedingungen 
sofort eingeräutot; oder das Entrissene und vor- 
enthaltene EigenthuAi zurtik erstattet, oder für 
die, dem Staate unmittiel'- oder mittelbar feuge- 
fügte, Beleidigung Genugthuung geleistet ; : 2) dafs 
unter dieser Voraussetzung die vorgegangene 
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Beleidigung ohne allen geheimen Vorbehalt als 
abgethan, und gegenseitig vergeben und ver- 
gessen betrachtet; 3) die Kosten des, durch 
jene Beleidigung veranlagten Kriegs, als ein 
widerrechtlich zugefügter Schaden , erseat (und 
allenfalls bis zum Ersätze gewisse Objekte zum 
Besitze überlassen) ; 4) die gegenseitigen Gefein- 
genen (ahne Lösegeld und ohne Rüksioht der 
Zahl) ausgewechselt; endlrch 5) dem siegenden 
Staate für die künftige Sicherheit seiner "Hechte 
vor den Besiegten befriedigende Garantie geleistet 
werde. — Die Leistung dieser Garantie kann 
erfolgen % entweder durch die Bürgschaft anderer 
Staaten für das künftige rechtsgemäfse Benehmen 
d$s besiegten Staats gegen den besiegenden, oder, 
in Ermanglung finer solchen, durch Gebiets- 
abtretungen vpn Seite des ersteren an den lez- 
teren , wodurch jener auf ein solches Mais von 
Kraft reduzirt wird, welche den siegenden Staat 
der Furcht für weitere Beleidigungen oder An- 
griffe von Seite des ersteren zu überheben 
geeignet ist. 

*) Siegt der beleidigende Theil, so kann dieser eigent- 
lich gftr keine Friedens bedingun gen machen, 
denn weder das Übergewicht der physischen Macht, 
noch die bewirkte Schwache und Kraftlosigkeit des 
Besiegten können als die Quellen eines Rechts für 
einen solchen Sieger , noch weniger als die Quellen 
einer Rechts er wei t er ung Cur denselben ange- 
sehen werden. Er sollte sich des , für das Unrecht 
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errungenen, Sieget schlsntn, und in diesem GeftÜde 
ohne weiteres vom Kampfplätze abrieben; denn jede 
Erpressung vom besiegten rechtlichen Gegner durch 
ihn ist nur Erhöhung des Frevels, und abscheulicher 
Hohn gegen die heiligsten Gesetze der Natur, wofür 
ihn va& Seite des besseren Theils der Menschheit die 

r 

tiefste Verachtung treffen mtrfs. 

Anmerkung. Der Lindererwerb im Friedensschlüsse 
'darf, durchaus nicht von der Maxime der Iftr o b er n n g, 
, sondern lediglich **ft der Maxime der Sichereng für 
die Zukunft , und der Garantie hieffyr ausgehen , und 
hierdurch ist sowohl die Bedingung als die Grenze 
desselben bestimm^ Wo n'imlich eine zureichende 
Bürgschaft durch andere Staaten geleistet wird , findet 
kein Grund zur Forderung einer Länderabtretung 
statt', und diese Forderung darf in Ermanglung jener 
Bürgschaft nicht weiter gehen , als der, im f. enge-' 
gebene, . Grund derselben reicht. Dafs die abgetrete* 
nen Länder dem siegenden Staate alf iatagrirettte Be- 
standtheile desselben einzuverleiben, und in den 
tßesi» einer formalen Rechtsgleichheit mit 
dessen Übrigen Thetlen zu setzen seyeu, ist in glei- 
chem Grade Forderung des Rechts und der Klugheit,—- 
Veranlagst ein neues Motiv den Anfang eines neuen 
Kriegs, so ist dieser nicht ein Frieden-shmH* 
im eigentlichen Sinne zu nennen; denn ein solcher 
tritt nur dann ein , wenn die Feindseligkeiten um 
derselben Ursache willen erneuert werden, wel- 
che entweder den früheren Krieg veranlagt hatte, 
oder doch dqrch denselben als abgethan zu betrachten 
war. Pie WiderrechtHchkeil des Friedenabrnchs ist 
also ftir sich einleuchtend» 
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$. 628. 
Wo der Grund des Hechts zum Kriege 
nicht eintritt, findet auch dieses Recht selbst 
nicht statt, vielmehr die Verpflichtung, Jer- 
Feindseligkeit sich zu enthalten: dadurch also 
dafs ein dritter Staat, mit welchem der fragliche 
Staat nicht im Verhältnisse einer Deffensiv« 
a 1 1 i a n z steht , von einem anderen Staate be- 
leidigt, und darum zwisohen diesen ein Krieg 
unternommen wird , erhält der fragliche Staat 
kein Recht, sich in diesen Krieg zu mischen, 
sondern höchstens die Veranlassung , ; sich in den 
Zustahd zu setzen* um jede, nach t heil ige Wir* 
kung dieses Kriegs von sich und den Seinigen 
abzuhalten. Für jeden Fall der unterstellten Art 
existirt also, für den fraglichen Staat eine Pflicht 
zur Neutralität, und, aus einem anderen 
Gesichtspunkte betrachtet , -^- in wieferne näm- 
lich der fragliche Staat von keinem der krieg* 
führenden Staaten zur Theilnahme am Kriege 
gezwungen werden darf, weil es ihnen an allem 
Reohtsgruode zu diesem Zwange mangelt, — 
ein Recht zur Neutralität. Folge jener 
Pflicht zur Neutralität ist seine Verbindlich- 
keit , sich aller Unterstützung der eine» oder 
der anderen kriegführenden Parthey (z. B. durch 
Subsidien, Lieferung von Kriegsbedürfnissen 
u. s. w # ) und aller offenen oder heimlichen 
Begünstigung einer Parthey zu enthalten , (denn 
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das entgegengesezte Benehmen wäre mittel- 
bate Feindseligkeit gegep die a*de$fe Parthey), 
folglich, entweder keinem voo beyden Theilen, 
oder beyden zugleich den Dureibmarsch durch 
sein Gebieth zu gestatten, überhaupt beyde 
T heile in allem , was auf ihren Krieg näheren 
oder entfernteren Bezug hat, durchaus gleich 
zu 1 behandeln. Folge jenes Rechts aar Neu- 
tralität ist .seine Beftlgnifc , nicht *ur jede Zu- 
mutbung zur :Thcild$blaie afcn Kriege abzuwei- 
sen, sondern auch seine Neutralität allein j oder 
in Verbindung mit anderen Völkern, toifc Gewalt 
der Waffen Zu behaupten, und jede Feindselig» 
keit oder deren Folge von seinem Gebidthe ab- 
zuhalten — bewaffnete NemttaJtCöti Al- 
lianz der be waffneten Neutralität.- — 
Hätte aber der andere, von einem dritten belei- 
digte, ttad darum zum Kriege gerfökhigte, Staat 
ein (z. B. durch eine bestehende Defensirttllianz 
erworbenes) positives Recht auf denBeystand 
des fraglichen Staats, dann bestände für diesen 
nicht nur kein Recht zur Neutralität, sondern viel- 
mehr die positive Verpflichtung zur Theilnatune 
am Kriege vermittelst Leistung des stipulirten 
Bey Standes. Unter j^ner Voraussetzung würde 
also dießehauptung einer Neutralität selbst wider» 
rechtlich seyn , die Theilnahme am Kriege hin- 
gegen vollkommen begründet; denn erstere wäre 
Verletzung des Rechts des Alüirten, leztere bin- 
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gegen gültiger Gebrauch des Zwangsrechts, weil 
die Beleidigung oder Verletzung de* Rechts 
eines Staats uoib wendig zugleich mittelbare Be- 
leidigung oder Rechtsverletzung der, mit diesem 
alliirten,| Staaten ist. Sollte endlich ein Krieg 
ausbrechen, zwischen zween Staaten , mit wel- 
chen beyden der fragliche Staat im Defen- 
sivbündni6ae stünde, so findet ebenmäßig 
für lezteren kein Hecht zur Neutralität statt» 
sondern et mufs demjenigen von beyden den 
stipulirten Beystand leisten* welcher der be r 
leidigte Theil, auf dessen Seite nach seiner 
Überzeugung das Recht ist; denp der Umstand, 
dafs der beleidigende Theil ebenmäfsig ein A Har- 
ter ist, kann ihn nicht von seiner, gegen den 
beleidigten übernommenen^ Yertheidigungs- 
pflicht entbinden > und der beleidigende Theil 
kann sich nicht darüber beschweren, weil das 

t 

Bündnik Hör auf Vertheidigung nicht auf 
Angriff und, Unterstützung der Beleidigung ge- 
richtet ist und gerichtet seyn darf. (Ein Offen- * 
si vbün<jbifs d. i. eine Verbindung zur Of fen - 
sion im oben (§. 626«) bestimmten, Sinne wäre 
eine Verbindung für das Unrecht, und als 
solche in sich selbst null und nichtig). — Diefs 
* sind die Prinzipien , in deren Geiste der hier 
unterstellte Zweig der Gesezgebung in Bezug 
auf Krieg, Friede« und Neutralität ab» 
gefafst werden muts , wenn die Verwaltung der 
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Auswärtigen Angelegenheiten i» den erwähnten 
Beziehungen auf eine , den Forderungen des 
Staatenrechts entsprechende, Art normirt seyn 
soll. 

§. 629. 
In soferne jedoch — bey der bis jezt zu im-r 
t erstell enden Lage der Staaten gegeneinander — • 
eine wirklich ausreichende Garantie für die ge- 
genseitige Unverlezlichkeit ihrer, sich gegensei* 
tig anerkannten und eingeräumten, Hechte an» 
möglich , somit die Gefahr ihres Verlustes fort« 
dauernd i«t, in soferne sie alle eben darum in 
stäter Gefahr eines Kriegsausbruchs schweben, 
und der Krieg selbst nichts weniger, als ein 
sicberesMittel zur GeltendmachüngihrerRechte 
ist, da in ihm eben- sowohl der ungerechte TheÄ 
siegen kann, in soferne also die Rechtlichkeit in 
der Koexistenz der Staaten dem Zufalle Preifs 
gegeben ist, und doch jeder von ihnen wolle» 
mufs, dafs seine Rechte vor den anderen sicher 
seyeri , in soferne zeigt sichs als unabweisliche 
Forderung der Vernunft, wie des dauerhaften 
Interesses der Sinnlichkeit, dafs ein weiterer 
Schritt im Verhältnisse der Staaten geschehe, 
wodurch der Verletzung ihrer Rechte durchgrei- 
fend vorgebeugt, und Für den, dennoch mög- 
lichen, Fall einer solchen Verletzung, wenigstens 
dem Rechte im Widerstände gegen das Unrecht 
auf alle Zeiten hin der unwandelbare Sieg ge- 
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sichert werde: das Mittel zu diesem Zwecke 
ist jedoch weder die Herstellung eines Gleich- 
gewichts der physischen Macht unter den 
Staaten -?*- denn ein vollkommenes Gleichge* 
wicht der Art ist nicht, wenigstens nicht ohne 
grofses Unrecht gegen die Staaten selbst, er- 
reichbar ; und würde überdiefs nur desto leich- 
ter gestört werden können * je vollkommener es 
hergestellt wäre ; — noch das absolut eÜber* 
gewicht eines oder einiger Staaten; — • denn 
-dann wären .alle übrigen Staaten lediglich seiner 
oder ihfer Willkühr Preifs gegeben» welche 
unter Menschen so leicht, statt zum Schutze 
des Rechts, zur Durchsetzung des gröbsten 
Unrechts mißbraucht werden könnte, und es 
wäre also die Gefahr für das Recht 4er Staaten 
nur ihrer Art nach verändert; — - sondern 
allein eine Vereinigung der Staaten zum Zwecke 
der Herrschaft des Rechts in ihrem Wechselver- 
hältnislfe unter sich, die Errichtung eines Staa- 
tenbunds, zum Behufe der Geltung 
des Rechts aller Verbundenen: denn 
nur auf diesem Wege kann in der Koexistenz 
und Wechselwirkung der Staaten aufeinander 
«dem Hechte die absolute Übermacht ver- 
schaft werden« 

§. 630. 
Die konstitutionelle Basis dieses Staaten»» 
bundes ist durch seinen Zwek dahin bestiipmt ; 
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1.) Alle Staaten erkennen sieb gegenseitig 
als selbstständige, und räksichtlich ihre* 
inneren Lebens voneinander unabhängige 
Staaten an, und garantiren sich gegen* 
eeit ig diese Selbstständig * . und Unabhängig- 
keit. 

2.) Alle Staaten unterwerfen ihre subjek* 
tiven, individuellen Urtlreile über ihre 
Forderungen» Beschwerden und Streitigkeiten, 
als Staaten, gegeneinander , einer objekti- 
ve n> Entscheidung durch ein aus ihren Reprft» 
sen tauten konstituirtes , allgemeines Rundes- 
g e r i c h t (Staaten * oder Völkertribunal,) 

3.) Jeder Ungehorsam gegen die Ladung 
oder gegen den Ausspruch dieses Tribunals von 
Seite eines im Bunde stehenden' Staats [ist, als 
Beleidigung aller übrigen mitverbundenen Staa- 
ten , Objekt ihres gemeinsamen Zwanges durch 
Vereinigung der Macht Aller. 

. Die Qualifikation dieses Mittels, And das, 
was in jeder im Staaten Verhältnisse eingetretenen 
Aechtskollisiofn Rechtens sey, in der gerech- 
testen und befriedigendsten Art ao&umittela, 
und «dann da* bestimmte Recht vollkomöten au 
«ehern , kann kaum einfes Beweises , bedürfen ; 
denn jenes Tribunal ist eben das im Völker- 
Verhältnisse, was die Jury im B ü r g e r Verhält- 
nisse ist, und die auf Seite seines Ausspruchs 
für jeden Fall stehende absolute Übermacht ist 
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die vottommemte Garantie für die Notwendig- 
keit der Geltung dessen, was im Wechselver- 
hältnisse der Staaten, Rechtens ist; denn der 
absoluten Übermacht auf Seite des Rechts 
nqth wendige Folge mufs der Sieg für dasselbe 
seyn, und eben um dieser Notwendigkeit 
willen lafst es sich kaum denken, dafs ein Staat 
den tollkühnen Versuch zum Widerstände wa- 
gen könne; jene absolute Übermacht wird also 
schon^durchr ihre ruhende Kraft der Verlfetzung 
des Rechts unter den Staaten kräftig vorbeuge», 
auf jeden Fall aber die , dennooh gewagte', Vetv- 
letzmg unausbleiblich zu ' repariren gentigen« 
In wieferne 'selbst der, gegen einen Wide©- 
statidsnrersncb yener Art erfolgende, gemeinsame 
(je d e Neutralität ausschliefsende) Zwang all* 
übrigen Mitverbundenen keineswegs Krieg im 
eigentlichen Sinne genannt werden könnte, sow- 
dem als reines Exekutionsverfahren zu 
betrachten wäre, in soferne erscheint auch der 
vorgeschlagene Staatenbund als zuverlässiges 
Mittel, allem Kriegfuhren zwischen Staaten 
durchgreifendes Ziel zu setzen, und nicht nur 
einen Frieden, sondern einen dauernden 
Friedenszustand unter denselben herbey- 
zuführen und zu befestigen. 

Anmerkung. Die nähere Erörterung der Notwen- 
digkeit det Errichtung eines Staatenbundes, 
. iAe% Details . seiner - K o n s ti t u t i oji , - und fttiaer 
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Wirkung findet sich («o vVi« ulpthaupr, <fic uäb^rt 
Erörterung der Prinzipien dci Staatenrechts) im 
meinem Systeme der feinen S t < 1 1 s 1 e h r e 
(1804. **• Abtheilung. I. Abschnitt S. 846 — 3S7), 
aaf v^elchei ich hier Verweisen mnf». Den erstell 
Beleg zur praktischen Amfrend - und Ansf&hrbrtr* 
keit der am angeführten Ort« von mir aolgeatelrtett 
Gzusidsltze gab die Keottitutionsakt« des r heia i«* 
sehen Bundes vom laten JuL 1806» 

§• 631, 

tifhe ich oben (§. 625) dai Streben nach 
einzelnen Verbindungen mit äderen Statte* zum 
Zwecke gegenseitigen Beystandes gegen äussere 
Feinde (Defen$ivaHianzeti)f als die sicherste 
provisorische Mafsregel des Stmts angege- 
ben f un sieb den mittelbaren ?esiz, der , zur 
Vertheidigung «einet. Rechte auf den Fall des 
Bedarf« erkkkliehen, Übermacht zu verschaffen* 
und durch diesen Besiz an sich der Gefahr fob 
HeGhtsverletz^ngep kräftig Vorzubeugen, so zeigt 
sich je«t . als die sicherste peremtoiisch* 
Malsregel für den Staat, um aus allem Kriegs* 
zustande mit de» übrigen Staaten her&uszro- 
treten, und sich und ffos Seinige definitiv zu 
sichern* das Streben nach Errichtung eines 
Bundes der eben beschriebenen Art mit alle» 
in näherer oder entfernterer Berührung mit ihm 
stehenden Staaten: denn nur das ist vollkom- 
men rechtliches, und vollkommen ge- 
sichertes? also peremtorisches, Eigen- 

thuip 
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thum (Tfti ganzen Umfapge des Worts) eines 
Staats, was er mit Einstimmung aller übrigen 
Staaten hat und erwirbt, und was ihm alle 
übrigen Staaten mit vereinter Macht zu schützen 
versprochen haben» und hur dadurch wird allem 
Kriege thätlich und ernstlich vorgebeugt, dafs 
alle Staaten darin übereinkommen , ihre mög* 
liehen Streitigkeiten unter sich, statt durch 
Gewalt der Waffen, durch eitlen förmli che« 
Rechts gang tu schlichten: Jene Einstim* 
mutig* jenes Versprechen, und diese Überein- 
kunft ist aber nur der Effekt eines Staaten* 
bnndes der erwähnten Art, und zu dem be* 
stimmten Zwecke« Vor setner Errichtung ist 
4IU3 Recht und aller Besiat der Staaten nur pro« 
vjsorisch, d* i. ein solcher, von dem es 
möglich ist, dafs er bleibe , aber auch eben so 
möglich , dafs et entrissen werde , weit zu jeder 
Zeit ein Krieg darüber entstehen kann # dessen 
Ausgang nie ttiit absoluter Gewifsheit Vorher-' 
bestimmt zu werden vermag^ Mit der Er rieb* 
tung des Staatenbund*» aber wird die Möglich- 
keit des Kriegs gehoben, und eben damit das 
Recht der Staaten und sein Besiz definitiv gesjy 
chert. — 0afs höchste und entscheidendste Mittel, 
dessen Gebrauch im unterstellten Zweige der 
Geseigeburtg *tri seine.« Zweks Wille« , der Ver- 
waltung der auswar ttgeto Angelegenheiten irörztt* 
zeichnen wäre* ist also (Fünf tefts) jene *tfA$>* 

B*ht SUittUim. IH, AbtÄ, 19 
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lÄMige Tendenz auf Errichtung eines * Bundes 
der bezeichneten Art mit allen in Wechselwir- 
kung stehenden, Staaten, und es ist unmittel- 
bare Folge des bisherigen , dafs das Erstreben 
dieses Ziels die einzig sichere Bahn zur voll* 
kommenen Erreichbarkeit des Zweks des hier 
berüksicbtigten Zweigs der Staatsverwaltung aus- 
mache; denn eine Vollendung der Sicherheit 
des Staats und seiner Glieder gegen aufsen 
ist aufser dem Staatenbunde sichtbar unmöglich, 
in und durch denselben hingegen unverkenn- 
bar nothwendig. 

f, Anmerkung. Die Annäherung zur Realisir nn g der 

Idee des Staatenbundes gebt meines Erachten* gleichet) 
Schritt mit dem Zunehmen der Völkerkämpfe üirvr 
Zahl und Intension nach ; denn so ränge die Menschen 
uoch kampflustig; sind , wird die Stimme der Vernunft 
nicht geholt; weon aber dutch das Übermal» der 
Kampfe die allgemeine höchste Enuchöpfung erkämpft 
§eyn wird , dann erst wird man nach uero f durch 
Natur und Vernunft gezeichneten , Ausweg greifen. 
So geht es ja iu allen ähnlichen menschlichen Dingen ! 
Die Noth mufs den Menschen den Gebrauch ihrer 
Vernunft lehren , und die Allgemeinheit der 
Noth kann Wunderdinge bewirkeu.— £in klügeres 
Beförderungsmittel dürfte freylich seyn der, bereits 
im lezten Titel der itcju Abteilung dieses Systems 
von mir geforderte , Staats wissenschaftliche Unterricht 
der künftigen Regenten , besonders jener y von Staaten 
der ersten Giofse. und die auf diesem Wege wohl 
leicht zu erzielende, Überzeugung derselben von der 
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anstatt selbst, auch gegen aufsen garantirt 
zu sehen und je weniger ohne diese Garantie 
der Staatszwek für vollständig erreicht gelten 
könnte. — Die Ausfüllung des , auf die Sicherung 
des Staats und seiner Glieder gegen aufsen 
gerichteten Wirkungskreifses , die Summe 'der, 
um dieser Sicherung willen geheischten , Funk« 
tionen , das praktische Leben des, im 
vorigen Titel postulirtea, Zweigs der Gesezge- 
bung'ist die Verwaltung der auswärtigen 
Angelegenheiten des Staats. Ihrr Zweky 
oder dasjenige, dessen Vorstellung dor Staats- 
gewalt, sich diese Sphäre ihrer exekutiven 
Thätigkeit zu setzen , und dieselbe zu erfüllen, 
gebiethet , ist die von der Bestimmung der Staats* 
gewaltumfafste, Bewirkung der Rechtssicherheit 
der Staatsglieder» und der Integrität des Staats 
selbst, auch in ihrer Wechselwirkung mit an- 
deren, aufser ihrem Vereine lebenden, Men- 
schen , und in seinem Verhältnisse mit anderen 
Staaten, 

, §. 633, 
Um die eigentümliche Sphäre diese« 
Zweigs der Staatsverwaltung richtig abzugren- 
zen , darf man nur die Objekte seiner Thätigkeit 

i 

und die Intension seines Zweks unverrtikt im 
Auge behalten. Objekte seiner Thätigkeit 
sind die Glied er des Staats in ihrer Wech. 
sei Wirkung mit dem Auslande, und 
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Titel II. 

Von der Verwaltung der auswärtigen 
Staatsangelegenheiten. 

Notwendigkeit ~ Begriff» Zwck und Sphäre 
der Verwaltung» der auswärtigen Staatsangelegenheiten. 
Hauptanforderungen tn dieselbe. 'Prinzipien 
ihrer Organisation und Instruktion. 

§. 652. 

Durch Jen eben erörterten Zweig der Gesetz- 
gebung sollen diejenig n Normen aufgestellt, 
und die Gattungen derjenigen Mittel bestimmt 
werden , durch deren Befolgung und Anwendung 
die Rechtssicherheit des Staats und seiner Glie- 
der gegen, von Seite anderer Staaten und deren 
Glieder mögliche, Störungen und Verletzungen 
bedingt ist, soll die Basis und da$ Regulativ gege* 
ben werden für die Art der Realifirung des, im 
• Endzwecke des Staats enthaltenen, Mittelzweks, 
die Rechte seiner Glieder, einzeln uud in ihrer 
Gesammtheit* auch in ihrer Wechselwirkung 
mit Auswärtigen geltend zu machen. Die 
Notwendigkeit, data nun auch jene be- 
stimmten Mittel für den eben bezeichneten 
Zwek wirklich in Anwendung kommen, 
kann um so weniger einem Zweifel unterliegen, 
je dringender das Bedürfnis der Staatsglieder 
ist, ihre Rechte» und die Hauptbedingung der 
Geltung ihrer Rechte» nämlich die Sicherungs- 
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anstatt selbst, auch gegen aufsen garantirt 
zu sehen und je weniger ohne diese Garantie 
der Staatszwek für vollständig erreicht gelten 
könnte. — Die Ausfüllung des , auf die Sicherung 
des Staats und seiner Glieder gegen aufsen 
gerichteten Wirkungskreises , die Summe der, 
um dieser Sicherung willen geheischten, Funk« 
tionen , das praktische Leben des, im 
vorigen Titel postulirtea, Zweigs der Gesezge* 
bnng'ist die Verwaltung der auswärtigen 
Angelegenheiten des Staats. Ihr Zwek, 
oder dasjenige» dessen Vorstellung der Staats* 
gewalt,' sich diese Sphäre ihrer exekutiven 
Thätigkeit zu setzen » und dieselbe zu erfüllen, 
gebiethet , ist die von der Bestimmung der Staats« 
gewalt umfafste, Bewirkung der Rechtssicherheit 
der Staatsglieder , und der Integrität des Staats 
selbst, auch in ihrer Wechselwirkung mit an- 
deren , aufs er ihrem Vereine lebenden , Men- 
schen , und in seinem Verhältnisse mit anderen 
Staaten« 

. §. 633, 
Um die eigentümliche Sphäre die sei 
Zweigs der Staatsverwaltung richtig abzugren- 
zen, darf man nur die Objekte seiner Thätigkeit 
und die Intension seines Zweks unverrükt im 
Auge behalten. Objekte seiner Thätigkeit 
sind dieGlieder des Staats in ihrer Wech« 
selwirkung mit dem Auslande, und 
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der Staat selbst in seiner Koexistenz 
mit andern Staate», in wieferne die 
Hechte der erst er en und die des lezteren in 
dieser Wechselwirkung und Koexistenz gefabr 
Aet und verlezt werden können. Die möglich 
vollständige Beseitigung oder wenigstens Hem- 
mung jeder solchen Gefahr, und. die mög- 
lichst befriedigende Reparation jeder soUhen 
funverhütbar gewesenen) Verletzung machen 
diejntensjon seines Zweks aus. Alles dem* 
pachf wodurch die Erregung dieses Zweks 
bedingt ist , gehört 7,ur Sphäre der auswärtigen, 
Staatsangelegenheiten : Alles andere liegt aufsei 
ihren Grenzen. Einheimisch in ihr ist 
also jede Thätigjceit und Veranstaltung, wel- 
che zur Handhabung der Rechtssicherheit der 
$taatsglieder und des Staats selbst, in den 
Verhältnissen beyder Klassen von Subjekten mit 
dem Auslande , oder zur Wiederherstellung jener 
Vom Auslände gestörten oder verlezten f Sicher- 
heit gefordert wird. Fremd ist i h* dagegen 
jede Beschäftigung mit solchen Gegenstanden, 
weiche ihrer Nqtur nach zur innere ** Staats- 
verwaltung gehören* aufs er in sofern jene 
Gegenstände auf die rechtliche Sicherheit der 
fremden, im Gebiethe des Staats sich aufhal- 
tenden (öffentlichen oder Privatr) Personen Ein* 
Hufs, oder auf das Ausland Beziehung haben zy) ; 
und eben so fremd ist ihr jede Einmischung 
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in die eigene», blofs seine Selbst reg iinpsig betref- 
fenden , die Hechte der Glieder des heimischen 
Staats oder dessen selbst gar nicht berührenden, 
Angelegenheiten jedes anderen Staats b). 

a) Dafi Geschäfte der inneren Staatsverwaltung 9 als 
. f okhe , vom Gebiethe der Verwaltung dar auswärtigen 
Angelegenheiten susgeschlossen seyen , folgt von selbst 
aus dem Begriffe der lezteren , und e*s ist darum schwer 
zu erklären » aus welchem Grunde z. B. das Lehn- 
wesen , das Iloheits- das Post- das Zeitungswesen 11. 
d. gl.' überhaupt zum Departement der auswärtigen 
Angelegenheiten sollten gezogen werden können , dm 
.ve4i diesem Departement z. B» das Postwese* 
/nur £n so ferne urafafst seyn kann« als dessen 
sohikliche Verbind nng mit den umgebenden Staaten 
herzustellen und zu unterhalten ist; das Hoheits- 
w e s e n nur aus dem Gesichtspunkte seiner möglichen 
Kollisionen mit den angrenzenden Staaten ;- das Zei- 


tun gs wesen nur in 


soferne t als durch' unbe- 


sonnene Äußerungen Unannehmlichkeiten mit ande- 
ren Staaten erzeugt werden können, Dafs übri- 
gens, den Fremden (Gesandten sowohl , als Prrrafc» 
personen) im Staate, Justiz und Poiizey pünktlich, 
julministrirt werde , dafür raufs allerdings da> unter- 
stellte Departement zuoberst Sorge tragen f weil ej 
dasselbe auch für die Bürger des heimischen Staats im 
Auslande fordert und bewirken soll, mithin es auch 
dasselbe den Ausländern im eigenen Staate gewähren 
muff, als natürliche Bedingung der Erreich barkeit jener 
Absicht» 

b) Auch die Enthaltung alles Einmischens in die Selbet- 
regierujig der anderen Siebten ist uatUrliche Bedingung 
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A*t Krttichb«tk«|t «!#r Abfielt, Mt tadere firaatcn 
•icb nicht mischen follen io dit S*)|>str4gieri»ii£ de« 
beüpitcfan $u«tf* 

$ f 634, 

Die eben bestimmte Sphäre des unterstellten 
Zweigs der Staatsverwaltung kann mir dann als 
vollständig ausgefüllt angesehen werden, wenn 
die juridische Persönlichkeit des Staats» seine 
Integrität und die rechtliche Freiheit seiner 
Kausalität in jeder Hinsicht vollkommen; geltend 
4. i* wenn die Selbstst^ndig - und Un4bl^angig- 
keit des Staats, so wie sein Besizthuro, von 
dem ganzen Auslande anerkannt und respektirt, 
und dem rechtlichen Verkehre seiner Glieder 
mit dem Auslande, so wie dem rechtlichen Ge- 
brauche der Bedingungen und Mittel dieses Ver- 
kehrs, vqn allem Auslande der ungehinderte und 
ungpstqrte Spielraum gewährt ist, "Hierdurch 
ist die Hauptanforderung an die Verwaltung der 
, auswärtigen Staatsangelegenheiten im allge- 
meinen dahin bestimmt: dafs sie die, durch 
den ihre Wirksamkeit regulierenden £weig 
der Gesezgebung vorgezeichneten, Mittel für 
cjen eben bemerkten Zwek, dem (Jeiste $er Ge- 
setze f ntsprpchend , und nach IVIafsgabp ihrer 
Bedingungen , in Anwendung und Vollzug setze ; 
dafs sie demnach insbesondere 1) die Anerken- 
nung des Staats, seiner Selbstständig- und Unab- 
hängigkeit, so wie seines Besizthums, von Seite 
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der übrigen Staaten bewirke, alle Grenzdiffe- 
renzen mit benachbarten Staaten durch unzwey- 
deutige Grenzbestimmungen auszugleichen, und 
das Staatsgebieth dprch zwekmäfsige Vertau- 
schungen möglichst zu purifiziren und zu arron- 
diren trachte ; 2) jeden Einlltik einer äufseren 
Macht auf die inneren Angelegenheiten des Staats 
mit eben so viel Klugheit als Würde und Festig- 
keit zurükweise; 3) mit alten übrigen Staatetv 
ein freundschaftliches Verhältnis, mit denjeni-* 
gen aber insbesondere 9 deren Macht nach der 
Löge der Umstände die wirksamste Unterstüz- 
zung gegen etwaige Feinde zu gewähren vermag, 
ein engeres, auf wechselseitigen Beystandgerich- 
tete*, Bündnifs anzuknüpfen und zu unterhalten 
sich bestrebe ; 4) den Stafttsgliedern eine recht* 
liehe Freyheit des Verkehrs und des Gebrauchs 
seiner Bedingungen mit den übrigen* Staaten 
durch- die geeigneten Anträge und Anerbiethün- 
gen verschaffe und sichere, und den etwaigen 
Forderungen der ersteren an das Ausland den 
nöthigeu Naclidruk gebe; 5) das Benehmen der 
übrigen Staaten (jedoch nur) in allen den Rtik* 
sichten» welche auf die Sicherheit des Staats 
und seiner Glieder unmittel- oder mittelbaren 
Bezug haben,' miteiner, jede Täuschung durch- 
dringenden, Schärfe beobachte, aber auch das 
getragen der Glieder des eigenep Staats im Aus- 
lande , so wie im Innlande gegen Fremde , unter 
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Aufsicht nehme, und hierunter alles, was zu ge- 
rechten Beschwerden Veranlagung geben könnte, 
(oder gegeben hat , durch unverzügliche Genug« 
tbuung) zu beseitigen trachte; 6) im Falle 
von Seite eines anderen Staats oder sejner 
Glieder in das Rechtsgebieth des heimischen 
Staate oder seiner Bewohner ein widerrecht- 
licher Einspruch gemacht, oder ein wirklicher 
Eingriff gedroht oder gewogt würde, durch der 
Würde des Rechts entsprechende, nötigenfalls 
durch angerufene Vermittlung der verkündeten 
Mächte unterstüzte, Vorstellungen den Einspruch 
zu beschwichtigen, die Einstellung der Drohung, 
oder die Reparation des bereits gewagten Ein- 
grifffi,zu bewirken, sich bemühe ; wenn jedocli 
diese Vorstellungen fruchtlos bleiben , und jener 
Einspruch oder jener Eingriff der Integrität und 
Würde* der Persönlichkeit des Staats (man 
soUt&dooh nicht sagen ü&r Krone) Wesentlich 
pmrjuelrxirend , oder jene Drohung wirklich 
gefSUirtdeud teyn soLUan, die Militäuit&cht. des 
Staats und der Alliii te\\ aufrufe, um durch Zvjnang 
und Gewalt das bedrohte oder verleite Rechts 
gehieth zu vertheidigen , dessen Integrität wie- 
der herzustellen, und für die Zukunft mög- 
lichst zu sichern; 7) um jedoch endlich aus 
dem unseligen Zustande einer fortwährenden 
Gefahr, in Krieg verwickelt zu werden, heraus, 
zutreten, unablässig danach strebe , die übrigen 
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Staaten zur Errichtung eines gemeinsamen 
Bundes der voraus geforderten Art zu bestim- 
men, und dadurch der Integrität -des Staats und 
seiner Rechte die. endlich vollendete Garantie 
verschaffe. - — In demselben Grade, in welchem 
diesen Anforderungen genügt wird, mufs auch 
der*JZwek des unterstellten Zweigs der Staats- 
Verwaltung diejenige Realität erhalten , welche 
ihm durch menschliche Wirksamkeit gegeben 
zu werden vermag. 

§. 635. 
Damit nun das, was der Begriff und 
Zwek der Verwaltung der auswärtigen Ange- 
legenheiten nmfafst, auch wirklich zur Hiafc 
werden könne, mufs ein — wegen der äugen? 
fälligen Differenz des Zweks und der Funktio* 
nen dieses Zweigs der Staatsverwaltung von dem 
Zwecken und Funktionen der übrigen Verwal- 
tungszweige , von diesen ausgeschiedenes! ei- 
genes — Verwaltungsdepartement dp* 
auswärtigen Angelegenheiten im Staate 
etablirt werden Aber auch seine Organisa •*- 
tion mufs von jener der übrigen Verwalrungs- 
departements abweichen, weil nicht sowohl das 
eigene Geftielh des Staats f als vielmehr das 
Ausiao d die objektive Sphäre seiner Wirk- 
samkeit ausmacht. Eben wegen dieser Eigen* 
thüailichkeit seiner objektiven Sphäre ist das* 
selbe zu personifiziren, erstens: durch Organe 
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im Auslande, — Gesandte, — * und zwey- 
tens: durch ein, am Sitze des Regenten zu 
konstituirendes, Kollegium, — Zur Qualifika- 
tion dieses Departements für Erreichung seines 
Zweks scheint es mir auf jeden Fall unerlafslich 
zu seyn , dafs dasselbe in jedem, der den 
8taat unmittelbar begrenzenden , Staaten» und' 
Wenigstens in denjenigen der übrigen ent- 
fernteren Staaten ein eigenes Organ habe, mit 
welchen entweder ein gewöhnlicher Verkehr 
der Staatsglieder, oder eine Berührung und 
Verbindung des Staats selbst unvermeidlich oder 
erwünschlich ist a). Die Gründe dieser Forde- 
rung liegen wohl unverkennbar in der voraus« 
geschikten Analyse der Mittel für Erreichung 
des* Zweks dieses Verwaitungszweigs f gleich- 
wie auch die regeln) a fsige Bestimmung der 
unterstellten Organe (der Gesandten) bereits in 
§. 624« festgestellt ist. Die v<rattglichsten Eigen* 
schaften, welche bey der Auswahl dieser Organe 
fieriiksichtigung verdienen, sind: gründliche 
Wissenschaft der Staatskunst , und «des Staa- 
tenrechts, der Geographie, Statistik und Ge- 
schichte in ihrem ganzen Umfange, innige Be* 
kanntschaft mit der Sprache des Volks und des 
Hofes, an welchen* sie gesendet werden, tiefe 
Mensch enkenntnifs, Schärfe des Bliks, höh* 
Klugheit , Gegenwart des Geistes, Selbststän- 
digkeit und Selbstbeherrschung in einejn, durch 
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edle Würde, Gefälligkeit und Gewandheit aus- 
gezeichneten, Körper. Unter Voraussetzung 
diesej: Qualitäten bedarf es, um besondere Auf- 
träge vollziehen, oder besondere Verhandlung 
gen einleiten und durchführen zu lassen, nicht 
leicht der Absendung ausserordentlicher 
Orgaue» aufs er an solche Staaten, mit welchen 
nur ausnahmsweise eine Berührung eintritt, 
bey welchen also der Grund des Daseyns eines 
beständigen Gesandten keine Anwendung findet» 
Übrigens kann durch einen lebendigeren Han- 
delsverkehr der Glieder des Staats mit den Be- 
wohnern anderer Staaten die Abordnung eigener 
Organe (Handel agenten, Konsuln) an die Haupt- 
handelsp ätze veranlafst werden, welche eben- 
mäßig als Organe des Departements der aus- 
wärtigen Angelegenheiten zu betrachten sind, 
und ihre Berichte dahin zu erstatten haben b). 

») Zu bedauern ist et nur, dafs der grofso Aufwand, 

welcheu nach der bisherigen Völkersitte die Gesandt* P 

Schäften veranlassen, weil man den 'aufeeren (sehr 
Aufs et wesentlichen) Prunk für wesentlich halt, es 
den minder reichen Staaten unmöglich macht , jenes 
Mittel in seinem ganzen , durch den Zwek der Ver- 
waltung der auswärtigen Angelegenheiten cum Be- 
dttrfnisse gemachten y Umfange xu realisiren. Wann 
werden doch endlich einmal die Menschen aufhören, 
Wesentliche Zwecke werthlosen Aufsendingen su 
opfern ? Wie leicht könnten die Staaten Über Beseiti- 
£u»£ "ein* Hindtrtmses eine Übereinkunft treffen? 
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») Di« ragelftrtfsige Aufgab« der Ha ndelsagenteu kamt 
nur «Urin bestehen i zu beobachten , ob ihren Landes- 
lauten der rechtlich fr.ye Handelsverkehr , und der 
Gabrauch seiner Bedingungen gestattet > ob aber auch 
durch Jene von diesen kein Miftbrauch gemacht 
werde? Bey entstehenden Irrungen undZwistigkeiten 
SU interzediren ; für vorgefallene Beleidigungen Ge- 
nugtuung zu verlangen ^oc* er zu geben} bey beste* 
hendeu besonderen Handelsverträgen über deretf Er- 
füllung zu wachen; bev verwick eiteren und wichti- 
gen Vorfallen aber ungesäumt zu berichten • und 
besondere Instruktion einzuholen etc. — Um Gesandte 
und Handelsagenten in die Lage zu setzen f data sie 
•ich im Auslande ihrer Landsleute gehörig annehmen, 
aber auch die nöthige Aufsicht über sie fahren kön* 
nen, müfs der Staat jedem reisenden Bürger die Ver- 
bindlichkeit auflegen, bev seinem Eintritte in den 
fremden Staat, dem dort sich befindenden Gesandten 
oder Agenten uu verweilt von seiner Ankunft , (ei- 
nen) Aufenthalte und dessen bcyläutiger Dauer, so 
wie von dem Zwecke seines Daseyns im allgemeinen, 
die Anzeige zugehen zu lassen , aher aui h seiafe Ah« 
* reise aus diesem Staate ebenmäTsig zu melden* 

v %. 636, 
Die Hauptartikulation des unterstellten De- 
partements (das im vorigen $. erwähnte Kolle« 
gium) ist zu konstituiren aus einer , trach Mafi- 
gabe der Ausdehnung und Verwickelung der aus* 
wärtigen Angelegenheiten zu berechnenden, 
Anzahl von Käthen, und einem, derefi Geschäfte 
difigirenden, Chef, Jeder dieser Räthe hatte 
das Referat zu führen über sämmtHche , durch 
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den Z\pek dieses Departements angeregte Rük- 
sichten in Beziehung auf einen oder einige 
bestimmte Staaten , und die, durch diese Rük- 
sicht^n veranlafsten, Geschäfte zu besorgen, (z, D. 
die Korrespondenz mit den in jenen Staaten be- 
findlichen, Gesandten oder Agenten zuführen, 
die von denselben 7 einlaufenden Berichte mit 
den daraus gezogenen Resultaten in Vortrag zn 
bringen die Aufträge an dieselben, die Erledi- 
gung ihrer Anfragen, allenfallsige Ratifikatio- 
nen zu entwerfen, die von den, aus denselben 
Staaten anwesenden , Gesandten empfangenen 
Noten zu beantworten u. s.',w.) Ein Mitglied 
der Zentralpolizeybebörde hätte diesem Kolle- 
gium von Zeit zu Zeit die Listen« der, im Ge- 
biethe des Staats sich aufhaltenden, Fremden 
vorzulegen, von 4emselben über die Art ihrer 
Behandlung, welche nach der, den Einheimi- 

a 

sehen im Gebiethe der respektiven Regierungen 
jener Fremden widerfahrenden, Behandlungsart 
£U modifiziren ist , Instruktion einzuholen, und 
von jedem bedeutenden Vorfalle in Beziehung 
auf Fremde ungesäumt die Anzeige zu machen, 
— Gleichwie die Gesandtschaften im Auslände 
die Primarbehörden (Vollziehungsorgane) 
des Departements der auswärtigen Angelegen- 
heiten bilden, so ist das eben postulirte Kolle* 
gium,, dessen Z entralbehörde, und hat, als 
solche, die Bestimmung: die richtige und zwek* 
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mäTsige Anwendung und Vollziehung der , im 
vorigen Titel geforderten , Gesczgebu ng im gan- 
zen Gebiethe ihrer Anwendbarkeit zuoberst an- 
zuregen und zu leiten, über die Zwdtmafsig- 
keit der Funktionen der Gesandtschaften im Aus- 
lände die positive, 50 wie Über das Benehmen 
der von anderen Staaten acceptirten Gesandt- 
schaften im Inlande die negative (abhaltende} 
Aufsicht zu führen, und mit einer, alle Mo* 
niente der aufseren Verhältnis des Staats um- 
fassenden, Cber^ieht, die vollständige Errei- 
chung des, diesem Verwaltungszweige vorge- 
«tekten, Mittelzweks in alten Richtungen seiner 
Sphäre zu verbürgen. 

§. 637- 
Diesen Organismus wirklich in Hand! lang 
zu setzen , und dieser Handlungsweise die zwek* 
inäfsige Form zu sichern, ist das Geschäft der 
Instruktion der Verwaltung der auswärtigen 
Angelegenheitert, Unter dieser Instruktion ver* 
«ehe ich ein , ßiif die Grundlage der im vorigen 
Titel postulirten- Gtsezgebnng gebautes, Regu- 
lativ der konkreten Tendenz und der Sot* 
m eile n_ Bedingungen und Maximen der Hand- 
lungen dieses Verwaltungsdepartements, Zn 
ihrer Aufgabe gehört demnach z. B. die Bestim- 
mung, an welche Staaten ständige Gesandt« 
«haften, mit welchem Karakter und mit wer- 
her Begleitung diese abzuordnen jcyen, die 
Bestim- 



BeatiipoNtyig derP^fllite, worauf d^ren Jn$trut 
tion zu stellen, undjgr Form , uuter welcher \ 
4pwo Kreditive ujid Instruktionen auszustellen V 
seyen, die Bestimmung, von welchen Staaten 
QffUt^tf chaften ,' mit welchen Bedingungen und 
Rechten diese zu acc^p|:^n ; sey^;/die Be^im- 
m} *P& /* e F KorrespopfejjzfcMrm mit. auswärtigen 
«fiW c ^, n «nd Ministje^, s der Forin: d^r mit 
^ e ^fK n ^sandtschahen zu wechselnden Noten, 
u. s. w. vorzüglich aber die Bestimroupg* des 
Geistes und Karakters in rechtlicher ,]»nd , mora- 
li^qher Hi^icht, , in welchem die ;Verhanflluu- 
ß% a ,% -.AP mit auswärtigen Stuten, zu fthr*« 

i/A n flfcfcr Vu ii g. Daf«, es ungleich «weknrtfeiger ae^, att 
i -fü^.?^?? iti, bisherigen, ttoifen, schw^ftfljgeti „„4 
♦.■ ^verworrenen Style einen natürlich . ftuftenöen und 
einfach edlen Styl; an die Stelle des, bis auf die 
unbedeutendsten Kleinigkeiten ängstlichen , und da* 
A ' rum äufserst l&tige'nV und zum' Thefle läcksrlichen 
'* ' Z er e m on üe 11s, liberalere, nach 'den Forderungen 
jfolMfer,,, Würde und' Erhabenheit ausgeprägte For- 
cen treten zu lassen ,, möchte wohl keines Beweiset 
bedürfen, und beginnt auch bereits von der Praxis 
anerkannt zu werden» 

> , §-.638. 

t , Cie eigentliche Tendenz des andern Theils 
(nötigenfalls durch Bestechungen und unmora- 
lische ^ittel aller Art^ ausholen, seine eigenen 
wirklichen Absichten aber möglichst ver- 

* Behr Staatskunst. III. Abth, 20 
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/ Schleyer» ; dem anderen Theile zuträgliche Ab- 
sichten heucheln , und ihm solange schmeicheln 
und Yortheile verheifsen , bis er sich als Mittel 
zu egoistischen Zwecken hingegeben hat, \venn 
aber die Absicht erreicht ist , nicht weiter sich 
um ihn bekümmern j immer nur Fraetensionen 
aufstellen, und seine Rechte, [gleichviel auf 
wessen Kosten, so weit es nur immer geht, 
erweitern; dem anderen, was in der Politik 
- Sünde ist, aufs höchste anrechnen, ob man gleich 
dasselbe sich selbst längst gegen ihn erlaubt 
hat ; im Vortheile Scham - und Gefühllos fordern, 
und im Nachtheile nur der Noth weichen , nur 
bis auf bessere Zeiten und Gelegenheiten sich 
gefallen lassen, was jezt nicht behindert su 
werden vermag ; das Vertrauen für andere unter- 
graben, Freundschaft in Zwietracht und Krieg 
ver waidein, mit wenigem: Ohne Rüksicfit auf 
erfolgendes f fremdes und einheimisches, namen- 
loses Elend , dem grassesten Herrscheregoismus 
unbedingt fröhnen — diefs sind die Mäximep , 
deren Gebrauch seit Jahrhunderten in der gegen- 
seitigen Behandlung der Staaten so sehr zur 
Observanz geworden ist, dafs man die Kunst 
sie zu üben, als das Wesentliche dieses 
Theils der Staatspraxis zu betrachten, und sich 
unter demselben — der Politik im eminenten 
Sinne — nichts anders zu denken gewöhnt ist, 
als ein Gewebe von Verheimlichung, Verstellung 
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und Täuschung, von Bestechung und Ausfor- 
schung, von List uimI Übervortheilung, -w die 
Kunst des feineren Betrugs im Betrüge selbst. — 
Machiavells würdige Schüler, des Despotis- 
mus verächtliche Sklaven wissen jene Maximen* 
selbst in der Theorie zu vertheidigen. Der 
Menschenfreund mufs sie verdammen , und 
an ihre Stelle die Maximen der Gerechtig- 
keit, pünktlicher,, Erfüllung eigener 
Pflicht, der Wahrheit, Offenheit, Mäa- 
sigurig, Billigkeit und Festigkeit gesezt 
wissen. Ufem Glauben entsagen , dfcfs endlich, 
auch die Praxis der besseren 1 Theorie hierin 
folgen müsse / hiefse afn dfcr Kraft der Vernunft—* 
der Gesezgeberin des Rechts und der Tugend — 
Schwierigkeiten und Hindernisse zu besiegen, 
verzweifeln, hiefse der Hoffnung entsagen, dafs 
endlich die Afterkultur einer wahren Kultur, 
das Schlechte dem Guten weichen müsse. 

§. 639. 
Maft kann auch die praktische An- 
we-ndbarkeit der postulirten Maximen im 
unterstellten Gebiethe der Staatspraxis nicht 
leugnen, ohne entweder dem Rechts* und Sit- 
tengesetze die Qualität praktischer Ver- 
nunft gebothe* oder den Staaten den Karakter 
der (juridischen und moralischen) Persönlich- 
keit, uftd den Regenten , als Repräsentanten der 
Staaten , in ihrer Wechselwirkung die Qualität 
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unter dem Rechts - und Sittengesetze stehender, 
d.i. v er nünftiger Wesen abzuleugnen. Und 
weichet- Regent tollte eine Behauptung der Art 
vertragen können und dürfen? — Der bekannte 
Gemeinsam „die Moral des gemeinen Mannes 
sey nicht auch die Moral der Regierungen" hat 
etwas, wahres , aber auch etwas höchst falsches : 
Wahr ist er* in wieferne die Beziehungen und 
Objekte der Moral der. Regierungen freylich 
verschieden sind, von den Beziehungen und 
Objekten. der Moral des Privatmannes: Höchst 
falsch aber, ist er , in soferne damit gesagt seyn 
sollte, dafs es für die Regierungen ein anderes 
moralisches Urpr in zip und Urgesez gebe» 
als. für di$ Moral des Privatmannes ; denn die t 
Vernunft— (und dieses Substrat soll dochbey 
den Regierungen wohl nicht ,hin weggedacht 
werden ?) ~ kennt nur ein einziges morali- 
sches Urpi;iqzip und Urgesez für alle (vernünf- 
tige) sittliche Wesen , fordert unbedingt dessen 
Geltung in allen ihrep, wenn -auch materiell 
noch, so verschiedenen 9 Verhältnissen, uftd ge~ 
stattet der Klugheit nur innerhalb der Schran- 
ken jenes Gesetzes Spielraum*, verdammt aber 
jeden Austritt derselben aus diesen Schranken* 
Aus welcher anderen Quelle sollte aber das 
moralische Prinzip der Regierungen gültig ab- 
geleitet werden wollen oder dürfen ? und wer 
möchte leugnen » dafs das Prinzip der Klugheit 
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in irgend einer Art vöiP Verhältnissen^ v e r * 
uünftiger Wesen , dem Prinzipe der Moral 
nicht untergeordnet sey? — • Auch de» /Gemein* 
saz „Maximen der geforderten Art möchten ^sich 
wohl in ßüchern recht gut ausnehmen, nur 
werde man im wirklichen Leben nicht 
weit damit kommen, wenigstens-nioht, so 
lange jene Maximen nicht von allen Statuen auf 
gleiche Weise anerkannt und geübt würden;'* 
ist wahr oder falsch , nach der Verschiedenheit 
des Sinnes, welchen knao :dem *>Wei*komt 
„wen" pmterlegt. Wahr ist er , wenn man 
unter diesem „Weitkommen" die State Vergrös* 
serung des Staats Suf Unkosten anderer , eigene 
lieh die Sättigung des Ehrgeizes >- cUr ( Ruhm- 
begierde, der Prachtsucht und Eitelkeit des 
Herrschers, mit einem Worte',: die Befriedigung 
eines gemeinen Herrscheregoismüs versteht : Für 
eine Tendenz der Art sind Frey lieh Maxime* 
des postulirten Inhalts nicht, praktikabel; die 
h i e f ü r tauglichen Maximen führen aber auch — 
zum Fluche der Menschheit , welchen keine er- 
rungene Aufsengröfse zu beschwichtigen vermag. 
Versteht man hingegen unter jenem „Weitkom- 
„inen" das , was nach dem Begriffe und Wesen 
eines Staats, und nach der einzig wahren Be- 
stimmung eines Regenten allein darunter ver- 
standen werden darf und soll, nämlich die Er- 
haltung der Integrität der Rechte de* 
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Staats und «einer Glieder gegen äufsen, — 
4enn der Regent ist so weit gekommen , als er 
mir immer kommen soll, wenn er diese Inte* 
grität bewirkt, — dann ist jener Gemeinsam in 
der Regel falsch, und wäre er selbst aus- 
nahmsweise auch in diesem Sinne, wahr, 
so würde er dennoch die Verpflichtung, die 
postulirten Maximen zu adoptiren, nifcht auf- 
heben; denn auch die Sorge für Selbster haltung 
berechtigten cht, unter Betrügern selbst Betrüger 
zu seyn 9 sondern nur, die Wachsamkeit gegen 
den Betrog zu verdoppeln, und es bleibt ewig 
schimpflich , der Gefahr des Meuchelmords nicht 
durch offenen , wenn auch alle? wagenden Kampf, 
sondern — durch Meuchelmord zu begegnen. 

§. 64O. 
Um sich zu überzeugen , dafs unter Voraus- 
setzung des richtigen Ziels für die aufsere Staats- 
praxis, jener leztere Gemeinsam in der Regel 
falsch sey 9 darf man nur die natürlichen 
und noth wendigen Wirkungen der zur 
Observanz gewordenen, und der von mir postu- 
lirten, Maximen unbefangen mit einander ver- 
gleichen. Die natürliche und uoth wendige Folge 
des Verfahrens nach den , im Eingange des §. 658 
angeführten, Maximen ist: entweder ein 
gegenseitig gleiches Verfahren , — und dafs dieses 
gegenseitige Verheimlichen, Aushorchen, 
Verstellen, Überlisten , Übervor theilerr , Nicht- 
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füllen der Pfliohten und immer Weiter seh rei- 
ten der Anmaßungen ohne allen Zweifel zu 
Kollisionen, Entzweyungen und Krieg, diesem 
gefahrlichsten Hazardspiele der Regenten auf 
' Kosten ihrer Unterthanen über ihre Existenz 
oder «wenigstens deren Qualität, fuhren xnüsse 9 
liegt in der Natur des absoluten Antagonismus, 
in welchem die Privatselbstsucht rivalisirender 
Herrscher stehen mufs, wovon unvermeidlich 
der eine oder der andere bald den Nachtheil auf 
seiner Seite linden , und dadurch zur Rache sich 
gereizt finden wird; — oder wenn der Regent, 
gegen welchen jene Maximen gebraucht werden, 
zu redlich gesinnt ist, um sich zu gleichen 
Prakticken zu erniedrigen, wenigstens Mifs- 
trauen , Verschlossenheit , Kälte , Abneigung , 
Verachtungund Bereitwilligkeit, das widerrecht* 
liehe und unmoralische Betragen bey der ersten 
Gelegenheit mit allem Nachdrucke züchtigen zu 
hälfen. Und sollte man auf solchem Wege 
wirklich weit zu kommen und zu blei- 
ben hoffen dürfen?— Die natürlichen und 
notwendigen Wirkungen der von mir geheisch* 
ten Maximen hingegen sind: Im Verhältnisse 
mit rechtlich und sittlich guten Regenten, Ver- 
trauen, Annäherung und Zuneigung > Schonung 
und gegenseitige Zartheit in Erfüllung der Ver- 
bindlichkeiten., warme Theiinahme und Bereit- 
willigkeit zum fieystande : Im Verhältnisse mit 


— — ■ 


* - - 


312 

anderen » wenigstens Mangel an Veranlassungen 
und Gelegenheiten zu Kollisionen und Zwistig- 
keiten, unwillkührlich abgedrungene Achtung 
und Scheue 9 den Rechten des Geachteten za 
nahe zu' treten* — Die Natürlichkeit und 
Notwendigkeit dieser Wirkungen der 
Gerechtigkeit, pünktlicher Pflichterfüllung, der 
Wahrheit , Offenheit , Mäßigung und Festigkeit, 
in der Regel kpnnte unverkennbar nur unter 
Voraussetzung einer gänzlichen Entartung der 
meisten Regenten geleugnet werden. Bey 
der entgegengesezten Voraussetzung müssen also 
die postuiirten Maximen — nach dem aogestell- 
ten Vergleiche ihrer Wirkungen — ~ in der 
Regel ungleich sicherer zum wahren , erlaubten 
Ziele der Regierungen f (ihrer* , b\s jene zur. Ob* 
servanz gewordenen, mufs also auch der bezielte 
Gemeinsaz in der Regel falsch seyn, und dafs er 
selbst für die Ausnahme nichts beweise » wurde 
oben schon gezeigt. — Welche Maximen 9 
in der (im §. 637 unterstellten) Instruktion , bey 
Bestimmung des Geistes und Karakters , in 
welchem die Verhandlungen aller Art mit aus- 
wärtigen Staaten gepflogen werden sollen, zu 
adoptiren seyen? dürfte: dem allem nach kaum 
mehr einem Zweifel unterliegen. 

Anmerkung, Es bleiben immerhin zwey wackere, durch 
einzelne Erscheinungen zwar mächtig erschütterte, 
aber durch die Tötalretultat» der Geschichte 
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siegend bestätigte Sitte: „Eli r lieh währt am 

„längsten , . darum ist Ehrlichkeit die 

„beste Politik**«— Guter Genius der Menschheit t 

■ ..* 

Wann endlich, wirst du deine Sprecher der Mühe 

tiberheben . beweisen zu müssen , dafs auch die Für- 
sten der Erde sich gegenseitig Rech t und Tugend 
gewähren* «öl len? — Fürsten der Erde! Wann 
werdet ihr die Einsicht, die euch unmöglich entgehen 
kann faktisch beurkunde;» , dafs weder Krone un<J 
Titel , noch Salbe und Gröfse der Gewalt , nur Recht 
und Tugend an euch selbst, der wahren Verehrung 
und gedeihenden Segens , — Unrecht und Sünde» des 
Abscheues und Verwünschens unversiegliche Quellen 
f eyen ? — Ist es auf jeden Fall evident , dafs die 
observanzmäfsigen Maximen der Politik mit dem 
Prinzipe der äufseren Frey heit unter Völkern in einem 
inneren Widerspruche stehen > und dafs demnach kein 
Volk zum Gebrauche jener Maximen gegen das andere 
vernünftig zusammenstimmen könne , so ist auch ent- 
schieden der Gebrauch derselben , als (wenn auch 
nicht materielles, doch gewifs) formales Unrecht, 
nicht nur 'Mi fsbrauch der Regen tengewalt gegen das 
fremde Volk, gegen welches sie angewendet werden, 
sondern auch, als Snhstitujrung des Privatwillena 
an, die Stelle des vernünftigen Geaammtwillens , Mifs- 
brauch der Regen tengewalt in Beziehung auf das eigene 
Volk, und in wieferne die Endresultate jenes Ge- 
brauchs für das eigene Volk nur schlimm seyn können, 
selbst direkter Widerspruch mit der Bestimmung der 
/Staatsgewalt, also weder dem Rechte noch der 
Klugheit angemeasen. 
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Siebenter Abschnitt. 

A 

, Von der Militargesezgebung und Ver- 
waltung. 

T i t e 1 L 

Von der Militargesezgebung. 

Notwendigkeit — Begriff — Zwek — Sphäre-— 
Prinzipien und Objekte der Militargesezgebung. 

§. 642. 

J-Jie erste und oberste Bedingung der unun- 
terbrochenen Erreichbarkeit des 9 durch den 
Staat bezielten Zweks — der Geltung des Rechts 
seiner Glieder — ist unverkennbar die unge- 
störte Existenz und Integrität des Staats, als 
der , jene Rechtsgeltung bewirkenden und ver- 
bürgenden Anstalt selbst Diese seine Integrität 
aber kann verlezt, und selbst seine Fortdauer 
gefährdet werden, sowohl durch Angriffe eines 
Theils seiner Glieder gegen seine bestehende 
Verfassung, oder durch thätlichen Widerstand 
gegen seine gesezliche Wirksamkeit (Rebellion, 
Widersezlichkeit), als auch durch Handlungen 
und, Angriffe von Seite äufserer Mächte : Das 
unerladsliche Mittel, Angriffe der eistecen o,der 
der lezteren Art gar nicht eintreten zu lassen,. 
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oder wenn sie dennoch eingetreten sind, nie» 
derzuscblageii und abzutreiben, ist die Bereit- 
schaft einer ; zur Vertheidigmig gegen jene zö^ 
seichenden, und .gehörig ^ualifizirten ; . physi* 
sehen Kraft. Eine solche Kraft in B&ei&dhafo 
zu ; seit^en und^zu erhalten-* um diecLust zum; 
Angriffe möglichst niederzuhalten, oder* tiAtcr. 
Vprausseteu^gi eines wiriklichen" Angriffe , oder 
auch nujr einer Mfirklicbsn (der Vorstellung nqge« 
ecktet fortgeführten) Drohung da«it;, iter ver» 
letzenden Effektüirung der, Drohung, o^eridena 
wirklichen Angriffe sich: vsxth^idigjftädtrtö*« 
gegenzusetzen , ist spnacah vftm Qes/wmtfcWecket 
4e& Staate ujnfaf&f r Mi ttelz wek, «pd ßket\ darum 
wesentlicher Theil der Aufgabe äpr $fätegß< 
wa lt. — Je leichter nun aber die Nati&9a.lf\ 
lyraft unter dem Vorwa^de des Vertheidiguffgs* 
bedarfs des Staats mißbraucht werden kpqpte* 
wenn die Verwendung der ersteren zur Etabü- 
rung der geforderten physischen Kraft der W^l» 
kühr der Exekutivgewalt des Staats lediglygfe. 
überlassen bliebe, und je wesentlicher 4ie§?ll?$$?7 
erhallung des Staats durch die ZweJanäfsigfceit 
seines Verteidigungszustandes bedingt ist f d$sta 
- deutlicher mufs die Notwendigkeit einleuch^ 
ten, dafs die Willkühr der Exekutivgewalt des 
Staats pünktlich geregelt, Mafs, Qualifikation der ; 
lezteren zur Erreichung ihres Zweks, undVer» 
Wendung derselben , gesezlich bestimmt werde. 
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§. 643. 
Der Inbegriff der, die Errichtung! Quali- 
fikation und die Bedingungen der Verwendung 
der Verüieidigungsanstalten des Staats regulie- 
renden , Normen ist es, — was ich IVfilit ar- 
ges« z g e b u n g a) nenne. Dafs diejenige Wirt 
ttrtftkeit, durch welche eine Vollkommene phy- 
sische Vertheidigung des Staats gegen Angriffe 
der , oben bemerkten , zwey fachen Art bedingt 
ist, gehörig angeregt und bestimmt geleitet sey, 
ist dasjenige» dessen Vorstellung bestimmen 
nrafs, den unterstellten Zweig der Geseagebuiig 
zu reftlisiren, d. u der Zwek der Militärgesez- 
gebung« Zu i h r e r Sphäre gehört demnach die 
Nonnirung und Regulierung alles dessen» ff* 5 
zur erkleklichen physischen Verteidigung des 
Staats erforderlich ist t Alles andere liegt aatser 
ihren Grenzen. Um ihre Sphäre vollständig ans* 
zufallen« mufs sie demnach Art und Mfl"' 
Einrichtung und Forterhaltung <* er 
physischen Vertheidigungsanstalten des Staats» 
und die Fälle des Gebrauchs der lezteren be- 
stimmen , und sie hat ihrem Zwecke vollkom- 
men genügt, wenn in ihr die Exekutivgewalt 
des Staats fiir die Erfüllung ihrer Vertto* 
gungspflicht eben so ausreichende Regulato** 
als gegen den möglichen Mifsbrauch der StM** 
macht für egoistische Zwecke, bestimmte Schran- 
ken findet. 
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• *) Skß Anadrukt „MiHt'irgasesg ebung" bediene 

.iah mich darum» w*il. der gemeine Sprachgebrauch^ 

. <Jen Inbegriff der, auf $ie physische Vertheidi^nnj 

des Staats gerichteten , Anstalten, mit dem Ausdruck« 

„Militärwesen " bezeichnet. 

§. 644. 

Die Hauptgesichtspunkte , von welchen die 
Bestirnmung der Art und des Mafses der 
JT er theidigtingsanstalten lies Staats geleitet wer-* 
den *mufs, sind: 1) die äufseren politi- 
$ ch eü V e r h ä 1 1 n isse ; 2) : xlie physisch^ Läge; 
uitd 5)die eigene Kraft 'des Staats. Die 1 
politischen Verhältnisse , welche gegenwärtig in 
der hier unterstellten Rüksicht allen Staaten (in ' 
Europa tvenigstens) gemein sind , machen — so 
wenig diefs auch an sich nothwendig wäre, 
und so endlos auch die daraus hervorgehenden- 
Übel sind a), — Jedem Saate die Aufstellung 
und Unterhaltung stehender Truppen(Flot- 
ten) unerläßlich , und eben jene äufseren poli- 
tischen Verhältnisse (z, B- Bundesverhältnisse 
oder Rüksichten des Gleichgewichts der Verthei- 
digungsmacht) sind es, nach welchen Zahl und 
Art der zu unterhaltenden Truppen in einer 
Hinsicht zu bemessen sind.* — Von der physi- 
schen Lage des Staats hangt es ab , ob derselbe 
blofs Vertheidigungsanstalten zu Land (Land- 
macht), oder blofs zu Wasser (Seemacht), 
eder zu Land und Wasser zugleich (Land« 
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'wnd Seemacht), < dergleichen ob und wo er, 
zur Begründung der Verteidigung seiner Gren- 
zen, Aer Anlegung Von Festungen (Haf£faforts, 
fcüstenbatterien) bedürfe , oder nicht? — Die 
nothwendige Grenze aber Tür die regelmäs- 
sige Ausdehnung der au etablirenden (Land- 
ser S«e-) ßlacljt (odpr beyder zugjl^cfr) in ge- 
geben und zu finden iq deip Mafse .der.Nado- 
nalkra/t, und der^An^rengung, weiche diese 
(nach 9efriedi£ii^g, der, übrigen Bedürfnisse de 
Staats) hv dWqZWPkj*™**: Vmheidjguqgsan. 
sftdten in £« Rtf g^L vertragt* b) M Jf3:weniger 
4ie$e grenze in der Regel Übertritten t i$e?äen 
4?rf ir* der yerwendung d^^^^r^^Hm 
$shAife der Vertheid^gungsansfaU^nt f /l^s Staats, 
ohne den Zwek des Staats in j&eineji gliedern 
unvermeidlich zu vereiteln, de^to, dringender 
igt e& der Militargesezgebung durch ihr^n.Zwek 
gebothen, ein _ bestimmtes, in der Rqgel nie, 
qnd ausnahmsweise nur in den außerordentlich- 
sten JN T othfällen t zvi überschreitendes* Mafsdes 
£ufw?pdes (von Kräften und Grü(tern) für den 
I^wek des Verteidigungszustandes 4 ßÄ §taau 
festzusetzen, ., ti t ., .. ,. , il? 

a) Beförderung des Despotismus f des Ehrgeizes und der 
fcrpbctrunessucht der Herrscher; Erleichterung des 
Kriegführens mit seinen schreklichen Folgen ; Mangel 
an arbeitenderi Händen ; Abnahme der Bevölkerung; 
Sittenlosigkeit*; Trägheit, Allgemeinheit des Sklaven« 
sianes — diefs sind- die hauptsächlichsten Übel» welch« 
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notorisch das Halten stehender H^«r« in feiner 
Begleitung hat. — Dafs die Staaten , -— wen« deren 
Regenten keine Angriffs- (Eroberung?-) Kriege , son- 
dern nur die Behauptung der Rechte der Staaten und 
Verteidigung derselben gegen ungerechte Angriffe 
beabsichtigten — der stehenden Heere füglich ent- 
behren könnten» ergibt sich von selbst daraus» dafs 
jedem Staate» im Falle eines Angriffs auf ihn» die 
ganze Anzahl seiner waffenfähigen Bürger zu Gebothe 
steht» deren erweifsliche Pflicht es ist» zur Ver- 
teidigung des Staats persönlich mitzuwirken. — 
Wie sehr die Gesammtheit der Regenten durch 
ihr geharren auf jener Mafsregel ihrer Bestimmung: 
widerspreche» kann darum kaum verkannnt werden. 
Ich sage : die Gesammtheit der, Regenten; i denn 
von dem Einzelnen hängt es nicht ab» sein Volk von, 
dem hartem Drucke jener Übel ganz zu befreyen, 
so lange nicht alle Regenten dazu übereinstimmen, 
dieser gerechten Anforderung» der Völker an sie zu 
entsprechen: und was könnte sie — - aufser ihrem 
leidigen Egoismus daran hindern ? — Paradesoldaten 
sind sehr unnütze Maschinen» und die Stelle der 
Schildwachen kann eine gute Polizey vollkommen 
vertreten« 

b) Die unvermeidliche Folge jeder regelmäßigen Über« 
Spannung ist Schwächung» und der fortwährenden 
Schwächung sicheres Produkt ist Erschöpfung und Vor« 
fall : Darum kann die bezeichnete Grenze nicht Über- 
schritten werden» ohne den Staat durch die Mittel» 
um ihn gegen mögliche und zufällige Gefahren 
zusichern» desto gewisser zu Grund zurichten* 
Ist die eigene auf die» im $, postulirte» Grenze der 
Ausdehnung beschränkte» Vertheidigungsmscht dem 
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regelmäfsigen MachtbedUrJhisse nicht gewachsen, dann 
kann Jas • Deficit — wahrlich nicht durch eigene 
* äegelrnalsige Überanstrengung der Nationalkraft; 
denn diese könnte nur momentan helfen, müfste 
"aber fftr die 1 Zukunft desto gröfsere Ohnmacht» da- 
' dofth ~ateo das gerade Gegen t heil des Beabsichtigten 
' erzeugen ; sondern — - nur durch Defensivbündnisse mit 
anderen Staaten, und den» dadurch zu erzielenden, 
MacEtzuWadhs ergänzt werden. Doch können nur 
solche Defensivbündnisse zwekmäfsig seyn , welche 
dem* Staate, der ihrer bedarf» nieht hinwiederum eine 
regelmäfsige Überspannung seiner eigenen Kräfte 
für die Zwecke der Verbündeten auflegen ; denn durch 
solche Bündnisse würde gerade das Übel hervorge- 
bracht» Was durch sie vermieden werden sollte» 
Einem Volke» welches die Selbstständigkeit iciner, 
ah eines Staats, nur auf diesem qualvollen Auswege 
zu fristen vermochte» müfste man rathen» die Idee 
der Selbstständigkeit aulzugeben» und sich mit einem 
anderen Staate zu vereinigen , welcher ihm die Sicher- 
heit Beiner fechte ohne ein solches martervolles Ab- 
zehren seines Marks zu gewähren im Stande wäre. 
Schreklich sind die Bilder» welche dem Blicke auf 
die Wirklichkeit begegnen , sieht man sich nach den 
Wirkungen der Vernachlässigung des aufgestellten 
Grundsatzes um : Durch die» seit einem Jahrhunderte 
in Sprüngen gesteigerte» die Kräfte der Nationen im ' 
höchsten Ubermafse spannende » Ausdehnung der ste- 
hen Jen Heere» nebst ihren übrigen unzertrennlichen 
Übeln mit einer furchtbaren Schuldenlast im Gefolge» 
durch die unaufhörlich fongesezten Kriege» welche 
den Rest der überspannten Kraft vollends verzehrten — 
gleichen jezt die meisten Völker des (kultivirten ! ) 
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Europa nerven- und blutlosen Gespenstern, wvlehe , 
sich vor einander selbst entsetzend, im gekreisten 
Ja mmer kaum mehr die Hände nach dem Frieden rin- 
gen können! — Sollten es wohl die Väter dieser 
Völker noch weiter treiben wollen ? ; 

- * ,+ 

% 645. .. . \.. . 

Eine vernünftige Militärgesezgebung wird 
— den einzig wahren Zwek alles iYFilitänvesens, 
Vertheidigung, un verbükt im Auge haltend — • 
von dem Prinzipe ausgehen, dafs in Friedens- 
zeiten blofs die vorbereitende Anlage zu 
den , im Falle einer inneren Unruhe oder eines 
unvermeidlichen Defensivkriegs nöthigen , Ver- 
theidigungsanstalten in der Art getroffen und 
erhalten zmwerden brauche, welche > irn Falle 
des wirklichen Bedarfs der lezteren, die Steige^ 1 

rung jener Anlagt zur erforderlichen Ausdeh- 
nung und Wirksamkeit verbürgt. Eine Vorbe- 
reitung der Art besteht in der Erschaffung eines 
blofsen tüchtigen Stammes zu einem, der 
Vertheidigung gewachsenen, Heere das ist, in 
der Aufstellung einiger Korps stehender Trup- 
pen von allen Waffenarten (Linien- leichte In- 
fanterie , Kavallerie , Artillerie , Matrofseö etc.), 
und in der Organisirung einer Nationalmi- 
liz, woraus für das Heer, im Fälle des Bedarfs, 
unverzüglich der erförderliche Zuwachs gezogen 
werden kann. Zahl und Gröfse jener stehenden 
Korps ist -zu bemessen nach dem "Bedürfnisse des 
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Dienstes in vorhandenen Festungen, und 
nach dem Bedürfnisse zur Übung der National« 
rhiliz geschikter Organe : Zur Nationalmiliz aber 
gehört jeder waffenfähige wirkliche Bürger 
des Staat* (dem es übrigens Frey stehen mufs , 
' sich durch einen tüchtigen Repräsentanten seiner 
Person vertreten zu lassen)» Diese National» 
mfliz i^t jährlich , zu bestimmten Perioden, im 
Gebrauche der Waffen und in allen zur Vertei- 
digung dienlichen Künsten z\vekrnäfsig zu üben, 
und in gehörig eingerichteten Militärschulen 
jnüssen für den Ingenieurdienst, wie für die 
Zwecke eines geschikten Generatstabes taugliche 
Organe in erkleklicher Anzahl gebildet werden. — 
Die Individuen der stehenden Korp& müssen au* 
den Bey tragen der Gesammtheit der Staatsglieder 
in einer Art unterhalten werden, welche keine 
Veranlassung zur Unzufriedenheit derselben mit 
ihrem Stande und Dienste darbiethet« und nie 
darf es an denjenigen Vorkehrungen mangeln, 
wodurch die ungesäumte Herstellung eines genü- 
genden Verpflegungs - Munitions - Transport* 
und Lazareihweseris auf den Fall des Bedarfs 
bedingt *$*• 

§. ? 646. 

Tritt die Nothwepdigkeit der Verteidigung 

wirklich ein , dann sind die stehenden Korps 

aus der vorhandenen geübten Nationalmiliz bis 

zu derjenigen Ausdehrmrjg, weiche das Yerthei- 
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dlgurigsbedürfnifs gebielhet, tra3 daö Ma fs 3er 
Nationalkraft gestattet, zn verstärken, die/durch 
militärische Kenntnisse, Patriotismus und reel* 
len Muth ausgezeichnetesten Subjekte, ohne 
Hüksicht auf Reichthum', Geburt ; uöd Ai&r, za 
Offizieren zu ernennet, und dicf lieituug 'det 
ganzen Vertheidigtingsoperation (das General- 
kommando) , ohne Beschränkung, einem 
Manne zu übertragen, ^in weichet*! sfich SfchSffe 
des praktischen Bliks und'Urtheils, Ge^eAwart 
des Geisten, hoher MutH, warmer JPatribtfcsmus» 
feste Gerechtigkeit und gewandte Klugheit*, mit 
dem vollständigen Mafse militärischer, geogra* 

• 

phischer und historischer Kenntnisse, und den* 
Vertrauen der Nation vereinigt vorfinden; ihm 
ist Wahl und Gebrauch aller, zur Vertheidigbng 
des Staats erforderlichen, Unternehmungen und 
Mittel (innerhalb der, im §. 626 bezeichneten. 
Grenzte), augenblikliche Belohnung des, in der 
Verteidigung sich wahrhaft auszeichnenden , 
Verdienstes, und augfenbliküche Bestrafung gro- 
her Nachlässigkeit wie der Bestechlichkeit und 
Vertltherey, — unter Vorbehalt seiner Verant* 
wortlichkeit für etwaige Ungerechtigkeit, Par- 
thdyiichkeit oder eigenes grobes Versehen , übri- 
gens — unbedingt zu überlassen, und nur, daf* 
et mit dem Chef des Departements der auswar- 
tigert Angelegenheiten iiti beständigen Rapport 
fclfcibe, und d«*n\ durch denselben erhaltenen, 
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BefeJita« cfa Reg ente* über Fortsetzung oder 
$tijl4tapd $ffin$r Operationen gehorche, zur 
Pflicht jw machen. 

§. 647. 
JQ*£ feinzig gültige« und von einer, auf 
richtigen, .Grundsätzen beruhenden, Staats ver- 
waltupg abzuerkennende, Zwek der Militär- 
anstalten Kann nur dahin gehen: Gewaltsame 
Angriffe auf die Sicherheit dee Staats (im Inne- 
ren oder von aufseji), so ferne keine andere 
Art der Abhaltung oder Ablenkung derselben 
mehr Plaz findet, durch eben so gewaltsame 
Gegenwebre zurükzutreiben , und nötigenfalls 
einen Verteidigungskrieg zu führen: Eine 
zwekmäfsige Militärgespzgebung mufs demnach 
den Gebrauch der MilitäranstaUen ausdröidich 
beschränken, auf die Beugung einer, von Seite 
eines Theils der Staatsglieder versuchten, tät- 
lichen Widersezlichkeit gegen gesezmäfsjge Be- 
fehle der Regierung, oder eines von solchen 
versuchten gewaltsamen Angriffs auf die, Bestän- 
digkeit des Staats und ihre Bedingungen , auf 
die Beschützung des Staats gegen versuchte 
Störungen im Besitze seines Eigen thupis, qdejr 
in der Ausübung und Geltung seiner Hechte vps 
Seite anderer Staaten , gegen deren Beleidigun- 
gen und egoistische Eroberungspläne; auf die 
Vindikation des widerrechtlich entrissenen Ei- 
gen thums oder vorenthaltenen Rech tsgenusees» 
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endlich auf VnXßXßtiüzxing d*i3TOgfll Aperen 
Staaten in Verteidigung ihcei: , Rechte* mit 
welchen 'der heimische Staat sich im Verhältnisse 
ifeiner ' Defensivallianz ' befindet. ÄttschSiklich 
mufs sie dagegen verbiefhen und alsHöchver- 
rath erklären, jeden Mifsbrauch des Militärs 
^W*PT Begründung und purptrfuhrqng, dez Despo- 
ümms im {«»ereil <te$ St^ta, z-ur Unj^rpLriickung 
MÄatsJ}ürga:liefeer Rechte /und Fr«yhei&» oder 
*ht Durchsetzung wiilkiihrHcher, die Hechte der 
Staätsglieder kränkender, Ausbrüche der Launen, 
Lüste öder Leidenschaften der tlerrscher, des* 
gleichen zur Ausführung egoistischer . ^us Ehr- 
geiz, Ruhmsucht Frivatrac])^ ; p^e^^fjlpilien* 
urtere**** geflossener^ HesrscherpläPSirfld^r ver- 
«nd^er'Off ensiv. kriege» * 

A A «i/ : *k u n g. In .denjenigen $tftateto , in w**cÄen noch 
«* : ««Zeit ^on den, im J, 6<f5 aufgestellte« #'Grund- 
* * ' »ätzen kein Gebrauch geraucht werdet ktkÄte oder 
• wollte, sondern fortgefahren" wUrsVyfcffcii stehendes, 
da« BedUrfnits de» Dienstes in ' Ffcsfttttgeii *rod zur 
Uhutig «ler NatiVnälmüiz ttberittigMitlA^ 'Heer zu 
zu halten , während man es der Polizey mangeln läfst 
an der erforderlichen Anzahl von Organen zur Durch- 
setzung des , in ihrem Zwecke liegenden > physischen 
Präventionszwanges im ganzen Gebiethe des Staats , 
dürfte jener Überschufs der stehenden Truppen in 
Friedens zeiten am scbiklichsten zu beschäftigen 
seyn , durch Verwendung derselben für die Bestim- 
mung jenes physischen Präventionszwanges der Polizey» 
also 4 urch Venheilung derselben auf das ganze Gebieth 
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des Staats, und Unterordnung unter die Disposition 
der Poliney , um vermittelst ihrer den Versnoben und 
Unternehmungen von Verbrechen mit erkleklicher 
physischer Kraft begegnen zu können. Durch diese 
Verwendung der stehenden Truppen würde deren Da- 
seyn ond der, für ihre Unterhaltung erforderliche , 
Aufwand in dem Zwecke des Staats wenigstens einige 
Stütze finden« Nurmüfste man wünschen , dafs dann 
auch dieie Polireymilis in ihrer Ansfengestalt un- 
terschieden werde von der eigentlichen Kriegs milie, 
damit der heimische Bürger nicht stärs mit dem 
F t e i n d e auf gleicher Linie » die Staatsgewalt nicht 
mit ihren eigenen Untergebenen in einem immer* 
währenden Kriege zu stehen scheine » und der Söldner 
selbst daran erinnert sey, da(s der Bürger anders, 
als der Feind behandelt werden müsse, dafs der 
erster« nicht , gleich dem lezteren , ein Objekt seiner 
Rohheit und wiUkührlichea Mif stund fang sey.-t*- 
Hiermit sind diejenigen Hauptmomente angedeutet, 
• welche von der Militargesezgebung , um ihrem 
Zwecke .vollständig zu genügen» zu bertiksichtigen , 
und nach ihrer ganzen intensiven Sphäre 
su entsehöpfen sind* Andere Momente gehören in 
die; Instruktion der Militärverwaltung» 
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T i t e 1 IL' 

Von derMilitürfer* a 1 1 u n g. 

Begriff — Zwtfi — • Noth wendigkeit und ÄphÄre 
der Miürärrerv^lrung. HauptWfö , rde^l^It♦gel^ , «n 
dietelba* Pranilpien ihrer Organ iiition und In* 
struktion. 

§. 648. 

Die RealisiHmg der Bedingungen der phy- 
sischen Verteidigung des* 3bmts gegen physi* 
sehe Angriffe auf denselben , und die Bewirkung 
und Führung der Verteidigung selbst im Falle 
ihres Bedarfs, der Inbegriff der um dieser Ver- 
teidigung willen geheischten Funktionen, die 
praktische Ausführung der (im vorigen Titel 
postulirten) Militärgesezgebtrng — ist die Mili- 
tärverwaltung. Ihr Zwek, oder dasjenige, 
dessen. Vorstellung der Staatsgewalt sich diese 
Sphäre ihrer exekutiven Thätigkeit zu setzen, 
und dieselbe zu erfüllen gebietbet, ist die, von 
der Bestimmung der Staatsgewalt unstreitig mn- 
fafste;.Be Wirkung der Sicher hei t.des Staats sowohl 
gegen jfaiböüische Attentate in seinem Inneren 
als auch gegen feindliche Eingriffe und Anfälle 
von Aufstf*.. J§ pnverkf linear er jiie Geltung, und 
Sicherheit des Rechts aller einzelnen Staatsgut* 
der verebt ist mit der Koesistenz und Integri- 
tät der Sicherungsanstalt selbst, und je mehr 
der^n Konsistenz und Integrität bedingt i$t/dtt r <3i 
Etablirung und Forter,haUu^g eines > dem Be- 
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darfe und den Kräfte« angemessenen, Verthei- 
digungszas4ati4e3,<> desto dringender ist da? Be- 
jlürfoifs und die Notwendigkeit einer, auf die 
Erschaffung und Fortdauer eine* 
Verteidigungszustandes berechneten 
Verwaltung ; denn die Selbsterhaltuog und Selbst- 
ständigkeit eines Staats steht nothwendig mit 
der Art und Beschaffenheit seiner Verteidigungs- 
fähigkeit auf gleicher flfcufe, und dw^Sftaat- ohne 
Defen&ionsanstalten lassen, hiefse ihn der Will» 
kühr und Neck er ey von innen nnd Aufsen Prelis 
geben i wo hingegen ein befriedigender Ver- 
theicügungsziistanal schon durch seine ruhende 
Kraft rebellische und feindselige Abstellten 
mächtig zu zähmen vermag» 

§. 64Ö. 
Alles dasjenige nun * was dazu gehört« um 
den Staat in einen , seinen Kräften entsprechen- 
den Verteidigungszustand zu setzen, dann 
zu erhalten, uifd erforderlichen Falte wirklich 
^u <re*theidfgerti, fällt in die Sphäre der Mili- 
tärv«'rWalt**rig: Objekt ihres Wittens kt 
jede, gegen den Staat, seine Verfassung, sein 
Eigenthum odet irgend eines seiner* Reihte ge^- 
richtete, physiche Gewalt: Den»; drohenden 
Ausbruch jtder doltfcetf Gewilt labirifcalWn, oder 
den wirklich -gewagten gewaltsamen Angriff 
durch 'Gegfchgewalt abzwtreiberij oder die hart- 
näckige Veme$gei*mg »der Anerkennung oder 
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Ausübung eines wesentlichen Rechts mit Gewalt 
j&u bezwijlgfcn, macht die Intension ihres Zweks 
«us. Ebeta; darum aber , weil nur die Verthei- 
digung . und Durchsetzung- s wirklicher 
Hechte des Siaats(als der Gesammthek sei- 
ner i Glieder) urfd seiner Agenten vom Zwecke 
der MUkäry er waltung umfafst ist, mufs von 
ihrer Sphöre- ausgeschlossen seyn jede Unter* 
Stützung hepatischer Ausbrüche , oder auf Pri- 
vatinteressen und Leidenschaften beruhender 
JLrweitertings - und Eroberungspläne der Herr- 
scher; denn jede solche Verwendung äet Na- 
iionalkraft $wht *m direkten Widerspruche mit 
4em Zwecke des Staats und der Staatsgewalt, 
und ist sonach grober Mißbrauch der lezteren. 

§. JS50. I 

Hiernach ergibt sich die Hauptanforderung 
an die Militärverwaltung im allgemeinen 
dahin: dafssie die, durch den ihre Wirksam- 
keit bestimmenden Zweig der Gesezgebuug vor- 
gezeichnetem r Mittel für ihren eben bemerkten 
^wek, de*n Geiste der Gesetze entsprechend 
und nach Mafsgabe< ihrer Bedingungen, in An- 
wendung und Vollzug setze; dafs sie demnach 
insbesondere i) den geforderten Stamm bilde 
zu einem, der Vertheidigung gewachsenen, 
Heere» mittelst Aufstellung, Rüstung und 
Übung einiger Abihailungen regulären 
Miltärs von allen Waffenarten; 2) nach Ait- 
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leittmg der Gesetze und Instruktion die Na* 
tionalmiliz organisire, und solche vermit- 
telst jener regulären . Mflitärindividaen nach 
Ma£sgäbe der Instruktion zum regulären Dienst 
vorbereite und übe ; 3) die geheischten Militär- 
schulen errichte, und für die Erfüllung der Be- 
stimmung derselben wache; 4) die Befestigung 
der in der Instruktion bestimmten Plätze , oder 
die Unterhaltung der vorhandenen Festungen, 
und die Bewachung derselben leite; 5) für das 
ununterbrochene Daseyn der nöthigen Vorrät he 
^n' Waffen aller Art, an Munition für dieselben, 
an tauglichen Fahrzeugen zum 4 Transporte, so 
wie an den Requisiten für eine befriedigende 
.Militärökonomie in allen ihren Zweigen sorge; 
6) im eintretenden Falle des Bedarfs einer wirk- 
lichen Defensivoperation mit Energie und SthneV 
ligkeit aus den stehenden Truppen und 'der geüb- 
ten National miliz a) die erforderliche VWtheidi- 
£ong$macht organisire, und solche* mit allen Er- 
lordernissen zur physischen Subsist^nz sowohl, 
als auch zur zwekmäfsigen Operatronsfäbigkeit 
wohl ausgerüstet, der Disposition des etablirten, 
Generalkommando^ übergebe; 7) wahrend der 
Operation selbst für unverzüglichen Ersaz alles 
dessen sorge, wodurch die nachdrückliche Fort- 
setzung der Operationen bedingt ist; 8) endlich 
nach beendigten Operationen difc : Militärmacht 
auf ihre, für den ^Frieden gesezlich bestimmte, 
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Stärke reduzire, jedoch den Bedingungen eines 
befriedigenden Verteidigungszustandes auch 
für die Zukunft und künftig mögliche FäUe sei- 
nes Bedarfs ununterbrochen .genüge. —^ Durch 
Erfüllung dieser Anforderungen an >ie mich ihrem 
ganzen Gehalte und Umfange wird die Militär- 
verwaltung ihren, vorausbestimmten, Zwek in 
demjenigen Grade realisiren, dessen der Stpat 
nach dem Verhältnisse, seiner Kraft fähig ist, 
und diese Realität ihres Zweks beurkundet am 
deutlichsten die Erfüllung ihrer Bestimmung. 

* 

*) Dit Stellung der nöthigen Individuen für das stehende 
Militär (sowohl im Frieden, als im Krieg), mit 
einem Worte, der Akt der Milit'drkonscription, 
ist reines Geschäft der Finanzverwaltung; Die 
Paradoxie welche vielleicht mancher in dieser Be- 
hauptung finden möchte', wird sich im Detail def 
nächsten Abschnitts, wie ich hoffe t befriedigend 
lösen. 

§. 651. 
Damit nun das, was die Militärverwaltung 
im Begriffe umfafst, in der That geleistet, 4a* 
xprt dasjenige , dessen Vorstellung die Miluar-* 
Verwaltung erheischt, wirklich werde t niufs 
ein — wegen der augenfälligen Differenz, der 
Funktionen dieses Verwaltungszweigs von jenen 
der übrigen VerwalfUngszweige, von diesen ge- 
sondertes , e i g e n e s — Departement für 
Verwaltung des Mil itärvyesens (Militär- 
departement) im Staate etablirt werden. Sämmt» 
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liebe Funktionen dieses Departements zerfallen 
in awey spezifisch verschiedene Klassen : näm- 
lich erstens in solche, welche die zwekmäfsige 
Organisirung , Qualifikation und Verwendung 
lies gesammten Militärwesens; undzweytens 
in solche, welche dessen Unterhaltung (oder 
Snbsistenz im ganzen Umfange des Worts} zum 
Objekte haben. Hierdurch wird 4ie Abtheilung 
dieses Departements in zwey Sektionen, 
nämlich in die Sektion derMi litär technik, 
und in die Sektion der Militärökonomie 
begründet. Zum Geschäftskreifse der lezte- 
r en gehört alles dasjenige, was auf Verpflegung, 
Montirung und Armirung der Truppen, auf Her- 
beyschaffung der nöthigen Vorräthe an Waffen, 
Munition, Feldgeräthe, Transportmitteln aller 
Art, auf Ausrüstung der Festungen (Flotten), 
Errichtung und Einrichtung der Kasernen , La- 
zarethe u. s. w. Bezug hat. Der Geschäftskreifs 
der ersteren hingegen umfafst die Bildung 
und Übung der regulären sowohl, als der Na- 
tkmalmilrz, und alles dasjenige, was zum Mili- 
tärdienste und zu den wirklichen Vertheidi- 
gungsoperationen gehört. 

§. €52. 

Aus Organen dieser beyden Sektionen sind 

tu bilden 1) Bezirksmilitärbehörden (und 

zwar eben 'so viele, als in wie viele Bezirke 

das ganze Gebieth des Staats auch zum Behufe 
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der Militärverwaltung nach vorausgeschikten 
Grundsätzen abzutheilen ist), mit der Bestimm 
mtmg , innerhalb der ihnen angewiesenen Be- 
zirke die Nationalmiliz zu organisiren, 'und 
solche, vermittelst der ihnen zugetheilten Mi- 
Ktärindividuen aus den stehenden Truppen« 
korps instruktionsmäfsig zu üben, auch den, 
ihnen etwa vorgezeichneten, Militär- (oder Po- 
Kzky-) Dienst pünktlich zu leiten / und die Mi- 
litärgerichtsbarkeit erster Instanz in ihren Bezir- 
ken auszuüben: 2) K reifs militärbehörden, 
(ebenraäfsig in einer, der Zahl der aus Zusam- 
mensetzung von Bezirken gebildeten Militär* 
kreifse gleichkommenden Anzahl), mit der Be- 
stimmung, über Organisation und Übung der 
Nationalmi)itzen (in den einzelnen Bezirken 
ihres Kreifses) die Inspektion zu führen, um 
Fehler in der Organisation zu verhüten oder zu 
verbessern , und Mißhandlungen oder Unzwek- 
mäfsigkeiten bey der Übung zu bestrafen, 
iu' verhindern oder abzustellen ; Gleichheit 
in der Organisation und Gleichförmigkeit in 
der Übungsart zu bewirken, in bestimmten 
Perioden die Bezirksmilitzen jedes Kreifses 
zu ' einem Ganzen zu vereinigen , und zur 
Einheit des Dienstes in grölseren Korps zu 
gewöhnen , den , im' ganzen Umfange jedes 
Kreifses erforderlichen Dienst (in Festungen 
z* B. oder zum Behuf e der Pölizey) anauordüen, 
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über sein« Pünktlichkeit zu wachen,- überhaupt 
die Zwekmäfsigkeit des Militär wesens und de.; 
Verteidigungszustandes in den einzelnen Kreis- 
«m zu bewirken und zu erhalten, und die Ent- 
scheidungen der Bezirksmilitärgerichte in Revi- 
sion zu nehmen; 3) endlich, eine Zentral- 
militärbehörde» mit der Aufgabe: die Errich- 
tung und Einrichtung, die Unterhaltung und 
Verwendung des ganzen Verteidigungszustand» 
zuoberst anzuregen und zu leiten, insbesondere 
die Anlage, Übung und Verlheilung de.« gefor- 
derten Heerstamrn.es in die, einzelnen Kreifse 
zur Übung der Nationaliniliz zu besorgen, das 
Militäravancement au den Regenten zu begut- 
achten , die Etablirung und Einrichtung der er- 
forderlichen Militärschulen zu bewirken , und 
Cur die Erfüllung ihrer Bestimmung zu wachen, 
die Anlegung der erforderlichen Festungen und 
die Unterhaltung der vorhandenen, so wie die 
Anschaffung und Unterhaltung der nöthigen Vor- 
räume an Vertheidigungsrequisiten aller Art, und 
die Verpflegung der stehenden Truppen zu be- 
sorgen, über die Funktionen der Kreifsmili- 
tarbehorden unmittelbar (und.dadurch zugleich 
über jene der Bezirksmilitärbehörden mit- 
telbar) die Aufsicht zu führen , von Zeit zu Zeit 
die Nationalmiliz in Hevüe zu nehmen, den 
erforderlichen Militärdienst z. B. zur Bewa- 
chung der Festangen oder zur wirklichen Ver- 
theidi- 
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tfeejdigung (oder zum Behufs d?r Polizey) zu 
regulieren (Dienstreglements aufzustellen), die 
vorgeschriebene Militärdisziplin zw reaKsiren , 
xind über schwere Militärdienitvergehen in 
höchster Instanz zu entscheiden , nach erfolgter 
Erinnerung von Seite des Departements der 
auswärtigen Angelegenheiten . über die bevor« 
stehende Jfothwen&gkeit eine* Yerthgidigung, 
den Personalbedarf zur Bildung des erforder- 
lichen Heeres dem : Finanzdepart^me.nt anzu- 
zeigen v aus der konscribirien a) Momischaft 
ond den vorhandenen regulären Truppen das 
Hder vorschriftttiäfsig iu organi&jett' und zu 
rüsten, endlich während des fcriegs, Mannschaft 
und Rüstung zu unterhalten und zu ergänzen b), 
nach geendigtem Kriege die Vertheidigungs- 
macht wieder auf den , für den Frieden gesezlich 
angeordneten, Fufs zu setzen, und für Verpfle- 
gung der, zum Erwerbe ihres Unterhalts im 
Kriege untauglich gewordenen 'mit der pünkt- 
lichsten Gewissenhaftigkeit Sorge zu tragen c). 

a) Zu den, vom Finanzdepartement vorzunehmenden, 

Mililärkonscriptionen hat das Militärdepartement 
einzelne Organe abzuordnen , um durch diese , seine 
KUksichten auf die Qualität der tu Konscribiren« 
den gehörig wahren zu lassen* 

b) Sowohl um die Verpflegung (im ganzen Umfange des 

Worts) des Heerers au besorgen und zu leiten, als 
, , auch um, von eintastenden Bedürfnissen a^ler »Art ge- 
nuine und, unmittelbare Kenntnifs zu erhalten , mufs 
Beht Staatslunst. III» Abth7 22. 
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•Ine hinHtnglithe Anwdil* Tön Organen der Zentral- 
. roiÜiMfe«h&rde bey eintretendem Kriege dein Geueral- 
kommando an die Seite gegeben , und dadurch die 
Militärverwaltung auf eine, auch im Kriege ihrer 
Bestimmung gtnugücbe, Art personifizirt werden. 
Eben jene Organe aber sind dem Generalkommando 
nothwendig unterzuordnen, damit dieses in 
seinen Operationen nicht durch allenfallsigen Wider* 
- ? sprach oder tETnwiHfthrigkeit der ersteren nachtheilig 

; _ gehindert werden 'lönne, 

c) Diejenigen Subjeirte mit megl iehster Sorgfalt zu pflegen, 
... welche dem, Staate bey sein« Vettheidignng d*$ nid- 
■- .^Sff ? **** Gesundheit und Möglichkeit ihrer Sub 
sistenz durch sich selbst , zum Opfer brachten » ist 
unverkennbar eine der beiligsten Pflichten des 
Staats 9 deren Erfüllung nicht nur durch das Recht, 
sondern aucn durch die Klugheit gebotben ist; denn 
nichts tonnte und müfste die Neigiing zur thlti^en 
Mitflrirkrthg für Vertheidf^ung dee SUaU mtWrnev 
?er«cheucken , +\$ di* Aussicht, durch jene Mitten- 
kttog aich vielleicht eint kümmerliche hülAote, 
Existenz zu bereiten« — Die erste Bedingung , den 
— ' Enthusiasmus für Verteidigung des Vaterlands sv 

erzeugen» Ist Erregung der Anhänglichkeit an du 
Vaterland durch eine gerechte, humane Regierung; 
imcl die erste Bedingung, jenen aufkeimenden Enthu- 
siasmus nicht in seinem Urkeime absterben zu lassen« 
ist—— ausgezeichnete Ehre und sorgfältige Pflege 
für den Invaliden. 

§, 653, .,-; . v 

Dem otganisirten TWilflSrrlepaTtettiint den 
gesezlichen Impuls zu gefcen , üfctl seiner Thätig- 
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keit die zwekgemäfse Form zu sichern, ist 
Bestimmung und Geschäft der Instruktion 
der Militärverwaltung. , Unter fieser Instruktion 
verstehe ich ein, die Zwekmä&igkeit im Voll* 
xug^, der Militärgesergebung bezielendes, Re- 
gulativ, de* konkreten Tätigkeit des Militär- 
departements 9 so wie dtir formellen Bedin- 
gung^ und Maximen jener Thotigkeit, Zu 
ihrer Aufgabe gehört demnach z. B. die Bestim- 
mung, wi« viel reguläres Militär, nach 
Maßgabe der Gesezgebung, überhaupt sowohl, 
als auch wie viel von den einzelnen Arte^i (z. B. 
an Infanterie, Kavallerie, Artillerie etc.) iusbe- 
sondere, gebildet und unterhalten, wie dasselbe 
(z, B* in Kompagnien, Bataillons, Eskadrons, 
Regimenter, Brigaden, Divisionen etc.) einge- 
teilt, und zur Übung der Nationalmiliz ver- 
wendet werden soll, in welcher Art die 

i I 

Nationalmiliz zu organisiren , zu welchen 
Zeiten und wie solche zu üben sey a); die 
bestimmte Anweisung, aus welchen Bezirken 
oder Kreifsen die einzelnen Theile des Heer* 
Startimes im Falle eines Kriegs ihre Vervollstän- 
digung zu schöpfen haben; die Bestimmung, 
wie viele Militärschulen, wo und wie diese 
zu errichten, und zur Erfüllung ihres Zweks 
zu befähigen; welche Plätze und in welcher s 
Art diese zu befestigen, oder die befestigten 
zu erhalten und allenfalls zu verbessern seyen; 
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wie das Militär in jeder Hinsicht zu verpflegen, 
welche Vorräthe an Militär - und Kriegsbedürf- , 
nissen aller Art, auf welche Wei.se diese 
anzuschaffen und zu unterhalten; wel cl%er 
Dienst vom Militär in Friedenszeiten, und in 
welcher Art dieser zu leisten; wann und 
zu welchen Zwecken die stehende und die 
Nationalmiliz in Revue zu nehmen, aufweiche 
Qualitäten bey der Militärkonscription Rük- 
sicht zu nehmen , nach welchen Grandsätzen 
das Militäravancement zu begutachten sey b) 

*) Die schiklichsten Zeitmomente zur Übung der National» 
müiz sind für die Klasse der Landwirthschafter, die 
Wimcrmonate , und Air die Klasse der Gewerbslente, 
Bonn - .und Feyemge, Dafs die Übung der National- 

, . . jnilia weniger das Formelle, und mehr das Wesentliche 
der Vertheidigungskunst , Fertigkeit fm Gebrauche 
der Waffen» Geschiklichkeit im Schielten, Reiten, 
Schwimmen, im Bilden dem Andränge der Reiterfc y 
widerstehender Massen und der Postenketten, im 
Abtragen und Herstellen der Brücken , im Verrammeln 
von Thoren und Straften und Verbessern der Wege ; 
kluge Benutzung des Terräns , 'Flüchtigkeit der Bewt- 
gungen u. *♦ w, bezielen müt*p 9 braucht wohl nicht 
begründet zu werden» 

b) Die Notwendigkeit, bey dem Militfravancement, 

besonders in den höheren Stufen , endlich den pbser- 

TanzmÜfsigen Mafsstab der Anciennet'ät , mit dem 

Mafsstabe wesentlicher militärischer Vorzüge zu 

vertauschen, und an die Stelle der Rücksichten auf 

/ 
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Gebart , Konnexionen «tc« , jene *uf milhSmohe Ta- 
lente und Kenntnisse , auf Muth , Gewandtheit und 
reelle Verdienste treten , höchstens aber bey gleichen 
reellen Verdiensten das Dienstalter entscheiden zn 
* lassen , liat sich in neueren Zeiten in einem solchen 
«Grade der Evidenz praktisch bewährt, dafs es nur 
- noch dem krassesten Vorurtheile möglich seyn könnte, 
* auf dem Pfade der Observanz hierin nach wie vor 
fortzuwandeln» 

Ein Hauptpunkt, dessen Entscböpfung in/ 
der unterstellten Instruktion durch ihren Zwek 
geheischt wird , ist die Bestimmung der Militär- 
Disziplin, und der Behandlungsart der stehen* 
den wie der Nationalmiliz durch ihre Behörden; 
die vorzüglichsten Zwecke 9 auf welche jene 
Bestimmung zu berechnen ist, sind: bis auf 
wesentliche Kleinigkeiten strenge Pünktlich- 
keit der Militärindividuen aller Grade im 
Dienste , solide Ordnung und Rechtlichkeit auch 
in ihrem übrigen Betragen, Erwiederung hei- 
schende Achtung gegen ihre Mitbürger, unjl Hu* 
manität gegen den unbewaffneten oder wehrlos 
gemachten Feind« richtiger Takt des Ehrgefühls» 
Neigung für ihren Stand und Eifer in ihrem 
Dienste. Um diese und vorzüglich die lezteren 
Zwecke zu erreichen , mufs nothwendig die 
Gemeinheit der körperlichen Strafen (der Korr 
poralsstok) entfernt, müssen Kleinigkeiten im 
Anzüge , in Handgriffen u. s. vr. auch als Kleinig- 
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keitetr erinnert und geahndet, nicht als Verbre- 
cheri bestraft, mufs die Strenge der noth wendigen 
Subordination im Dienste nicht durch das Hin- 
geben der Subalternen an die Laune und Leid^p- 
schaft der Oberen zur empörenden Last gemacht, 
jede zweklose Plackerey sorgfältig verhütet , das 
Militär nie zur blofsen Prunk» und Pwadema* 
seh ine, noch weniger zum blofsen Spielzeuge 
fürstlicher Liebhaberey herabgewürdigt, mit 
anständiger und zwekmäfsiger Kleidung, zurei- 
chendem Solde, und sorgfältiger Pflege im kran- 
ken Zustande versehen , auch aufser dem Dienste 
von seinen Vorgesezten anständig und zutrauen5- 
voll behandelt, über die Bestimmung und Wich- 
tigkeit seines Standes, über die Zwecke seines 
Dienstes, die Nothwendigkeit seiner Formen 
und die mehr als mechanischen Bedingungen 
desselben belehrt, und zu zwekmäfsigen Beschäf- 
tigungen aufser dem Militärdienste ermuntert 
werden 1 . Es müfste in der That alle Menschen- 
kenntnifs trügen, wenn nicht ein kleineres, m 
diesem Geiste disziplinirtes, Heer, wovon jedes 
Glied der Wichtigkeit seiner Bestimmung, das 
Vaterland zu vertheidigen , bewufst ist , und sich 
dieser Bestimmung gemäfs behandelt sieht , nicht 
überlegen seyn müfste einem ungleich stärkeren 
Heere blofs mechanisch getriebener Soldknechte, 
wovon die meisten, wo nicht alle, ihrem Ge- 
schicke zu fluchen gezwungen, höchstens aus 
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Lüsternheit nach dem versprochen I^ube 
wiehern! , [ - .; , i 

. A mn • r k u n §• Die hieraus; für EUgentea «Mb egpAtndt 
. Maxime der Klugheit ut; Wenn denn depfe [stehend^ 
Heere seyn müssen, lieber die Extension derselben 
zu beschranken, und desto mehr auf intensive 
Qualifikation derselben zu verwenden, als ctie 
Zahl der stehenden Truppen immer zu vermehren, 
weicht dann nur als leben« nridj kraftlose .Werkzeuge 
kümmerlich unterhalten werden können •. » ;. / .* » > * 
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§. 655. 

Über Militärdienstvergehen zu 
richten d. i. Vergehen der bemerkten Art zu 
untersuchen und zu bestrafen, ist das aus* 
schliefsende Objekt der Militärgerichts- 
barkeit. Welche Handlungen als Militär- 
dienstvergehen zu betrachten seyen ? Die Form 
ihrer Untersuchung , und die Klassen der gegQ" 
sie zu verhängenden Strafen zu bestimmen, 
gehört ebenmäfsig zur Aufgabe der Instruktion 
der Militärverwaltung. Alles, was dem aufge- 
stellten Reglement des Militärdienstes zuwider 
lauft, ist Militärdienstvergehen; die Bestimmung 
der lezteren findet also ihre Quelle lediglich in 
jenem Dienstreglement. Das Verfahrenr der 
Untersuchung ist an bestimmte, deren Gründ- 
lichkeit und Unpartheylichkeit sichernde, übri- 
gens nach dem Grade der Vergehen dem summa* 
rischen oder ordentlichen Prozesse sich ann^- 
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hernde 9 Formen zu binden , und für wichtigere 
Fälle zur Auffindung des Unheils, die Konsti» 
tuirtmg «in«. solennen Militärgerichts bey der 
ersten Instanz anzuordnen , dessen Entscheidimg 
ex officio wenigstens einmal 9 und im Falle eines 
wesentlichen Dissenses hier bey, zum zweyten- 
male in Revision zu nehmen ist. Bey Be- 
stimmung der, gegen Militärdienstvergehen zu 
verhängenden, Strafen dürfte, nebst den Haupt- 
zwek, die Befolgung des Dienstreglements zu 
sichern , vorzügliche Rüksicht darauf zu nehmen 
seyn, dafs das ermangelnde Ehrgefühl gewett 
und geschärft, aber auch das vorhandene bewahrt 
und, richtig geleitet werde. — Alle 
Rechtsstreitigkeiten zwischen Militär* 
personen untersteh, oder zwischen Militär« und 
Civilpersonen, wobey die Militärpersonen nicht 
als solche, erscheinen, und welehe aus den 
Civilgesetzen entschieden werden müssen, fer« 
ner alle Handlungen von Militärpersonen, welche 
die wesentlichen Merkmale wahrer , in der allge- 
meinen Straf- oder Polizeygesezgebung des Staats 
bezeichneter, Verbrechen oder Poüzey 
vergeh ungen ah sich tragen , gehören vor 
das Forum der ordentlichen Civil «• oder 
Strafjustiz oäer Polizeybehorden , indem — da 
auch von diesen Behörden die allenfalls nöthigeo 
Rüksichten auf den Militärstand gewahrt werden 
können — kein zureichender Grund zu einer 
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Exemtion dieses Standes allein von der Kompe- 
tenz jener ordentlichen Behörden zu finden ist, 
und die Aufhebung dieser Exemtion nicht nur 
für die Einheit des Juslizwesens , sondern auch 
für die Entfernung der, bis jezt allenthalben 
bestandenen, und in so manchen Hinsichten 
aufserst nachtheiligen, Scheidewand zwischen 
dem Militär- und dem Civilstande sehr forderlich 
seyn müfste. Nur für den Fall eines Kriegs sind 
die, dem Heere folgenden , Militärgerichtsbrgane 
von dem Civil- und Strafjustizdepartement zur 
Besorgung ihrer Funktionen aüsdrüklich zu d«- 
legiren. — - Handlungen endlich, welche Mili- 
tärdienstvergehen und Verbrechen zugleich 
sind (z. B. Verr'ätherey eines Militärkomman- 
danten, Überlauf eines Soldaten zum Feinde 
und Verrath, « Subordination, widrige Wider- 
sezlichkeit gegen Vorgesezte, und Verwun* 
düng oder Tödung verbunden etc.) sind ron 
einer, aus Militärgerichts - und Straf justizorga- 
nen zusammengesezten, Kommission zu unter- 
suchen und zu beurtheilen. — Auf diese Art kann 
dein Zwecke der Militärverwaltung , ohne stöh- 
rende Eingriffe in das Gebieth der übrigen Ver- 
waltungszweige , vielmehr im richtigen Ein* 
klänge mit der Bestimmung und Tendenz der 
leztereti , vollkommen genügt werden. 

Anmerkung. Sollte man dennoch darauf beharren, dafs 
die Militärgerichte nicht blofs Militlrdienstsachen, 
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sondern auch die Civil- und Straf) ustizsachen der 
Militörpersonen umfassen »ollen, so könnte man sich 
dem Prinzipe der Justizeinheit dadurch wenigstem 
wesentlich nlhern, dafs die Militärgerichte als« 
Ittr die Civil- und Straf] ustizsachen der Militari ndi- 
▼iduen vom Civil - und Strafjustiedepartemeat dele« 
girte» Kommissionen bebandelt und, ab 
solche, jenen Departements untergeordnet 
würden. 

§. 656. 
Durch eine 9 auf eine zwekmäfsige Militär* 
gesezgebung der im vorigen Titel postulitfea 
Art gebaute« und nach den hier angedeuteten 
Prinzipien durchgeführte, Instruktion wird 
die , zum Zwecke der Militärverwaltung in Be- 
reitschaft gfisezte , Thatkraft in dem Mafse an- 
geregt , und xu derjenigen Form ihrer Kraft- 
äufserong bestimmt t von welchen die mogUch 
vollkommenste Erfüllung ihrer Bestimmung sich 
mit Zuversicht erwarten läfst, und indem hin-, 
wiederum für den praktischen Erfolg jener An- 
regung und Bestimmung , so wie für die unun- 
terbrochene D^uer unä Zwekmäfsigkeit dieses 
Erfolgs — durch die vorgeschlagene Art der O r- 
ganisa tri on Afß Militärdepartements, so wie 
durch die Obsorge des geforderten Zentral- 
Staatsrates für die State Regsamkeit ^dieses 
Einflusses der unterstellten Organisation und 
Instruktion auf einander, und für den Einklang 
der Wirksamkeit des Militärdepartements mit 
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jener äHer übrigen Verwaltungsabtheilungen — 
die befriedigende Garantie geleistet ist, bewäh- 

r 

ren sich eben diese Momente in ihrer Wech- 
selwirkung auf einander als die zureichenden 
Mittel, den gegründeten Anforderungen an die 
Militärverwaltung befriedigend zu genügen. 
Denn unter Voraussetzung eines vollständi- 
gen Gebrauchs dieser Mittel wird der Staa| 
in einen zwekmäfsigen , und seinen Kräften an- 
gemessenen» Verteidigungszustand gesezt, und 
darin erhalten, und vermittelst desselben die 
Sicherheit des Staats sowohl gegen gewaltsame 
Angriffe in seinem Inneren, als auch gegen 
feindliche feingriffe und Anfälle von Aufsen, im 
höchsten, seiner eigenen Stärke möglichen, 
Grade bewirkt werden : hiermit aber ist die 
Aufgabe der Staatsgewalt , als Militärgewalt 
gelöfst, und der Staat zur Erreichung seines 
Endzweks, so viel jene durch Reaiisiruog des 
Mitteizweks der Militärverwaltung bedingt 
in, vollständig qualifizirt. 
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Achter Abschnitt» 

Von der Finanzgesezgebung and Ver* 

waltang 

(Stftatswirthtchftft im richtigen Sinn*) 

Titel I. 

Von der Finanzgesezgebung, 

(Notwendigkeit — Bügriff — Zwek — -Sphäre — 
Hfa u p tprinzip ien und Objekte der Finuit- 
gesezgebung) 

§. 657. 

JLlie bisher erörterten Verwaltungsabtheilu*- 
gen — nämlich die Civil» und Strafrecht»» 
pflege, die Polizvey (in ihrem ganzen von 
mir gezeichneten Umfange), die Verwaltung der 
aus wärt igen Angelegenheiten des Staat« 
und die Militärverwaltung — umfassen 
sämmtliche Gattungen der (unter sich spezifisch 
differenten) Mittel zwecke , durch deren Rea* 
lisimng.die Erreichung des £ n d zweks des Staats 
bedingt ist : Dadurch > dafs die Staatsgewalt alle 
jene Mittel $ und zwar in der erforderlichen Art, 
Ausdehnung und Dauer, in Wirksamkeit sezt> 
dafs sie die Sphäre eines jeden der genannten 
Verwaltungszweige eben so vollständig alt über- 
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einstimmend unter sieh ausfüllt, genügt sie 
ihrer Bestimtrking; denn der Effekt jener Wirk- 
samkeit oder dieser Ausfüllung mnfs die Geltung/ 
und Sicherheit des Rechts der Staatsgiieder, ein- 
zeln und in ihrer Gesammtheit, in dem höch- 
sten , durch menschliches Streben erreichbaren, 
Grade seyn, und daraufist die Summe der an 
sie zulässigen Anforderungen 'beschränkt: Jener 
Effekt beurkundet sprechend und vollgültig die 
Erfüllung ihres Berufs. '*- »Allein» um alle jene 
Mittel, Von deren Wirksamkeit das bezielte 
Produkt des Staats nur erwartet werden ka^n, 
ins Dasey» und Leben rufen und darin er halten» 
um das > was alle jene Zweige -der Staatsverwal- 
tung im Begriffe fordern » in praktische Itoaliiat 
setzen zu können » mufs » wie die Blatur der 
Sache lehrt» der Staatsgewalt eine* denxBedarfe 
hiefiir entsprechende Masse von Gütern (Natu- 
ralien .— Geld) und Kräften (Dienste), als Pro- 
duktiv be dingung des bezeichneten Effekts, zu 
Gebothe stehen. Es bestimmt sich aber wed*r 
das Mafs dieses ihres Bedarfs von seifet» noch 
weniger läfst sich erwarten, dafs die Glieder 
des Staats unaufgefordert das nöthige Ma£s von 
Gütern und Kräften zu ihrer Disposition dar- 
hiethen werden ; es ergibt sich ako hieraus 
die Notwendigkeit eines weiteren Wirkungs- 
kreifses der Staatsgewalt» welcher dahin geht» 
die physische Bedingung aller» auf den Zwek 
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des Staats gerichteten, Lebensfunktionen dessel- 
ben zu realisiren* <1. u das» Für Erreichbarkeit 
des Staatszweks erforderlich? $ Maft von Kräften 
-und Gütern zu bestimmen, diese im bestimmten 
•VUÜe aufzubringen , und die aufgebrachten zur 
,Realisifung des Staatszweks «zu verwenden, 

$. 658. 
Data diejenigen» welche den Staat und <fcn 
Zwek des Staats wollen, auch sich müssen ge- 
fallen lassen wollen, die Mittel zur Erreichung 
jenes Zweies herbeyzuschaffen, lehrt die gesunde 
Vernunft; aber dieselbe ngthig tauch , bey jenen 
,ebenmäfsig den Willen vorauszusetzen, erstens, 
dafs ihnen überhaupt wicht mehr abgefordert 
Werde, als zur Erreichung des Staats zwefes 
erforderlich ist, und zweytens, dafe von 
jedem Binz-elruen von ihnen nicht mehr und 
nicht weniger gefordert werde, als vom Totale 
jenes Erfordernisses, nach dem Verhältnisse sei- 
ner Theilnahme am Effekte des Staats, auf 
.seinen Theil kömmt« Je weniger Zweifel dar- 
über obwalten kann f dafs diefs der wahre Inhalt 
des vernünftigen Gesatnmtwillens-der Nation in 
det beziehen Hinsicht seyn müsse, desto weni- 
ger vermag geleugnet zu. werden J dafs die TW* 
ttigkeit der Staatsgewalt«— als des Organs des 
-GesammtVillens —in dem unterstellten Ge- 
bieth^ an ihre Angemessenheit zu jener Ten- 
detkz des^Gtsammtwillens unerlafslich gebunden, 
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; daf$ jenes zweyfache Postulat &*$ Gesathmtwif- 
Jens die' Basis und Schranke alles ihres Finanz* 

Verfahrens, dafs jeder Austritt ites dieser Schränk*, 

. » ... , , 

*Mifsbrätrch der Staatsgewalt, jode Abweifchtiife 

von fetter , dtfrcfh den Gesaftrtrttwilfen' ntiver- 

* ' » • ...» * 

lerinbar gezeichneten Bahn, ( Aüfsenmg J ölrife^ 

Blößen Pfivatw31ens — Despotismus sfcy> dessen 
Größe mit dem Grade jetier ÄbWeifchüfcg äik 
Reiche* Stufe *t6ht. Wenn deiüuhgeachtet dife 
Erfi&rtfi% ' sctirefetid beweist ; däfs so Hätrfife 
Güter und Kräfte dar Staatsglieder in Anspruch 
*genötnmf£r* Wdtden, Fiir Zwecke ; welche dem 
Staate, als solchem, völlig fremd sind, Sriel- 
tnehfr dfem St aats zwecke zuwider sind, 'däfs 
f Nirgends 1 tti xler Art der Vertheihmg der Steati- 
*ta(st'eA J6n6m Pbstulate dcfs vernünftigen Ge- 
1 sänrmtwiilens entsprochen , vielmehr deittstelbÄi 
1 meistens auf eine emföretaclfe* Weise widerspfaö- 
fctie'n werde, dafs aber auch durch diese zwey« 
'fache Abweichung der Regenten von den For- 
derungen des Gesammtwiflens, dte'Nationett, auf 
das empfindlichste gekränkt, derti Rande ihr&s 
Verderbens mit Riesenschritten zugeführt wen- 
den', so bin ich wohl der Mühe überhoben f zu 
beweisen »^dafs für das Wohlseyn der Völker kaum 
etwas gefährdender seyn könne, als die Gröfse 
der Forderung und die Erhebungsart des Staats- 
J b*edarfs dör Wilikühr der Exekutivgewalt des 
"Staats anheim zu gelben, *d*rfs» durch den Zwtk 
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jipd cum Wesen des Staats nichts so dringend 
geboihfen sey , als dafs der, am Ende des vorigen 
$, bezeichnete, Wirkungskreifs seinem Inhalte 
uatf Umfange nach mögliehst genau bestimmt, 
„dafs der Inhalt des vernünftigen Gesa mmt willens 
in df r unterstellten Beziehung zum Gesetze er« 
jhoben* und als solches ausgec^ükt, dals die 
Finanzpraxi* eines Staats nicht ohne zurei- 
chende, sie positiv leitepde und be- 
schränkende, Theorie gelassen werde« 

§. 669. 
■ Je bestimmter und unzweydeutiger derver- 
nüiiftige Gesammtwille der Glieder eines Staats 
in Beziehung auf die Her bey Schaffung der, zur 
.Erreichbarkeit; des Staatszweks ^fpfderlicheth 
JM^sse von Gütern und Kräften erkannt zu wer- . 
den vermag j desto leichter muf&es auch mögUch 
ssy u , die bestimmten Prinzipien und Normen 
aufzufinden, welche allem Finanzverfahren zur 
unwandelbaren Grundlage und Schranke dienen 
müssen» und von welchen ohne Mißbrauch der 
/Staatsgewalt nie wesentlich abgewichen werden 
darf, so mancherley Modifikationen auch in 
,der Form ihrer Anwendung zulassig und not- 
wendig seyn oder werden können: Eben der 
Inbegriff der, aus der Tendenz des vernünftigen 
.GesaiqmtwiUens in der unterstellten Hinsicht ge- 
schöpften, Grundprinzipien und Normen für 
Auf mit düng der , zur Erreichbarkeit des Staats- 
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z,weks erforderliche»/ »Masse von Gütern und 
Kräften ihrer Gräfte und Qualität nach, förderen 
Erhebung und Vetweridung, ist es, was ichT 
die .-** Finanagesezgebung nenne. ' Dafs" 
die Witlknhr der Exekutivgewalt des Staats in* 
ihren Anforderungen an das Nationalvermögen — v 
sowohl was das Maß jener Anforder tmgeti im ,y 
Ganzen , als auch, die Methode ihrer Realisirung, 
und die Verwendung der erhaltenen Bey träge 1 
betritt rr- bestimmt geregelt, dem Mißbrauche* 
der Nationalkraft unter dem Vorwande des Staats- 
bedarfs' gesezlich ' begegnet sey, ist dasjenige, 
dessen Vorstellung in einem wohl zu regierenden 4 
Staate bestimmen mufs, den unterstellten Zweig 
der $es$$gebuf)g zu realisiren d. .i^der Zwek 
der, Fin.anz.gesezgebung. * Zu i h r er Sphäre ge- ;; 
höft demnach die Normirung uhd Regulierung 
alles dessen, wodurch ein, den Forderungen^ 
der Gerechtigkeit wie der Klugheit entsprechen- 
des. Finanzverfahren bedingt ist, und um diese' 
ihre Sphäre vollständig auszufüllen^ mnfs sie 
mit entscheidender. Genauigkeit bestimmen 
1) was unter die Rubrik des (ordentlichen oder 
außerordentlichen) Staats b e d a r f s , um * sein 
Total danach bemessen zu körinen , aufzunehmen 
. sey? 2) Nach welchen Grundsätzen dieser Betrag 
des Staat^edarfs auf die Gesammtheit der Staats- 
glieder zu vertheilen, und .von dieser zu erhe- 
ben? 3) Für. welche Zwecke das erhobene au 
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verwenden sey? — Dötfch eine feste > das Beneh- 
men der exekutiven Thätigkeit für alle Gattungen 
möglicher Fälle ausreichend deteran air ende , 
Bestimmung dieser dreyfachen Gattung finanziel- 
ler Normen hat die Finanzgesezgebnng ihrem 
Zwecke vollkommen genügt, und sie darf .-ici, 
ohne ihr Gthieth ungebührlich zu überschreiten, 
durchaus nicht beschäftigen mit dem Impulse 
einer positiven Einwirkung des Staats auf die 
Re^ir thschaf tung des Privatvermögens der Staats 
glieder* weil die einzige, durch den^wei 
des Staats gerechtfertigte» Art dieser Einwir- 
kung, nach voraus (im fünften Abschnitte) ge- 
führten Beweisen lediglich zum Ressort der 
Polizey gehört, -und sie (die FiBanzgesezge- 
bupg) allqin die (negative) Rüksicbt zu nehmen 
bat, da& die Besteutoag des Privatvennb^ens 
sowohl ii> ihrem Mafse als in ihrer Art nicht, 
oder wenigstens nichc mehr, als es die Realisi- 
rung des Staatszweks unabweislich gebiethet, 
zum Hindernisse des National Wohlstandes 
werde. ■•. \ - •• » ■ 

§; 660: 
Dafs nie die Beytragsforderung an die Staats- 
glieder nach willkührlicrrund zufällig zusammen- 
gesezten, oberflächlich mäthmafelichen Anscblä- 
gen bestimmt ; sondern dafs vor allem ein, in 
Ansehung der darin aufzunehmenden Rubrik- 
ken unabänderlich fixirter, Etat des Staatsbe- 
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darfs entworfen, liad nach dessen Anweisung 
jährlich — .und zwar unter ferner, die zwek- 
inäfsige Genauigkeit in dieser Berechnung ver- 
bürgenden, Kontrolle von Seite einiger Reprä- 
sentanten der Gesammtheit der Staatsglieder a) — 
die Totalsumme des konkreten Staatsbedarfs 
aysgemitteit werden müsse, ist das erste Gesez, 
welches durch den Zwek der Finanzgesezgebung 
gefordert wird, und um die Richtigkeit des 
bemerkten Etats, und in ihm die Tauglich- 
keit* der Basis alles Finanzverfahrens zu ver- 
bürgen, mufs sie selbst die Rubricken , aus wel- 
chen jener Etat gebildet werden soll und darf, mit 
alleiniger Rüksicht auf den Zwek des Staats b), 
unabänderlich feststellen. 

«) Diese Berechnung des kronkreten Staats« 
bedarf s ist derjenige Punkt, bey welchem die Ge- 
sammtheit der Staatsglieder am wesentlichsten 
int'eressirt seyn mufs , und dieses ihr Interesse kann 
nur durch Gestattung ihrer Einwirkung (durch Land« 
oder Reichsstähde) auf die Art und Wahrheit 
jener B erechnung wirksam gewahrt werden: Dür- 
fen die Land- oder" Reichsstände nicht reell untersu- 
chen, oh die aufgestellte GrÖfse der Forderung von 
Abgaben durch den Staatszwek wirklich gerechtfer- 
tigt sey, oder nicht? und nicht darüber nachdrük« 
liehe Bemerkungen machen, so ist alles ihr Zuziehen 
beym Steuerwesen unnützes Blendwerk, und man 
' mufs die Einfalt bedauern , mit der sie , im Dunkel 
hochwichtiger Beschäftigung-- am Seile tanzen. .Nur 
dann, wenn es an einer Finanzgesezgebung fehlt, 
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welche die zwekmaTsige Art der Steuer verth«i- 
]qo| und Einhebung in Ausehung der Objekte, 
ein für allemal bestimmt hat, kann die Zuziehung 
der Stände Über diesen Jetteren Punkt noch einigen 
reellen Zwek haben; doch steht dieser Punkt nur 
auf der zweyten Stufe der Wichtigkeit, und jene 
laufen in Ansehung des Wichtigsten — immer- 
hin am Seile. Ist eine, ihrem Zwecke genügende, 
Fioanzgesezgebung vorhanden , wie sie es seyn sollte» 
so kann die Frage über das Wie des Ausbringens 
nicht mehr zweifelhaft» und dann die Zuziehung der 
Stande nur zum Zwecke einer strengen Prüfung des 
Budgets Ton wahrem Werthe für die Nation seyn. 
Eine solche Prüfung mufs aber der Nation gestattet; 
werden» wenn sie nicht der willkührlicheo Ver- 
schwendung ihrer Gewalthaber — der drückendsten 
Art des Despotismus » Preifs gegeben seyn $oU : W** 
könnte wohl auch die Gewaltinhaber» wenn sie nur 
fordern, was sie fordern dürfen, behindern» den 
Nationen die genaueste Einsicht in die Gründe ihrer 
Forderungen» zu gewähren? Ist man nicht gezwun- 
gen, hinter der Verweigerung des schreyeudsten Rechts 
der Nationen — zu wissen» warum und wozu sie 
ihr Vermögen opfern sollen — nur böses Bewulstteyn 
zu suchen? 
b) Auch im Gebiethe der Finanzen des Staats zeigt sich 
die absolute Unerlafslichkeit der Feststellung eines 
bestimmten Staatszweks » weil ohne diese Feststellung 
die Berechnung des Staatsbedarfs ewig etwas vages und 
schwenkendes bleiben müfste: Wie diejenigen» welche 
alle menschliche Angelegenheiten unmittelbar 
in den Staatszwek aufgenommen wissen woljen » eine 
Grenze für die Gröfse des Staatsbedarfs finden könn- 
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ten , ist für mich schwer zu begreifen , noch schwe* 
rer mir zu denken , wie sich diejenigen bey Berech- 
nung des Staatsbedarfs anschielen möchten welche 
überhaupt von einem Staatszwecke gar nichts wissen 
wollen« Möchte übrigens ein Staat , welcher sich 
blofs die Sicherheit des Rechts seiner Glieder (in dem, 
durch dieses System entwickelten , Sinne und Um* 
fange) zum Ziele sezt, immerhin den Namen einer 
mageren Justizanstalt verdienen. Die Kation wird 
dabey desto (sit venia verbo» um des Gegenstandes 
willen I ) fetter und froher bleiben, und eben damit 
wlre ja zugleich etwas bewirkt , was wohl alle Na- 
tionen unter ihre wichtigste Angelegenheit rechnen 
dürften. — Dafs aber die Kubricken des Etats des 
8 1 a a t s bedarf« nur mit KUksicht auf den Zwek des 
Staats» also ohne alle Berücksichtigung der/ Privat- 
zwecke des Regenten zu bestimmen seyen > liegt schon 
zur Genüge im Ausdrucke „Staats bedarf. * * 

§• 661. 
Die Bedürfnisse für Qualifikation des Staats 
zur Erreichung seines Zweks theijen sich in 
ordentliche und aufs erordentliche: 
und erstere wieder in beständige und 
unbeständige. Mit Kük sieht auf diese Ab- 
theilung sind auch in der Finanzgesezgebung die 
Ru bricken für den , im vorigen §, geforderten, 
Etat zu bestimmen. Diese zulässigen Rubricken 
des ordentlichen Staatsaufwandes sind: 1) Eine 
fixirte Summe für den Unterhalt des Regen- 
ten, und eines angemessenen Hofstaates für den- 
selben, sammt den zum Hofe gehörigen Gebäu- 
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den und Gärten a) f 2) Die Besoldung der stan- 
digenGesezkommission. 3) Die Besoldung 
desZentralstsatsraths. 4) Der Bedarf der 
erforderlichen sechs Verwaltungsdepartements, 
nämlich des Departements der Civil* und der 
Strafrechtspflege b) t - der Poliz. ey c), 
der auswärtigen Angelegenheiten d) t 
des Militär« e)# und des Finanzwesens, 
5) endlich der Bedarf eines Reservfonds für 

ordentliche zwar, aber unbeständige Aus- 
gaben f). 

•) Die Summe för den Unterhalt des Regenten mit seiner 
Familie und seinem Hofstaate u. s. w. ist im alige- 
meinen nach der Gräfte des Staats und der Kraft der 
Nation so zu fixiren, dafs die Stz*tsoberh*aptliche 
Würde , nach den Verhältnissen der Zeit vollkommen 
gesichert sey. Es ist jedoch unverkennbare "Entar- 
tung der Zeit» wenn diese Sicherung bedingt zu 
seyn scheint durch Heere von Karomerherrn« Pagen, 
Laquayen und Garden , durch zahllose Equipagen 
und unübersehbare Marställe, durch eine Menge tob 
Residenzen , Lustschlössern und Gärten y und mit be- 
ständigem Wechsel grenzenlos steigenden inneren 
1 Prunk der ersteren , •—-mehr noch, dafs die Fürsten 
kleiner Länder hierin den Beherrschern der gröfsere* 
Reiche mit aller Anstrengung nacheifern» Sti ef vi« 
terlich bleibt es auf jeden Fall, wenn Regentea 
sich in einem unnöthigen Aufwände gefallen können» 
welcher ihren sogenannten Landeskindern wehe thit» 
mufe , und mehr als Stiefväterlich ist es , wenn in 
^Zeiten ausserordentlicher Staatsbedürfnisse, welch« 
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. . ofcnediel* bis ins Blut der.LanttokiM«*:grfti6ßn, jener 
ungern essen e Aufwand rüksicbjflQS fortgesezf^ wird«— » 
Die Gerechtigkeit wie die Billigkeit £ord$rt» dafii 
beym Steigen des S taatsaufwandes zq einer unge wohn- 
liehen Höhe , die Finanzgesezgebuug eine verhältnifs* 
mäfsige Minderung der sogenannten Civilis te 'als 
unerläßlich feststelle; und von der fixinen jSujnme 
mufs der Regent a J le n Aufwand, welcher sich blofs 
auf seine, Person und Familie besieht, also auch allen 
Aufwand für etwaige Lieblingsbeschäftigungen und 
Für sein Vergnügen bestreiten , somit denselben nach 
der ihm ausgeworfenen Summe beschränken* 

b) Für das Departement der Civil) ustiz sind in Ansaz > 

zu bringen » die Besoldung seiner Beamten in den drey 
Artikulationen (Primär -Mittel- und Zentralbehörden) 
sammt Gehälfen und Ebenem; die zum Dienste 
nöthigen Schreibmaterialien» und du» Baulichkeiten 
sammt der für den Dienst erforderlichen Einrichtung : 
Eben diese Punkte kommen bey allen, übrigen Depar- 

tements in Anschlag), Bey dem Departement der s \ 

Strafjustiz kömmt aber noch hinzu» der Bedarf 
für Unterhaltung vermögensloser oder Unschuldiger 
Jnquisiten» der Detentionsorte , und der Zuschufr 
für Unterhaltung der Sträflinge und derfiträfltiroser» in 
so weit jene die Kosten dieser Unterhaltung nicht erar- 
beiten sollten» was jedc^ eine fehlsrhafVe Einrichtung 
voraussezte, welche ohne Verifthub zu. verbessern 
ist. 
"c) Der Bedarf des P o 1 i z e y departements nuifa* nach den 
im §. 5g5 postulirten sechs Sektionen bemessen 
werden» und 4« dieses Departement* nach v*rausge- 
Tührten Beweisen,» das gesatamt* Biltfungs- 
Sanitäts* Strafstn- und W ^se-rbe»^ Post- 
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und Boten- Fotst- ArninweMa n« e.*w* in». 
fiust» so ist für sich klar, dafs sein Bedarf jenen der 
übrigen Departements Übersteigen müsse. Den Maft- 
stab zur Berechnung seines Bedtrfs geben die Forde- 
rangen und Bedingungen für Vollziehung der Polixey- 
gea e wgept ra fc in allen ihren Theilen* 

d) FUrdas Departement der aus wirtigen Angelegen- 
h e i t e n sind in Ansäe tu bringen die Kosten der 
ordentlichen Gesandtschaften » ond die Besoldung des» 
im J. 636 geforderten» Kollegiums« 

t) Unter der Rubrik des ordentlichen Bedarfs für das 
Militixdepartement ist blofs der, für die Zeit des 
Friedens gesezlich bestimmte» Erat des Militär« 
wesens in seinem ganzen Umfange tu berkikiicA- 
tigen. 

J) Das Daseyn eines Reservfondes ist nothwem%f am 
die » durch zufällige Umstände yeranlafstefl » den (nach 
einem Durchschnitt berechneten) regelmtfsigen Be» 
dürfnifsetat des einen oder des anderen Departement* 
Übersteigenden » Mehrausgaben zuschufsweise zu. 
decken« Aus diesem Reservfond waren daher x. B» 
zu bestreiten » der Mehrbedarf für Pensionirung 
ausgedienter Staatsbeamten » oder ihrer Wittwen und 
Waisen» für Unterhaltung vermögensloser Inquisiten 
oder Strlfiinge, für Unterstützung der Armen» für 
■ Baieichttrung des Verkehrs auf den im $. 6f2 bezeich- 
steten, Arten; besondere Auslagen für Herbey 
Schaffung des nötbigen Getraids bey einer einbreche* 
den Hungersnoth , für Hemmung von Epidemien t 
für Unterstützung durch Brand» Überschwemmung» 
Erdbeben u. s. w. in den Zustand der Noth versester 
Menschen; für . unvorhergesehene unaufschiebliche 
' ' Baureparaturen (*. B. an Stromes)» für besondere 
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, - temporäre Gesandtschaften, fiir besondere ItfiliiSr« 
beätirfhitte, für ausgezeichnete Verdienste u. s. w. 

§. 662. 
Unter die Klasse aufserorden tlicher 
Staatsbedürfnisse ist von der Finanzgesezgebung 
^Btr reihen, der allenfallsige Aufwand für kost- 
-spielige ,* durch den Zwek des Staats geforderte, 
Reisen des Regenten ins Ausland, für Aussteuer 
des Prinzen oder einer Prinzessin desselben, für 
Aufgaben bey Vertauschungen zur Purifiziemng 
des Landes, für Anschaffung von Silber zum 
IVIünzen (in Ermanglung einiger Silberberg- 
werke), für Vorschüsse zu Anlegung neuer, den- 
Wohlstand der Nation wesentlich unterstürzen* 
der, Strafsen, Kanäle, Brücken und Häfen , Für 
die Eröffnung eines, sicheren Vortheil gewäh- 
renden f Bergbaues und Salinenwesens (wozu 
k^ine Privatpersonen oder Gesellschaften Lust 
tragen), für Anlegung neuer zur Sicherstellung 
des Staats nöthiger Festungen (Schiffswerfte etc), 
für Unterstützung in öde urid Menschenarme 
Gebiethstheiledes Staats einwandernder thätiger 
Kolonisten, oder beginnender, wesentlichen 
Vortheil für die Zukunft verheifsender, Gewerbs- 
arten ; für neue Vermessung des benüzten Grund* 
eigenthums im ganzen Staate; für Rüstung und 
Führung eines, zur Verteidigung des Staates 
oder eines Atliirten notwendigen Kriegs, end- 
lich für Tilgung vorhandener Staatsschulden.— 

t 
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In Ansehung der außerordentlichen 
Staatsbedürfnisse überhaupt raufe der Grundsaz 
ausdrüklich zum Gesetze erhoben werden ; dafs 
die, zur Deckung nicht zu beseitigender Staats- 
bedürfaisse der Art an die Staatsglieder zo 
machenden Forderungen jedesmal abgeson- 
dert von den Forderungen für den ordent- 
lichen Staatsbedarf aufzustellen seyen* und 
beyde Klassen von Forderungen nie miteinander 
vermengt werden dürfen» damit jene außeror- 
dentlichen, ihrer Natur nach temporären, For- 
derungen nicht über die Dauer ihres Grundes 
ausgedehnt und in beständige Forderungen ver- 
wandelt werden können; dafs überdies die Veran- 
lassung jeder aufserordentlic h en Forderung 
dem Volke nach ihrer Art und Gröfse namentlich 
bekannt gemacht werde , damit es selbst über 
den Grund,die Notwendigkeit und Dauer seiner 
ausserordentlichen Bey träge richtig zu urtheilen 
vermöge. 

§. 663. 
Hat die Finanzgesezgebung auf diese Weise, 
nämlich durch* Feststellung des Karakters und 
Umfanges des Staatsbedarfs in abstracto, die 
Grundlage und Norm der Berechnung des lezte* 
ren in concreto/ gegeben, so mnfs sie unmit- 
telbar fortschreiten zur Bestimmung der Quellen, 
woraus, und; der Art und Weise, wie aus 
diesen Quellen der Staatsbedarf wirklich erhoben 
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-werden «oll. Als jene Quellen sind in der be- 
stimmten Stufenfolge zu bezeichnen : erstens, 
das vorhandene unmittelbare Staatseigentum 
(im ganzen Umfange des Worts); zweytens 
gewisse Nutz;enbringende Rechte, deren ans* 
schliefsende Übung vom Staate durch seinen 
Zwek wirklich zu rechtfertigen ist; drittens, 
aus gesezmäfsigen Justiz- und Polizeyakten und 
aus dem Rükfalle des Privateigentums an die 
Gesammtheit der Staatsglieder fliefsende Reve- 
nuen ; viertens endlich, das gesammte National- 
vermögen (im ganzen Uöafange des Worts). — 
Das unmittelbare Staatseigentum kann begreifen 
Objekte der Landwirtschaft (Äcker, Wiesen, 
Ökonomiegebände, Weinberge, Weyher etc.), 
der Forstwirtschaft (Waldungen), de^ Berg- 
baues und Salinenwesens; ferner Gefalle aus 
Objekten der Land wirthschaft, welche bereits 
an Privatpersonen erblich überlassen sind (z. B. 
Gülten, Zinsen , Frohnen, Handlohn, Zehenten), 
endlich Aktivkapitalien des Staats. — • Was die, 
dem Staate gehörigen, Objekte der Land- 
wirthschaft ( Domänen r Kammergüther ) 
betrifft, so hat die Theorie in neueren Zeiten 
meistens deren Veräufserung gefordert ; da 
jedoch die Domänen dem für manche Fälle 
nöthigen Kredit des Staats eine sehr wesentliche 
Stütze, und für Fälle, wo jede andere Hülfe 
versperrt ist, eine sichere Zuflucht' (in ihrer 
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dann vorzunehmenden Veränderung) gewähren, 
da ferner die nachtheilige Wirkung eines bedeu- 
tenden Domänenbesitzes von Seite des Staat* 
auf die Nation gar wohl verhütet, und die von 
ihrer Veräufserung zu erwartenden Vortheile für 
die Landwirtschaft überhaupt auch auf einem 
anderen Wege gar wohl erzielt werden können, 
so kann ich der Forderung der Veräufserung der 
Domänen nicht beystimmen , sondern mufs viel- 
mehr von der Finanzgesezgebung den Grundsaz 
aufgestellt wünschen 9 dafs sämmtliche Domänen 
in zwekmäfsig kleine, den Kräften einzelner 
Landwirthe angemessene, Parzellen verschlagen, 
und mit kluger Vorsicht in Auswahl der Personen, 
in Erbpacht hingegeben werden sollen a). 

a) Durch diesen Ausweg wird der Naththeil verhütet, dals 
der Staat auf die Preifse der Lebensmittel drückend 
einwirken, und in die Geschäfte der Landwirthe 
eingreifen könne, und werden alle, durch die Vet* 
lufserung der Domänen erziel baren , Vortheile er* 
reicht» ohne dafs der Staat sich der Stütze seines 
Kredits und der Zuflucht für Nothftile begSbe, werden 
also die RUksichten des Staats auf sich selbst , wie auf 
die Vortheile seiner einzelnen Glieder » im richtiges 
Einklänge zugleich gewahrt» 

§. 664* 

Im Eigenthum des Staats befindliche Wal* 
düngen — in wieferne diese das Brenn- und 
Baumaterialbedürfnifs in denjenigen Gegenden, 
von welchen sie füglich benuzt werden können» 
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nicht übersteigen at) — *ta verfiufsern , wird 
wohl Niemand rathen , und eben so wenig sie 
zu verpachten b): Es kann daher keinem Zwei* 
fei unterliegen , dafs die Finanzgesezgebung 
deren unmittelbare Bewirtschaftung inner- 
halb den (durch die Poüzeygesezgebung (^ 583.) 
vorgeschriebenen) Regeln einer klugen Korst- 
ökonomie c) von dem,Finanzdepartement hei» 
sehen , kbex auch demselben zur PfHfcht machen 
. müsse, so viel vom Ertrage der Waldungen , aU 
die Staatsglieder absolut bedürfen , an dieselben 
um einen Preifs zu verkaufen , welcher blofs 
den jährlichen Kostenaufwand für die Bewirt- 
schaftung der Waldungen im Ganzen dekt d) 
und nur den, das absolute einheimische fie- 
dürfnifs übersteigenden , HDölzvorrath als Gegen- 
stand des Handels zu benützen , und den Erlös 
davon zur Bestreitung der übrigen öffentlichen 
Ausgaben in die Staatskasse zu liefern. — • Die* 
selben Grundsätze hat die Finanzgesezgebung in 
Ansehung der Benutzung der, bereits dem Ei- 
genihume des Staats überlassnen, Bergwerke 
und Salzquellen 9 und ihres Ertrags vorzuzeich- 
nen, denn auch ihr Ertrag darf in der Regel 
nur zur Deckung des, 'auf seinen Gewinn ge- 
machten, Aufwandes, und nur in wieferne er 
das einheimische absolute Bedürfhifs über- 
steigen sollte, zur Quelle einer reinen Einnahme 
für die Staatskasse benüzt werden« 
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i) Sollten in einem oder dem andern Gebiethfttneile) des 
Staats mehrere Staats Waldungen vorhanden seyn , ais 
hier unmittelbar oder durch schikliche Transport* 
wege vortheilhaft benüzt werden können, so rathet 
allerdings die Klugheit, die überflüssigen Theilo mit 
der Bedingung zu veräußern , dafs sie ausgebauen und 
fite die Kultur anderer Wirthschaftazweige verwendet 
werden» Der Erlös davon wir© aber vor allem zur 
Anlage von Waldungen in solchen Gegenden zu ver- 
wenden, wo ein empfindlicher Mangel des Ri^an- 
materials herrscht. 

b) Waldungen su verpachten , kann nicht rathsam seyn, 
sowohl weil sie nicht füglich vereinzelt werden kön- 
nen , als auch aus RUksichten der Forstpolizey, und 
des freifses desjenigen Befriedigungsmittels eines abso- 
luten Bedürfnisses » welches sie liefern« 

o) Auf jeden Fall mnfs auch die Bewirthscnt/huig der 
8taauwaldaugen der Forstpolizey unterworfen 
seyn» damit das Finanzdepartement gehindert werde» 
die nothwendige Absicht der Polizey auf Erhaltung* 
der nothdürftigen Holzmagazine in dem , }• 585 be- 
stimmten , Sinne zu vereiteln. 

d) Der Grund der oben aufgestellten Forderung ist , weil 
Waldungen der Natur der Sache nach nicht dazu da» 
und nicht dazu in den Hunden des Staats seyn können, 
um dem Ertrag derselben in Fonds zur Befriedigung 
der Staaubedürfnisse zu* verwandeln 9 sondern vor 
allem dazu, damit sie zur Befriedigung des absoluten 
Bedürfnisses der Staatsglieder desto gewisser 
forstgerecht verwaltet werden, und nnr dann erst, 
' wenn jenes Bedürfnifs befriedigt ist , kann die Rük- 
sicht auf den Finanzbedarf eintreten« Ganz dasselbe 
gilt von den* unterirdischen Gütern der Natur, als 
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welche im Grunde denen angeh&ren, welche 

Oberfläche des Erddistrikt« beaiuei*, unter welchem 1 

•ie sich befinden , und nur darum dem Staate anvcr- 

« 

traut seyn können , damit sie desto sicherer zum 

gemeinsamen Nutzen zu Tage gefördert werden» 

Engherzige Finanziers dürften freylich diese Sprache 

nicht verstehen wollen; doch hoffentlich auch na* 

sie nicht» Unverdorbenen Menschen mufs schon ihr 

natürliches Gefühl sagen > dafsies' tief nnter der Würde 

des Staats -sey , den Händler , wohl gar den Wucherer < J 

uud Monopolisten zu machen» und unmöglich kann ^ 

der vernünftige fJksammtwille als damit zusammen« j 

stimmend angenommen werden , dafs der Staat durch j 

solche Mittel und Wege seinen Bedarf decken ij 

helfe. Auch beruht der Glaube, eis ob durch jenen ' 

regelm'äJsigeh Handel des Staats mit den Produkten -. 

seiner Bergwerke und Salinen das Nationalvermögens 

in Aasehang der Besteuerung erleichtert werde, nur 

auf einer Täuschung; <Jenn sobald jene Produkt« V 




über den. oben bestimmten , Preifs vom Staate 
an seine Glieder verkauft werden, so ist darunter 
eine währe Steuer verborgen» und zwar meistens 
eine- der verwerflichsten Art, nämlich eine indi- 

* * * 

rekte Steuer» welche sehr drückend seyn kann« 
Man denke nur an die Art des Salzhandrli ito allen 
Frankreich. 

Die Einkünfte , welche der Staat von , an. 
Privatpersonen erblick überlassenen , Objekten 
der Landwirtschaft, qjs vormaliger Eigenthü* 
m er derselbe**, bezieht, emd mächtige Hinder- 
nisse der Steigerung des National vermögt, 
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«nd die mächtigsten unter diesen sind die Ze- 
henten, Frohnen, und der Handlohn, 
Aus diesem Grunde mufs eine vernünftige 

t Finanzgesezgebung den Erlafs der genannten 

Abgaben gebiethen , und sie kann dieses um so 
füglicher, da dasjenige % was der Staat durch 
diesen Erlafs verliert, ihm dadurch wieder ersezt 

! wird» dafs bey Berechnung des reinen Einkom- 

mens der Landwirthe, worauf, wie wir sehen 

! werden* ein Theil der Steuern gelegt werden 

mufs, jene erlassenen Abgaben nun nicht mehr 
in Abzug kommen , mithin der Stenerbetrag der 
Landwirthe verhältnifsmäfsig wächst. In Anse- 
hung der Gülten und Zinsen aber mufs die 
Finanzgesezgebung wenigstens die Abtofslich» 

* * keit derselben nach einem bestimmten billigen 

Kapitalanschlage statuiren, und eben -jene Unk- 
sieht auf Hinwegräumung der Hindernisse des 
Nationaiwphlstandes berechtigt sie, auch den 
Privatgrundh^yrn die Gestaltung der Ablöfslicb- 
keit aller , an sie zu leistenden , Grundabgaben 
nnd Dienste nach demselben Maßstäbe zur 
Pflicht zu machen. — - In Ansehung der Staats- 
aktivkapitalien endlich mufs dieFinanzge* 
aezgebung deren unverzügliche Verwendung zur 
Tilgung etwa vorhandener Staatsschulden, und 
wenn (was jedoch unter ^ie gröfs^e^.SeUfenheiten 
gehören mochte) noch ein Üb$rschu& bleiben 
sollte, zur Bildung zwekmäfsiger Vorschuß 
< kasseo 
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kassen für Unterstützung geschikter und fleißi- 
ger Produzenten, denen es schwer wird, den 
zum Anfange , oder zur Fortsetzung und Aus- 
dehnung ihrer Gewerbe nöthigen Kredit unter 
Privaten zu finden , zur Vorschrift machen. 

. §. 666. . \ 

Die zweyte, oben ($, 663,) angegebene, 
Quelle für Einhebung des Staatsbedarfs betref- 
fend, mufs die Finanzgesezgebung damit begin- 
nen f die ganze Gallerie derjenigen Rechte, 
welche der Staat unter dem Titel nuzbarer 
Hegalien besizt, zu sichten, um diejenigen 
Arten dieser Rechte, für deren ausschliefsende 
Übung von Seite des Staats im wahren Staats- 
zwecke kein zureichender Grund zu linden 
ist, der Sphäre des gesezmäfsigen Freyheitsge- 
brauchs der Staatsglieder welcher sie nie hätten 
entzogen werden sollen , zurükzugeben , und in 
Ansehung der übrigen die Zwekmäfsigkeit ihrer 
Ausübung im allgemeinen zu normiren. — Um 
•dem Staate ein ausschließendes Recht 
auf alle, neu entdekt werdenden, Fossilien (in 
allen ihren Arten) und Salzquellen, ohne Unter- 
schied, ob sie in Staats- oder Privateigenthüm- 
licher Erde gefunden werden; auf den Verkauf 
des Salzes« des Tabaks u» s.w.; auf her renlpse 
Sachen überhaupt; auf den Zehen ten von allen 
Neubrüchen auch auf Privateigenthümlichen 
Grund und Boden; auf den Betrieb gewisser 
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Manufakturen und * Fabricken; auf das Salpeter- 
graben and Pottasche sieden ; ja sogar auf da« 
Lumpfensammeln und Schollern — anzumasseo, 
dazu ist aus dem Zwecke des Staats nicht nur 
kein zureichender Grund abzuleiten, sondere 
dessen Forderungen streiten vielmehr geradezu 
dagegen; indem Anmassungen jener Art von 
Seite des Staats keineswegs zwekgemäfse Mittel 
zur Sicherung des Rechts der Staatsglieder 9 zur 
Handhabung eines allseitig verträglichen Frey« 
heitsgebrauchs unter ihnen« sondern vielmehr 
durch nichts zu rechtfertigende Beschränkungen 
ihres zulässigen Frey heitsgebrauchs sind, za 
deren Hinwegräumung die Finanzgesezgebung 
sowohl darum 9 als auch aus dem Grunde, ver- 
pflichtet ist, weil durch deren Fortbestehen der 
National reichthum in einem solchen Grade nie- 
dergehalten wird i dafs der daraus d. i. aus dieser 
Verengerung der allgemeinsten Quelle des Staats- 
einkommens, dem Staate auch in finanzieller 
Hinsicht erwachsende Nachtheil, den Vortheil 
aus dem ausschliefsenden Fortgebrauche der er* 
wähnten Hechte für die Staatskasse bey weitem 
überwiegt. — • Die Sicherheit der Straten über* 
haupt zu bewirken , ist ein Theil des vom Staate 
zu leistenden Schutzes , für welchen über- 
haupt jedes Staatsglied Beyträge zur schützen- 
den Kraft entrichten mufs , und , indem es hier- 
mit schon das Recht . auf seine Sicherheit in 
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jeder Hinsicht, erwirbt, mit Hecht nicht ange? 
halten werden kann, seine Sicherung auf d^jj 
Strafsen besonders zu erkaufen. Der Antheil 
aber , welchen Fremde etwa an jenen §icherungs* 
inafsregeln nehmen, wird durch den i Antheil 
kompensirt, welcher den Einheimischen an den 
Sicherungsmafsregeln im Auslande zu gut kommt. 
Also auch das sogenannte Geleit&reggl jnufs, 
wo es noch existht, durch: die Finanzgesezge- 
bung aufgegeben und abgeschaft werden, 

§. 667. 

Dafs der Staat — nachdem er in der Polizey- 
gesezgebung alle Hazardspiele, ohne Ausnahme 
verbiethen müfste, und verbothen hat, ~ sich 
das Recht vorbehalte, den Staatsgliedern! einen 
Theil seines (ordentlichen oder außerordent- 
lichen) Bedarfs durch Lotterien ^bzuge* 
winnen, oder das Hazardspielen an gewissen 
Orten (z. B. an Badeorten) oder bey gewissen 
Gelegenheiten zu verpachten u. s, w fJ * steht so 
unaussprechlich tief unter der. Würde des Staate, 
dafs die Finanzgewalt in eine tiefe Schamlosig- 
keit und Gleichgültigkeit für die Ehre dös Staats 
versunken seyn mufs , um jezt noch dieses Mittels 
sich bedienen zu können. Abgesehen von den 
wesentlichen Nachtheilen dieser Finanzoperation 
für Individualindustrie und Wohlstand , spricht 
die Verächtlichkeit denselben von selbst aui. 
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was dieFinanzgesezgebung in Hinsicht ihrer zu 
rcrfügen habe, and ich möchte rathen, dafs sie 
jeden Finanzbeamten mit unmittelbarer Kassation 
bedrohe t der sich je noch eine solche Finanz- 
operation in Vorschlag zu bringen, beygehen 
lassen kötnite* — Schiffbare Ströme, von der 
Natu* selbst zur Erleichterung des Verkehrs 
unter den Menschen wohlthätig geschaffene 
Wege, befinden sich der Natur der Sache nach 
im Eigenthume de* Gesammtheit der Glieder 
des Staats,' dessen Gebieth sie durchlaufen , und 
es kann nur Sache des Staats seyn , dieses Eigen- 
thum der Gesammtheit im Namen derselben und 
zum möglich gröl sten Nutzen Aller zu verwalten. 
Darum mufs die Finanzgesezgebung die Schif-* 
farth auf den Strömen frey geben , gegen Erle- 
gung einer Abgabe , wodurch lediglich der , auf 
Schiff barmachen oder Erhalten der Ströme, und 
Unterhaltung des Leinpfades gemachte, und fort- 
wahrend zu machende Aufwand gedekt werde; 
diefs alteki ist der zu rechtfertigende Gebrauch 
des ^Vasserzollregals; denn sobald diese 
Grenze des WasserzoiU überschritten, und der- 
selbe als reine Finanzquelle benuzt wird, nimmt 
er die Natur einer indirektenA uflage an, deren 
ganzes Beschlecht als verwerflich dargestellt 
werden wird. Die übrigen Benutzungsarten der 
Flüsse z. B. durch Fischerey, Anlegung voi\ 
Mühlen , Wässern der* Wiesen , Anbau der Ii* 
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sein etc.» muh die RiaÄazgesezgdbting , unter 
Bedingungen, weiche die gegenseitige Verträg- 
lichkeit aller Benutzungsarten sichern, an Pri- 
vatpersonen zu verleihen, von diesen, weil 
ne das Gesammteigenthum privativ bermz- 
zen t eine verhältnifsm'afsige Fachtabgabe zu 
erheben, und diese vor allem zu. dem, dem 
Zwecke der Folizey entsprechenden, Uferbau, 
und überhaupt zu den nöthigen Vorkehrungen 
gegen Überschwemmungen zu verwenden, ge- 
biethen a). Um Flüsse nicht, der ihnen von der 
Natur gegebenen Bestimmung entgegen , zu 
Hindernissen des Verkehrs zu machen , darf 
das Recht, Fähren anzulegen, nicht als Finanz- 
quelle benüzt, sondern mufs die Überlassung 
jenes Rechts an Privatunternehmer mit Beschrän- 
kung derselben auf eine $ den Ersaz des Kapital- 
aufwandes und einen gerechten Arbeitslohn ge- 
währende, Überfahrtaxe, von der Finanzgesez* 
gebung gebothen werden b). 

a) Unverantwortlich ist es, wenn Regierungen, Flüsse 
.nicht nur zum grö fiten Hindernisse des Verkehrs als 
sehr bedeutende Finanzquellen nsurpiren, sondern 
auch noch überdieCs nicht einmal das geringste auf 
den nöthigsten Strom- und Uferbau verwenden, ja 
sogar Abgaben von Grund und Boden erheben, wel- 
chen wegen vernachlässigten Ufer bau der Flnfs längst 
hinweggeschwemmt hat» 
* b) Sache der Police, y ist es, darüber zu wachen ,* dafa 
. , allenthalben, wo es, npthig istf Fähren angelegt werben, 
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Einriebt gtaUgen. 

§. 668« 


inj«* 


Die Anlegung und Unterhaltung der zur 
ErieicWÜttog des Verkehrs nöthigen, Strien, 
Brückeil etc. ist voraus bereits als Geschäftsobjekt 
der Pölizey des Staats nachgewiesen worden. 
Sache der Finanz * (wficjie den Aufwand hierfür 
zunächst vorzuschiefsen hat) Gesezgehung ist es, 
zu bestimmen 9 dafs dieser Aufwand durch Erhe- 
bung von Strafsen - Brücken - etc. Geldern, welche 
ohne allen Überschlag lediglich nach der Gröfse 
jenes Aufwandes zu bestimmet! feyen , gedekt 
werden müsse. — 

Ähnliche Bewandtnifs hat es mit dem Post" 
wcsen, (welches zwar, nach dem in der Note 
a) zum $. 572 geführten Beweise, keineswegs 

* 

als ein Begal betrachtet werden kann, aber, im 
Falle es an tauglichen Privatunternehmern dazu 
fehlen sollte , ) dessen zwekgemäfse Einrichtung 
und Forterhaltung zum Bessort der Polizey 
gehört, und in Ansehung dessen die Finanzge- 
sezgebüng zu bestimmen hat, dafs der für das 
Postwesen erforderliche Aufwand durch Post- 
taxen zu decken , und dafs leztere lediglich naf h 
diesem Mafsstabe zu berechnen seye* a). — Das 
Recht, zu münzen, mufs allerdings der Staat 
sich ausschliefsend vorbehalte» ($• 534) > allein — •> 
die Rüksicht, dafs die Ünterthanen in ihrem 
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Handel mit Auswärtigen , welche das Geld nur 
nach seinem inneren wahren Werthe annehmen, 
desto mehr verlieren» je -höher 4er» mit zum 
inneren Werthe der Münzen angeschlagene, 
Prägeschaz ist» dafs überhaupt die Nation um 
eben so viel betrogen wird , um wie viel der 
Nennwerth der Münzen ihren reellen Werth 
saaimt den Prägekosten übersteigt, — mufs die 
Finanzgesezgebung bestimmen» auf allen reinen 
Gewinn aus dem Münzregale zu verzichten, 
und ausdrüklich zu verordnen 9 dafs der Präge- 
schaz.nie gröfser seyn dürfe, als er zur Deckung 
der Münzkosten erforderlich ist. — Was das 
Jagdrecht betrifft, so scheinen mir allerdings 
die Gtünde dafür überwiegend, dafs die Jagd-— 
welche allen Einzelnen überlassen, mancherley 
gemeinschädliche Folgen naoh sich ziehen, und 
ihr Objekt bald vollkommen vernichten würde, 
und nur einigen Einzelnen überlassen, die 
formale Gleichheit des Rechts verlezte — -im 
ganzen Gebiethe des Staats, im Namen Aller 
und zum Befsten Aller, als welchen nur ein 
gemeinschaftliche» Recht auf das vorfind- 
lkhe Wild zusteht , vom Staate selbst innerhalb 
der , von der Polizey (§. 588) vorzuzeichnenden 
und handzuhabenden, Bedingungen, verwaltet, 
und dann das erlegte Wildpret am die Staatsglie- 
der für einen Preifs verkauft werde, weicher 
mit: dem, jährlichen Kostenaufwands für die (am 
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' schikliohsten mit der Forst Verwaltung zu ver- 
bindende) Jagdverwaltung in gerechtem Ver- 
M h&ltnisse steht b). Nach dieser Ansicht dürfte 

^V also auch die Finanzgesezgebung in Ansehung 

des Jagdregals sich auszusprechen verpflichtet 
seyn. 

t) Sobald die Straften- Brücken- Kanal- und 
Potttaxen nicht Hofs nach dem, für jene Objekte 
an machenden Aufwände • sondern zugleich anf einen 
reinen Gewinn für die Staatskasse berechnet werde«, 
1 so bald handelt die Finanzgewalt in offenbarem Wi* 

k - derspruche mit dem einzig denkbaren Ternünftigeu 

"i * 

Zwecke jener Anlagen von Seite des Staats , wie im 

5ten Abschnitte bewiesen worden ist» und sobald 
nehmen jene Taxeo » in wieferne sie Quellen eines 
reinen Gewinnes - sind » die Natur indirelter Auf- 
lagen an» unterliegen demnach gleichem Urtheile wie 
diese überhaupt« . 

b) ReAektirt man anbelangen über Natur und Wesen der 

Jagd, so ergibt sich, dafs die Jagdgerechtigkeit im 

ganzen Umfange des Staats ein , an der Gesammtheit 

I ' ' seiner Glieder haftendes * Recht sey , dessen sie, wenn 

kl/ 

sie selbst es auch nicht ausüben will und kann, sieh 

doch keineswegs begeben • sondern welches sie nur 

zum Behufs seiner Verwaltung zum gemeinen Befsten 

der Staatsgewalt habe übertragen können; dafs sonach 

kein Einzelner die Jagd in einem bestimmten Bezirke 

. blofs zu seinem Privatvortheile zu betreiben« mit 

Recht habe ermächtigt werden können , und dafs die 

Vorstellung auf einem blofsen , wennn gleich im 

v Laufe der Zeit tiefeingewurzelten« Vorurtheile beruhe. 

als ob die Jagdgertchtigkeit ausscUiefeend'Asln'Regea- 
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, cen xu seinem besonderen Vergnügen und Nutze* ge- 
bühre» und von demselben nach Wülktthr entweder ! 
persönlich ausgeübt f oder auch mm Vergnügen und 
Nutzen einzelner Privatpersonen oder Gemeinheiten 
verliehen , verkauft oder verschenkt -werden dürfe. — 
Würde man es nicht für unduldsame Anmassung er- , ; 
klären, wenn ein Regent, der ein besonderes Ver- 
gniigen am Fischen finde 9 alle Fischerey im ganzen 
Staatsgebiethe ausschließend für sich ansprechen» und 
nur» so viel ihm beliebte» von den gefangenen Fischen 
den Staatsgliedern zukommen lasseu wollte? und wo 
■wäre eine Disparität in Beziehung auf die Jagd zu 
finden? Sollte das leidige Herkommen auch für die 
Zukunft eine genügende Stütze gewähren ? 

Anmerkung« Obgleich nach den aufgestellten Prinzipien 
die sogenannten aufserwesentlichenRegalien 
durchaus nicht als Quellen eines reinen Gewinns für 
die Staatskasse behandelt werden sollen» so mufsten 
sie dennoch in soferne unter den Quellen des Staats« 
einkommens mit aufgeführt werden » als sie ein Ein- 
kommen gewähren können und sollen » zur Deckung 
so manchen Aufwandes» welchen der Staat um der ? 

Erreichung seines Zweks willen zu machen verpflich- 
tet ist, und aus eben diesem Gesichtspunkte mnisen * 
auch jene Regalien unter die Objekte der Finauzgese/- t 
gebung gehören. > 

§.«69, ' ; 

Die im §. 663 angegebene, dritte Quelle ^ 

des Staatseinkommens bilden ■ — nicht etwa Ta- 
xen oder Sportein für Akte der Justiz oder Po- 
lizey; denn dafs dergleichen Taxen in einem 
zwekmäkig verwalteten Staate nidit vorkommen 
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dttrfen , ist bereits in den Amnerknngen zu den 
$. $. 453. 510. (Ute Abtheilung), und 6O4 (Dlce 
Abtheilung) nachgewiesen worden : sondern — 
diejenigen Verbrechen undPotizeyvergehangen, 
gegen welche Geldstrafen, Yermögenskonfisk* 
tionen, Geldbußen in den Gesetzen angedroht 
sind; desgleichen das Recht de« Staats, erb* 
lofses, auch gestrandetes Gut # zu welchem 
sich innerhalb einer geraumen Zeit kein Eigen- 
thümer meldet, im Namen der Gesammtheit, 
in deren Gesammtbesiz * jenes zurükgefallen ist, 
sich anzueignen. Da jedoch dergleichen Ein- 
nahmen, — die, besonders was die ersteren 
betrifft» der Staat gar nicht wünschen dar/, und 
die , je häufiger sie fliefsen 9 desto mehr gegen 
den Staat zeugen, — ihrer Natur nach durchaus 
unbeständig sind, so dürften sie von der 
Finanzgesezgebung am zwekmäfsigsten an den» 
im §. 661 zur Bestreitung der ordentlichen, aber 
unbeständigen Staatsausgaben postulirten» Re» 
servfond anzuweisen seyn, 

Anmerkung» Ji\h anderen ,. bisher nicht genannte^ 
Einnabmsquellen z.B» aus der Verleihung vornAnnen 
und Titeln , von -Gewerbf rechten aller Art u* s. w. 
dürfen in einem wohl verwalteten Staate gar nicht 
vorkommen, und könnten auch durch den Handel 
mit Gewerben » Privilegien und Monopolen , Millio- 
nen gewonnen werden , so ist dennoch dieser Handel 
einer vernünftigen Staatswirthschaft geradezu entge- 
gen, -fesü er nur auf Koaten der Gerechtigkeit na* 
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des allgemeinen Wohlstandes getrieben werben konnte ; 
denn jedes neue Privilegium und jede« neue Monopol 
ist eine neue unbefugte Einschränkung des rechtlichen 
Freyheitsgebrauchs , und nüzlicher- Thätigkeit, eine 
neue Verminderung der allgemeinsten Quelle des 
Staatseinkommens. 

§• 670. 

Der, den bisher bezeichneten Bestimmun- 
gen unmittelbar folgende , durch ihren Zwek ge- 
forderte Schritt der Finanzgesezgebung ist die 
Verfügung: dafsjder, tmch einem richtigen 
Durchschnitte möglichst genau zu berechnende 
Gesamm tertrag der beyden ersten Quel- 
len von Einnahmen für den Staat (§. §♦ 663 — 668) 
— der zum Voraus nicht zu berechnende Ertrag 
der dritten Quelle (§. 669.) ist ex suposito ein 
für allemal dem Jfteservfond angewiesen — von 
der (nach §. 660 für das kommende Jahr berech- 
neten) Totalsumme des konkreten (ordentlichen) 
Staatsbedarfs abgeschlagen , und dann der, nicht 
gedekte, Rest jener Summe als die, zur Defc- 
kung des Staatsbedarfs von der Gesammtheit 
der Staatsglieder zu liefernde , Beytragsrate 
öffentlich ausgesprochen werde. — Die Pflicht 
der Staatsglieder , jenen Rest des gesezmäfsig 
bemessenen Staatsbedarfs zu decken, kann keiner 
weiteren Begründung bedürfen. Aber Sache der 
Finanzgesezgebung ist e$, die unwandelbaren, 
vor allem der Gerechtigkeit genügenden, Prin- 


i 


- ■ ... - ** — 


580 

zipien aufzustellen, nach welchen jene, auf die 
Gesamtheit der Staatsglieder fallende, Beylrags— 
rate von dieser Gesammtheit erhoben werdet 
solle. — — Unstreitig ist es, das National- 
vermögen in seinem ganzen Umfange 
(als solches bestehend in Gütern, Geld und 
Kräften) auf welchen jene Beytragsverbind- 
lichkeit haftet; und eben so unstreitig ist es 
der Genufs des Schutzes durch den Staat* 
wodurch jene Beytragsverbindlichkeit begrün« 
det wird. Strenge Konsequenz führt aus diesen 
unleugbaren Prämissen auf % folgende allgemeine 
Prinzipien. 

§.671. 
1) Kein Theil des Nationalvermögens 
und keine Klasse desselben kann der Ver- 
bindlichkeit, zur Lieferung der bestimmten Bey- 
tragsrate beyzusteuern, gültig enthoben werden, 
sondern alle Bestandteile des Nationalvermö- 
gens in allen ihren Gattungen und Arten müssen 
verhältnifsmäfsig zur Deckung des Staatsbedarfs 
mittragen. — 2) Die Pflicht, diesen verhält- 
nifsmäfsigen Beytrag zu entrichten # haftet auf 
jedem wirklichen Staatsgliede, als Theilhaber 
des Nationalvermögens (sey es an Gütern oder 
Geld, oder Kräften, oder an dem einen und 
dem anderen, oder an allen dreyen zugleich) 
und Genossen des vom Staate bewirkten Schuz- 

4 

zes. — 5) Der Mafssub des individuellen Bey- 
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trags eines Jeden ist das Verhältnifs seiner Theik 
nähme am Nationalvermögen, und seiner (danach 
im allgeminen anzuschlagenden) Theilnahme am 
Schutze des Staats; denn diese seine Theilnahme 
ist der alleinige wahre Grund seiner Beytrags- 
Verbindlichkeit, und so weit dieser Grund reicht, 
mufs auch das Gegründete, die Beytragsverbind- 

lichkeit selbst, reichen.- t)iefs sind die uner- 

lafslichen Anforderungen der Gerechtigkeit, 
von welchen um keiner Rüksicht irgend einer 
Art: willen, vmd unter keinerley Verhältnissen 
und Umständen abgewichen werden kann und 
darf , ohne die formale Gleichheit des Rechts, 
das heiligste Kleinod .einer Nation, auf das em- 
pfindlichste zu verletzen , den Zwek des Staats 
in den Mitteln für seine Erreichung selbst zu 
vereiteln: Diefs sind diejenigen Grundsätze, zu 
welihen allein die Zusammenstimmung: des ver- 
Künftigen Willens aller Staatsglieder unterstellt, 
und weiche daher nur durch Substituirung eines 
blofsen Privatwillens, den Karakter des Despo- 
tismus, verleugnet werden können. — Die, 
jenen Forderungen fles Rechts huldigende, Klagr 
heit aber gebiethet : 4) d a & jener M afsstab des 
individuellen Beytrags eines Jeden nicht nach 
der Substanz seines Besizthums, sondern nach 
seiner, durch dieses Besizthum begründeten, 
reellen Bey tr agsfähigkeit geltend gemacht 
werde, dafs also das Verhältnifs der reellen 
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Beytragsfähigkeit aller Staatsgi jeder gewissenhaft 
ausgemittelt, und danach die Beytragsquote eines 
Jeden bestimmt werden müsse. Der natürliche 
Grund dieser Bestimmung ist; Weil, wo von 
fortlaufenden Beyträgen die Rede ist, die 
Substanz des Besizthums nicht in Anspruch ge- 
nommen werden könnte, ohne damit die Quelle 
der Beytragsfähigkeit für die Zukunft zu vet- 
inindern, und da die Beytragsfähigkeit denn 
\ n doch auf dem Mafse der Substanz des Besizthums 
beruht, durch Berüksichtigung des Verhältnisses 
der Beytragsfähigkeit dennoch der unter 3) auf- 
gestellten Forderung der Gerechtigkeit entspro- 
chen wird. — Die Beytragsfähigkeit eines jeden 
ist ein Ausflufs seines reinen Einkommens : 
'Das Verhältnifs des reinen Einkommens 
aller wirklichen £taatsglieder ist also der prak- 
tische Maßstab der Reparation der , von der Ge- 
; ' sammtheit der Staatsglieder zu liefernden Bey- 
«ragsrate* (§. 670.) 

§. 672. 

Konsequente Folgerungen .^us den eben auf- 
gestellten Hauptsätzen, welche die Finanzger 
eeftgebung ab nähere gesezliche Normen auszqi- 
iprechen hat, sind: 

1) Die Lieferung der erwähnten Beytrags- 
rate, d. i. die Steuer, darf weder qllein atif 
die Grund rente, poch allein auf die Kapital- 
rente, noch allein auf die Arbeits rente gf 
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legt, sondern alles reine Einkommen ohne 
Ausnahme , sey es aus Gütern und Gebäuden, 
oder aus Kapitalien (durch Darlehn oder Handel 
irgend einer Art benüzt), oder endlich aus Ge» 
erben (im ganzen Umfange des Worts a), mufs 
rhältnifcmäfsig zum Beytrage angezogen wer- 
den. Apsdrüklich ist hierbey zu bemerken, dafs 
auch dasjenige zum Beytrage angezogen werden 
müsse, was, in der hier unterstellten Rüksicht auf 
Beytragsfähigkeit in gewisser Art einem Ein- 
kommen gleich zu achten ist; Dahin gehört der 
Genufs von demjenigen Kapitalwerthe, welcher 
ein reines Einkommen gewähren konnte, aber 
unter der Form von Artikeln des Luxus oder der 
Bequemlichkeit genossen , oder aus Privatrük- 
sichten unbenuzt gelassen wird. Gerechtigkeit 
und Billigkeit fordern gleich laut, dafs diese 
Irein wiUkührliche Verminderung des reinen 
Einkommens von Seite einzelner Staatsglieder, 
den übrigeä, welche nicht in dem Falle sind, 
sich solchen Genufs gewähren zu können , und 
deren ganzes , oft sauer erworbenes , Einkommen 
in Anschlag gebracht wird , nicht zur Last falle* 
dafs also, um in dem entbehren von Genufsmitteln* 
welches die Abgabe eines Theils des reinen 
Einkommens an den Staat (die Steuerentrichtung) 
zur Folge hat , verhältnifsmäfsige Gleichheit ein* 
zuhalten, Wenigstens einige Zinsen von 
dem Kapitalwerthe jener Luxus - oder Bequem- 


t 


I 


■ 


• 


t / 


/ 


384 

lichkeitsartikel bey Berechnung des reinen Ein« 
kommens derjenigen, welche sie besitzen , mit 
angeeezt werden b). Es ist für sich klar , daß 
die Steuerlast nur in der Voraussetzung der Be- 
folgung dieser Grundsätze von demjenigen Ob- 
jekte wirklich getragen wird, auf welchem sie 
unleugbar haftet , nämlich — von dem National- 
vermögen in seineju ganzen Umfange , dafs jede 
Befreyung irgend eines Theils oder einer Klasse 
dieses Vermögens von jener Last der obersten 
Anforderung der Gerechtigkeit widerspricht. 

a) Unter den Gewerben im erwähnten Umfange sind alle 

und jede Klassen des Erwerbs begriffen, und et 
find also nicht etwa nur Taglöhner, Handwerker 
aller Art, Fabrickanten undManufaktariftea, Lohn- 
kutscher, Theateruntemehmer 9 Wirthea.f.w sondern 
auch Künstler aller Art, Advokaten, Arzte* Chitur* 
gen, Hebammen, Privatlehrer, Schriftsteller, &t 
solche» Pachter, als solche, nach VerhAnifs ihres 
reinen Einkommens zur Steuer zu ziehen, gleichwie 
aucl^ bej der Kapitalrente, nicht etwa nur die Dar» 
lehne , sondern auch die Kapitalrenten der Banquier* 
der Wcinhändler, so wie aller Arten von Kaufleotea 
und Krämern (Buchhändler, Apothecker) beyzuziehen 
sind» 

b) Unter die hier beziehen Artikel gehören z. B. Lutf* 

gebaude und Gärten, Edelgesteine, ungewöhnlich 1 
Silber - und Goldgeräthe , ausgezeichnet kostbare 
Meubeln , kostbare Gemälde- und Kupferstichsanu»* 
lungen , blob zur unterlialtenden Lektüre beatinunts 
Bibliothecken, ungewöhnliche Vorräthe tob Weia*h 
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Summen Goldei, Welche Jemand in seinen Kisten 

unbenüzt liegen läfs^u,s. w. Um Mils Verständnisse 211 

verhüten» bemerke ich nochmals: de fs nicht etwa der 

Kapital werth^selbat yoi\diefen Artiqkcju, fpndero nur 

einige Zinsen von ihrem Kapital werthe ->- nicht 

etwa als Steuer erhoben , sondern — zu der Summe 

des wirklicheii reinen Einkommens ihrer Besitzer» 

•* wonach alsdann i erst* ihre Stenerquote au bestimmen 

. ist* mit angeschlagen werden sollen. Je geringer die 

^bgftbe seyntnvufs, welche nach diesem Verfahren auf 

, jene.Articltel fiilkj desto weniger kann dadurch die 

, Beytrag3 Fähigkeit ihrer Besitzer, noch die Lust •* solche 

Articltel sich anzuschaffen, oder zu gen^efsen, geschm'aV 

. ' lertf werden , und es wird dennoch durch jenes Ver- 

» . * 

fahren 4er Forderung der Gerechtigkeit genügt. 

. • ..; ..- . •§-. 675. . 

2) K ei n e Klasse wirklicher Staatsglieder 
darf von der Verbindlichkeit, zur Deckung des 
ßtaatsbedarfs mitzutragen ,, eximirt werden, 
ara^een *jedäs wirkliche Staatsglied, zu 
welchem Stande es auch immer gehören möge* 
«iufs,, ab Theilhabcr ara Nationalvermögen um} 
Schuzgenosse des Staats, bey der Steuerrepar> 
tiÜOn mU b^y gezogen! wer den; denn die Bey* 
uragspflichl haftet auf : dem ganzen Na tionalver* 
mögen, und auf der G e sam mth ei t seiner 
Inhaber und das Hecht auf den Seh uz des 
Staatsist absolut bedingt durch den Bey trag zutf 
eebätzeadeti i. Kraft des Staats. Jede Exemtion 
irgend eines Standes im Staate steht also, mit dem 

Behr Staatskumt. III» Abth«, 25 
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obersten Ansprache der Gerechtigkeit im direkten 
Widerspruche, wälzt eine unrerhältnifsmäfsige 
Last' auf die Nichteximirted , würdigt diese zq 
blofsen Mitteln für die Eximirten herab , hemmt 
den Wohlstand der ersterenunnöthig und wider- 
rechtlich, und vergeudet den Schuz des Staats 
für Subjekte , welche sich ein Recht darauf nicbt 
erwerben wollen. — Die Gesammtheit der 
Staatsglieder begreift aber nicht nur diejenigen 
Individuen, welche in die Rolle der Bürger 
des Staats aufgenommen sind, sondern auch die 
Klasse der juridischen Personen, welche 
als solche vom Staate anerkannt sind, TheiJe des 
Nationalvermögens selbstständig besitzen, und 
am Schutze des Staats Atttheil nehmen. In eben 
dieser Hinsicht sind also auch bey den Steuer- 
repartitionen mit «anzuziehen» alle (Stadt- und. 
Dorf-) Gemeinden ,. alle Korporationen , und 
(z. B. Handels« oder religiöse» ) Gesellschaft*** 
welche, und in wieferne sie ein (nicht ans de* 
jährlichen Beytragdn det Glieder erst erwach» 
senflest sondern) stehbnde$»(Gruad - oder Kapital«) 
Vermögen besitzen , und «daraus ein reines Ein- 
konimen beziehen; weil eben diese^ ihr Vermö- 
gen einen Theil desjenigen Objekts ausmacht, 
woran im Ganzen die Beytragspfiicht überhaupt 
haftet ; — . Ungereimtheit . hingegen • wäre es, 
auch das reine Einkommen au* dem Food« soge- 
nannter milder Stiftungen , w eiche zue £festrei* 
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tung des Aufwandes für gewisse , im Endzwecke 
des Staats enthaltene, Mi ttelzwecke' bestimmt 
sind, zur Steuer ziehen zu wollen; denn der- 
gleichen Fonds sind ja bereits ganz zur Be- 
streitung des Staatsaufwandes hingegeben, und 
es läfst sich daher nur eine Disposition des Staats 
über das, das besondere Bedürfnifs, wozu sie 
bestimmt sind , etwa übersteigende, Einkommen 
aus denselben für ähnliche Mittelzwecke des 
Staats, aber keineswegs eine Besteurung die- 
ses Einkommens vernünftig gedenken.; dfenn dafs 
der Staat von den Beyträgen zur Bestreitung 
seines Aufwandes Beyträge nehme , ist ja ein 
Absurdum. 

Anmerkung. Die zur Erarbeitung ihres Lebensunter- 
haltes absolut unfähigen, Armen zu unter Mützen , und 
, kranke Arme zu verpflegen, BilcUingsanstalten zu 
etabliren und zu unterhalten u. a. w, ist als Pflicht des 
Staats voraus erwiesen» und jene Unterstützung» 
Pflege und Unterhaltung macht also einen Theil des 
S t a a 1 8 auf wandes aus, welcher zur Kategorie des 
P ol i z e y bedarfs gehört : Wenn nun Privatpersonen 
ihr Vermögen für:Bo*pititier u. d. gl. hingeben , oder 
^ wenn JClostergQter zur IXotirung von Universitäten 
vei wtndet werden , so ist dieses* (ursprünglich Privat-) 
Vermögen ganz für den Zwek des Staats beigetragen, 
und der Staat hat nur darüber zu wacheu, dafs diese 
Beytr'ige für seinen Zwek 2wekmäTsig verwaltet und 
*- . verwendet werden, 'aber unmöglich kann er von dem» 
was schon für seine Zwecke ganz hingegeben ist, 
- nun noch Steuern fordern* aondern^öchstens den 
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Überschufs, wo ein solcher Wirklich seyn tollte, 
sur Bestreitung einer ähnlichen Aufwandsklasse über- 
tragen. Zwar ist die Masse de« steuerpflichtigen Natio- 
nalvermögens um to viel, alt der Fond jener Stiftun- 
gen beträgt» vermindert, aber es ist auch die jährliche 
Beytragsrate der Nation um so viel geringer , als da 
Einkommen jener Fonds ausmacht, und die Nation 
ist also keineswegs verkürzt. Wenn vollends die 
Fonds von Anstalten jener Art , welche der Statt am 
seiner Bestimmung zu genügen» unterhalten mnfs, 
nicht einmal zureichen für Bestreitung ihres Aufwand*, 
und dennoch Steuern von jenen Fonds gefordert wer« 
den » deren Abreichung nur bewirkt , dafs zur Bestrei- 
tung jenes Aufwandes um eben so vielmehr zugeschos- 
sen werden mnfs , dann wird et tchwer • die Qaalitlt 
jener Steuerforderung richtig zu bezeichnen. — Eine 
andere Bewandnifs hat et freylich mit Stiftungen fT/r 
fromme Brüderschaften» SodaKtften, für Friihmetser, 
Bufsprediger , Mistionarien , Konvertiten u. s. "W.; 
kenn die Zwecke f olcher Stiftungen sind vom Zwecke 
des Staats in keiner Beziehung umfafst: die Fonds 
solcher Stiftungen sind nicht Beyträge zur Bestret- 
tung des Staats aufwandet , sind und bleiben viel« 
mehr Privat vermögen , und das Einkommen aas 
denselben muft , * wie überhaupt das Einkommen aus 
dem Vermögen der Kirche» (religiöser Gesellschaften) 
mit Steuer belegt werden* — Die am Ende des J. 
angeführten Gründe beweisen zugleich die Ungereimt* 
heit , ' den Ertrag der eigentlichen S t a a 1 1 guter 
(welche wohl zu unterscheiden sind von den Privat- 
gütern der regierenden Familie) besteuern zu wollen: 
Nur dann, wenn jene Güter verpachtet sind, kann 
das *eitte Einkommen) der Pachter, alt toloher, bej 
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Berechnung ihrer Steuerquote in Ansaz , kommen. 
Die Pachtsummen Aiefsen ohnediefs in die Kasse des 

Staats» 

.$. 674^ * 
• 5) Die ganze, zur Deckung des orden t- 
Hohen Staatsbedarfs auf das Nationalvermögen 
fallende, Beytragsrate (§. 670.) tnüfs nach dem, 
im §. 671 unter den Nro. 3) und 4) bestimmten, 
IVfafsstabe; und darf nur nach diesem Maß- 
stäbe auf die sämmtlichen Staatsglieder ausg€* 
schlagen werden ; denn nur bey dieser Art des* 
Verfahrens in der Reatfsirung des Steuerrechts 
ist es möglich, der schlechthin unerlafsliehen 
Anforderung der Gerechtigkeit zu entsprechen, 
dafs Niemand weiter oder weniger besteuert 
werde, als so weit der Grund seiner Steberver- 
bindlichkeit geht: Dieser Grund der Steuerver- 
bindlichkeit eines Jeden ist seine Theilnahme am 
Nationalvermögen , und seine, danach anzuschla- 
gende , Theilnahme am Schutze des Staats* Es 
ist also nur die einzige .Steuerkategorie recht* 
lieh zulässig, welche von der ganzen Beytrags- 
rate der Nation jedem Staatsgliede denjenigen 
Theil ohne Umwege aufbürdet, welcher nach 
dem Verhältnisse seiner Theilnahme am Natio- 
nalvermögen und am Schutze des Staat3 , zu der 
'fiheilnahme allerübrigen eben daran, wirk« 
lieh direkt auf ihn fällt. Jede andere Steuer- 
kategorie, welcher jenes Verhält nifs nicht zum 
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Mafsstab dient, mufs widerrechtliche PrSgra- 
vationen ohne Ende zur Folge haben, und ist 
eben darum absolut unzulässig. — - Der natür- 
liebste Messer der Theilnahme eines Jeden am 
Nationalvermögen wie am Schulze des Staats, 
ist sein reines Einkommen, und was diesem 
gleich zu achten ist (§• 672) , weil dieses Ein- 
kommen die Realität jener Theilnahme und das 
Produkt jenes Schutzes ausmacht; und eben 
dieses reine Einkommen ist zugleich die Basis 
der Beytragsfähigkeit (§. 671 Nro. 4.). — Es 
mnfs also, ist das Resultat, wenn anders Gerech- 
tigkeit im* Steuerwesen keine Chimäre ist, die 
ganze » zur Deckung des .ordentlichen Staats- 
bedarfs von der Nation zu liefernde, Beytrags- 
rate» direkt und ohne alle Schleich- 
wege» von dem reinen Einkommen der Nation 
erhoben» und bey dieser Erhebungsart jedem 
einzelnen Staatsgliede derjenige Theil offen 
abgefordert werden» welcher ihn nach dem 
Verhältnisse seiner Partizipation, an jenem rei- 
nen Einkommen wirklich trifft, — Hiermit ist 
zugleich das unwiderrufliche Verdammungsar- 
theil begründet über die ganze Kategorie i n di- 
rekter Steuern (mit allen ihren Arten), welche 
Kategorie schon in ihrer Benennung den Stempel 
eines» alle Achtung für den Staat untergrabende» 
Karakters» den Stempel kleinlicher Res c blei- 
ch ung an der Stirne trägt. 
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Anmerkung. Indirekte Steuer«* sind- entweder 
. von grober Ignoranz oder bübischer Tt/okd erfun- 
den, durch Super kl^hcit und Sophisfcerey verthei- 
digt, von der Gcraäohiidhkeit gepflegt^ dtnrth Noth 
vervielfältigt, und au« Furcht vor der AttUhe der 
Einführung des Rechten bis zur Stunde noch nicht 
. .(Abgeschafft. — - Ich will nicht» reden von der Ver- 
giftung der Morajität durch sie» nichts von der bedeu- 
tenden Erhöbung des Staatsbedarfsr d&nch die sehr 
beträchtlichen Kosten ihrer , doch immer unsicheren, 
Erhebung» nichts davon, dafs sich il» Ertrag nur 
•ehr unbestimmt berechnen läfst, und da£r defshalb 
, die Finanzgewalt, die vor dem Nachrechnen hierin 
sicher ist, gewifs immer darauf bedacht ist, es eher 
auf ein plus als auf ein minus anzulegen , wobey die 
Nation sehr leicht prägravirt werden kann, — der 
durchgreifende Entscheidungsgrund wider sie ist , 
dafs auf dem Wege indirekter Besteuerung» das 
Steuerrecht in einer Art gebraucht wird, bey welcher, 
ob der Beytrag der Einzelnen (das Begründete) den 
Grund ihrer Beytragspflicht Überschreite , oder dahin- 
ter zurükbleibe ? ganz dem Zufalle überlassen bleibt, 
bey welcher alles berüksichtigt seyn mag, nur — das 
Wesentlichste, das rechtliche Prinzip aller 
Steuervdrtheilung nicht. Da die indirekten Steuern 
(z. B. Lizent oder Accifse, Mauth, Zollabgaben etc.) 
von denjenigen , welche sie entrichten , nur vorge- 
schossen , und am Ende eigentlich von den Konsumen- 
ten ( oft vielleicht nach dem Aufschlage der Vor- 
schiebenden , welche nicht nur selbst ganz frey von 
dieser Steuer ausgehen, sondern wohl noch für sich 
daraus Gewinn ziehen , doppelt) getragen werden , so 
heifit eigentlich der Kanon der indirekten Besteurung 
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so: Je mehr oder weniger Jemand an Staate Ter- 
zehrt, desto mehr oder weniger ist er snt schüz- 
zenden Kraut des Staats beizutragen verbunden. 
Aber ffas Verzehren zum Grande der Steuer- 
p/licht ' unterstellen , ist lacherlieh , und ansehen* 
lieh wird die Ungerechtigkeit jenen Kanons, 
wenn man sich den reichen GeizrjaU neben dem 
menschlich lebenden Haasvater von unbedeutenden 
Vermögen, oder den Bauern, der schon starke Grund- 
steuern entrichten niufs, neben dem Kapitalisten, 
dessen Kapitalien steuerfrey sind , oder zwejr Bürger 
von ganz gleichen Verhaltnissen, wovon aber der eine 
etwas liberaler lebt, als «der andere, nach ihm behan- 
delt denkt. In soferne Überdiefs nach jenem Kanon 
etwas zum Steuermeeser genommen ist, 'was seiner 
Natur nach die Bey tregsfähigkeit mindert, ihr 
entgegen ist, zeigt sich derselbe auch von Seite der 
Klugheit als verwerflich« Wenn man Jeniaden Geld 
leiht, und Sich stipuliren lafst, dafs ein TheU des 
Darlehens so oft zurückgezahlt werde , als der Schuld* 
ner eine bestimmte Einnahme hat, so ist das in 
natürlicher Ordnung; aber von ihm fordern, dafs 
er die Zinsen oder Theile des Kapitals bey Gelegen« 
heiten seiner ohnediefs noth wendigen übrigen Aus» 
gaben entrichte, würde Jedermann für unklug er*' 
klären, und ein ähnliches Verfahren beobachtet der 
Staat, indem er die Abgaben an ihn an die Konsum- 
tion knüpft. — Aber, sagt man, wem diese Steuern 
lästig sind, der darf nur seine Konsumtion beschranv» 
ken, und kann sich eben dadurch denselben entziehen.— ~ 
Einer gerechten Steuer sollte Niemand sich ent- 
ziehen wollen, können und dürfen, and wenn es 
auch dem Staate, der einmal zu indirekten Steuern seine 


393 

ZtAücht nimmt, möglich wäre , ein solches Entliehen 
zu dulden, oder zu wünschen, so ist doch dieses 
Entziehen nicht möglich in Ansehung der gemeinen 
Lebensbedürfnisse, und entschieden ist es, dafs, in 
soferne jenes Entziehen möglich ist, eben dadurch 
dem Nationalwohlttande am empfindlichsten gescha- 
det wird, indem diesen nichts mehr lähmt» als 
Hemmung der (besonders der auf einheimische Pro- 
dukte beschränkten) Konsumtion. Doch ! die Haupt* 
Sache : Auf dem Wege der indirekten Besteuerung gibt 
der Bürger seine Beyträge , ohne dafs ers merkt und 
weifs ; er gibt sie in den- möglich kleinsten Parzellen 
(oft nur Kreutzer- Pfennigweifs) was er gar nicht 
fÜhlt> ihm unmöglich wehethun kann. -*— Abgesehen 
von der Täuschung» Woreuf dieser vermeintliche 
Vortheil beruht» da doch Jederroanhn am Ende die 
ganze Summe weniger hat» welche er in noch so 
kleinen Parzellen hingab , so wäre jener Vortheil den* 
noch recht sehr erwün schlich , wenn nur irgend eine 
Sicherheit dafür statt fände, dafs auf jenem gemäch- 
lichen Wege den einzelnen Staatsgliedern nicht mehr 
und nicht weniger entlokt würde » als sie nach dem 
einzig wahren Grund ihrer Steuerpflicht zu geben 
schuldig sind: Aber an dieser Sicherheit fehlt es un- 
leugbar gänzlich » und so wird die indirekte Besteue. 
rungsart einer gemeinen Betriigerey sehr ähnlich: 
Ob mir mein Gläubiger» welcher von mir nur 5 
Prozent rechtlich fordern könnte» auf einmal 12 fl. 
10 kr, abnimmt» oder sich täglich von mir 2 kr. be- 
zahlen läfst, ist, am Ende des Jahrs für mich derselbe 
Wucher und Betrug > und wenn der Staat » der nach 
einer gerechten Verthefluug der /Steuerlast von mir 
nur 20» von meinem Nachbarn aber 40 fl. zu fordern 


/-, 


y 


2: 

an Sia n inj 


594 


hftttty mir in noch so kleinen Patsellen s$»v meinem 
Nachbarn aber «tat 3o fl, abnimmt » so bin. ich von 
ihm am Ende des Jahrs um i5 fl. widerrechtlich über- 
nommen, und er ist» wiewohl nur durch, eigene 
Schuld » .von meinem Nachbarn um 10 fl. verkürzt. 
Aber, sagt man weiter, das reine Einkommen der 
einseinen Staatsglieder HCst sich nur in gewissen Be- 
Ziehungen sitmlich bestimmt ansmittein; in anderen 
Beziehungen ist dieses unmöglich» und eben dieser 
nicht ausznmittelnde Theil des reinen Einkommens ist 
es» welcher durch indirekte Steuern zur Miüeidenheit 
gezogen werden muf st — Ob jeneAusmi^tlnngin den 
unterstellten Beziehungen nicht nur etwas schwieriges, 
sondern ganz unmöglich sey ? durfte noch sehr zwei« 
felhaft seyn ; desto ausgemachter ist es dagegen » d&fs 
durch die indirekten Steuern» wie sie einge/hoit zu 
seyn pflegen» nichts weniger» als n ur dar Engliche 
Theil des reinen Einkommens aflizirt weide» und dafs 
auf jeden Fall jener fragliche Theil durch seine indi- 
rekte Besteuerung nicht nach einem gerechten Mala« 
Stabe der S teuer vertheilung, sondern in einer Art be- 
lastet werde» welche, wie bewiesen wurde » auf 
einem ganz falschen Kanon beruhend » die Gerechtig« 
keit des indiriduellen Stcuerantheils ganz dem Zufalle 
überläfst. Man mag also das indirekte .Steuerwesen 
von was immer für einer Seite betrachten , so zeige 
6ichs bey gründlicher Prüfung » dafs dasselbe 
weder die Probe des Rechts noch der Klugheit bestehe» 
dafs nur kleinliche» um die Gerechtigkeit der 
Steuervertheilung keineswegs» sondern nur um die 
Ergiebigkeit der Auflagen nnd das Bemänteln 
ihrer Gröfae bekümmerte» Finanz ma seh inen 
des Einschlagen* solcher wucherischer Schleichwege 
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fiftig teyn können. Der rechtliche Finanz beimte, 
dem Würde und Achtbarkeit des Staats keine leeren 
Worte sind, mufs einsehen , dafs es Noth thue, in 
der Sphäre seines Wirkens ohne längeren Verzug den 
Übergang zu einer besseren Besteuerungsmethode vor- 
zubereiten y und den Kampf mit Vorurtheilen je eher 
je lieber zu beginnen. ■ — Die redeirden Finanz* 
organe der neuesten Zeit haben zwar die Aufsen - 
seite des indirekten "Steuerwescns mit vieler Kunst 
gemalt und blendend hingestellt; aber das Wesen 
der Sache, der Grund aller Steuerpflicht, und der 
gültige Mafsstab aller Steuervertheilung» blieb von 
ihnen — weislich unberührt. 

§. 675. 

4) Wer zur Deckung des Staatsbedarfs mehr 
bey trügt, als er nach dem gerechten Mafsstabe der 
Vertheilung aller Beytragslast auf sämmtliche 
Stajjfcsglieder beyzutragen schuldig ist, der hat ein 
positives Recht, für das Surplus seines Beytrags 
vom Staate Vergütung zu fordern * und der Staat 
hat die positive Verbindlichkeit, ihm diese Vergü- 
tung zu'gewäliren : Dieser Saz, dessen Wahrheit 
für sich einleuchtet, enthält den Rechtsgrund für 
alle Staatsbeamten N und Diener (zu welcher lezte- 
ren Klasse $ auch die Militärindividuen geboren)» 
ein Salarium, eine Besoldung vom Staate zu for- 
dern , und den Grund der Verbindlichkeit des 
Staats • dieser Forderung, zu entsprechen , zu« 
gleich auch einen Theilmafsstab jener Besoldung. 
Denn der, dem Staate werdende (und Vorzug- 
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lieh der, nur durch efrie» bedeutende Kapital- 
' und Zeitaufwand erheischende, Vorbereitung 

' mögliche) Dienst der Staats beamtea übersteigt 
auf jeden Fall bey weitem die, von Seite 
jener Individuen schuldige, Beytragsquote, und 
zwar um so mehr, je extensiv grofser oder je 
intensiv bedeutender jener Dienst ist; und das- 
selbe gilt» nur in geringerem Mafse, von der 
Klasse der Staats dien er, Pieses Surplus des, 
in jeuer und dieser Dienstleistung enthaltenen, 
Beytrags mufs der Staat unleugbar ersetzen (in- 
dem er sich jenes Surplus sonst mit Unrecht an- 
eignen würde) , und diefs geschieht durch die 
Besoldung. Eigentlich müfste nun zwar die Be- 
soldung der einzelnen Staatsbeamten und Dienet 
auch derselben Klassen, nach der Verschie- 
denheit ihres Privat Vermögens, verschieden sqf n, 
weil das Surphis des Beytrags desjenigen, wel- 
cher ein gröfseres Vermögen hat natürlich gerin- 
ger ist, als jenes desjenigen, welcher ein gerin- 
geres Vermögen besizt : Allein um die Schwie- 
rigkeiten der Berechnung und &\e Ungleichheiten 
zu beseitigen, findet man es für rathsamer, blofs 
den , im Durchschnitt gleichen , Vorbereitung»- 
und den Kraftaufwand im Dienste nach gleichem 
Mafsstabe anzuschlagen, und danach die Cesol- 
< düng zu regulieren, dann aber auch, um die 

Ungleichheit zu hej>en, welche bey einer glei- 
chen Besoldung des reichen und des minder 
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deichen Beamten herauskömmt, das Vermögen 
der Beamten , gleich jenem der übrigen Staats- 
glieder, mit Steuer zu belegen a). — Eine na- 
türliche Folgerung aus jener Ansicht der N^tur 
der Besoldungen ist, dafs — da mit dem Steigen 
der, auf die Gesammtheit der Staatsglieder fallen- 
den Beytragsrate , das Surplus des Beytrags der 
Staatsbeamten und Diener rerhältnißmäfsig 
sinkt — in jenem Falle des Steigens ein verhält- 
nifsmäfsiger Abzug an der Besoldung b) recht- 
lich begründet sey; wenn anders die Besoldung 
eines Abzugs fähig ist c), und wenn nicht gleich- 
zeitig solche Umstände (z. B # Steigerung des 
Preifses der absoluten Lebensbedürfnisse) ein- 
treten , welche ein zwektnä&ig gleiches Steigen 
des Arbeitslohns* aller Art zur Folge haben. 

a) Diefs pflegt such allerdings zu geschehen, indem da, 

wo eine Steuer auf Häuser, Grundstücke, Kapitalien 
u, 8. w. insbesondere besteht, auch der Staatsbeamte, 
welcher solche Objekte besizt , gleich den' übrigen 
Staatsgliedern , davon Steuer entrichten müfs. 

b) Ausdrüklich ist zu bemerken , dafs unter den 'bezeich- 

neten Voraussetzungen nur ein Besoldungs a b z u g 
keineswegs aber eine Besoldungs Steuer, statt finden» 
könne; — denn leztere wäre der Sache wie dem Na« 
men nach ein Absurdum, wenn gleich beyde dem 
Effekt« nach gleich seyn können ; — dafs ferner der 
Besoldungsabzug verhältnifsroäfsig nur lehr gering 
seyn könne, besonders, wenn das Privat vermögen 
der unterstellten Subjekte besonders besteuert wird, 
welche Steuer mit jener aller Übrigen Subjekte steigt; 
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und dali im entgegen gesezten Falle, trenn nämlich 
die Beytragsrate der Gesemmtheit sinkt» caeteris pj- 
ribus auch aus gleichem Grunde ein verhältnifsmalsigtr 
Besoldungszuschufs eintreten müsse. 
e) Die Besoldung ist eines Abzugs unfähig, wenn sie blofs 
den absoluten Lebensbedarf des Staatsdieners deit ; 
denn diefs ist die möglichst geringste Vergütung, 
welche der Staat geben kann, und wessen Einkommen 
nur so YieKbe tragt i als er absolut braucht» um 
leben zu können; der ist ü b er ha upt von der Steuer 
frey zu lassen, m. s. die Anmerkung zum §. 67J. 

Anmerkung. Aus allem dem ist wohl ersichtlich, dafi, 
wenn gleich das Einkommen der Staatsbeamten und 
Diener, als solcher, bey der Steuervertheilung 
nicht in Anschlag kommen darf, jene darum keinet- 
Weg» eine Exemtion von der Steuerpflicht geniefseo, 
dal* darum keineswegs von dem im |« 6j5 posra- 
- lirten , Gesetze eine Au»nahme-zu Gansten der Staats* 
beamten und Dienet gemacht werde; denn lezterc 
steuern wirklich, und sollen Verhältnifsmafsig von 
ihrer Erwerbsart steuern ; nur besteht ihr Beytrag in 
Dienstleistungen, wahrend andere an Geld oder Na- 
turalien beytragen. Offenbar ist es aber dasselbe, ob 
man dem Staate z. B» 100 fl. an Geld entrichtet, oder 
. Ihm einen Dienst leistet, welcher an sich um looofl. 
bezahlt werden mülste, für welchen aber der Staat 
nur 900 fl. vergütet 

§> 676. 

5) D«s schlechthin unerl af slichc 

Mittel, um in einer, der Forderung de& Rechts 

genügenden» alle Piägravation abschneidenden« 

Art die individuelle B^yUag$quote eines jeden 
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» 

ßtaatsglieds bestimmen zu können, ist die mög- 
lichst genaue Ausmittlung des reinen Einkommens 
eines Jeden in der Epoche des verfliefsenden 
Jahrs, bestehe nun jenes Einkommen in einer 
reinen Grund'- (und Häuser-) Rente, oder in 
einer Kapital - odei* Arbeitsrenie, oder in einer 
Rente der einen und der anderen Art, oder In 
.Renten von allen diesen drey Klassen zugleich, 
knit ebenmäßiger Rüksicht atif - den Gennft, 
welcher (nach §. 672) einem reinen Einkommen 
in gewisser Marse gleich zu achten ist: WC Dia 
in allen Rüksichten schiklichsten Organe 4*ir 
Vornahme jener Ausmitthing " s sind die, tltfrcli 
das eigene Vertrauen der £taatsglieder «ad wö^ 
lenden, Vorstände der einzelnen (Städte und 
Dorf-) Gemeinden, welchen die strengste *ei> 
schwiegenheit über'die ihnen Werdende Einsicht 
i» den Vermöge riszustand ihrer Gemeind^glieder 
zur Pflicht und Notwendigkeit gemacht /^«nd 
die Verfahrungsart bey jene* Äusinittlütfg be- 
stimmt vorgezeichnet werden ohrfs. Deri^feitt^- 
steii Schwierigkeiten dürfte die Ausmittlung dfcr 
reinen^Grundrente unterfingen * ' wobey be- 
stimmte Klassen -der Ertfagsfähigkeit der Gtitet 
utid Häuser "zur Grundlage zu nehmen , tfaÄ 
die Letehtigkeit oder Schwierigkeit des Afbs&tfcä* 
der Erzeugnisse zu berükrichtigen sirid; 1 ttffe 
Bedingung* jer>er Ausmittlung ist «ine*ror^Sngigi 
richtige Vfrmesaung d^r Güter und A&raaätfte 
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der Hinter. — AktirkapRalien a) und solche 
Artickel, deren Besiz einem reinen Einkommen, 
nach einem zu bestimmenden Mafsstabe gleich 
zu achten ist, müssen von ihren Inhabern ge- 
wissenhaft angegeben werden» und die wirk« 
samsten Mittel , die Gewissenhaftigkeit dieser 
^Angaben zu bewirken , sind theib die Abrech- 
nung der Kapitalien von dem reinen Einkommen 
derjenigen» in deren Händen sie passiv sind 
^es , versteht sich» der Zinsen von diesen Passi- 
yen) T theils das Gesez , dafs Jeder im Staate, 
der für irgend :fcin Objekt die Thätigkeit der 
jCivil- oder Strafjustiz, oder der Folizey an- 
spricht, seiner Klage oder seinem Antrage so- 
gleich; ein Zeugnifs seiner GemeindsrorstäWe« 
•daß das fragliche, Objekt auf seinen Vermögens- 
Register aufgetragen sey, bey legen .müsse, "wi- 
drigenfalls die Klage oder der Antrag ohne wei» 
terps abzuweisen $ey b). — Die unerläfiJiwe 
Bedingung um, die» aus dem Handel irgendeiner 
Art füe/seijde Kapitalrente, ^d die* f|U%;ir- 
gftnd ei#£r grw^bsart fließende, Arbeits* 
jent^ausmiuejfi zu tonnen ^ ist die Verpflichtung 
fine^ jeden Staatsglieds , weltjies irgend* einen 
fi^ndel (Öffentlich oder privat) treibt, Q<|e4* r# 
ga^d. $jn Gewprb betreibt» über H t ##d_pl*'- 
ff^er . i (re w e r b$ ^innalupe, ,unfl, 4p£g§t>e ei» 
püpk,tlich^s Regster ^u, führe*, und dieses 

flMfcsAtF dpnpif sich gründenden Bilanz, fam 

Ende 
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Ende des Jahrs seinen Gemeindsrof Stehern vor» 

i 

zulegen c). 

a) Dafs, während das oft mit der gröfsten Anstrengung 

erzielte, Einkommen jeder anderen Art der Steuer 
unterliegen toll, und gröbtentheils wirklich unter* 
liegt — das , mit der meisten Bequemlichkeit bezo* 
gene, Einkommen am aktiven > durch Darlehne be* 
n Uzten, Kapitalien allein von aller Beytragslast frey blei» 
ben soll , ist eines der (gemeinsten zwar und am tiefsten 
gewurzelten , dennoch aber) grundlosesten Vorurtheile» 
die es gibt» und die dafür gemeiniglich angeführten 
Gründe sind so oberflächlich und kurzsichtig einseitig 
gegriffen, dals sie kaum einer Widerlegung werth 
sind. Aber freylich ist das entgegengesezte Verfahren» 
welches das unterstellte Einkommen mit Überschrei- 
tung alles Verhältnisses belastet) ein beyuahe noch 
Weniger verzeihlicher Fehler« 

b) Die 1 Gerechtigkeit dieses G«tet*es ist für sich ein* 

leuchtende da Jemand für irgend etwas den Schuz 
-des Staats anzusprechen nicht befugt seyh kann« in 
Ansehung dessen er Seinen schuldigen Beytrag nur 
Schützenden Kraft nicht entrichtet» also kein Recht 
zum 8chutze erworben, die Pflicht tu schützen, auf 
Seite des Staats nieht begründet hat» Auch die Wirk* 
• a m k e i t dieses Gesetzes kann nicht bezweifelt Wer* 
den 9 da, kein vernünftiger Mensch um der Ersparnis 
einer kleinen Abgabe -willen sich der Uefahr, das 
Ganze tu verlieren» aussetzen wird) für den Fall 
aber, dafs dieses fcfennoch geschähe • wir« der Gebrauch 
dorchgreifeneyr Zwangsmittel vollkommen begründet; 
denn der Steutrpflicht eich entziehen, heißt: in das 
Stetterreclp des Staats ohne allen Rechtsgrund eingrei* 
Behr Staattknust« III, Abtb* 26 
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fen, e^lueinVerbfeehesige^clenStsAt begehe», 

gegen welches in der Straigesezgebang die gerechtes 
8trafen angedroht werden müssen» 
•) Auch diese Verpflichtung der Staatsglieder ist, als »»er. 
Übliches Mittel fdr den Zwtk aller Einzelnen» aar 
die sie rechtlich treffende Beytragscjuote tu trage», 
durch sich selbst gerechtfertigt» und empfiehlt sich 
ttberdiefs als ein vortreffliches Vehickel, die Stuts- 
gUeder cur Ordnung (wenigstens in gewisser Hinsicht) 
in ihrer Handels - und Gewerbswirthschafr, zu nötiges. 
An gerechten und wirksamen Mitteln » die PunhlicL- 
keit nnd Wahrheit der geforderten Register an erzwin« 
) gen» kann es wohl eben so wenig fehlen. Soll* 
aber auch fürs erste eine rotthematisch genaue 
Ausmittlung des reinen Einkommens aller dar unter- 
stellten Individuen noch nicht erzielt werden können, 
so berechtigt diefs jedoch den Staat krinenregi, tat 
dem Pfade des bisherigen Schlendrian* /brtxuwandela, 
sondern der Staat muls wenigstens so fisk übnen, & 
er vermag » um sich dem Ideale eines gereckte» Steuer* 
Wesens möglichst zu o/ihern, und et ist dann nur 
, K *igtne Schuld de£staat*gUeder seihst» wenn die Re- 
gierung der Forderung der Gerechtigkeit im Steuer- 
wesen «icb£ vollkommen genügt« De* Vorwurf 
trifft dann, wenigstens s i e nicht mehr» 
4 a ne r k u n §, • t>as 9 worin der Wille aller Staats glieder, 
so gerne euch jedes die Last von sich schieben, möchte, 
am Ende dennoch ausanMnenstinMnt » ist, dafs jedes 
wenigstens nur das trage f was nach einem,, gerechten 
Maßstäbe suf seinen Theil "kommt. Ist nun nicht 
au, leugnen, dafs des Verfatttnifc im msneo JSinkom- 
mtna eines Jeden zu de» der Uferige»» der einzige, 
der Gerechtigkeit m« der Klagbeil genügende, Mai»- 
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Stab der Steuervertheilung aey , so mrtfs man, entweder 
*wf Gerechtigkeit in der Steuer rerthoüang verzichten, 
oder .sich die Ausmitdung seines reinen Einkommens 
gefallen lassen« Nirgends aber zeigt siqh die Unver- 
nunft und Entartung der Menschen greller , und nir- 
gends ist der Staat nachgiebiger gegen jene, als in 
diesem Punkte. Pennoch murrt das Volk über dio 
Steuervertheilung , und zwar mit Recht» weil der 
Staat wegen jener Nachgiebigkeit sich, in ein endloses 
Nez von Ungerechtigkeiten verstricken mnfste, '— 
Sage doch endlich die Regierung dem Volke hendgreif- 

. lieh, was ihm über sein wahres Interesse hierunter 
zu sagen ist; sorge sie für den, Unterricht der Jugend 
JÜetfiber; bereite sie indessen die Ausführung einer 
gerechten Steuervertheilung vor, und vollführe sie 

, nac^ vollendeter. Vorbereitung mit mannlicher Stärke, 
was unabweifsüche Pflicht von ihr heischt; Murrt 
auch dann noch der hohe und niedere pöbelt so murrt 
er dann wenigsten* mit Uq recht» der gescheiter« 
Theil wir£ sicher das Gleichgewicht halten, und am 
Ende mufs dennoch das Vorurtheil der Macht des 
Rechts du Feld, räumen« Diesen Weg sieht betreten 
wollen, sezt voraus, dafs entweder die Finanzgewalt 
den Mangel an Erkenntnis des Wahren uod Rech- 
ten in ihrem Gebicthe mit dem Volke theile, oder 
dafs sie nicht den Math besitze, das Gate mit dem 
Sohl echten zu vertauschen t Die, Möglichkeit, dafs 
sie a bs i c h 1 1 i c h dtn Zustand der Rechtlosigkeit 
lind Verwirrung im Steuerwesea hege» will ich gar 
nicht unterstellen'; aber auch den Qlaubeo , dafs der 
eine oder der andere der beyden ersten Falle eintrete» 
tu beseitigen, wird keine Regierung laiiger verzögern 
können # s>hne d«A Anspruchs) auf .fm^axawungene 
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Achtang in emsigen« — Das einzig zutlssigt Objekt 
eitrer würdigen Finanzspekulation ist f die 
Auffindung der gerechtesten» einfachsten» wirksam* 
sten und am wenigsten drückenden Wege zur genauen 
Aasmittlnng aller Klassen des reinen Einkommens; 
denn dieses ist das einzige Steuerobjekt. (Welch 
eines hohen Grades von Ungereimtheit die übrige 
Finanzs pekulation flhig sey , beweisen am schreyend- 
sten die Fenster* und ähnliche Taxen). 

Alle , ron den Nachtheilen des Bekanntwerdest dei 
individuellen Vermogensstandes hergenommenen Ein- 
wendungen verdienen kaum einige Rüksicht; dem 
fürs erste soll ja der Vermögensstand der Individuen 
Niemanden bekannt werden , aulser einigen Gemeind*- 
vom'inden, und jede Gemeinde wird doch in ihrer 
Mitte wenigstens einige Minner finden könne», ort 
deren Redlichkeit und Verschwiegenheit sie sich Tür- 
lasten kann, wenn es auch nicht »nreichende Mittel 
gebe* diese strenge Verschwiegenheit zu erzwinge*; 
und fürs zweyte bleibt es ja jedem dn benommen, sein 
Vermögen höher anzugeben f als es wirklich ist. 
Die Veranlassung dazu kann nur entweder eine gewisse 
Eitelkeit« oder Rüksicht auf den Kredit seyn. Im 
ersten Falle wird die Eitelkeit durch eine höhere Ab- 
gabe gebüfst f über welche keine Beschwerde statt 
finden kann, weil die Erhöhung freywilllg ist; und 
* ifn zweyten Falle ist die Erhöhung der Abgabe eben 
so gerecht als billig , in soferne der Kredit direkte 
oder indirekte Quelle eines Einkommens , und zwtf 
oft des reinsten Einkommens ist. 

Dafs das Einkommen des verflief senden Jahrs 
zur Grundläge der Besteurung für das nächste Jahr 
fenotnmeti werden toH , > hat seinen nttifrlithea GroW 
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Zukunft , und die etwaige Differenz dcf Einkommen* 

p im bevorstehenden Jahre sich in ( 4*r f^arauf folgenden 

Steuerquote wirksam Uufsevt, 
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) Dio Vorsti«<lo^i^Gömßuid6d im.Stöete. 
aiiid Me»tf eisen : nach bestimmtet» (toxauteicfo 
nebdeor) ftubricken eingerichtete Register tOBid 
legend wovpn das Grund -t tutd K^piuWarotogeii 
der Gemeinheit selbst f '■ Gefaxte j*fie* dtfr , « *t» litfct 
Gemeinheit gehörigen , juridische** Pefcsoüetf 
(§* 673), endlich das f etwaige Grund- Kapitale 
und Mobiliarv^ermögen (von der im $.672 be«* 
xeiqluttfte* Art) eines jeden ednsäftig^n. focKvir 
drountV so wie die rGe^erbsart dess«Ibeu > iuJer 
Art zu verzeichnen: ist,, d&Cs für jedes dieser, 
Subjekte eine eigene Tabelle aufgestellt: werde, 
worauf auch die sich ergebenden Veränderungen 
P*ck§eti»gen wfcrden können , (und nach v^lcber 
die, im §• 67(5 geforderten, Zeugnisse erforder« 
liehen Falb auszufertigen sind)- -Auf der Grund« 
läge dieser Vermögensregister ist sodenn von den 
G^meind^vorständen gegen das Ende des Jahrs, 
in de* (nach dem Postulat* des vorigen §• vor* 
gezeichneten) Verfahrungsart das reine Einkom- 
men eine* jeden Jone* Subjekte auszumitteln , 
und die gezogene Getommtsumme de« reinen 
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Einkommens jeder OetoeJrtfle (ab sotett^r und 
ib ihren Gliedert) <Mtt kompetenten Organ 
des Finanzdepartements anzuzeigen. (Einzelne 
Mayerhofs- Mühlen- Fabricken besitz er sind zu 
der, ihnen zunächst liegenden Gemeinde zu 
schlagen). Die Zentrjijfr nap zbehörde hat sodann 
aus den , durch sämrhtllche ihr untergeordnete 
BtaifckafebtfMen au ihr* KJeatotoiP gerächten, 
einzelnen &umme» de* reinen Einkommews der 
Gemeinden, das Tötalprodnkt de* reifte» 'Ein- 
kommens der GäsanMBttheit der Staateglieder zu 
finde» , , diese« ProcMfrinit der , auf dSe€e*atnmt- 
heit de* SfB&sgUttltr * fallenden Bey tragttate 
($* 670$ ixt vergleichet! , u«d nun vermittelst 
einer einfedhen ÖerS<öhjltfng -in bestimmen, wie 
viel von jtttem 1000, oder* 100, ödet 50 4L ti, 
*, w; de* reinen Einkommen* ♦ damit der Bey- 
trag der G*s*mmtheit h ecimskörtifoe ; an den Staat 
zu entrichten sey? •-*> ßiese Bestimmung ist 
sogleifch zur ailgemeirie* Kenntnifs zu briftgteft; 
damit jedfer itn Staate zum voraus testimmt^vrlsse, 
was tt *tn Laufe des^Jrtfcrt »dfeto Staate **a enU 
richtet Tfttf>& — Ulli atofo ; die Entrichtung 
dieser BmWn&e irtfgtiihst %tt erlebter«, Ist $ti 
1>estiikiitteft , dafs dieselbe vcto der Klasse*" der 
Ltfrfdvrirtbe in vier a), von allen übrigen Sttots* 
gliedern in zwölf gleichen Raten ($U* in . jedem 
Monate T \, und zwar dttrt* die (nifchigeirfaUs 
zu unterstützenden) GemeHidanoraändb er* 
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etdgttlitfrrt ward» solle* , 

a) Bestimmungen de r &ti unterliegen natürlich nach den 
Lolalverhiltnigsen blonderen Modifitttiotteii 4 

Anmerkung. Die Autführung jener Bestimmungen un- 
terliegt — es wäre thöricht, und man müfste den 
hohen Grad der Verwöhnung der Staatsglieder 
wie der Finanzdepartements in Einsicht des Steuer* 
we$ens nicht kennen/' um es zu leugnen, — allerdings 
manchen Schwierigleiten ; aber sicher ist es , dafs 
dieselben bey weitem nicht so grofs seyen, als sie 
beym ersten flüchtigen Anblicke .(und leider ! werden 

dergleichen Vor schlage meistens nur eines flüchtigen' * 

Bliks gewürdigt) zu seyn scheinen. Die Uberzeu- ^ 

eung, dafs es unabweifsliche P f 1 i c h t sey, den be- 
zeichneten Weg einzuschlagen f und ein ernstes 
.festes Wollen des Guten und Rechten, würden ohne 
Zweifel mit der pflichtmäfsigen Anstrengung alle 
Schwierigkeiten zu besiegen -vermögen. 

. V on selbst y ersteht es sich, dafs" e»*t alle nöthigen 

Vorbereitungen und Einleitungen (z, B, Vermessung 

der Grundstücke, Aufnahme der GebSujde, Klassifizi- * 

taug ihrer Ertrags f^higkeit, Aniegim§; der Vermögens- 

a*gisi*r f Beiehrung des Volks übes.di« Gröise seines 
( eigenen Vortheils dabey n. s» w.) vollendet seyn 

müssen, ehe an die Aufhebung des bisherigen Steuer- 
. wesens wirklich Hand angelegt werden kann: dann 

aber würde sich eine, standhafte Durchsetzung jener 
, gerechten einzigen Besteurungsmethode, sowohl durch 

4ie höchste Vereinfachung und Erleichterung des Ge- 
5 «chäf tsganges . des Finanzdepartenienu, als auc|i durch 

«tue höchst v bedeutenc\p Minderung des Staatsbedarfs - . 
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selbst, na' •>•* Art* eine gftiebbedeutenaW Brlejch- 
terong der Beytragslant der 8tiat»gHedor , hufceUrrlllflg 
lohnen, . An de* Wabrheit.deasen kann Niemend swei- 
£eln» der diu Menge *on Zoll- Accis- Mauth- oder 
Douanenbeamten kennt» und weift, data die Erhe- 
bungskosten der indirekten und ähnlichen Steuern 
in bedeutenden Stuten auf mehrere Millionen 
(in Frankreich t. B, über 70 Millionen Flankt § und 
eo TcrhaltnifsmaTtig in geringeren Staaten) sich be- 
Uufeu» um welche, ( yerhEltnifsmäTsig immer) betriekt- 
liebe Summe sieb denn die Beytragsrate der Gesammt* 
heil rein vermindern würde, 

£• ift in der That sehr auffallend, dafs» wahrend 
die meisten Regierungen in allen übrigen Zweigen der 
Staatsverwaltung «um besseren fortschreiten , sie g+ 

r 

jade in der Methode der Finanz Verwaltung, und in* 
besondere in der Besteuerungtmethode> — » n> dem 
Punkte» welcher tun we^entlicfrtten in 4as Wohl und 
Wehe der Völker eingreift» •— immer mehr rUkwltU 
gehen 9 obgleich gerade das beständige Wachsen der 
Staatfbedürfnisse (mit unter auch nur der Regentenbe* 
dürfnisse) als die dringendste Veranlassung abgesehen 
werden sollte» vorzüglich in diesem Punkte 
nach dem Besseren ru trachten* Die erfefderEehea 
Summen müssen ja doch auf jeden Fall Ten den V&l* 
kern herbeygesehart werden 1 warum will m*n den* 
aber die Völker durchaus diese Lasten nicht ha einet 
gerechten» und In einer solchen £n tragen lassen» 
welche den Nationalwohlstand am wenigsten fcemmt» 
also die Urquelle der BeytragsAthigkeit am wenigsten 
vertröknet? — Der ist ein Feind der Regenten» wek 
eher ihnen verschweigt» daft die Unzufriedenheit der 
Völker Über den X>ruk der Abgaben f — welcher Drnk 
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«geht bloft durch die G&tOf, SbaSem *orzagifch auch 
dttrchdi«*ep«rtitioo*ÄTtdÄlAsWrifäriie Dauer 
schlechthin unerträglich ist, •*- bereits *u einem] gefähr- 
lichen Grade der G&hrung gediehen , und daftf es , um 
Explosionen zu verhüten, in der That die höchste 
Zeit sey, wenigstens die ieztere Seite dW Übels zu 

* entferrien 9 was allerding» Tön den Regenten abhängt» 

* wenn sie auch 1 die r 8 f s e der Lasten jett zu mindern, 
' nitht in ihre* Gewalt, liaben seihen» FHkWerke 

können nicht helfen, noch wenige*? aber 1 neue Erwei- 
teruirgen jenes Übels» L< - 

Noch ist zu bemerken» dafs diejenigen Staatsglie- 
der, deren reines Einkommetr (und solange dasselbe) 
nicht rrithr betragt, als sie absolut bedürfen, 
um leben au können, von der 'Steuerentrichtiing frey 
cu befassen seyen t nicht «war darum , Weil sie nicht 
steuerpflichtig wären , **- denn es findet keine Exem- 
tion der Art statt,-- sondern lediglich darum £ weil 
dergleichen Personen » wenn sie einen Theil t ihrpa 
absoluten Lebensbedarfs an den Staat entrichteten, 
in die Lage derjenigen kämen , welche der Staat au 
unterstützen verpflichtet ist , ihnen somit das Enu 
richtete nur noth wendig wieder erstattet 'wlrden* 
mütste. Es Ist sonach 4ie Summe des absoluten 
Lebentbedarfs au berechnen und den Gemeiiidsvor* 
Sta>deu *ur PaaacJucbtung vOrzuzeichnon,-^. übrigen» 
will ich nur anf die Prüfung der präge aufmerksam 
machen; Ob nicht«- um die Gleiche it im verr 
hältnifsmüfsigen Ansprechen der Beytragsfahig- v 

keit der Staatsglieder beym Steuerwesen au erhöhen»—* 
denn offenbar ist es eine Ungleichheit,' wenn s.'fi. 
▼on »wey steuerpflichtigen Objekten 9 deren reines 
Einkommen gleich £st y wovon aber das eine rn*f* 
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äsen ffelsiethe» Jer 3taMi va rvr wfci MM^paoh ' aiteff 
ihren Z^ieigen^ und die An«Wahl»die* er Pe tro- 
tten nkufi ehe* darum * *nd weil es dabey auf 
bestimmte y subjektive p ihre h verachiedeneaBe* 
Äimmunyen, etUSprefcheafle 9 sebem vorhartdenfe 
QnaHfrätiq anfeöttiiiit, dem Regenten überlagert 
tteiben* welcher sipfa dkheyi «Äiarfwkmfeftijsce» k 
deT Vorschläge der betreffenden Verwaltung«* 
departements bedienen witd (Bte Abtheilung 
§* 414«) : tkeils ein einfacher Personalbedarf} 
xKtih Beimfe der, der Bolaey für ihren Zwek 
nöthigen; physischen Prävention *ma cht (^.526^) 
sowohl f alt auch der, den * Staate nnefatbeh ttit 
chen v Weh¥- oder Vertheidigbngstnicht (§. 645 
w. folg;), Die J£rfaebnng*iii0s& leateren Per* 
eonalbedatfs (die Müitärkoriskription), als iinex 
Klasse dea'SMatsbedarfsv (aaühdem d&s Ftalixey* 
tidd MiBtardepartemeot die Gröfse dieses Be* 
darfs, den Gesetzen und ihrer Instruktion ge* 
mafs, angezeigt haben) , ist Sache des Fi nana- 
vresews -*- als des ^ die Aufbringung des'Staati» 
bedarf* in seinem gaa&en UAfange befassenden^ 
Yervvai tungsz weigs , — und könnte von derasel» 
ben rriöht gdtrdrmt werden, :tfhne die Sphäre 
eines Verwabnngszweigs höchst unnöthig und 
awekwidrig *»h versplittern , und die Gerechtig» 
kmt und Zwekn^äfsigkeii in der Erhebungsart 
dieser Klasse des 8taasb*da*fc bedeutend ' au ge- 
fährden* es läfst sich auch kein befriedigender 
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6ra*d %u jentrYtomMag gädeaken ♦ da die 6e- 
reehtigkett in dar Vwfheüung dieser Beytzags- 
hat auf die Gesammtheit dar Staatsglieder aa 
dieselben Grandbed »gangen geknöpft; ist, wie 
dr* Y*rtheihMg des Real bedarf? # und diese 
Bedingungen mir von dem- Finarizdepartemeat 
s aar vollkommensten gnkannt aeyo könne« und 
müssen, übrigenb das Polizey - und Militär^ 
partement seine Rülosichten bey dem Akte der 
Konscription durch delegirte Organe zu wahren 
itermäg ($. 652« a)X Die Disparität zWiscfcei 
4eö oben bemerkten bey den Klassen des Ferso* 
iülbedarfs in Ansehung der Art* ihn zu b*/m- 
digen , ist für sich einleuchtend ; dato 'die Ge* 
schiftaorgane der »rstereri Airt tose* sicA un- 
möglich durch den Weg der Konscription, som* 
dem nur durch gegenseitig freye Wahl aufbrin- 
gen, und die Gesammtheit der Staatsgtieder leistet 
tu dieser Klasse des Sthatsbedarfs ihren B^ytrag 
durch die Stenerentrichtnng 9 aus deren Ertrag 
dann 3der Staat aieh die* erforderlichen und g* 
hörig qualißzirten Subjekte zur Staatsverwaltung 
verschaff, und solche* als Stellvertreter alte 
übrigen, besoldet. AHein der leztere Fecsoaal^ 
bedarf kann und uiufs in Natura und unmittelbar 
von der Gesammtheit erhoben werden , tbatU 
weil es hier blo£s auf Personen , als solche > * flf 
kömmt, welche dann der Staat selbst erst ffr 
ihre Bestimmung befähigt, theils weil eben ditff 


_\ 


MS 

Bestimmung es erheischt, dafs jene Persefte* 
•us der Zahl der Eingebohmen selbst go» 
wählt werden 9 als bey weifchen nur das erforv 
derliche Interesse für den Zwek des Staats, und 
die Verteidigung des Vaterjandes vorauszdir 
setzen ist. 

Anmerl u n g« Die näheren Prinzipien für eine gereckt« 
Art der Militiirkonsfcription bähe ick bereits au%o 
t .stellt i» meiner systematischen Darstellung des rhei- 
nischen Bundes aus dem Standpunkte des öffentli- 
chen Rechts (Frankfurt 1808) j» 80 — 83. S. 245 — 
258 worauf ich hier verweise, und denen ich tine 
praktische Rüksicht um so mehr wünschen mochte» 
je mehr es Zeit ist» dafs endlich einmal den aaffaT* 
landen Ungerechtigkeiten in dem bisherigen Verfotrei 
der* in die theuertten Interessen der Rationen so tief f 

eingreifenden) M^litärkonscription ein durchgreifende« 
Ziel gesezt wer4e, . 

§. 679. . I 

Dasjenige, was die Gesammtheit durch jedes 
einzelne ihrer Glieder zur Bestreitung des or- 
dentlichen Staatsaufwandes — denn nur vom 
ordentlichen Staatsbedarf, war bisher die 
Hede — wirklich beygetragen hat, gehört zum 
V ermögen des Staats, welches er, als seinem 
Gebrauche für seinen Zwek unterworfen, anse- 
hen und behandeln kann; der Staat — keines« 
wegs der Regent *— • ist Eigenthümer davon} 
dem Regenten gebührt blofs die zwekgemäfte 
Verwaltung und Verwendung desselben, ünuiit- 
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tattare Folge davon ist: d*£s dem Regenten eine 
willkührliche Disposition über die von den 
6taatsgliedern entrichteten Bey träge in keiner 
Art zustehe, so wenig als über das übrige Eigen» 
tfcum des Staats, sondern dafs er verpflichtet 
sey» die Gesammteinnahme des Staats pünktlich 
tut diejenigen Mittel zw ecke zu verwenden» 
welche bey Berechnung des Staatsbedarfs berüi- 
sichtigt wurden, und berüksichtigt werden müs- 
sen. Diese Mittelzwecke sind unabänderlich be- 
stimmt in dem , nach der Forderung des $. 660 
entworfenen (und jährlich in konkreto aufzu- 
aufxustellenden) Etat des (ordentlichen) Staats- 
bedarfs : Dafs die jährliche Staatseinnahroe pünkt- 
lich nnr nach Anweisung dieses Etats verwendet, 
und davon keine Ausnahme irgend einer Art ge- 
macht werde , mufs also als unerläßliche Pflicht 
von der Finanzgesezgebung erklärt wer den, wenn 
sie anders ihrem Zwecke genügen f und strenge 
Ordnung, das einzig zureichende Präservativ 
gegen Finanzzerrüttung f in der Wirthschaft des 

» * 

Staats begründen und verbürgen will. 

Anmerkung, Was der Regent ab seinem £reyea 
Gebrauche unterwerfest ansehen kann , ist lediglich 
die» nach dem Etat für ihn und seinen Hofstaat 
ausgeworfene, bestimmte Summe, womit er allen 
. Aufwand, welcher das Staatsoberhaupt betrift, ohne 
Ausnahme irgend einer Art zu bestreiten hat. Di 
ganze übrige Summe der Staatseitmahme bedarf sein« 1 
Disposition nicfct mehr, weil tbre^ spevielle B* 
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Stimmung im Etat schon ; gegeben ist. Der Regest 
bat also nur dafür zu sorgest. daff jliese Stimme 
pünktlich den Bestimmungen des Etats gero'oTs Ter* 
Wendet werde, Dafs aber ohne einen Etat der ge- 
forderten Art weder eine Gemessenheit des Staatsbe-, 
darf», noch, ohne ängstlich genaue Einhaltuug dieses 
Etats , Ordnung in der Wirthschaft des Staats möglich 
sey, lehrt die gesunde Vernunft: denn es fehlt dann 
an allem bestimmten Matestabe für die Ausdehnung 
und Grenze des Staatsbedarfa , und die Verwendung 
der Staatseinnahmen ist , ohne bestimmtes Regulativ, 

* 

der Wilikühr Pveifs gegeben. Wo es an einem solchen 
Etat fehlt, da ist es kein Wunder , wenn mancher 
Regent sich und seine Bedürfnisse als die Haupt- 
sache , die Bedürfnisse des Staats aber als Nebensache 
betiachtet ,' fUr die er so viel übrig läfit, als ihm zu 
entbehren beliebt. Bs dürfte jedoch nicht Überflüssig 
styn 9 wiederholt 2u bemerken, dafs der gefordert« 
Etat nach Anweisungder r Gesezgebung , und der Orga- 
nisation der Staatsverwaltung, vorerst in abstrakto 
entworfen , und dann nur jährlich darunter subsu- 
mirt werben müsse, dafs die ordentlichen Staatsaus- 
gaben nach jenem Etat ' beschrankt werden müssen, 
nicht aber der Etat ^aob den, vom »Regenten wüf- 
kührlißh veranlafsöen , . Sttatsausgaben einzurichten 
sey; denn geschieht das lezfcere, dann ist der, in 
der Forderung jene« Etats bez^te, Hauptvorthe^i 
ganz vereitelt. — Der, am Ende des Jahrs im 
Reservfond sieh etwa vorfindende , Rest ist ent- 
weder auf denselben Fond fürs folgende Jahr über- 
zutragen, oder an der Summe der ordentlichen Bey- 

4 

tragsrate der Gcsammtheit im nächsten Jahre abzt- 
rtchnen. \ 
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§. 680. 
Der aufserordentlicheStaatsaufwaiid — 
was dahin fcu rechnen sey ? ist bereits im $. 662 
bestimmt worden — läfst sich in zwey Klassen 
theilen : Derselbe ist nämlich in Ansehung seiner 
Gröfse und der Zeit, in welcher er gemacht 
,werdep mufs, nur bedingt nothw endig; 
das heifst : Die Absicht auf vollständige Errei- 
chung des Staatszweks erfordert zwar, daß er 
gemacht werde ; allein die Regierung ist dabey 
an keine bestimmte Zeit gebunden, und kann 
die GroCse desselben nach vernünftig zu nehmen- 
den Rüksichten füglich modifiziren : oder der- 
selbe ist unbedingt nothwendig, d. h. es 
hängt weder dift^Ausdehnung der Zeit, in welcher 
er gemacht werden mufs , noch die Gröfse oder 
Beschränkung desselben von dem freyen Witten 
des Regenten ab, sondern derselbe ist von den 
Umständen dringend und unabweifslich gebothen« 
Unter die erstere Klasse geboren z* B. Vor- 
schüsse für Anlegung neuer Strafgen , Kanäle, 
Brücken , Häfen etc. für Unternehmung neuer 
Berg - Salinenwerke $ Auslagen für Anlegung 
neuer Festungen , für Unterstützung einwandern- 
der Kolofaisten , beginnender Gewerbsarten, für 
Anschaffung von Silber etc. zum Münzen , für 
Arron dir nng oder Purifizirung des Gebieths, 
welche nicht an bestimmte Momente oder Gele- 
genheiten gebunden ist , für Tilgung vorhandener 

Staats- 
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Staatsschulden , deren T\ükz*h\vvgp&bt]ge$reLixgp 
wird u. s. w. Zur lezteren Jtlaw hingegen 
sind zu rechnen, z. B r d^e Ko$t$n,£/££r ^ijr de^ 
Zwek des Staats dringenden Rei*e des,, Regen- 
ten ins Ausland ; die Kosten d^rj^isi^pg, Filte- 
rung, und Fortsetzung eines, *ur Vier t heidi* 
gung des Staats oder, seiner AUürten jppthwen? 
digen* Kriegs; 4|e dem Feinde zu leistende* 
Kontributionen ; die Auslagen für eine* an gün- 
stige, ^ugenblikliche Gelegenheiten gebundene, 
dem Staate wesentlich nüzlichfe Terrjtorialver- 
gröfserung; die Tilgung aufgekündeter Staats- 
passiven u. s. w # Leicht ist nach den oben an- 
gegebenen Distinktivmerkmalen zu bemessen, 
zu welcher von beyden Klassen andere mögliche 
Arten aufserordentlicher Staatsbedürfnisse zu 
rechnen seyen ? wobey^ny* nuy nicht aiifser Acht 
gelassen werden darf, dafs nu;* yon Staatsbe- 
dürfnissen, nicht von individuellen pder priva- 
tiven Rq ge n t e n bedürfnissen.die Rede sey. 

In Ansehung der eben bezeichneten ersten 
Kfe$se «ufserordentlichen StaaLsaufwan^e^J hat dip 
Fioanzgesezgebung , sAs unab weich liehe Normen, 
folgende Gruflds^tze? aufzustellen : 1) Unterneh- 
mungen v welche einen (in? Verhältnisse fcur 
jNat^onalkraft) , bedeutenden , aufserprd entlichen 
Aufwand der er Sterin Art veranlassen , müssen 
*° l^nge unterbleiben, als der Staat in der Lage 

Behr Stiattkunst. III. Abth, 27 
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ist*, unbedingt notwendige,- aulseror. 
flentlidhfe Atß^afceti bestreiten zu müssen, welche 
für sieh stifcttti *dle tfationafkraft in einem Mafs^ 
ansdreAgett, ^welches ohne Lähmung der National- 
Wirtschaft nicht überschritten werden kann. 
2) Aüfser diesenff Falle können zwar Unterneh- 
mungen jener Art, rfenn sie sich als wesentliche 
Beförderungsmittel 2ur Erreichung des wahres 
StaatszwekS' empfehlen, *tatt finden, müssen 
jedoch dieselben so eingerichtet werden, dafs 
den Forderungen, welche zur Bestreitung des 
durch sie veranlassten Aufwandes an die Nation 
gemacht Werden müssen, von dieser, ohne die 
mindeste Überanstrengung der Nationalkraft, 
entsprochen werden kann , und dafs die Vortfteile 
welche daraus' für die Nation erwachsen können, 
nicht von den, durch Erhöhung der Auflagen 
verursachten,Naöhthei!en für dieselbe überwogen 
werden. Es dürfen daher nicht mehrere bedeu- 
tende Unternehrfittugen jener Art zu gleicher 
Zeit , sondern nur successiv begonnen werden, 
ixtiSL die Stufenfolge ist riaöh dem näheren oder 
entfernteren Bezug, nach der gröfseren oder 

4 1 

minderen Einwirkung derselben auf Erreichung 
des Staatszweks zu he messeil, oder es ist eine 
solche ZeiteintHeilüng der Ausführung za treffen, 
dafs die dadurch der Natiori vetanlifste La8t nur 
successiv getragen, und somit Weniger gefiihlt 
wird. 3) Der Bedarf für Bestreitung des tinter- 
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stellten Aufwandes fot durch das Ausschreiben 
eines äufiserordentlichen Beytrags von der 
Gesajnmthe^t der Staatsglieder aufz^brin.gepf, 
welcher > gleich der o r d e n 1 1 i eben Beytrags- 
rate, direkt auf das reine Einkommen a\Hf 
Staatsglieder zu legen, uaejv gleichem Maßstäbe 
auf leztere zp repaitiren, und in gleichen Rate*? 
(d. i. i^gleicben Zeitabschnitten , \yie die ordent- 
liche Steuer) von ihnen zu erheben ist. Da{s 

die Forderung jedes außerordentliche* ßeytrag^ 
jedesmal abgesondert;» vo», dfcr* Forderung 
des ordentlichen Beytrags aufgestellt., unddife 
Veranlassung jener Forderung namentlich erö££- 
not ^werden, müsse, wurde bereits im ^ §G8 
bemerkt. ; ,. ( » . ' . ;* nn ^ v 

An>nei<km>g» Wird durch eiriei^ tolcjien au&cior<leiit- 
. ; i Jiclun $pyt*ag ein Aufwand bestritten , jfv^cfcer na$V 

•■ her durch spezielle Einnahmen (wie z. B. der .Auf- 
* * >ü 

wand für Anlegung neuer Strafsen 9 ßriioken etc» für 

Anlegung neuer Berg- Salinenwerke etc. durch Straften« 

HVückengelder , durch den Erlöfs aus dem Verkaufe 

> " der Äetg - Salinenßrodukte etc.) wieder geaekt wirft "* 

'»ömufi die', auf dielen Wege* jährlich «urUck empfan- 

. . ! gehe 4 'Rate des aufgewendeten Kapitals entweder röm 

/der Summe des» .etwa wieder erforderlichen » neuen 

außerordentlichen Beytrags» oder wenn kein solcher. 

zn fordern ist, von der Summe der ordentlichen 

Beytragarate abgezogen» und dadurch der Vorschufs 

'wieder ersezt werden, Dafs hierdurch dieNothwendig- 

' keit eineV pünktlichen gesonderten Berechnung ipeineK 

iierEtnnahmea jener Art begrUndetaey> ist^U: sich klar. 
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Inf Ansehung ' des ausserordentlichen Staats- 
vbedatfs der, obtti (§. 8Ö0) bezeichnete*, zw 6 y* 
Ten Klass* ist ein weiterer Unterschied zu be* 
rUksifchtigen. Es fot derselbe iräihticfr ^t^e- 
^er von der Art, dafs^r- durch Reparation auf 
die Öesammtiieit der Staatsglied^-ohne'Über- 
sßamlüWg ' der Natiotfalkraf t , gedekt, u«d- die 
Zeit der Erhebung des außerordentlichen Bey* 
iKägs'iiiefiir abgewartet werden kann; — und 
f 8* iiesetf Fall mfe&'did Finanzgesezgebung ge* 
$>ietfew, daf? die etwa bestehende Forderung aus • 
^Mtetdeatlichen Bey trag« für bedingt nothwen- 
SBgentStaatsaiifwabd, ww dieser leztere selbst» 
(wenn er sich nicht durch spezielle Einnahmen 
-ÄV &-€*««* ssee- Brückengelder * Salzverkauf etc. 
^öW^Wtffr^n' selbst dekt), augenbliklich iistirt, 
\tna 1 ae*?uhbedingt nothWendige Bedarf durch 
außerordentliche direkte Besteuerung des reinen 
jgii^kofnaiens nach der gesetzlichen Regel , neben 
undr nuC der ordentlichem Bey tragsrate ^ jedoch 
abgesondert* v.OÄ;äerßesainnUheitder Staatsglie- 
der (täfchigeh Falls in onggren Zeitabschnitten) 
tingehtiben Werde: — ad er es ist derselbe von 
dWArtf*dafs er durch Repartition auf die Ge- 
sammineit der Suatsglieder/ ohne verderbliche 
Überspannung der Nationalkraft und jn der 
erforderlichen K>iir&e dqr Zeit,* .nicht gedekt 
und ei hoben zu weiden vermag: für diesen 
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V 

Fall wuft di<* Fiti*n3§Hety#ta^ 

daffi . --* .[• •-. ;ir; r.vjrry tut- 

1) mitSisürung alle$ bedingt notbrWe^gf^ 
außerordentlichen StaatsaurfVan^e* |jiH)d '^4W 
Beytrags hie für, eine, ,$H*eb 4erJW*H^q4** 
8tre«gung > welche das reifte Einkowrrqn der 
Suat5glied<?r periodisch veri ragt, zu bej^ftss^r^f | 
auJserordei%tliche Steuer A^f,. die G^amnrthejf 
der S&atsglieder ausgeschrieben , und nadj der# 
jgeseglichen Mafsstabe vpr|be$t w^dgj^^^p^ 
zwey Qritt heile zur Bestreitung 4^s -^fi??; 
stellten Aufwandes (z^ B. der Jfri^s^p^gftjj^ 
zu&uschiefseu seyeu; sofort -■ .1 :'., I 'iii : ä 

. ^) I^Inlande eiq, Ajplehn a^f 4i^j^r)ig^ 

Su*i0e> welche nebst demrEru?ge.ieaer fJ zy r e,3r 
iQrittfceiie -unentbehrlich ist,, eröffoeU:/ !r ^x V| ^ # 

3) Der Ertrag des übri^h pri^h&^ jenÄ 
aafserordentiichen Steuer . unmittelbar an (zu 
wählende oder schon vor handele) Repräsentanten 
der Nation (Landre|ich§6täHde) angewiesen w? r 4& 
um davon durch deren Hände die pünktlich e ^Zin- 
senzahlung von jenen Aniehen besorgen zu lassen. 

4) Die Dauer jener aufserord^ntlicben Steuer 

,hiiLXiWtg*pfcKchen Tilgung/d$^ 
«te» bestimmt , und vom Zeitpunkte des tlinwegp 
Wiens der Veranlassung zürn außerordentlicher? 
Aufwaride m* auch der Ertrag der ersten zwey 
Drittljeile jener ausserordentlichen Steuer zu* 
u^nrijttelh^ren r Abli?ferupg an die ^rvrahn^ji 
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Re p räsenta nten ibgtwtesen wtrde, alt welch* 
von jenem Ertrage die kpntrahirte Schuld fort* 
laufend ' «tt tilgen , und jährlich über diclo Ver- 
wendung dem. Publikum Rechenschaft abzulegen» 
verpflichtet werden müssen. 

(D&Ts gesezlioh vorgeschriebene, und ängst- 
lich gepati eingehaltene Mafsregeln der Art dem 
Kredit 'der Regierung einen Schwung geben 

* 

müfsten, welcher si* jeder Besorgnifs, ihr An- 
fcfrn' nicht schnell erfüllt zu sehen t überheben 
würde 9 scheint keines Beweises zu bedürfen, 
gleichwie auch in einer anderen Rtiksicht die 
Billigkeit für sich einleuchten mochte» die Nation 
auf die 'bezeichnete Art dafür zu sichern, dafs 
ihre aufserordendichen Opfer auch wirklich dazu 
verwendet werden , wozu sie solche zu leisten 
aufgefordert werde). 

§. 683. 

5y : Dafs — + im Falte (wider alles Erwarten) 
das im In lande eröffnete Anlehn seinem Zwecke 
nicht entspräche — ein Theil der Staatsgüter 
veräufsert, oder gegen Verpfandung der Staats* 
guter, und mit Einhaltung jenes, unter den 
Nummfern 3) und 4) bestimmten» Verfahrens ivl 
Hinsicht der Zinsen- und Kapitalentrichtuag 
ein AnTehen im Auslande versucht; und, im 
Falle auch dieser Versuch mifslingen sollte , 

6) zum lezten Nothmittel geschritten , und 
Von der Klasse derjenigen Staatsglieder» bey 
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welchen (nach eineis Jadeit Orts Nptori#ät) das 
meiste Geld vorräthig ist, ein A.nXehnzjis^eft 
vollständigung der absolut erford^j^cfreö Sumi^ 
in der Art erzwungc» werd^.dafs/ne)b$j 
der Einhaltung der, unter denNuropen} 3) und 
4) bezeichneten, SichemngsniafsregeUj ^i$f Dar- 
leihern einige weitere Prozente über, dsji gewöhn? 
liehen Zinsfufs hinaus zu bewilligen uyd zu ept- 
richten seyen. , ;-,.]> 

Der Rechtsgrund zu eineq^ Zvftf#g$ i e W$ 
Art erhält aus der Erwägung ; d*f?> ^war } e 4^f 
Staatsglied in Absicht desjenigen, was fes jo d^? 
Kegel zum Staatsbedarfe nicht Ipey zutragen Ijflk 
in 'de? Regel auch völlig freyer (absolute*) tigert: 
thümer sey* dafs jedoch, in sofernezur £rhal; 
tung der — obersten Bedingung allej; . Rechts- 
sicherheit, nämlich der — Sieh^rnng^nstalj: 
selbst, ein weiteres Opfer des, nach Entrichtung 
der regelmäfsigen Bey träge übrigen* Eigen thums 
von Seite einzelner Staatsglieder, ausnahms- 
weise, unumgänglich nothwendig ist^ 
4er Stpat auch dieses Opfer von ihnen zu ford^r^ 
berechtigt , und sie , dasselbe zu leisten > voll- 
kommen verpflichtet seyen, indem ein jedes, 
vom Staate regelmäßig zu garantirende , Recht, 
und der Anspruch auf diese Garantie, bedingt 
ist, durch die Möglichkeit des Bestens der 
Rechte aller Staatsglieder M upd durch die Mög- 
lichkeit der 'Fortdauer jener Garantie, mithin, 
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sobald die Fortdauer dieser Garantie ohne jenes 
Opfer unmöglich würde > . mit der Bedingung das 
Bedingte hinwegfällt, und darum diejenigen, 
weiche in der Lage sind , die im Noth falle sich 
befindende Rechtsanstalt selbst erhalten zu kon- 

r 

neri , keiri Recht haben , das absolut erforderliche 
Opfer tu verweigern. (Freylich aber wird dabey 
eine wahre Staatsnoth vorausgesezt , welche 
der Regent zu beseitigen nicht vermag). In so- 
ferne jedoch der Rechtsgrund jenes Zwanges 
nur für den Moment der Noth besteht , die Ab- 
rieht des Zwanges nur dahin gehen kann, den 
nÖthigen Vorschufs von Einzelnen im Nameit 
der Gesammtheit der Staatsglieder zu erhalten , 
und diese Gesammtheit unleugbar verpflichtet ist» 
sobald sie es vermag , den Vorschufs zu ersetzen» 
Sicherheit dafür zu gewähren, und selbst die 
Einzelnen, Welche ihre Sache führten, für die 
entbehrte Disposition über das Ihrige zu ent. 
schädigen, in soferne erhellt wohl auch der zu- 
reichende Grund der geforderten Sicherung 
fiir Wiedererstattung der erzwungenen Summen» 
und der geforderten Verwilligung einiger Pro- 
zente über den gewöhnlichen Zinsfüfs hinaus, 

§. 684. 

Dafs die Summen, welche zur Deckung 

eitiesy bedingt oder unbedingt nothwendigen, 

aufserorttentlichen Staatsaufwandes gefördert 

werden wollen / nur unter Einwirkung der, be- 
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reits in §. 660 pöstulirten Kontrolle, Hxirt, — 
nur die absolut unentbehrlichen , dringendsten 
Summen auf den , in den vorigen %. bezeichne- 
ten. Wegen, mit Beobachtung ihrer bestimmten 
Stufenfolge, aufgebracht, — kein anderer Ausweg, 
den un ter*tellteu Bedarf zu decken, ergriffen a), — 
die aufgebrachten Summen mit gewissenhafter 
Genauigkeit nur' zur Deckung des, ihre Forde- 
rung veranlassenden Bedarfs verwendet , — die 
ausserordentliche Besteuerung zwar bis zurgänz- 
lichen Tilgung der gemachten Staatsschulden 
fortgesezt, und in dieser Tilgung auf die, im 
$. 682 unter den Nrn. 1), 3), 4) bezeichnete, 
Weise verfahren, aber — jeder Eintritt eines 
neuen außerordentlichen Staatsauf wahdes (be- 
sonders bevor die, um des vorigen willen ge- 
machten, Schulden getilgt sind), mit aller An- 
strengung verhütet, — endlich, sobald die 
Schulden getilgt sind , die durch sie veranlagte, 
•oder doch um ihrer willen fortgesezte, Forde- 
rung aufserord entlicher Steuer unverzüglich ein- 
gestellt werden solle: — sind die weiteren, durch 
den Zwek der Finanzgesezgebung unerlafstich 
geheischten, und darum von ihr, als gesezliche 
Normen, aufzustellenden Bestimmungen. 

1) Die ZuBur.it tu indirekten Stauern auch aar xuv 
Deckung eine« auft er ordern liehen Staats» thron de* 
würde nur die Ungertchi'igteÄ und die maqcheriey 

anderen Nathiheile für den NationaKvohlsunJ. wo- 
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mit da* indirekte flteirerwett» unzertrennlich 
behaftet ist , in gleichem Grade mit dem Mafse Jenes 
8teuer erhöhen, Dasselbe gilt von Taxen auf bestimmte 
Objekte (seyen es auch Artickel des Luxus) , indem 
dadurch eine Lait, welche ihrer Natur nach von 
der Gesammtheit der StaatsgKeder zn tragen ist, 
such ganz willkUhrlichen , mit dem Grunde der Steuer- 
Pflicht in keinem Verhältnisse stehenden , RUksichten 
blofs auf einzelne Theile jener Gesammtheit gelegt, 
diesen also eine widerrechtliche Prtgravation zugefügt 
wird» welche mit der Bestimmung des Staats» das 
Gleichgewicht des Rechts zu begründen und zu sichern, 
in einem h'ifslichen Widerspruche steht. (Überhaupt 
beruht es auf einem eigenen Vorurtheile, den . 
Luxus partikular oder speziell besteuern zu wollen: 
Als ob derjenige , welcher pufferen Glanz und Be- 
quemlichkeit liebt , und darauf sein Einkpmmen Ter-' 
wendet , wirklich gröberen Antheil hätte am Effekte 
des Staats 9 als der zehnmal reichere Bürger > der aber 
alles ersparte (oder erwucherte) wieder zu Kapitalien 
anlegt » oder in seinen Kasten verschliefst , und nicht 
wagt» sich satt zu essen , oder sich eine Bequemlich- 
keit zn gönnen? Sollten nicht reelle Räksichten auf 
den Nationalwohlstand vielmehr gerade eher für jenen 
als diesen eine Erleichterung ansprechen?) — Bey 
Anleiben gegen Leibrenten , Tontiqen n. s, w. ver- 
lieren entweder die Darleiher tuler der Staat, d. i. 
die Gesammtheit der Staatsglieder , welche am Ende 
doch den Verlust tragen mufs: Keines von beyden 
braucht aber, zu seyn > Keines soll seyn , wenn auch 
picht noch mancherley andere Nachtheile für die 
Darleiher um} den Staat damit verbunden wären. — 
Sich eine Zuflucht zu den Depositengeldern erlauben, 


427 

uri« ''mancher Hinjicht sehr feed«iUicli> «ad Hand- 
lungen jener An tob Seite de» Siuia sind um nicht 
viel bfiMC) -all solche Handlungen Ton Seite ein- 
zelner Staatsbeamten, — Dth Lotterien u. d. gl. tief 
unter der Würde des Staate stehen, wurde schon be. 
merltt , and die Fisvtnzgesesgebung muh mit allem 
' Nrtebtrntehe an verhüten suchen ; data je der Staat von 
«einen Ftmnsbeamten herabgewürdigt werde tat Rolle 
eines verschuldeten unbesonnenen Menschen, welcher 
gierig nur das «lehne Mittel* Geld ta bekommen, er- 
greift, unbekümmert um die. Rechtlichkeit diäter 
Mittel und ihre Wirkung fitr i'ie Zukunft. Amiii. 
patione'n der ordentlicheuSE;uern,oderVerpacha 
tnng, Verpfandung derselbe! gegen einen zu lei- 
etenden Vorschuß etc. beurkmden zum TheiJe eine 
solche Herabwürdigung des Stait«, 
Anmerkung. DaTs der Suat für Falle dringenden aufser- 
ordentlichen Bedarfs bereite Hülfi- (Anleihe) Quellen 
finde k ist bedingt durch »einen Kredit; dieser aber 
Steht nothwendig mit der Sicheihi.it, die Zinsen 
dea Dargeliehenen, und seiner Zeit leiterei selbst 
unverkürzt zarBknurhalten , welche er gewahrt, auf 
gleicher Stufe. Darum mufl die Regierung, indem 
sie Anleihen sucht, damit beginnen, daf* sie die Aus- 
lieht auf richtige- Zinsenzahlung und Erstattung des 
Kapitale in einer An begründet , welche volles Ver- 
trauen erwecken kann , und je fester dieiea Vertrauen 
Ut, desto sicherer wird sie ihre Absicht erreichen. 
Seitdem nun, leider! das blofse Versprechen der Re- 
gierungen jenes Vertrauen nicht mehr verdient, und 
nicht mehr zu erwecken vermag, dürfte kaum ein 
wirksameres Mittel 4 diesen Hangel »u ersetzen, ge- 
ferndsn wenlei kttun^ab itit eben im $. £82 
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«■rar tün'Ntm'.i), 5)»' 4)> TorgdseMsgene, weichet 
tibetdiefs — « indem der fragliche Theil der «ufseror- 
dentlichen Steuer, und seiner Zeit der gtnze Be- 
treg (derselben ea die Reprisentanten de» Nation 
unmittelbar eingeliefert werden soll — 
die Regierung der Versuchung enthebt, über den 
Tilgfungstond dennoch wieder zu anderen Zwecken 
sn ditponiren , und sie f*r die Abnehme ihrer Schulden 
/ - sichert» besonder! de neue Schulden ohne: Bewilli- 

gung jener Repräsentanten nicht gemacht werden kön- 
nen. (§. 6B4.) Daf« die Existenz von Staatsschulden 
* - entweder nur unredliche j ocler gar keine Vortheile 
gewähren, und dafs es einer achtbaren, Regierung 
zieme, so sehr es da* Mals der Natipoalkraft Ter« 
stattet, auf dem vorgeschlagenen Wege ununterbro- 
chen auf Tilgung der Staatsschulden .hinzuwirken, 
Kann keinen Beweis bedürfen» Aber den Zinsfufs 
herabzuzwingen, oder die Schuldbriefe, so weit 
als möglich zu eutwerthen um sie dann einzukaufen, 
oder die Benennung der Münzen zu erhöhen, oder 
den inneren Gehalt derselben mit Beybehaltung ihrer 
Benennung zu verschlechtern 11 • s. w., um sich die 
Schuldenlast zu erleichtern, sind steigende Kunst- 
* .griffe treuloser Betjiigerey. 

§,68$. 

Es kann aber freilich nur durch geringe 
ren oder gröfseren * Leichtsinn oder Irrthnm* 
durch eine -schiefgerichtete Tendenz des Re- 
genten, gegen velehe die monarchische 
ßtaatsform keinen zureichenden Damm darbie» 
tbet -— de* Fall eintretet? K da& dwqfrjeiflpn fort* 
dmie^»de«Tawfierord«qtlkheiif>taftiÄaufwand (z>.B t 




dwch förtgesezten oder wiederholten Krieg) 
eine solche Masse baaren Geldes ins Ausland 
gellt, welche, indem *ie den üükflufs an baarem 
Geld*, und .die Sum&en, »welche neu gentfinat 
werden können , unverhältnifsnaafsig übersteigt 
auch diexür Zirkulation im Inlande absolut 
imentbehrliche Summe (langsamer oder sehnet 
ler) ^bsorbirt , und so zu einer höchst gefhhrli» 
eben Lahmung und Stockung aller Geschäfte 
führt: — dache der Finanxgesezgebung ist es; 
vum voraus diejenigen Prozeduren vonzu- 
'fceithnen, wodurch für einen möglichem Fall 
jtfMtf'Art 4$in Eintritte einer solchen gefahrtf» 
tftifeiV*tf*e >des . Staats auf den zwekmäfsigsten 
Vbegäniktähig vorgebeugt werden müsse; 
Die 'dwelmäfeigste Stufenfolge jener Prozeduren 
abefi scheint dahin bestimmt werden zu mtis" 
se*i: dafs .> > 4 v » 

■ 1) $o lange noch in den oben (^682, unter 
$kit> 1), -$)p 4) und $. 685* Nr, 5,) bezeichne 
ten\ Wegeo*- eint:tcuiglaser * Kredit erhalten z*x 
werden vermag , durch Anleihen im Auslände 
das Jxenbtfetgte ^haare* Geld i dem Inlande zu ver- 
schaffen gesucht werden im Falle aber dieser 
Ausweg gesperrt seyri sollte, . » i, 

2) wa möglich durch Abschliefeung, y^a 
tiandeUvefträgen * welche den vermehrt« Ab- 
saz einheimischer entbehr l icfaerProduk te,gteg e n 
baares Geld ins Aiisknd befielen» und durch 


* 
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Veräufserung der (hypothekenfreyeo) DomMaen 
gegen baares Geld- an Ausländer* der nöthige 
Btaschufs an baarem Gelde fürs Inland erstrebt 
Werde. Im Falle aber auch diesem Mittel ^w 
länglich seyn sollte, endlich . 

3) zu dem äußersten Nothmittcl, nämlich 
der Surrogirung des Metallgelde* durch Papier- 
geld, jedoch in einer solchen Art geschritten 
werde, welche den gewöhnlich 
Folgen dieses Auswegs zu steuern 
ist; diese Art besteht darin: dafs, nicht die 
Regierung, sondern — die Nation durch ihre 
Repräsentanten (jedoch nur) diejenige Summe 
gegen Verfälschung möglichst gesicherten} Pa- 
piergeldes erschaffe* welche zur Verhütung da* 
Stockens der Geschäfte absolut unentbehrlich ifo 
sofort die * Instrumente der Fabrik des Papier- 
geldes auf eine objektiv überzeugende Art aniser 
Weiteren Gebrauch setze , und das geschaffene 
der Regierung zur Bestreitung ihrer Bedürfnisse 
im Inlande in den nöthigen Raten übergebe, 
wogegen die ordentliche Beytragsrate der Nation 
au den Staat verh&knifsmä£sig zu mindern, der 
Rest aber in baarem Gelde oder verarbeiteten 
Silber oder Gold zu entrichten ist Alle Par- 
tiellen jenes Papiergeldes €ind eben so viele 
Scheine einer (unverzinslichen) National- 
schuld*, für deren Abtragung auf der Stelle 
ein Tilgungsfond durch einen, kleinen, nach 


Art der Steuer auP das 'reine Einkommen aller 
Staatsglieder zxx iegefcdeny außeVoidentlichen 
Bey trag , weichet ätf die Repriteentänten der 
Nation unmittelbar abzuliefern ht, etablirt, und 
vermittelst desselben jährlich eini', d<*m Ertrage 
dieses Beytrag« entsprechende, Quantität jenes 
Papiergeldes eingelöfst, und öffentlich Ver* 
hichtet werden inufs. Unter Voraussetzung 
dieses Verfahrens witd das Papiergeld die Stelle 
des M&ällgfeläes Vollkommen ersetzen, die Na* 
tion hur den möglich geringsten Nachtheil davon 
fühlen, und selbst von diesem Nachtheile nach 
Mafsgabe ilrtfes eigenen Willens urid ihrer eige*> 
nen Kraft wieder gänzlich böfrey t werden. - - 

Anmerkung« Eine allgemeine Maxime ist: dafs der 
Staat zut Tilgung seines -Papiergeldes wie seiner 
Schuldet! nie zu solchen Q uellen , weiche zur Deckung 
.. des ordentlich enStaatsaurwande* bestimmt sihd-r* 
.denn diefs hiese nur eine Verlegenheit aufheben« 
um sich in eine, andere zu stürzen, —sondern 
, lieber gleich zu derjenigen Quelle seine*Zuflucht nehme, 
aus welcher dennoch am Ende alles geholt werden 
mufs, nämlich zu einem aufseröroenlichen • tur Kraft 
der Nation yerhältnifsma'fsigen , und nach einem ge"- 
rechten Mafsstabe auf sie zu/rertheilenden , Beitragt 
von Seite der Gesammtheit der, $tasttgUeder v — Ver* 
bothe des Genusses ausländischer Erzeugnisse fcind 
eben so ungerechte als unkluge Mittel der Zirkula« 
tion die nöthigen Summen des haaren Geldes zu ' ' I 

erhalten» 


\ 
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Durch vgllständige Entschöpfung der , bis- 
her ($. 660 n- ,685.) angedeutete n Bestimmungen 
nach ihrer ganzen in ten$iven. Sphäre erhält die 
Finanzpraxis des Staats ein zureichendes Regu- 
lativ , wonach sie das Total . des (ordentlichen 

i 

und aufserordentiichen) Staatsbedarfs zu benjes- 
<*n , diesen Bedarf (so weit es nöthig ist) in einer 
eben so gerechten als klugen Art auf die Gesammt- 
heit der Staatsglieder zu vertheilen* und von 
dieser zu erheben , endlich das erhobene zwek- 
mäfsig zu verwenden, und das unmittelbare 
Ei«enthum &es Staats zum gemeinsamen Vor* 
theile der JRegienjng und der Regierten zu 
verwalten habe ; , wird also die Wilikühr der 
Exekutivgewalt des Staats in ihren Anforderungen 
an das Nationalvermögen -*-, sowohl was das 
Mafs dieser Anforderungen im Ganzen wie im 
Detail, als auch die Methode ihrer Realisirung, 
und die Verwendung des Staats - wie des bey- 
getragenen Nationalvermögens betrifft — be- 
nimmt geregelt , und dem Mifsbrauche der 
Nationalkraft unter dem Vorwande des Staats- 
bedarfs , so viel diefs im Wege der Gesezgebnng 
zu geschehen vermag , begegnet. In demselben 
Grade aber, in welchem jenes Regulativ den 
finanziellen Wirkuhgskreifs des Staats der Ten- 
denz des vernünftigen Gesammtwillens entspre- 
chend zeichnet, die Fintfnzgewalt zur zwek- 

mäfsigen 
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mäCsigen Ausfüllung desselben bestimmt » und 
ihrer Thatigkeit die nöthigen Schranken stzV, 
ist auch die Sphäre der Finanzgese&gebung er« 
füllt, und dem Zwecke derselben genügt; 


Titel II. 


Von der Finanzverwaltung;. 
(YVirthschaft de» Staat* im richtigen Sinne.) 

(Noth wendigkeit — Begriff— Zw ek-*-undSphSr« 

der Finaniverwaltung. Ha up tan forder ungen an ' 

dieselbe Prinzipien ihrer Organisation und In* 
straition.) . . * .1 1 : 

§♦ 687* ,-•.*«: 

Sache der Finanzgesezgebungistes, die 
Norrtien zu bestimmen') nach welchen das un- 
mittelbare Eigen th um- Ö8£ Staats zu ' bewirth- 
Schäften, der ordentliche Sowohl, als aufseror- 
dentliche Bedarf des Staats ffütf Erreichbarkeit 
*emed Zweks zu bemessen , die "hiefiir erforder- 
liche" Masse von Gütern und Kräften* wirklich 
aufzubringen, und die aufgebrachten zur Reali- 
sirung des Staatszweks zu verwenden seyen: Es 
versteht sich jedoch vcta selbst , dafs mit Aufstel- 
lung jener Normen allein dein Zwecke des Staats 
keineswegs genügt seyn könne, sondern dafs 
auch jenen Normen- gemäfs gehandelt werden, 
däfs die durch jene Normen geforderte Thätig- 
keit wirklich eintreten > dafs die Finanzgesez- \ 
gebdng p t a k t i s ck e $ Leben erhalten müsse , 
wenn alle die MittH, von deren Wirksamkeit 

Behr Staauknnst. Ul Abth # 28 
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das bezieke Produkt des Staats nnr erwartet 
werde» kann« ins Daseyn und Leben sollen 
gerufen j und darin erhalten« weön^das« was 
die Staatsverwaltung; liach allen ihren Zweigen 
im Begriffe fordert« in praktische Realität soll 
gesezt werden können ; und je entschiedener die 
Erreichung des Staatsz weks durch diese praktische 
Realität« die Möglichkeit dieser lezteren aber 
durch den Vollzug derFinanzgesetzebedingt ist, 
destp einleuchtender ist die Not h wendig- 
k e i t einer , den Bestimmungen der Finanzgesez- 
gebung entsprechenden » exekutiven Thätijgkeir 
. 4 , , $..«88. 

JEbeti diese fl&%igludt d. L der Inbegriff 
de f t ,auf;A^etidjii>g qi)4 Vollziehung der Finanz* 
gefetze gerichteten f Fuflfc^pnen ^ die Ausfüllung 
des,« dnrph dieFin^nzgejsezgebung gezeiqhneten, 
WiplfUflgskreifses; das praktische Leben 
der Fi^nzgesetze ist die, Finanzverwal- 
tung a)« v pafs die physischen B^dangu** 
gen aller Lebensfqpl^upn^n des Staats — in 
demjenigen Mafse, welche? der vollständigen 
Erreichbarkeit d$ s t $mt&meks genügt, »öd in 
derjenige^ Art , i*rf&fce tken *o sehr dem Zwecke 
des Sta^ ; ifl, seinpp Gfofotn** als dem Zwecke 
der Glieder hr* Staajp %u&gt — r^lisift werden t 
oder mit andern W^fen* ; &*& au alte* ;Äefcen 
dem Staate dasjepigefVermSg&p (dtfQe*ige Ma*se 
vonpütero und, Kräften), Amt* er zw En#i- 
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chung seines Zweks bedarf, zu Gebotb? gestellt, 

^lie^s, Vermöge* Jp, feiner eben so gerechten. 4 W ti 

klugen: Art aufgebracht« und für den Zwek des ' * 

S^ats jnit kluger ^par^mfceit rptweptiet werde, 

dafsdie Wirth schuft des Staate, als sol- ' 

<?heu f den allgemeinen und besonderen Bedin» 
jungen ihrer Zweckmässigkeit ; entspreche ,, , jUt 
die Verstellung* *4ere» , ftealisir qqg. <J jg ,Staat$f 
geUHaU4>e$timmen mufs /sich di$se : Sphäre ihrer 
3xekut*v ; en ^hätigkeit su seteen,; und solche z* * 
entschöpfen , d. i. der Z we k der Fin^n^vervfalr 
tung» Zu ihrem Gebiethe gehört demnach 
alles dßß] enige, wodurch 'die Erreichung dieses 
Zweks bedingt ist; alles andere liegt aufser ihren 
Grenzen , und sie kann«, ohne die$e Greven sehr 
ungebührlich zu überschreiten, sicha nicht her- 
ausnehmen, in die Geschäfte des Landwirthsi 
des Kauf- und Gewerksmannes unntittelbiir sich 
einzumischen, zur Anwendung der Güter zu 
sprechen , Bevölkerung zu erzwingen, das Gleich« 
gewicht zwischen Produzenten und Konsumenten 
zu erkünsteln» die Industrie zu reizen und zu 
lenkend« s.w., um die Einnahme 4es Staats 
hur immer vermehren zu können; denn die 
Staatsglieder sind nicht um des Staats willen, 
sondern der Staat ist lediglich um der Glieder 
willen vorhanden , und wenn die P o 1 i z e y , wie 
sie um ihres Zweckes willen soll« aus ihrem 
^ Gesichtspunkte den Wohlstand der Suatsglieder 
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unteratüzt , so vVird die Natioftrikraft auch immer 
•ine zureichende Quelle der > für seinen Zwek 
erforderlichen» Staatskraft seyn; Es kann also 
einer positiven *Ein Wirkung fener Art von Seite 
des Staats -auf die Bewirthttflidfttitog des National* 
Vermögens nicht bedürfen, und wird dennoch 
eine Tenden* jener Art von der Finanzgewak 
eingeschlagen » so'behandek sie, die nnr nm der 
Nation hülfen da ist> ieztefg lilsf blofseif Mittel 
für ^ihtett fcwfck , und beurkundet einen Eigenmir, 
der verwerflichsten Art b). ; 


i » . 1 1 » 


t • I 


a) Eine Finanz Verwaltung, welche nicht Bewerkstelligungr 
*' eines bestimmten ftegelgebäudes , d. i. Befolgung 
n u gewisser» systematisch festgestellter, Prinzipien des 
* ''"' r Ffcitntverfalrrena ist, sondern* aufs geradowbhlin den 
Tagrfiiaifri spekolitt und operirt, sich von .den Um- 
• ..*; [k^ßMßPf dteporiach Irtberrscheuj von dem Zufalle and 
,^, t l^cbsje^ns^yoii der Erfahrung allein leiten läfstt kann 
unmöglich den Namen einer Finanzpraxis im richtigen 
' Sinne verdienen , und mufs die Zwekmäfsigkeit ihres 
Verfahrens vom 2 uralte erwarten: Sie gleicht in jeder 
*' * Hinsicht einer Privatwirtschaft', Welch«; ohne alle 
Basis und Norm liras Verfahre«», fiööfcstetti die 
^ . . ,;; Handli^ip^weiseidps Michtor nachahmende und: defi 
,£u{pnbl& benutzend, fhr Gedeihen und Hefl rein 
-,- dem, Zufalle Uberläfat, der vielleicht zum Wohlstande, 
. vielleicht aber aueb zur Armuth fuhrt« Die Unver- 
antvvortHchkeit einer solchen "Wirthschaft des Staats 
leuchtet aber wohl für sich eitf. v 

b) Du Poliiey (man sehe die J, J. 568 — 5^4) mufs 
■; -- den Wohlstand der Staarsgii euer btriiksichtigen , um 


437 

* 

•ine der Hauptquelleu des rechtswidrige* .Willens , 
die Armuth, möglichst zu verstopfen ^ weil dieses 
ein unerlafsliches Mittel ist, um dem' ,2f wecke der 
Polizey, Störungen u>k1 Verletzungen des Rechts zu* 
vorzukommen, genügen zu köntren : jpie^^in Wir- 
kung des Staats auf den Wohlstand seiner,, Glieder 
ans diesem Gesichtspunkte hat unyerkenn- 
bar -zureichende» Grund in dem Zwecke des Staats 
selbst, und behandelt hierunter die Stellglieder als 
Subjekte, um deren Willen der Staat selbst besteht, 
es zeigt sich dabey die Regierung als Mittel Tür den 
Zwek der Regierten, was Sie auch unleugbar nur ist 
und seyn soll. So wie aber die Finanz ve>rwal- 
tl V^o aus ihrem Gesichtspunkte positiv ^auf den 
Wo iil stand der Staatsglieder einwirken will» so wer-' 
den die Staattglieder sichtbar als blofse Mittel für die 
Kassen der Regierung, und diese als Selbst* und 
Haupt zwek behandelt, und die Verkehrtheit in, diesem 
Verfahren liegt klar vor Augen, 

Die P o 1 i*. e y soll auf den , in den f.. $, £63 — 579 
bezeichneten, Wegen dem Verarmen der Staatsglieder 
möglichst vorbeugen, den. Erwerbefleifs in d en 1«** 
teren möglichst wecken , erhöhen, und auf die, nach 
der individuellen X^age des Staats, vorteilhaftesten , 
Wege seiner Anwendung aufmerksam machen , endlich 
der gewekten Betriebsamkeit den frevelten Spielraum, 
verschaffen , durch Hiuwegräumung der unnatürlichen 
Hindernisse und durch der Kraft des Staats mögliche 
Erschaffung der Bedingungen der natürlich grÖfsten 
und leichtesten Ausdehnung jener Betriebsamkeit« Unter 
Voraussetzung einer solcher Thätigkeit von Seite der 
Polizey , kann es aber einer weit er $ u p o j i t i v e n 
Einwirkung der Finanzverwaltung auf das Nation« 1- 
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Tertnftgen t fanit dmei stto eine zitmebende Quelle 
des erforderlichen Staats vermögen* sey, nicht nur 
nicht bedürfen , sondern es würde , wie die bester« 
Theorie langst anerkannt» und die Er&hnmg vielfältig 
JtestSttigt bat » jede weitere Einwirkung jener Art 
mehr hemmen und verderben » alt befördern und ver- 
bessern. Die Fiiianz Verwaltung,— welche nur den fUr 
Erreichbarkeit des wahren Staatszweks erforderlichen 
Bedarf su decken keineswegs aber eine immer weiter 
gehende Vermehrung des Staatseinkommens xu bewir- 
ken hat, ~* kann also weder cioe Verbindlichkeit 9 
noch ein Recht haben , ans jenem ihr allein eigenen 
Gesichtspunkte auf Erhöhung des Na tion aireich tU ums 
positiv hinzuwirken , und um eine solche Wirksamkeit 
euch nur scheinbar zu rechtfertigen $ müfste ihr ein 
Zwek vorgestekt werden» welcher der Idee ihres 
Wesen* völlig fremd wäre, und einen sehr unreinen 
Eigennuz beurkundete, *-~ Gibt es doch so mancher. 
ley Gesellschaften» welche für Erreichbarkeit ihrer 
'Zwecke ' bestimmter BeytrÜge von ihren Gliedern 
bedürfen, ohne dafs es jenen einfällt , sich einen Ein- 
flufi auf die Vermögensverwaltung ihrer Glieder 
erlauben au dürfen , damit diese *$ts im Stande seyeo, 
die erforderlichen Bey trfge zu leisten ; Warum und 
Woher sollte denn der Staat ~« ein Verein zur Geltung 
d^$ Rechts — « befugt seyn» auf die Privatwirtschaft 
teiner Glieder aus dem Grunde einzuwirken , 
damit sie fähig seyen» seinen Aufwand bestreiten zu 
helfen ? Ist nicht die Sorge für diese Tätigkeit lediglich 
Sache derer » welche den Staat und dessen Zwek wollen ? 
•und- ist es möglich , dafs die Regierung jene Sorge zu 
der ihrigen mache» ohne die Regierten zu blofsen 
Werkzeugen ihres Eigennutzes herabzuwürdigen ? 
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Je weniger aber auch diennan^verwaltung^ich mit 
Erhöhung des Nationalreicbthums positiv zu beschäf- 
tigen durch den ihr- eigen|htimliohen Zwakrfefn* echtigt 
seyn kann» desto dringenderiitieie lUgege« "verpflich- 
tet » den Nationalwohlstand st&s in 4er {negativen) 
Art zu berücksichtigen, dafs sie sich' nie eine Mals- 
regel zur Erreichung' ihres J&wek» erlaubet» welche in 
ihrer gewählten Modalität den Gewejrbsüejf*- (in der 
ganzen Ausdehnung des Wons) der Staatsglieder, und 
se{n Gedeihen zu der» seiner Natur nach möglichen» 
Ausdehnung und Wirksamkeit auf den Nationaiwohl- 
sund» ungebührlich störea-oder hemmen könnte und 
müfate» sondern alle» durch ihren Zwek «othwen- 
digen» Forderungen an die Staatsglieder nur nach, 
einem | der Gerechtigkeit und Klugheit gkiek entspre- 
chenden, Mafistabe auf das gan ze Nationalvermögen 
und auf alle Besitzer desselben ohne Ausnahme ver«- 
i heile» nur die» durch den Zwek des Staats wirklich 
geheischten» Forderungen sich erlaube» und das er- 
hobene mit kluger Sparsamkeil zwekmafsig ver- 
wende. — Als widerrechtliche und vermeidliehe Stö- 
rungen und' Hindernisse des Gedeihens des 
National Wohlstandes kündigen sich aber auf den ersten 
Anblik an: Jeder» einer gerechten Repartirjttnsbasis 
ermangelnde» Steuerfufs, alle Arten indirekter 
Steuern» alle Arten von Steuerprivilegien, die. 
Benützung der sogenannten aufserwetentlichen 
Regalien » als Quellen eines reines Gewinnes für die 
Staatskasse» Anhäufung der pomStfcn » • Staatslotte- 
rien » Antizipationen» Verpachtungen» Verpfandungen 
der ordentlichen Steuern» endlose .Anhäufung der 
Staatsschulden, gewaltsame* Herabsetzung des Zins- 
fufses, Agiotage mit. Staatspapieren, Verschlechterung 
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4*1 Gehalt» der Minien, Vergeudung der erhobenen 
Summen für die Launen und Privatib lichten de» Re- 
genten ,' 1'ortietEung bedingt notwendigen aufieror- 
deutlichen Aufwände* , wlhrend dem der unbedingt 
notwendige Aufwand schon alle Spinnkriit der Na- 
tion in .Ansprach trimmt , Forderung von Bey trügen, 
.welche den Fond tnlbst de* Nationaleinkommen« 
' angreifen matten u, t. w. 

Solehex nnuBthigeu Anhäufung det Aufwinde!, 
foLther Vergeudungen, lolcher unwürdigen Finanz- 
operationen »ich m enthalten , oder solche unver- 
züglich ein*U3la!len , alle Steuerexemtionen oder Pri- 
vileeien auFiuheben, die Einführung einet einfachen 
und gerechten Stauerfufiei unennüdet voran Weiten, 
und nach vollendeter Vorbereitung dericlben, unter 
Abschaffung aller indirekten Steuern , mit unerschüt- 
terlichem Mathe durchzuführen, die Administration 
der Domänen und der nutbireu Regalien nach rich- 
tigen Prinzipien tu modifiiiren i liiefi — und nicht 
die potittVe Leitung det Ackerbauet , der Gewerbe 
und det Handelt, «ler Kontamtiou und Bevölkerung ~ 
■and die einzig Eülluigea Wege, auf welchen die 
Finansverwaltilng, nach der Natur ihrer Be- 
athnroung im Staate, auf den National Wohlstand 
(negativ) einzuwirken berechtigt und verpflichtet ist. 
Hie igitur opui, hie labor eitl 

Vor allem bemühe lieh die Regierung, in ihrer 
*igeo«u Wirtschaft , Ordnung, Gerechtig- 
keit, OHdigung und Sparsamkeit einxufUh- 
reu und zu befestigen, ehe lie andere Wirthichaften 
lehre« oder gar zwingen will; Was können alle Hau» 
■ deli - Ackerbau- Gefrerbs- BevSJLoruogs- und Kun- 
aumiionigetetze tfi^bttä, eo lange die Regierungen 
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nur in der Verwirrung und Zerrüttung ihrer Finan- 
zen mit ungemessenen Schritten weiter schreiten» 
* und jahrlich die Ungerechtigkeit und Unklugheit des 
Steuerwesens um eine Stufe höher heben ? — Möchte 
man sich doch ja nicht zu spät erst daran erinnern, 
dafs , wie alles , so auch die Geduld der Völker ihr 

4 

gewisses Mafs habe , welches ohne die gröfste Gefahr 
nicht überschritten werden darfl Möchte doch die 
Finanzverwaltung allenthalben ihre ganze Thitigkeit, 
die wohl nöthig seyn dürfte , darauf konzcntrireti, 
um das, was zunächst ihre Aufgabe ist , vollständig 
zu löfsen, statt dafc sie sich um die Aufgabe anderer 
Verwaltungszweige bekümmert, und dabey gerat}* 
das, was ihr zunächst liegt, vernachlässigt l 

§. 689. 

Um^ die eigentümliche Sphäre der Fi- 
nanzverwaitung richtig abzugrenzen, mufs man 
die Jntension ihres wahren Zweks unverrükt 
im Auge behalten : Dieser ihr Zwek ist kein 
anderer, als: redliche Bestreitung des für Er- 
reichung des Staatszweks nöthigen Aufwands, 
d. i. redliche Bewirkung und Besorgung der, 
für den eben bezeichneten Zwek erforderlichen, 
Einnahmen und Ausgaben, kluge Führung der 
Wirthschaft des Staats. Hiermit ist zugleich das 
Objekt ihrer Thätigkeit bezeichnet, und die 
Aufgabe bestimmt, aus deren Analyse die Haupt* 
anforderungen hervorgehen, welche sie, um 
ihrem Zwecke zu genügen , nach ihrem ganzen 
Umfange , und in der durch die Finanzgesezge* 
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bung vorgezeicbneten Art zu erfüllen verbau- 
den ist« 

§. 690; 
Jene Hauptanforderungen reduziren sich 
dahin: dafs sie 

1) das unmittelbare Eigentbam des Staats 
(Objekte der Landwirtschaft und Forstwirtb- 
schaft , des Bergbaues und Salinen weseus, Aktiv- 
kapitalien etc.), und die, der ausschließenden 
Übung durch den Staat vorbehaltenen , Rechte 
nach den, in der Finanzgesezgebung und Instruk- 
tion vorgezeichneten Prinzipien und Modifika- 
tionen, verwalte und benätze» den jährlichen 
Ertrag dieser Einnahmequellen nach einem rieh« 

tigen Durchschnitte berechne, und solchen, 
pünktlich erhebe, 

2) Den , von der Finanzgesezgebung gefor- 
derten ($. 660.), und in seinen Rubricken be» 
stimmten ($. 661.) , Normaletat des ordentli- 
chen Staatsbedarfs entwerfe, auf dessen Grund- 
lage und mit Rük sieht auf die nöthigen Modifi- 
kationen in concreto, vor dem Eintritte jedes 
(Etats*) Jahrs, den vollständigen Spezialetat 
von jeder Rubrik des Normaletats , und aus der 
Zusammensetzung dieser Spezialetats den jähr» 
liehen Generaletat des ordentlichen Staats- 
bedarfs verfertige, und solchen zur Prüfung der 
(§. 660.) geforderten Kontrolle vorlege, mit 
Bemerkung der Summe, welche durch jene 
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unter Nr, 1. bezeichneten Einnahmequellen 9 
und durch' vorhandene, für Mittelzwecke des 
Staats bestimmte, milde Stiftungen gedekt ist, 

3) Nach erfolgter Genehmigung oder Be- 
richtigung, die Totalsumme des (ordentlichen) 
Staatsbedarfs i wieviel davon gedekt, und wie« 
viel also noch durch den Beytrag der Gesammt* 
hfeit der, Staatsglieder zu decken sey ? stur 
Öffentlichen Kenntnifs bringe, 

4) Die Angaben für Bestimmung der Total* 
summe des, von den Vorständen aller (Stadt* und 
Dorf») Gemeinden aussumitteluden (§, 676,) , 
reinen Einkommens der Nation einfordere, mit- 
telst Vergleichung dieser Summe des reinen 
Einkommens mit jener, auf die Gesammthek 
der Staatsglieder fallenden t Beytragsrate , die, 
jeden (intelligibien) Theil (z. B* jedes 1000, 
100, 50 fl. u, s* w«) des reinen Einkommens 
treffende , Beytragsquote ausmittle , und da* Re- 
sultat dieser Berechnung , mit ausdrüklicher 
Angabe der TotaUumme des reinen Einkommens, 
ebenmäfsig zur Kenntnifs des Publikums bringe , 

5) Nach diesem einzigen, durch das Ver- 
haltnifs des reinen Einkommens eines Jeden nor- 
mirten , direkten Steuerfüfse , die ganze Bey- 
tragsrate von der Gesammtheit der St&atsglieder, 
vermittelst der Gemeinde vorstände , weiche 
nach ihren Registern die individuellen 
Stenerquoten zu bestimmen haben , in den 
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gesezlichen Modifikationen and Zeitabschnitten, 
pünktlich einhebe, und nach demselben Maß- 
stäbe den, im Speziale tat des Polisey- und Mili* 
tärdeparteraents aufgeführten » Personalbedarf 
für den Polizey • und Militärdienst konscribire. 

6) Die konscribirten Personen dem Poli- 
zey • und Militärdepariement zum gesezlichen 
Gebrauche überlasse, die erbobenenSummen aber 
nach Anweisung des Generaletats und in der Art 
verwende, dafs damit der, im Spezialetat einer 
jeden Rubrik des Generaletats für diese Rubrik 
gebilligte, Aufwand auch bestimmt und ohne 
alle Abweichung bestritten werde. 

7) Die Einnahmen des Staats« nach den ver- 
schiedenen Gattungen ihrer Quellen, so wie nach 
den verschiedenen Arten dieser Gattungen ge* 
sondert, die Ausgaben aber nach den verschie- 
denen Rubricken des Generaletats geschiede ^be- 
rechne, und diese Berechnung nach dem Durch- 
schnittsetat der Einnahmen , und nach den ein- 
zelnen Theilen des Generaletats des Staatsbedarfs 
kontrolliere. Endlich: 

8) die von der Regierung geheischten , und 
von den Repräsentanten der Nation bewilligten, 
Summen für Bestreitung eines außerordentlichen 
Staatsaufwandes, ohne irgend eine Abweichung 
nur auf den , von der Finanzgtsezgebung vorge- 
zeichneten, Wegen (§. 681. Nr. 5. $* §. 682. 683.), 
gesondert von den ordentlichen Einnahmen, auf- 
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bringe , mit besonderer Genauigkeit nur zur Be- 
etreitung des, ihre Forderung veranlassenden, 
aufser^rdentiichen Aufwände* verwende, geson~ 
der t berechne» und ' alle* . zur Erhaltung desS 
Staatskredits wie zur Erhaltung der, zur Zirku- 
lation im Staate erforderlichen , Geldmasse» von 
der Firianzgesezgebung bestimiliten Mafsregeln 
(§. $. 682 —685) mit ängstlicher Gewissenhaftig- 
kek einhalte und befolge« 

§. 691. 
' Diese eben gezeichneten Anforderungen an 
die Finanz Verwaltung des Staats drücken das 
Wesens der Aufgabe der lezteren vollständig 
aus: dfennf» wird- das Eigen thum de« Staats in 
einer Art Verwaltet, und werden die, dem Staate 
▼orbehalten en, nazbaren Rechte in derjenigen 
Art gen uzt, welche, ohme in das Gedeihen des 
Nationalwohfetandes störend einzugreifen , und 
der- Bestimmung jener Objekte, in Beziehung 
acrf die Gesammtheit der Staatsglieder zu wider« 
sprechen , dem Staat» die möglich gröfste rechte 
liehe Einnahme gewährt ; wird die Bedingung 
einer debtltefren Übersicht und eines genaue*! 
Bemessefcsdes ätaatsbedarfs realiairt, und dt« 
Genauigkeit in diesem Bemessen wirksam kon« 
tirottirt; wird der Gesammtheit der Staaugliedtff 
nur der , zurOeckung des so- bemessenen Statist 
bedarf $ wirklich nothige, Beytrftg. abgefordert/ 
und dieser auf jene nur .nach j**Msn solche 
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Mkfssiabe vert heilt, welcher mit der Beytrags- 
Xahigkeit aller Einzelnen fcbcn $o sehr in einem 
richtigen Verhältnisse steht, als er die Einzelne© 
•^egen widerrechtliche PrlgravafetMen sichert; 
wird die Nation gegen übermäßige Anstrengung 
ihrer Kraft für Bestreitung unnöthigen odet 
unzeitigen Aufwandes gehörig gewahrt, und 
der von ihr geforderte« bewilligte und geleistete 
Beytrag mit kluger Sparsamkeit nur dafür ver- 
wendet, wofür er bewilligt und geleistet wor- 
den ist; wexded endlich für dringende ausser- 
ordentliche Fülle nur solche Auswege ergriffen» 
welche, ohne alle Ungerechtigkeit und ohne 
alle Entwürdigung der Regierung und der Na- 
tion, den Staatebedarf augenhtiidich decken* und 
es der Nation möglich machen, si oh der dadurch 
übernommenen Laste* äUmähUg,, und ohne die 
Fonds ihres WaUstandes **i untergraben, wieder 
zu entledigen , wird 'diese Entledigung nicht 
leichtsinnig verzögert, sondern im richtigen Ver- 
hältnisse mit der Anstrengung! welche die Kraft 
der Nation verträgt, mit ununterbrochenem 
Ernste bewerkstelligt, und dadufeh dem Ver- 
sinken in < eine Schuldenlast , wetohe durch ihr 
Übermafs alles Streben , sie ™L tagen , lahmen 
ftrifefefe, kräftig vorgebeugt , — dann entspricht 
die Wirthschaft ide^iStasIts den F-otderxipgen des 
vernünftigen Ge^mmtwillens; und ist die, durch 
ihren Äwek Weich« ete v Sphäre der Finanzier- 
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waltung befriedigend ausgefällt : denn dann wird 
der Staat zu allen Zeiten haben, was er für Eiv 
reichong seine« Zweks braucht, und er wird 
es'in einer 1 Art haben, Weldienaben so sehr der 
Gerechtigkeit' und Klugheit y ab- serner Würde 
angemessen idt - - 

Zu bewirken, dafs jenen Anforderungen 
(^ 690) 'fafctteoh gentigt, dasjenige, dessen Vor- 
Stellung die Finanzverwaltung notwendig macht, 
*t irklich, was leztere im Begriffe umfafot, 
zur T hat werde, ist Sache der Organisation 
und Instruktion der Fi natiz Verwaltung $ und 
dafs zum Behufe der testeten fein eigenes, von 
allen übrigen Verwaftungsabthieilungen geschie* 
den es, Finanzdepartement im Staate etablirt 
werden müsse, ist unmittelbare Folge aus dem 
(in der Il l€n Abtheilung §. 566 nachgewiesenen) 
Theilungsprinzipe der Staatsverwaltung über- 
haupt in he^ondere Zweiget, d. i. aus der spezi- 
fischen Verschiedenheit des eigenen (Mittel-) 
Zweks d6r Finanzverwaltung von den besonderen 
(Mittel-) Zwecken Mler übrigen Departements, 
und der eigenen , von der jedes anderen Verwal- 
,tungszweigs wesentlich differenten , Art von 
Thätigkeit, mit welcher die Finanz Verwaltung 
zur Erreichung des End zweks des Staats mit* 
zuwirkeja bestimmt ist« — Das Geschäft der 
Organisation des unterateUten Departements 
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begeht in der Bestimmung der, dntch diespezi- 
ibphe Verschiedenheit der, vom Zwecke der 
Fi nanzver waltimg umfafclen , Geschifte unter sich 
selbst geforderten». Sektionen,. und in de* An- 
ordnung derjenige*? v&r.tickul&tioitei* durch 
welche das Finanzdepartement, om den Forde- 
rungen des Organismus iti sich selbst zu genügen, 
personifizirt werdtn muß» 

Die, durch die bezeichnete Bükiicht gefor- 
derten ^Sektionen sind : 1) eine Sektion für 
die Forstökonomie; 2) ein* Sektion für 
den Bergbau; 3) eirte Sektion flu; dus Sali- 
nen w es en; 4) eine (Sektion für das Post« 
wesen; 5) eine Sektion für das Bauwesen; 
und 6) eine Sektion füra He ü b r i g e Geschäfts- 
zweige des Finanzwesens. , 

, A'ti merkunc. Es dÄrfte, »fch von. selbst verstehen • dal» 
diese Sektionen ^ und insbesondere die ffyr den Berg* 
-bau, des Salinenwesen und das Postwesen» nur in 
denjenigen Staaten zu machen seyen , welche so bedeu- 
tende eigene Berg* und Salinen Werke haben, dafr sie 
eigene " Geschäftsorgane für sich erfordern, und in 

. . welchen die Post ö.komo nie auf, Rechnung des 
, Staats selbst gefitfirt wird. •»- Dafs ich keine beson- 
dare Sektion für die Administration der, dem Staate 
eigentümlichen f Objekte der Landwirthschaft, für 
Mauth- oder Douanenzollwesen u. d. gl. fordere, hat 
seinen Grund darin, weil nach meinen, izn vorigen 
Titel begründeten, Voraussetzungen; alle Objekte der 
Landwirthschaft verpachtet, und gar keine 
Mauthen, Zolle und dergleichen Eihebungtatutalten 
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indirekter Steuern im Staat etablirt werden sollen : 
die durch jene Verpachtung veranlafsten Geschäfte aber, 
so wie jene der Erhebung der Wasser- und JLandstras- 
sengelder, der Brückengelder u. s. w, füglich von 
den Organen der 6teu Sektion durch , ihnen unterge- 
' ordnete» Subjekte besorgt werden können. 

Die bezeichnete 5te Sektion umfafst die Ökonomie 
des Land- Strassen- Wasser- Kanal- Brücken«- etc. 
Bauwesens, und ausdrüklich ist zu bemerken, dafs 
mit besonderer Sorgfalt zu verhüten sey, dafs die 
RUksichten der polizey Sektionen für das Straften - 
und Wasserbauwesen , für das Post - und Botenwesen 
u. s, w. nicht konfundirt werden mit den RUksichten 
der hier geforderten Finanz Sektionen für dieselben 
Objekte. Die beziehen Polizey Sektionen haben 
nämlich den Impuls zu geben , und die Aufsicht zu 
führen , dafs in Ansehung der genannten Objekte das 
wirklich sey und geschehe, was der Zwek der 
Polizey erheischt, und Sache der bezeichneten 
Finanz Sektionen ist es» dieT echnik und Öko- 
nomie der Ausführung dieser Forderungen der Polizey 
zu besorgen. Eine Polizey Sektion für das Post - und 
Botenwesen mufs daher selbst auf den Fall im Staate 
bestehen , wenn gleich die Ökonomie des Postwesens 
auf Rechnung«einer dritten Privatperson geführt, und 
dadurch eine Fi n anz Sektion für das Postwesen über- 
flüssig wird. 

Dafs die Aufsicht über die Verwaltungsaxt des Ver- 
mögen* von Kirchen, Stadt« und Dorfgemeinden, 
von milden Stiftungen und ähnlichen juridischen Per- 
•onen im Staate lediglich zum Ressort »der Polizey 
gehöre , habe . ich bereite im f ü n f t.e n • Abschnitte < 
B e h r Staatskunst. III, Abth, 29 
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f* f. 644. 645. nachgewiesen * und et ergibt sich 
daran», dafs sich das Finanzdepartemeat in 
jenen Gegenstand nicht ei«* u mischen habe, weun 
gleich der Ertrag gewisser Klassen von milden Stif. 
tungen (§• 673. Anmerkung) als Beytrag zu gewissen 
Arten des Polireyaofwandes sa betrachtest ist» 

4 §. 695. 

Die Artikulationen, in welchen und 
durch welche das Finanzdepartement zu reali- 
sirenist, sind ebenmäfsig: Primarbehörden; 
(bey gröfserem Umfange des Staats) Mittel, 
behörden; und eine Zentralbehörde. 

Es mufs nämlich das ganze Gebieth des 
Staats auch zum Behufe der Finanzrenraltung, 
nach dem in der Uten Abiheilung $. Ifil. be- 
stimmten Prinzipe und Maßstäbe, in geogra. 
phische Bezirke getheilt, und in jedem dieser 
Bezirke eine eigene» mit der instruktiemsmäs; 
sigen unmittelbaren Anwendung und Vollziehung 
der Finanzgesezgebung beauftragte, Be- 
hörde etablirt werden. Ob jede dieser Primär- 
behörden, oder welche davon, aus verschie- 
denen Organen der oben (§♦ 6j92) bemerkten be- 
sonderen Sektionen, und aus welchen Sek 
tions Organen jene zu konstituiren seyen? 
hängt von Lokalverhältnissen , nämlich davon 
ab: ob fr) jedem Bebakt* der ppjtepstellten 
Art«, öcter in welchen, und was für Sek- 
tionageschäfte darin vorkommen ? ~* Auf jeden 
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Fall mufs die Primarbehörde bestehen aus einem 

* 

Organe der 5ten Sektion (Rentbeamten), welchem 
die, zur Einhebung der Wasser- und Land- 
strafsengelder , der Brücken- Kanal- etc. Gelder 
in seinem Bezirke nöthigen, Subjekte unterzu- 
ordnen sind, und zugleich die Fertigung des 
Konspekts der, in seinem Bezirke nöthigen, 
Baulichkeiten» und die Ökonomie der lezteren 
übertragen werden kann. Befinden sich aber 
in einem solchen Bezirke bedeutende Staatswal- 
dungen , oder Berg - oder Salinen werke , so ist 
zugleich ein Organ der (§. 692) bezeichneten lten 
(ein Forstbeamter), oder ein Organ der 2teq 
(ein Bergbeamter) , oder der 3ten Sektion (ein 
Salinenbeamter) , als Glied der Primär* 
finanz&ehörde, darin aufzustellen, und kom- 
men in einem Bezirke bedeutende Geschäfte 
dieser 4 Sektionen zugleich vor* so ist die Be- 
zirksfinanzbehörde aus Organen dieser 4 Sek« 
tionen zugleich zu konstituiren > deren jedem 
das eigene treffende Sektionsgeschäft und das, 
dazu erforderliche, Unterpersonale anzuweisen, 
aber, um der unumgänglich nöthigen Einheit 
des Kassen wesens willen, die Ablieferung des 
Überschusses seiner Einnahmen an die Kasse des 
Rentbeamten, und die spezielle Berechnung seiner 
Einnahmen und Ausgaben zur Pflicht zu machen 
ist, welche Speziairechnungen der Hentbeamte 
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seiner Bezirkshauptrechnung, als Bey Ingen # an« 
zufügen hat. 

Die Bestimmung dieser Primarfinanzbehör- 
den ist: In ihren Bezirken die Forst* Berg* und 
Salinen» (wo solche Objekte vorhanden sind) 
Ökonomie in ihrem ganzen Umfange zu führen, 
die Vertheilungund Verpachtung der, dem Staate 
eigentümlichen, Objekte der Landwirtschaft 
instruktionsmäfsig zu besorgen , die Facht* 
summen 9 und , von bereits vererbten Objekten 
der Art, die Gülten und Zinsen (bis solche ab- 
gelöfst sind) pünktlich zu erheben, dienuzbaren 
Regalien gesezmäfsig zu adiuinistriren, die Öko- 
nomie des Wasser- und Landstrafsenbaues , des 
Brücken -und Kanalbaues, so wie der v übrigen 
vorkommenden Baulichkeiten zu führen, die 
Weg- Wasser- Brücken- etc.. Gelder «(durch die 
ihnen untergeordneten Weg- Wasser - Brücken- - 
Pflaster- etc. Geldeinnehmer) zu erheben, jähr- 
lich von den Vorständen der Bezirksgemeinden 
die Resultate der Ausmittlung des reinen Ein* 
kommens einzufordern , die Summe des reinen 
Einkommens des Bezirks zu ziehen , und jene 
der kompetenten Oberbehörde zur bestimmten 
Zeit anzuzeigen, über das Verfahren der Ge- 
meindsvorstände bey jener Ausmittlung zu wa- 
chen, die ausgeschriebenen, odcntlichen und 
außerordentlichen Steuern in den bestimmten 
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Zeitfristen - von den Vorstäitden der,; zu ihren 
Bezirken gehörenden» Xiemeinden. anzuheben t 
die ihnen vorgezeichijeten Ausgaben zu besorgen, 
die Kassenreste an die kompetente Kreifskasse 
(oder wo keine Kreifsfinanzbehörden sind, an 
die Zentralkasse) einzusenden , Einnahmen und 
Ausgaben instruktionsmäfsig zu verrechnen, den 
Personalbedarf für Poiizey - und Militär durch 
Konscription den Gesetzen gemäß aufzubringen, 
genaue Beschreibungen der Domänen und über*, 
haupt finanzielle Statisticken ihrer Bezirke, 
Durchschnittsetats der Einnahmen aus Domänen 
uod Regalien, zu verfertigen, die besonderen 
Aufträge der Oberbehörden zu vollziehen u, s.w. 

§. 694, 
Bey gröfserer Ausdehnung des Staats mufs 
fernet die jenige Anzahl der, im vorigen §. unter- 
stellten, Finanzbezirken, welche von einer 
Oberbehörde vollkommen übersehen werden 
kann, jedesmal zu einem Kreifse eingetheilt, 
und in jedem dieser Kreifse sine eigene Mittel* 
finanzbe hörde etablirt werden , von welcher, 
was die Personifikation der Sektionen in ihr 
betrifft, verhältnismäßig eben dasselbe gilt, 
was in dieser Hinsicht von den Prirnarfinanz- 
• be^örden bereits bemerkt wurde , ,nur mit der 
Erweiterung , dafs , ^enn die Postökonomie 
auf Rechnung des Staats geführt wird, dann 
jeder K r e i f s finanzbehörde ein Organ r der 
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Sektion für das Postvfresen,. zur Leitung der 
Postökonomie im ganzen Kreifse, als GHed jener 
Behörde beygesellt werden müsse. *— Die Be- 
stimmung dieser KreifsfinanzbehÖrden besteht 
darin: Über die, zum Kreifse gehörigen und 
ihnen untergeordneten 9 Bezirksfinanzbehörden 
die Aufsicht zu führen, Nachlässigkeiten oder Feh- 
ler in Jen Funktionen der lezteren zu rügen f 
abzustellen und zu verhüten; die Bezirksstadt 
sticken und Dürchschnittsetats zu revidiren f zu 
berichtigen , und daraus K r e i f s statisticken und 
Einnahmsetats zu bilden ; jährlich aus den Ein- 
gaben der Bezirksbehörden die Totalsumme des 
reinen Einkommens des KreiTses zu bestim- 
men , und solche der Zentralbehörde anzuzeigen, 
die Überschüsse aus den Kassen der Bezirks* 
behörden in Empfang zu nehmen , davon die 
vorgezeichneten Ausgäben zu bestreiten, und 
den Rest an die Zentralbehörde einzusenden, 
die Rechnungen der Bezirksbehörden zu revi- 
diren /und nach Erledigung der Erinnerungen 
zu approbiren , die eigenen Einnahmen aus den 
Bezirkskassen und dieKreifsausgaben zu berech- 
nen, und diese Kreifsrechnungen , ifcii: den, 
ihnen zu Beylagen dienenden , Bezirksleitun- 
gen an die Zentralbehörde einzusenden. — Zum 
Behufe dieses Rechnungsgeschäfts mufs jeder 
Kreifsfinanzbehörde eine, zur ungegart hiten 
jährlichen Revision der Bezirksrechnungen 
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vollkommen zureicHwcle AflfcftM vcfn«R<rcIuiuiig$- 
verständiget* Subjekten , u n t er geordnet 

wetideih : " t. .. ■> - . .. .. 

A,nffi er JtiMig» Dafo die. Erhaltung der Pünktlichkeit #nji 
Ordnung im Finanzwesen schlechthin bedingt sey 
durch jährliches u n ji achsichtliches Einfordern 
der Bezirksrechnurgen, deren ungezogene Revision, 
*' und ebenmaTsig pünktliche Stellung und Revision der 
Kreifs* so wie der Central rtictinüngen, *d*fl demnach 
* ' * 4i& 8pa*samkeit mr^tnds^übler angebracht tey *. -als. jki 
$er;£etcjir£nkiing des. nötige* Reshnuug£j>erst>ttfl*, 
^r^ucht wohl nur erini\ent j^u wpriofu , T ; 

Endlich ist der. Qrganiimtais d« Fmdnsdc- 
p ari eiiients ztt voReiulen, durch fronäsjifctiüipng 
einer Zentralfina«iböh;ördey aj» Sitae 
des &afcenten, aus Organen, d ei je rögt^vori dAn 
9ben t (§. 692.) b^UmWfH m i^fcfi<»#»i! ;jroJtofeB 
dftjrcb <Üe finanziellen» Y*rbälnu*$e des &U*ts 
•vi^rjkfe sind Ä)#*/rr*Wi*. 4lir Re$finiiii[Uttg; Ifor 
Allem dfcn:# von d&rBioan^gcsetgetOAggbfordör- 
teol, KtoffmaLe tM! des S taatebtf darf* Aerius tel- 
,ke»>, auf dessen G*uodlagr södarm j>ährvli<r& die 
.&pe z*ia l«t a t& van.alkmlVabrickettdeis Normal« 
4tat& 9 \üid,fcusde*eö ^^«WttejjsteUangidoriGe- 
nfcraie tat d^sSuatsbedhrfs zaxbilde»^'did voll- 
rtatodigfe finanzielle S£a$s*ik des Staate ; *md eine 
germine Übersicht ^vy f ohlider , nach fcinemrich- 
tigmß^h^hpitte berechneten , jährlich eil Ein- 
nahmen s&$ detf* &J9ft?n imn^ittelb^rQn Staatsei- 
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gentbum and «m den nuzbaren Begatten, als aach 
des Ertrags der, für Zwecke des Staus bestimm- 
ten, milden Stiftungen im ganzen Staatsee- 
biethe zu entwerfen ; jenenGeneraletat des Staats- 
bedarfs , stimmt der lezf eren Übersicht , jährlich 
den Repräsentanten der Nation vorzulegen; die 
nach Abrechnung jener Einnahmen und jenes 
Ertrags , auf die Gesammtheit der Staatsglieder 
fallende Beytragsrate. zn bestimmen» und solche, 
»ach erfolgter Genehmigung dieser Bestim- 
mung von Seite der Repräsentanten der Nation, 
zur Kenntnifs des ganten Publikums zu bringen; 
•us den , von den Kreifsfinanzbehörden jährlich 
angezeigten , Summen des ausgemitteken reinen 
Einkommens aller Kreifse, die Total summe 
des reinen Einkommens der Gesammtheit der 
Staatsglieder zu finden , *xnä solche, mit Be- 
stimmung der berechneten Beytragsguote »• wel- 
che auf jede Parzelle (z. B. auf jedes 1000, oder 
100, öder 50 R.) des reinen Einkommens flllft da- 
mit die ganze Beytragsrate herauskomme, eben- 


rag jna orrentiicben Kenntnifs zu bringen; 

-Milifärkonscriptio» zu regulieren , und 
vermittelst der Kreifebehörden zu dirigfren f die 
Funktionen sämmtlicher Kreifsjinanzbehftrden 
zu impulsiren und zu leiten , Nachlässigkeiten 
oder Fehler von Seite derselben zu verhüten 
und zu verbessern , überhaupt über |ene Kreüs- 
behörden unmittelbar (und dadurch zugleich 
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mittelbar über die Bezirksfinanzbehorden) d» 
Aufeicht zi> führen , die Ausgaben, welche von 
den Bezirks- tind von den Kreifsfinanzbehördeii 
bestritten werden sollen, vorzuzeichnen * den 
Überschufs der Einnahmen aus den Kreifekasse* 
(sammt ddn Quittungen über di<*, bereit? von 
diesep und den Bezirkskasseo gemachten Ausga- 
ben stau baaren Geldes) in Empfang zunehmen; 
die Rechnnwgen der Kreifsfiuanzbehörden (durch 
das ihnen untergeordnete Personale) im vor- 
züglich zurevidiren, und nach erledigten Er- 
innerungen zu approbiren; die Zentralstäatsaus- 
gaben, zu besorgen , über die Zentraleinnahmen 
und Ausgaben (welche die ganze Einnahme 
und Ausgabe des Staats umfassen) jährlich eigene 
Rechnung zu stellen , (von weither die K r e i f s » 
rechmingen die unmittelbaren, und die 
B e z i f k s rechnungen die mittelbar eh Bey* 
lagen aufmachen müssen), und solche Zentral- 
rechnungen jährlich» b^y Ypri§gung des Budgets 
für das. folgende (zweite) Jarhr: an die National* 
repriMntationt &ur Appräfo^kfovotider lezteren 
mit vorzulegen, bey^eintretendem aufserordent- 
liehen Staatsbedarf die, zur Deckung demselben 
erforderlichen Summen genau zu berechnen, und 
ebenmafsig zur Genehmigung vorzulegen, die 
Aufbringung jener Summen in den , von der 
Finanzg^sezgebung vorgezeichneten Wegen zu 
bewirken , sie pünktlich nur für ihre Bestim- 
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tmmg feu tretwettden , Einnahm« und Abgabe 
derselben gesondert zu berechne« * • wd diese 
Bereckmingen der Vorlage der Hauptrejcbnon- 
geb an die NationalrepraseoUnten mit amdfugeo 

a) Je nachdem n2mlich der Staat bedeutende Berg» and 

' Sa^Iinenwerke besizt, und die Postökdhotnie auf eigene 

- S&eeknnng betreibt' ©Vier nienr • - müsse* auch bej 

dar ZentraliibajitbehorJe die Sektionen föridea^Berg- 

bau» fiir das 6aJinan* und für das Postwesen durch 

.eigene Organe pertouifizirt werden, oder nicht; auf 

jeden Fall aber rauft bey der Zentralfinanzbehörde eine 

eigene Sektion für die Technik und Ökonomie des 

Bauwesens in den) , oben (in der Anmerkung zum 

f, 692.) bestimmten Umfange aufgestellt werden. — - 

(Da das Miinsweaen «ustcJüie&end um Qefeietae 

jder Polise'y gehört (J. 5$$.)* und daa Finanzde- 

M ,| . partement pur ip^ofero berührt, als dieses für Her« 

beyschaffung des Münzetoffes zu sorgen hat, so kann ' 

Ton einer eigenen Sektion für das MUnzwesen bey dem 

Fi n an zdepartement 'nicht wohl <K^ Hede s*yn um 

sö weniger, je ge'rathener es seyn niöcht»; Selbst die 
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'' >i x . • '»* tbkhssen») -^>ttfatf. eigene Sektion des.Fin,*»**- 
' . , d#f sftemeots Tu*r die^ FpMtokonorn te* wir4 in den 
, meisten Staaten d^r^ dj^ jyiepge derSaauwaJdungen 
ohne Zweifel hinreichend motivirt seyn. 

,. .Nur dadurch, dafs alle hier unterstellten Ge6chäfts- 
arten —nämlich die Forst- Jagd- Berg- Sa* 
linen- Post- und Bau Ökonomie — zu einem 
Departement, wohin sie ihrer Natur nach auch wirk« 
Reh gehören, vereinigt werden, wird -«s- möglich, 
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da£s der aus ih*er gewöhnlichen ItoBniftg nothwendig 
entspringende, Nachtheil durcbgfttfeau} vtthlltet* nud 
dagegen ein sehr fruchtbarer JBinkJang unter • densel- 
ben begründet» der Geschäftsgang wesentlich verein- 
facht , und eine präzise Übersicht über das (Jrauze 

der Finanzverwaltung erzielt werde. 

* 

> §. 69«. -;; 

Eine der wesentlichsten Bedingungen, dafe 
jenen Bestimmungen der Frnanzbehörden gebüh- 
rend entsprochen werden, dafe an die Stelle der 
bisherigen Karaktere — nämlich der Ungerech- 
tigkeit, überladener Komplizi tot, des vagen und 
unsicheren Ganges , und daraas entspringender 
Verwirrung — des Finanzwesens, endlich Ge- 
Ireehtigkeit, Einfachheit, Bestimmtheit, Festig- 
keit und Ordnung in den Finanzen des Staats 
treten könne, dafs endlich die sfchiefe Tendenz 
der Finanzbehörden, die Nationen wirtschaften 
lehren und nöthigen zu wollen , durch das 
Streben jener Behörden ersezt wetde , selbst 
richtiger und besser zu wirthschaften , und da- 
durch vor allem ' den Wohl&and der Nationen von 
seinen bisherigen wesentlichsten Hindernissen 
' zu befireyen , ist — eine v~orzügtiche Sorgfalt in 
Auswahl der Finanzbeamteti aller Klassen, be- 
sonders aber der Glieder der Zentralfinanzbe- 

t r 

hörde ; und die Notwendigkeit dieser Vorsicht 
tritt in einem erhöhten Mafse allenthalben da 
ein, wo es an einer bestimmten und vollsten- 
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i!igea Finanzgesezgebung fehlt» sonach 
alles Heil des Finanzwesen.« auf der Subjektivität 
der Zentralfinanz, organe beruht. 

Dafs Kentnifs der positiven Jurisprudenz 
und der, bis jezt insgemein sogenannten, Ka- 
meral Wissenschaften saromt ihren Hülfsquellen — 
als dasind, Land- und Forstwirtschaft , sammt 
Botanik und Technologie, Nationalökonomie, 
und die (mitunter noch dem faktischen Schlen- 
drian ungebührlich huldigenden) Polizey-, und 
Staatswirthschaftswissenscharten — auch die, in 
den Prakticken des herkömmlichen Finanzganges 
erworbene Routine, nicht. geeignet seyen, um 
auf sie die Hoffnung bauen zu können., daCs die 
60 dringend oöthige Palingenecie. im Zustande 
der Finanz Verwaltung bewirkt, oder auch nur 
der Anfang und die Einleitung dazu gemacht, und 
dies« wesentlich untecstüzt und befördert 'wer- 
de j — Wer möchte dafür Beweis fordern ? — Men- 
schen von solchen Qualitäten taugen meisten? 
nur zu gemeinen Handlangern und mechanischen 
Stützen des tief eingewurzelten Schlendrians.— 
Um diesen Schlendrian wirksam bekämpfen, ihn 
an der Wurzel fassen , und seiner vollkommen 
Meister werden zu können , d a z u wird erfor- 
dert — was freylich durch das Studium der po- 
sitiven Jurisprudenz und selbst der gewohnü- 
-i — v — _i— ;.««<.t.<iR*». kaum erworben 
i, durch eine reine 
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und vollständig gereifte Einsicht in den Wabren 
Zwek des Staats und sein Wesen im Ganzen 
*\yie in allen seinen Theilen erzeugtes, 
lebendiges Gefühl der Würde des Staats und der 
Bestimmung sein et Verwaltung, ein über alles 
Herkommen erhabener Standpunkt der Ansicht 
des Finanzwesens, und seiner Verwandtschaft mit 
allen übrigen Zweigen der Staatsverwaltung, so 
wie seiner spezifischen Differenz von denselben, 
unverdorbenes feines Gefühl des Rechts, gereifte 
Energie und Festigkeit , Ffceyheit von allen Vor- 
urtheilen und blinder Huldigung für das Herge- 
brachte , wahrer öeschäftsenthusiasmus, und da- 
durch begründete Bereitwilligkeit zu ungewöhn- 
licher Anstrengung i und ausdauernder Unver* 
drafsenheit in ihr, verbunden mit der Zuver- 
sicht auf sicheres endliches Gelingen des Ankäm- 
pfen* gegen das eingewurzelte Unrecht» — Diefs 
sind die Qualitäten, durch deren Daseyn an den 
Finanzorganen (besonders der höheren Articku- 
lation) die Möglichkeit einer wesentlichen 
Reform des Finanzwesens zum Besseren augen- 
fällig bedingt ist; und ist es. den Regenten wirk- 
lich um eine solche radikale Verbesserung zu 
thuen, so müssen sie damit beginnen, sich einen 
veredelten Schlag von Finanzheamten zu erzie- 
hen, sodann die Schlendrianttnänner zur Ruhe 
zn verweisen, und solche aus dem veredelten 
Nachwüchse zu ersetzen* Nur müssen freylich. 
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die Vorschläge besserer Finanzorgane gehört und 
befolgt werden wollen; denn aufserdem mag 
man immerhin die Routinisten ungestört in ihren 
Stellen lassen; der Erfolg wird derselbe seyn. 

§.697. 
Das organbirte Finanzdepartement wirklieb 
in H a n d 1 n n g zu fetzen , und Minen Lebens- 
äußerungen die zwekgem'afse F o r m zu sichern, 
ist das Geschäft der Instruktion der Finanz- 
Verwaltung. Unter dieser Instruktion ist zu ver- 
stehen ein , auf die Grundlage der im vorigen 
Titel postulirten Finanzgesezgebung gebautes, 
Regulativ der konkreten 'Thätigkeit, und 
der formellen Bedingungen und Maximen 
der Funktionen dieses Verwaltungsdepartements, 
und zu ihrer Aufgabe gehört alles, was %zu 
erforderlich ist, um der, zur Führung der.Wirth- 
schaft des Staats in Bereitschaft gestellten , That- 
kraft den gesezmafsigen Impuls zu geben, die 
Vollständigkeit im Vollzuge der Finanzgesezge- 
bung, und die Zwekmäfsigkeit in der Form 
dieses Vollzugs anzuregen und zu sichern« Sie 
wird demnach bestimmen müssen z. B. die 
Hegeln, nach welchen die, dem Staate eigen* 
thtimlichen, Objekte der Landwirtschaft in 
seh ik liehe Parzellen zerschlagen und verpachtet! 
die Forst« Jagd- Berg* Salinen- Post- und Bau* 
Ökonomie geführt, die Ablöfslichkeit der Grund- 
zinsen und Gülten «tatuirt, die Gröfse der^Land« 
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und Wasserstrafsengelder , der Brücken- und 
Pflaster« etc. Gelder bemessen, die privativen 
Benutzungsarten der Flüsse verpachtet , die reine 
Einnahme aus allen diesen Quellen im Durch- 
schnitte berechnet werden sollen; die Regeln 
und Formulare» nach welchen der Normal* 
etat, die jährlichen Spezial- und General- 
etats des Staatsbedarfs, die jährlichen Bankon- 
spekte, die finanziellen Bezirks* Kreifs- und 
Generalstatisticken verfafst, und die Zeit, bis zu 
weicher jährlich jene Etats und Konspekte ge- 
fertigt seyn sollen ; die Zeit , bis zu welcher 
jährlich die Totalaumme des reinen Einkommens 
der Gesammtheit der Staatsglieder ansgemittelt, 
die Beytragsrate der Gesammtheit und die Bey- 
tragsquote von den Parzellen des reinen Ein* 
kommens bestimmt, und zur öffentlichen Kennt- 
pifs gebracht, und die Zeitabschnitte, in welchen 
die Steuer erhoben seyn soll; die Form des 
Verfahrens bey der Militärkonscription; das 
Verfahren in Ansehung der Geldeinsendungen 
von den Sektion s - an die Bezirkskassen, von 
diesen an die Kreifskassen , und von den Kreifs* 
kassenan die Zentralkasse; die Form, in welcher 
die Rechnungen jeder Sektion, und jene jeder 
Artickulation des Finanzdepartements gestellt, und 
d ie Zeit , bis zu Welcher jede Klasse dieser Rech« 
nungen an die kompetente Behörde eingesendet, 
und deren Revision vollendet seyn soll. 
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Anmerkung. Die Hauptmoment» der spezi eilen 
Instruktionen für die drey Klassen von Attickulationen 
det Finantdepartements (nämlich für die Bezirks- 
und Kreift nnantbehörden und für die Zentral- 
behörde) sind bereits in den f. |. 693 — • 695« ange- 
deutet. — Dafs in den Rechnungen die Einnahmen 
von den Ans gaben getrennt» unter den Einnahmen, 
die für den ordentlichen» von jenen für den ausser- 
ordentlichen Staatsbedarf gesondert, erstere and lextere 
wieder nach den Gattungen ihrer Quellen» und diese 
Gattungen nach den darunter begriffenen Arten abge- 
theilt,— die Ausgaben ebenm'äfsig nach dem ordent- 
lichen und ausserordentlichen Aufwand, und der 
erstem nach den verschiedenen Verwaltnngsdeparte* 
ments» für welche der Aufwand gemacht, und let- 
terer nach den verschiedenen, ihn veranlassenden, 
Objekten geschieden, dargestellt werde» scheint d£% 
von der Rechnungsinstruktion zu adoptirende» natür- 
lichste Ordnung zu seyn, bey welcher auch die Vet- 
gleichung der Ausgaben mit den Etats des Staatsbedarfs» 
und der Einnahmen mit den Durchschnittsetats der 
Einnahmen am wesentlichsten erleichtert und erhellt 
wird. — Dafs Übrigens die Sektionsrechtwngen ru 
Beylagen flu die BcsirkMjsjfcnnungen, diese eh 
Beylagen für die Kreifs rechnungen , und diese wie- 
der zu Beylagen für die Z e n t r a ^rechnungen dienen ' 
müssen, wurde schon bemerkt. — > Die Norm für 
die Rechti ungs revision bilden die Durchschnitts- 
etats der Einnahmen (ohne diese Etats' ist eine gründ- 
liche Revision* gar nicht möglich) , und die, von der 
Zentral&aanxbehörde ausgegangenen» Bestimmungen 
der Ausgaben» welche von den Bezirks- und Kreils- 
behörden bestritten werden sollen ; endlich in Anse- 
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hang der Zenttahfechnungen der entworfene, und «• 
totfhmigt« Generaletat des Staatsbedarfs , mit den Spezial* 
etats, woraus dieser erwachsen ist» 

§. 698. . r, 

Die Hauptmaximen, welche der Jnsttuirung 
der Finanzverwaltung zu Grupde fiegea mü^en^ 
und die Hauptmomentb, auf deren Jpffduuirung 
durch jene Instruktion hinzuarbeiten Jst,. sind 
Bewirkung strenger Pünktlichkeit in Er- 
hebung der Staatseinnahmen 9 kluges Spar* 
samkeit in den Staatsausga^n^ei^fächer 
Ordnung im Geschäftsgänge t und bestimm« 
ter Übersehbarkeit des finanziellen Zu» 
Standes, im Ganzen und in seinen Theilen. Eben 
diese Karaktere sind die Bedingungen der Z^ e k* 
rnäfsigkeit aller Wirthschaft f ##&. Sprint auch 
der Wirthschaft desStaats* — , So gej\yi£ närnlich 
der Bedarf des Staats fortlaufend ist, und pünkt- 
liche Befriedigung , erheischt , yr eun nicht eine 
gefährliche Stockung in seinen Funktionen ein- 
treten soll, so dringend ist die Be^üsirung deif 
Bedingung jener Befriedigung, d. i. die pünkt- 
liche Einhebung der schuldigen Beyträge aller 
Art in den gese&lich bestimmten Zeitata^ni^ 
ten , und diese Pünktlichkeit rechtfertigt sich 
nicht nur durch die gerechte Forderung der Re- 
gierung, sich jeder finanziellen Verlegenheit in 
der Regel enthöbet* W sehen, sondern, selbst 
durch die, vpn aller Erfahrung bestätigt gute 

Kehr Staat «kutut* III, Abth^ 30 
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Wirkung» welche das Bewufstseyn jener Pünkt- 
lichkeit» oder die Unmöglichkeit der Rechnung 
auf Nachsicht in jener Erhebung auf Seite der 
Beytfagspflichtigen hervorbringt; denn findet 
k^ine Rechnung auf Nachsicht statt, .so sorgt 
jeder zur rechten Zeit dafür, seine Schuldigkeit 
pünktlich entrichten zu können , und seine Last 

• * 

Wachst nicht: Sobald hingegen Hoffnung auf 
Nachsicht Raurti findet , sobald wird Saumselig- 
keit in der Entrichtung, und in deren Gefolge 
Anhäufung der ^eytragslast eintreten» welche 
dann sicher schwerer drükt, als die einfache 
Last beschwiert haben könnte. Es darf daher in 
dar unterstellten Instruktion lediglich, und zwar 
in Hinsicht der Grundrente für Fälle eines 
'Mißwachses, Hagelschlages, Brandes; rüksicht- 
lieh der Kapitalrente für erwiesene unver- 
schuldete Unglüksfälle ; und rüksichtlich der 
Atbeitsrente für Fälle einer unverschuldeten 
bedeutenden Stockung des Gewerbs (z. B. durch 
lang währende Krankheit), die Gestattung einer, 
vet hält nifsmäfsigen Nachsicht oder Erlasses nach 
Entschließungen der Oberbehörde > erlaubt 
werden! ' ' 

: Kluge Sparsamkeit — die unerlafsliche 

* * 

Bedingung* alles Atiskomtaens »— in der Wirth- 
schaft des Staats besteht vorzüglich iri der Ver- 
meidung alles u n n ö t h igte ti' öder u ri z ei t igen 
Aufwandes; bey bringendem außerordentlichen 


.'*.*♦ 
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Staatsbedarf > in dar genauen Bfcia M fafl mg des 
Maises der Anstrengung , welche diePWtiühialkraft 
im Ganzen f ohne Gefahr der LahniüW^' nur ver- 
trägt, und in der sorgfältigen Enthaltung von 
jedem Überschreiten dieses Makes ja dejr Forde- 
rung aufserordentli^her Beyträge von d^ r Ge* 
sammtheit der Staatsglieder ; in der Anschaffung 

der »öthigen (z. B. Kriegs-) Vorräfhe z u r > * e c h - 
tenZeit; in vernünftiger Umsicht bey Schlies- 
sung von (z.*B. Bau- und Lieferarigs-^Äfefeörden; 
in einer solchen Einrichtung der $i räfhäuser 
aller Art, dafs die Sträflinge ihren und der Anstalt 
Unterhalt selbst erarbeiten; in der Vermeidung 
aller Besoldung von IVJenschen; die; dem .Staate 
keine Dienste leisten^ desgleichen aller unnö- 
thigen Kommissions- und Diätengelder; in 
der Beschränkung der, für den Unterhalt des 
Regenten und seines Hofstaates fixirterV, Summe 
nach den (in der Anmerkung zum §. 661) be- 
stimmten Rüksichten uJ s. "w. 

A tarn« rku ng. Es hitfgegeir in den ~- zum Behufe der 

. > ätrafrechtjpfkge, ödet z*m Behufe der , im Polizey- 

, zwecke liegenden, physischen Prävention gegen Rechts- 

stÖrungcu, Verletzungen und Beschädigungen, oder 

zum Behuf« der Unterstützung der Bildung und des 

Wohlstandes, aus dem Gesichtspunkte der Polizey, 

oder zum Behuf« der Sicherung des Staats gegen 

**ften — nothigen Anstalten fehle» lassen i oder den 

^jrkungskrtUsein&Qh^Sus4fheaniieBüJ}frdie.nai^ 

liehe Sphäre menschlicher Thatkraft ausdehnen (um 


i<» 


- - — - 


; [ : m»j #<» j Ifl uigui bttolden sa müssen), die Jnstiz- 

, •" , Jft^i Ä5^8P? Verwaltungskollegien nicht gehörig b#- 

setzenfto,, d*(s die Geschifft uuleidentlich verzögert 

werden müssen), den Beamten ajler Art verhältnifs* 

inaTsige Besoldungen verweigern, und sie auf Spötteln 

anweisen, an gesexlich schuldigen Pensionen so viel 

1 möglich abzwacken , in Unterstützung der Armen sieh 

> Mofa auf die vorhandenen milden Stiftungen beschiin- 

r k«P (qo»o Btfksicbt, ob diese: zureichen oder nioht?) ; 

•^tte Ahfcendung wesentlich nftthiger Kommissionen, 

Visitationen unterlassen; die Anschaffung und Bau«« 

reparativen so lange verschieben , bis die Kosten sich 

verdoppeln ; Ströme und Ufer sich selbst überlassen, 

u. s. w, — das ist nicht kluge Sparsamkeit» sondern 

genieine pfitzerey, welche die Regierung ent> 

ehrt, sieh mit Vereitlung de» Staatsaweks und den 

Folgen gerechter Voikion^ufriedenheit straft v und wp 

f so un^esaatwortiieher jst, wenn zu jenen kleinen 

Ersparnissen verhUltnifsmäTsig grofse Summen für 

Dinge verschleudert werden» welche auf Erreichbarkeit 
* v . , t .. 

des Staatszweks nicht den mindesten Ein Aufs haben, 

Dafß OrAnuixg r-rt 4i« £«ele aller, beson- 
ders zusammengesetzter, Geschäfte — und Ein« 
f a c h h e i t in ihr ; welche' nur dtfreh Vereinigung 
aller i zum Finanzwesen hoinogetteh, Zweige zu 
einem Ganzen, gehörige Sonderling aller Theile 
in ihn}, und durch Reduzirung aller Steuerarten 
auf die einzig« , vor^tesiimmte* St^^rkate- 
gorie-, welche das rtine Einkommen niler r ßtaats- 
glieder verhältmfsmäfsig gleich mJSpricht/Weich* 
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bar ist: und bestimmte Übersehbarkeit 
des finanziellen Zustande in jeden Momente «-? 
die Bedingung des Selbstbewufstseyns im Leben 
der Wirtschaft» . ~ welche nur durdh Hefrstel- 
hing der voräusgfeforderten £tats*' Durchschnitts» 
berechnnngett und Konspekte f durch Sicherheit 
des unnachsichtlichen Ein heben? der BeytragS 
fcur bestimmten Zeit, und durch pünktliche 
Stellung wohlgeordneter Rechnungen begründet 
wird « — unerlafsliche Karakterhedingungtn 
zwekmäfsiger Finanzverwaltung seyen, ist durch 
die Natur der Sache und allgemeine Wirtschafte 
erfahrung zu sehr aufser Zwd fei gestellt und 
anschaulich gemacht, als dafs es noch eines Be* 
weises dafür bedürfen könfcte, Öie unterstellte 
Instruktion wird also nur in d&vd Grade ■ ihre 
Aufgabe entseböpfeto, in welchem sie diö bt*» 
Zeichneten Karakteife der Finanzverwaltung ins 
Daseyn ruft, und die Dauer ihres Lebens* b4* 
gründet, — * De» Weg vollkommener Päbilsität* 
und eines aufrichtig wahren » vertrauenden Be* 
nehmens über alle finanziellen Verhältnisse mit 
Stellvertretern der Nation, wird jede Regierung, 
— welche über die Absicht und Art ihres Schal« 
tens mit dem Vermögen des Staats ein reines 
Gewissen hat , — einzuschlagen 9 und danach 
ihr*e Finale* gane zu ibstrufcen, v«m selbst fisieb 
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Finanzgesezgebung diese Obliegenheit nicht 
namentlich aussprechen sollte. 

$.700. 
Durch eine, auf eine zwekmafMge Fitianz* 
gesezgehnng (der im vorigen Titel geforderten 
Art) gebaute, und nach den hier bestimmten 
Rüksichten durchgeführte 9 Instruktion 
würde die, zum Zwecke der Finanz Verwaltung 
in Bereitschaft gesezte , Thalkraft in dem Maße 
angeregt, und zu derjenigen Form ihrer Kraft- 
äufcerung bestimmt werden, von welcher die 
möglich vollkommenste Erfüllung: ihrer Bestim- 
mung sich mit Zuversicht erwarten ließe: Für 
den praktischen; Erfolg ihrer Anregung w^ 
Bestimmung aber, so wie für die Dauert 
Zwekmäfeigkeit dieses Erfolgs liegt die beftie» 
digende Bürgschaft in der Organisation des 
Finanzdepartements nach der vorgeschlagen 
Art, und in der vorausgesezten Qbsprge des 
geforderten Ze ntralstaatsra t hs für- die State 
Regsamkeit dieses gegenseitigen Einflusses der 
Organisation und Instruktion aufeinander, so 
wie für den Einklang der Wirksamkeit des 
Finänzdepörterxients mit jener aller übrigen Ver- 
waltungsftbtheilungen ; — und so bewähren sich 
eben diese Momente in ihrer Wechselwirkung 
als die zureichenden Mittel, den gegründeten 
Anforderungen an die Fitmnzverwalttmg hebte* 


r 
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d ige Ti d zu geniigen : Denn unter Voraussetzung 
eines vollständigen Gebrauchs dieser 
Mittel wird zu allen Zeiten dem Staate da? je« 
nige Vermögen, dessen er zur Erreichung sei- 
nes Zweks bedarf , in einer, dem vernünftigen 
Gesammtwillen entsprechenden , Art zu Ge- 
bothe gestellt, und diesem Vermögen nur für 
den Zwek des Staats, ebenmäfsig in einer, den 
vernünftigen Gesammtwillen befriedigenden , 
Art verwendet werden. Hiermit aber ist die 
Aufgabe der Staatsgewalt, als Finanzgewalt, 
entschopfend gelöfst, und der Staat zur Errei- 
chung sei» es End zweks, so viel jene durch - 
Bealfsirung des Mittelzweks der Finanzier- 
waltung bedingt ist, vollständig qualifizirt. 

§,701/ 
Hiermit ist das ganze Gebieth der Staats* 
Verwaltung — bestimmt , ausgemessen , und 
geschlossen: denn nachdem, in der Einleitung 
zur Staatsverwaltungslehre (Ilte Abtheilung) be- 
gründeten, Prinzipe der Ein th eilung der , 
Staatsverwaltung gibt es nur, und kann es nur die 
(im dritten bis zum achten Abschnitte) 
erörterten, Verwaltungs zweige geben, und 
es darf in dem konsequenten Leben eines 
'Staats nichts vorkommen, was nickt zu dem 
einen oder dem anderen dieser Verwaltungs* 4 

zweige; gehörte. Die wahril Konsequenz im 5» 

Leben des Ätaats besteht darin, dafs alle seine 




/ 
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Äußerungen sich als Mittel zur Erreichung 
seines Endzweks aussprechen und bewäh- 
ren: Indem aber die Civil* und Straf- 
rechtspfleget die Polizey verwal tung, 
die Verwaltung der auswärtigen Staats- 
angelegenheiten, die Militär* und die 
Finanzverwaltung, alle Gattungen 
spezifisch differenter Mittel zwecke, welche 
sich aus dem Endzwecke äes Staats entfalten 
lassen, entschöpfend umfassen, mufs jede Lebens« 
äufserung des Staats, welche des bezeichnetes 
Karakters der Konsequenz theilhaftig seyn soll, 
in der Sphäre des einen oder des anderen jener 1 
Verwaltungszweige einheimisch oder auf Bewir* 
kung des Einklangs in den Fiktionen jener 
Zweige gerichtet seyn, — Auch durch eine so 
geordnete, und bA( den Zwek — r das Recht der 
Glieder geltend zu machen und zu sichern — 

- beschränkte Staatsverwaltung * werben alle 
menschlichen Angelegenheiten, Erwerb, Bil- 
dung, Wohlstand etc. jedoch in einer solchen 
Art upafafst, in welcher die Menschheit ffires 
Uqdfcsens vom Staate nur bedarf, und in welcher 
f^ftieses Umfassen eine bestimmte, den Miß- 
pfauch in ihm durch unnötbiges und Verderb- 

• liches Eindringen der Regierung dämmende» 
Grenze gefunden un4 realisirt zu werden' 
vermag« eine Grenze, deren Fixirung, wenn 
man alle jene Angelegenheiten unmittelbar I 

- in 
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in den Endzwek des Staats aufnimmt, ent- 
weder unmöglich, oder dem We5en der Staats* 
gewalt widersprechend ist. 

Anmerkung. Indem durch dts Ganze des vorliegenden 
Systems die Art, in welcher der Staat — auch alt 
hlofse Rechtsanstalt aufgefafst — alle jene 
menschlichen Angelegenheiten, seinen, und zugleich 
dem Zwecke der Menschheit gem'aTs , zu umfassen 
habe , gezeichnet worden ist , dürfte wohl die Wahr* 
heit meiner , in der Vorrede zur ersten Abthei« 
lting aufgestellten Behauptung: — dafs diejenigen, 
welche in dem, auf die Geltendmachung des 
Rechts beschränkten , Staate blofs eine magere 
^ustizans t alt erkannten , damit nur die Mager« 
heit ihres Begriffs von einer Rechtsanstalt 
beurkundet haben, bis zum Grade der Evidenz erho- 
ben ityiftfe 

* §. 702. 

Worauf s\4k das eigentümliche Gebieth 
der Staatskunst (als Doktrin) ausdehnt, aber 
auch beschränkt „hiefs es im §, 15. (der allge- 
meinen Einleitung)^ ist die Erörterung 1) des 
Baues der Anstalt, der Anlage des Staats , d. h # 
Bestimmung der Form, in -welcher die oberste 
Macht wirken » nach welcher der Staat beherrscht 
werden soll: <e* ßtaatsgrundver fassungs- 
lekre: und 

2) der zwekmafsen Leitung und Fort« 
erhaltung dieser Anlage 9 oder Führung 
des Staats auf der Bahn zu seinem Ziele: — 
Staats Verwaltungslehre; 

Indem nun in der ersten Abtheilung 
dieses Systems — nach voransgesckikter Erör- 
terung^ der» Noth wendigkeit 9 des Begriffs und 

Bahr Staatskunst. III, Abth» 31 
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Zweks einer bestimmten Verfassung des 
Staats , der allgemeinen Anforderungen an die- 
selbe , und ihrer Hauptmomente — die mög- 
lichen Arten der Staatsverfassung gezeichnet, 
ihre Zwekmäfsigkeit geprüft, die zwekmäs- 
•igste Staatsverfassung ihren Grundzügen nach 
entworfen 9 und die Bedingungen ihrer Ausführ- 
barkeit , wie der Annäherung zu derselben in den 
bestehenden Staaten , entwickelt worden sind , ist 
die Aufgabe der Staatsverfassungslehre 
und, indem in derzweyten und dritten 
Abtheilung — nach vorausgeschikt« Bestimmung 
des Begriffs und Zweks , der allgemeinen Grund- 
regeln der Staatsverwaltung, der allgemeinen 
Bedingungen einer zwekmäfsigen Gesezgebunf 
in Ansehung ihrer Materie und* Form, ihrer 
Abfassung* - und Einführungsart , und der allge- 
meinen Prinzipien der Organisation und Instruk- 
tion der Staatsverwaltung *— für sämmtliche, 
aus dem vorher fheirten Theilungsfundamente 
hervorgegangenen , Zweige der Gesezgebung 
und Verwaltung , die wesentlichen Normen "des 
Inhalts der ersteren, und der Thätigkeit der 
lezteren, die materiellen, organischen 
und formellen Bedingungen einer, ihrem 
Zwecke zu entsprechen bestimmten, Staats- 
praxi s in allen Tbeilep und Richtungen ihrer 
Sphäre , gezeichnet wurden , ist auch die Auf- 
gabe der Staatsverwaltungslehr* 
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h gelöfst, das Gebieth der Staatskunst in ihren 

beyden Theilen , nach meinem Dafürhalten ohne 
wesentliche Lücke und Überladung, entschöpft, 
und dem Zwecke der angewandten allge- 
meinen Staatslehre — es versteht sich, so- 
weit meine Kräfte diesem , eben so schwierigen, 
als umfassenden, Objekte gewachsen seyn moch- 
ten ,— genüg t. 

§. 703. 
Kömmt es mir gleich nicht in Sinn , den 
Werth meiner, hier niedergelegten, Prinzipien 
und Vorschläge mit egoistischem Mafsstabe be- 
stimmen zu wollen , so glaubte ich dennoch 
hoffen zu dürfen , dafs mancher meiner Leser» 
welcher das ganze System einer unbefangenen 
Aufmerksamkeit gewürdigt hat, mit mir die 
Überzeugung theilen werde : dafs- — wenn der 
Staat, unter Voraussetzung der bezeichneten 
Vorbereitungen, nach der, in der ersten Ab- 
theilung vorgeschlagenen, Form yerfafst 
wüjrde, — die Menschheit für Erreichung ihres 
Zweks im Staate ungleich bestimmter gesichert 
seyn müsse, als es bey der jezt gewöhlichen 
Verfassung der Staaten. (welche im Grunde die 
Erreichung des Vereinigungszweks rein dem 
Zufalle überläfs) der Fall seyn kann; und dafs — 
yrenn für jeden Zweig der Staatsverwaltung ein 
eigener, ihm korrespondirender * Zweig der 
Gesezgebung nach den gegebenen Prinzipien 


"gestellt, jeder. Zweig der Staatsverwaltung 
n dem anderen bestimmt und rein ausgeschie- 
n, und in sich selbst nach den postulirten 
inzipien organisirt und instruirt, der Ein- 
mg unter deri geschiedenen Verwattungsde- 
rtements durch einen , nach dem gemach» 
1 Vorschlage beauftragten, Centratstaatsrath 
ranlirt , die fortschreitende' Vervoltfeomm- 
ng der Gesezgebung durch eine , zweit» 
ifsig besezte, ständige Gesezkommission ver- 
rgt, und das ganze Leben der Gesezgebung 
d Verwaltung des Staats nach den, hier'ge- 
ichneten, generellen Bedingungen Und Grund- 
iximeu geleitet würde, -- dann die ganze 
Latspmxis in allen ihren Branchen einen Tin- 
rich bestimmteren und sichererenTakt erhalten, 
! Sphäre jedes Zweigs derselben ungleich bel- 
edigender ausgefüllt t Widersprüche, die bis 
,t so häufig sind, leichter und wirksamer ver- 
eden, — Gesezgebung und Verwaltung des 
ats Wesentlich besser, also auch der Zwek 
i Staats ungleich vollständiger, als diefs bisher 
: Fall war," erreicht werden ttitifste. —i"In 
un tefb'rochene'r Steigerung der Qu a- 
ikation des Staats für Realisirung 
net wahren Zweka besteht aber doch 
hl unverkennbar die richtige Tertd'e'iiz 
er achten Staatskunst, 


Nachtrag der in der zwevten Abheilung zu 
verbessernden Drukfehler; 

Saita 871 leite Zeile, lies: ja, satt: ja 

— 378 Zeile 16 lies: der es, itatti deren es 

s86 — ' iu, 2 lies; der Staatsgewalt, statt: des Staat* 

— . 2Ö8 — 5 von unten, liet : eben^ statt: aber 
_ 5oo, — ' 7 lies: bedarf, statt t Bedürfe 

__ 310 — 4 vun unten, lies: absolmorisch, statt: ab- 
stinktorisch 

Verzeicbmfs der in der dritten Abtheilung 
zu verbessernden Drukfehler. 



2eilc 

»5 lies: 

Bezeichnung t , statt: Batäqb/png ..... 

»5 

— 

6 lies: 

d. i., statt;. .die 

ai 

_ 

5 setze 

nach, könne — , 

«5 

— 

U Hes, 

,6 lies: 

PolUey, stau; PolizM : 

5i 

— 

Wege, SUtt:. ftjmgo 

65 

— 

16 Gcs 

andere, statt,: andern 

64 

— 

17 Üe. 

jenen, stärti. jener , 
könnte, statt : \Qnna 

88 

— 

,4 lies 

104 

— 


uten, lies: nun, statt: nur 

■■4 

— . 

4 von 

unten t lies; h«reyigesendete , sWIL: 
hfrumgesendetB 

— 

— 

ßo 31 lies: Gesellschaft, staiti Geschäft .. 

.19 


a3 lies 

zur Austibung d*,r Staatsgewalt be- 
vollmächtigten , statt: zur Aus- 
übung der StdatsbevollnjUtlitigteo 

140 

— 

6 .von t 

nten, setze nach-— Bestimmung. — 
hinzu, der Staatsgewalt 

> 7 5 

7— 

18 lies 

zum Widerstände, statt: zum 
' Widerstreita 

,85 

— 

5 lies 

dann, statu darum 

> 9 3 

— 

ja 14 liest bekannt zu machen, »tut: be- 




lanni machen 

BOO 

— 

11 liet 

als die, statt: als den 

aus 

— 

6 lies 

werden, statt: werde) 

ao3 

_ 

13 lies 

Gellung, statt: Gältung 

S04 

— 

IS 

erhellt, statt: erhalt 

ai5 

— 

e nach, der sechsten , hinin: Sektion 

£33 

— 

9 !> c > 

Anhang, statt: Anfang j 

338 

— 

lezte Z 

nie, Um i Sphäre, statt: Spare 

34a 

— 

is He* 

1 existent, statt: existirt 


